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Dieses Dokument („Prospekt“) ist ein Prospekt und einziges Dokument im Sinne des 
Artikels 6 Absatz 3 Unterabsatz 1 Alternative 1 der VERORDNUNG (EU) 2017/1129 DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Juni 2017 über den Prospekt, 
der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Han-
del an einem geregelten Markt zu veröffentlichen ist und zur Aufhebung der Richtlinie 
2003/71/EG („Prospektverordnung“) der zum Zwecke eines öffentlichen Angebots der 
Schuldverschreibungen in der Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum 
Luxemburg erstellt wurde.

Der Prospekt wurde von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht („Ba-
Fin“) als zuständige Behörde gemäß der Prospektverordnung gebilligt. Die BaFin billigt 
diesen Prospekt nur bezüglich der Standards der Vollständigkeit, Verständlichkeit und 
Kohärenz gemäß der Prospektverordnung. Eine solche Billigung sollte nicht als eine 
Befürwortung der Emittentin, die Gegenstand dieses Prospekts ist, erachtet werden. 
Eine solche Billigung sollte auch nicht als Bestätigung der Qualität der Wertpapiere, die 
Gegenstand dieses Prospekts sind, erachtet werden. Anleger sollten ihre eigene Be-
wertung der Eignung dieser Wertpapiere für die Anlage vornehmen. Dieser Prospekt 
wurde als Teil eines EU-Wachstumsemissionsprospekts gemäß Artikel 15a Abs. 1 a) 
i.V.m. Artikel 2 f) i) der Prospektverordnung erstellt und es wurde die Notifizierung an 
die Luxemburgische Finanzaufsichtsbehörde (Commission de Surveillance du Secteur 
Financier - „CSSF“) gem. Artikel 25 der Prospektverordnung beantragt. Der gebilligte 
Prospekt kann auf der Internetseite der Emittentin unter https://dn-ag.com1 im Bereich 
„Investor Relations“ unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033“ eingesehen und herunterge-
laden werden.

Die Schuldverschreibungen sind nicht und werden nicht im Rahmen dieses Angebots 
gem. dem United States Securities Act von 1933 in der jeweils geltenden Fassung („US 
Securities Act“) registriert und dürfen innerhalb der Vereinigten Staaten von Amerika 
oder an oder für Rechnung oder zugunsten einer U.S.-Person (wie in Regulation S unter 
dem US Securities Act definiert) weder angeboten noch verkauft werden, es sei denn, 
dies erfolgt gemäß einer Befreiung von den Registrierungspflichten der US Securities 
Act.
Jegliche Internetseiten, die in diesem Prospekt genannt werden, dienen ausschließlich 
Informationszwecken und sind nicht Bestandteil dieses Prospekts. Informationen auf 
den Internetseiten sind nicht von der BaFin geprüft oder gebilligt.

Der gebilligte Prospekt ist bis zum 7. Juli 2027 (einschließlich) gültig. Die Pflicht zur 
Erstellung eines Prospektnachtrags im Falle wichtiger neuer Umstände, wesentlicher 
Unrichtigkeiten oder wesentlicher Ungenauigkeiten besteht nicht, wenn der Prospekt 
ungültig geworden ist.

1 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den Pros-
pekt aufgenommen wurden.

https://dn-ag.com
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Abschnitt 1	 Einführung

Bezeichnung und internationale Wertpapier-Identifikationsnummer (ISIN) der Wertpapiere:
Das öffentliche Angebot umfasst 125.000 nicht nachrangige und nicht besicherte Schuldver-
schreibungen im Nennbetrag von je EUR 1.000,00 („Nennbetrag”) zum Gesamtnennbetrag von 
EUR 125 Mio. („Gesamtnennbetrag”), die mit einem festen jährlichen Zinssatz von 10 % verzinst 
werden („Anleihe 2026/2033“). Die Schuldverschreibungen werden in zwei Tranchen angeboten: 
Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von EUR 60 Mio. mit ISIN: DE000A46ZYM0 / WKN: 
A46ZYM als Tranche A („Tranche A“) und Schuldverschreibungen nach dem Gesetz über elektro-
nische Wertpapiere („eWpG“) im Gesamtnennbetrag von EUR 110 Mio. mit ISIN: DE000A46ZYN8 / 
WKN: A46ZYN als Tranche B („Tranche B“) (die Tranchen A und B zusammen die „Angebotenen 
Wertpapiere“, die „Schuldverschreibungen“ oder die „Anleihe 2026/2033“). Insgesamt werden 
in Summe für beide Tranchen zusammen im Rahmen des öffentlichen Angebots 125.000 Schuld-
verschreibungen mit einem Gesamtnennbetrag von EUR 125 Mio. angeboten; die Aufteilung in 
Tranche A und Tranche B führt nicht zu einer Erhöhung dieses Gesamtvolumens. Sobald Zeich-
nungen in Höhe dieses Gesamtnennbetrags vorliegen, werden keine weiteren Zeichnungsangebo-
te angenommen. Gehen mehrere Zeichnungsangebote gleichzeitig ein und übersteigen diese das 
verbleibende Gesamtvo-lumen, erfolgt die Zuteilung pro rata.
Identität und Kontaktdaten der Emittentin, einschließlich Rechtsträgerkennung (LEI):
DN Group AG, Unterschweinstiege 2-14, 60549 Frankfurt am Main, Deutschland, Telefon: +49 69 
408027270, Internetseite: https://dn-ag.com2 („DN Group AG“, „Gesellschaft“ oder „Emittentin“). 
Rechtsträgerkennung (LEI): 967600NNIKM0F3MUWP36.
Identität und Kontaktdaten der zuständigen Behörde, die den Prospekt billigt:
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht („BaFin“), Marie-Curie-Straße 24-28, 60439 
Frankfurt am Main, Deutschland, Telefon: +49 (0)228 4108-0, Internetadresse: www.bafin.de.
Datum der Billigung des EU-Wachstumsemissionsprospekts: 7. Juli 2026
Warnungen; Erklärungen der Emittentin
a) Die Zusammenfassung sollte als eine Einleitung zu diesem EU-Wachstumsemissionsprospekt 
verstanden werden.
b) Bei jeder Entscheidung, in die Wertpapiere zu investieren, sollte der Anleger sich auf den EU-
Wachstumsemissionsprospekt als Ganzes stützen.
c) Der Anleger könnte das gesamte angelegte Kapital oder einen Teil davon verlieren.
d) Ein Anleger, der wegen der in diesem EU-Wachstumsemissionsprospekt enthaltenen Angaben 
Klage einreichen will, muss nach den nationalen Rechtsvorschriften seines Mitgliedstaats mögli-
cherweise für die Übersetzung des Prospekts aufkommen, bevor das Verfahren eingeleitet werden 
kann.
e) Zivilrechtlich haften nur diejenigen Personen, die die Zusammenfassung samt etwaiger Über-
setzungen vorgelegt und übermittelt haben, und dies auch nur für den Fall, dass die Zusammen-
fassung, wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des EU-Wachstumsemissionsprospekts 
gelesen wird, irreführend, unrichtig oder widersprüchlich ist oder dass sie, wenn sie zusammen 
mit den anderen Teilen des EU-Wachstumsemissionsprospekts gelesen wird, nicht die Basisinfor-
mationen vermittelt, die in Bezug auf die Anlagen in die Schuldverschreibungen für die Anleger 
eine Entscheidungshilfe darstellen würden.
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I. Zusammenfassung 
des Prospekts

2 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden. Die Angaben auf der Website wurden nicht von der zuständigen Behörde 
geprüft oder gebilligt.

Abschnitt 2	 Basisinformationen über die Emittentin

Wer ist Emittentin der Wertpapiere?
Emittentin der Angebotenen Wertpapiere ist die DN Group AG mit Sitz in Frankfurt am Main, 

https://dn-ag.com
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Deutschland. Die Emittentin ist eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht, eingetragen im 
Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main, Deutschland, unter HRB 128830. Ihre 
Rechtsträgerkennung (LEI) lautet 967600NNIKM0F3MUWP36. Der Vorstand der Emittentin be-
steht derzeit aus zwei Vorstandsmitgliedern, Ole Nixdorff und Dr. Andreas Rickert. Gegenwärtig 
sind Jörg Wisotzki, Torsten Weber und Eva Katheder Mitglieder des Aufsichtsrats der DN Group 
AG.
Die DN Group AG ist eine Beteiligungsgesellschaft, die bevorzugt in kleine bis mittelgroße euro-
päische Unternehmen investiert, die perspektivisch kapitalmarktfähig sind. Diese Unternehmen 
zeichnen sich durch neue, innovative Geschäftsmodelle aus, die nach Ansicht der Emittentin das 
Potenzial haben, mittelfristig profitabel zu werden und gezielt nachhaltig ausgerichtet sind. Die 
Anlagestrategie der Emittentin zielt darauf ab, mindestens 80 % ihrer Investments in Zielunter-
nehmen zu tätigen, deren Geschäftsmodell im Sinne der in einem „Investment Framework“ (wie 
nachfolgend im Abschnitt 4. dieser Zusammenfassung definiert) niedergelegten Investitionsstra-
tegie der Emittentin eine messbare positive Wirkung auf die Umwelt und/oder die Gesellschaft 
hat. Die Erträge der Emittentin stammen hauptsächlich aus der Wertsteigerung und dem Ver-
kauf ihrer Portfoliounternehmen, Beratungsentgelten sowie aus Zinserträgen und Dividenden. 
In Zukunft plant die DN Group AG, ihr Beteiligungsportfolio weiter auszubauen, insbesondere 
in den Bereichen Erneuerbare Energien, nachhaltige Mobilität, Gesundheit, Infrastruktur und 
Ernährung. Das Team der Emittentin kann auf Spezialwissen aus mehr als 30 Kapitalmarkttrans-
aktionen zurückgreifen. Es wird durch externe Nachhaltigkeitsberater unterstützt. Gestützt auf 
ein Netzwerk an Eigen- und Fremdkapitalgebern, das sowohl institutionelle Anleger als auch 
Privatinvestoren umfasst, erfolgt die Finanzierung des Anteilserwerbs in der Regel teils aus 
Eigen- und primär aus Fremdkapital, insbesondere aus Anleiheemissionen. Die Umsatzerlöse/
Gewinne der Emittentin entstammen nicht aus der gegenwärtigen, auf Impact Investing ausge-
richteten Geschäftstätigkeit der Emittentin, die mit diesem Fokus erst seit Herbst 2024 ausgeübt 
wird, sondern aus der früheren Geschäftstätigkeit. Die meisten Beteiligungen der Emittentin 
verfügen über junge, meist unentwickelte Geschäftsmodelle, die vollständig scheitern könnten. 
Viele junge Beteiligungen haben hohe laufende Kosten, die durch ihre Einnahmen noch nicht 
gedeckt werden können, und könnten ohne ausreichende Liquidität ihre Verpflichtungen nicht 
erfüllen. Der Liquiditätsbedarf zur Entwicklung der Beteiligungen bzw. deren Produkte ist aktuell 
nicht bezifferbar. Bislang hat keine der Beteiligungsgesellschaften der DN Group AG Gewinne an 
die Emittentin ausgeschüttet. Mit Ausnahme von zwei Tochtergesellschaften, der Global Health 
Care AG und der WINDWISE GmbH, haben die Beteiligungen der Emittentin bisher keine bzw. 
nur unwesentliche (weniger als TEUR 75) Umsätze erzielt. Bislang hat keine der Beteiligungen der 
Emittentin Gewinne an sie ausgeschüttet. Die handelsrechtlichen Erträge der Emittentin aus den 
derzeitigen Beteiligungen waren bisher nicht liquiditätswirksam, sondern resultierten aus Sach-
kapitalerhöhungen und Buchgewinnen aus konzerninternen Umstrukturierungen. Die im Wege 
der Sachkapitalerhöhungen eingebrachten Beteiligungen waren dabei im Wesentlichen nicht 
operativ tätig und erzielten keine bzw. nur unwesentliche Umsätze.
Die SP 1 Equity GmbH hält unmittelbar 87,25 % der Aktien und Stimmrechte an der DN Group 
AG und verfügt damit über eine unmittelbare Beteiligung an der Emittentin, die zur Fassung 
von einfachen und qualifizierten Mehrheitsbeschlüssen in der Hauptversammlung der Emit-
tentin ausreicht. Die swisspartners Versicherung AG mit Sitz in Vaduz, Liechtenstein (Reg. Nr. 
FL-0002.057.024-5) ist alleinige Gesellschafterin der SP 1 Equity GmbH. Die swisspartners Group 
AG mit Sitz in Zürich, Schweiz (Reg. Nr. CHE-407.083.638), hält wiederum 100 % der Aktien an der 
swisspartners Versicherung AG. Beide Gesellschaften halten daher mittelbar die Mehrheitsbe-
teiligung an der Emittentin. Es sind keine Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs einer 
Beherrschung vorhanden. Nach Kenntnis des Vorstands der Emittentin (die auf vorliegenden 
Auskünften beruht, die nicht aktuell sein müssen) ist die unmittelbare und mittelbare Aktionärs-
struktur der swisspartners Group AG (Beteiligung über 25%) wie folgt: Die W. Vogt Holding AG 
hält unmittelbar und Herr Werner Vogt mittelbar über die von ihm beherrschte W. Vogt Holding 
AG 36,99% an der swisspartners Group AG. Die Pierer Swiss AG hält unmittelbar und Stefan Pie-
rer mittelbar über die von ihm beherrschte Pierer Swiss AG 25,26% an der swisspartners Group 
AG. Abschlussprüfer der Emittentin für das zum 31. Dezember 2025 endende Geschäftsjahr ist 
Prof. Dr. Heinz-Christian Knoll, Rechtsanwalt, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, München.
Welches sind die wesentlichen Finanzinformationen über die Emittentin?
Die nachstehend aufgeführten wesentlichen Finanzinformationen der Emittentin ergeben sich 
aus dem nach Handelsgesetzbuch („HGB“) aufgestellten geprüften Jahresabschluss für das Ge-
schäftsjahr zum 31. Dezember 2025
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Ausgewählte Posten
Gewinn- und Verlustrechnung (in 
EUR), HGB

1. Jan. 2025 - 31. Dez. 2025
(geprüft)

1. Jan. 2024 - 31. Dez. 2024
(geprüft)

Ergebnis nach Steuern3 3.104.057,41 20.190.474,34

Ausgewählte Posten der Bilanz
(in EUR), HGB

31. Dez. 2025
(ungeprüft)

31. Dez. 2024
(ungeprüft)

Nettofinanzverbindlichkeiten4 
(langfristige Verbindlichkeiten plus 
kurzfristige Schulden abzüglich Bar-
mittel)

68.167.538,71 20.572.109,53

Welche sind die zentralen Risiken, die der Emittentin eigen sind?
a) Da die Emittentin als Holdinggesellschaft tätig ist, und derzeit nur über eigene Einkünfte 
aus Beratungstätigkeiten und nicht über weitere Einkünfte aus operativen Tätigkeiten verfügt, 
ist sie weitgehend vom Erfolg und der Liquidität ihrer Beteiligungen, insbesondere der Algene 
Holding SE (Beteiligung in Höhe von 45,56%, Grundkapital EUR 77,25 Mio.), der More Impact AG 
(Beteiligung in Höhe von 35,13%, Grundkapital EUR 261.021.434,00), der Eco-Motion Holding AG 
(vormals First Move! AG; Beteiligung in Höhe von 88%, Grundkapital CHF 100.000,00) und der IIC 
International Impact Consulting AG (100%-ige Beteiligung, Grundkapital EUR 1 Mio.) abhängig. 
Alle Risiken und negativen Entwicklungen, die die Beteiligungen betreffen, wirken sich unein-
geschränkt auf die Emittentin aus. Zu den Hauptrisiken der Beteiligungen zählt, dass diese junge 
meist unentwickelte Geschäftsmodelle besitzen, die vollständig scheitern könnten und dass die 
Beteiligungen (wesentlichen) Liquiditätsbedarf haben bzw. haben können, dessen Deckung offen 
ist. Die jährlichen Zinsverpflichtungen der Emittentin aus ausstehenden Schuldverschreibungen 
betragen derzeit ca. EUR 5,95 Mio. Die zum Datum des Prospekts verfügbaren liquiden Mittel der 
Emittentin betragen nur rund EUR 2,5 Mio.
Die Emittentin kann nicht beziffern, welche konkreten finanziellen Mittel zukünftig zur Weiter-
entwicklung und Erreichung der Produktreife ihrer Beteiligungen erforderlich sein werden. 
Die vorgenannten Umstände stehen in einem erheblichen Wechselwirkungsverhältnis zueinan-
der und verstärken die Abhängigkeit der Emittentin von der Entwicklung ihrer Beteiligungen.
b) Es besteht das Risiko, dass die Emittentin ihre Nachhaltigkeitsstandards nicht einhält. Wenn 
die Emittentin dazu nicht in der Lage ist und/oder nicht transparent und glaubwürdig belegen 
kann, dass sie dies tut, kann dies dazu führen, dass Finanzierungen nicht mehr erlangt werden 
können, gegen Finanzierungsverträge verstoßen wird und/oder Reputationsschäden entstehen.
c) Es besteht das Risiko stark schwankender Erträge der Emittentin, das die Liquiditätsplanung 
erschwert. Künftige Erträge sollen vor allem aus Beteiligungsveräußerungen erzielt werden. Der 
Zeitpunkt und auch der Ergebnisbeitrag solcher Veräußerungen ist – insbesondere bei Beteiligun-
gen an jungen Wachstumsunternehmen – aufgrund von Bewertungsunsicherheiten nicht verläss-
lich prognostizierbar. Seit der Umstellung ihrer Anlagestrategie im Jahr 2024 hat die Emittentin 
keine nennenswerten laufenden Erträge erzielt und keine Gewinnausschüttungen erhalten. Die 
bisherigen handelsrechtlichen Erträge waren zum großen Teil nicht liquiditätswirksam. Liquidi-
tätswirksame Verkäufe von Beteiligungen stammen nur aus dem alten Geschäft der Emittentin 
und nicht aus dem Bereich Impact Investing.
d) Der Impact Investment Markt, auf dem die Emittentin tätig ist, ist einem sich ständig weiterent-
wickelnden regulatorischen Umfeld ausgesetzt. Zukünftige Regulierungen könnten strengere An-
forderungen an die Einhaltung von Nachhaltigkeitskriterien und die Berichterstattung darüber 
sowie an die Überprüfung und Zertifizierung von nachhaltigen Investitionen stellen als bisher. 
Die sich schnell ändernde Regulatorik im Bereich Nachhaltigkeit kann zu höheren Anforderun-
gen und Kosten sowohl bei der Emittentin als auch ihren Beteiligungen führen. Bei Nichteinhal-
tung drohen Bußgelder oder Sanktionen, und Teile des Geschäftsmodells der Emittentin könnten 
unpraktikabel werden.
e) Es besteht das Risiko der Fehleinschätzung des Verkehrswerts einer Beteiligung beim Erwerb, 
insbesondere weil die Emittentin überwiegend in junge Unternehmen in einem frühen Entwick-

3 Angabe anstelle des operativen Gewinns/Verlusts, da letzterer in HGB-Abschlüssen nicht ausgewiesen ist.
4 Die HGB-Abschlüsse der Emittentin weisen keine Position „Nettofinanzverbindlichkeiten“ aus. Die Netto-
finanzverbindlichkeiten wurden ermittelt, indem von der ausgewiesenen Bilanzposition „Verbindlichkeiten“ 
jeweils die Position „Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks“ ab-
gezogen wurde. Insoweit handelt es sich bei den Nettofinanzverbindlichkeiten um einen ungeprüften Wert.
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lungsstadium investiert, bei denen belastbare Bewertungsgrundlagen (z.B. verlässliche Umsatz-
prognosen oder etablierte Marktpreise) fehlen und die Bewertung daher maßgeblich auf Annah-
men und Prognosen beruht. Eine solche Fehleinschätzung kann später zu Abschreibungen oder 
Wertberichtigungen der erworbenen Beteiligung sowie zu dem Ausfall von Dividendenzahlungen 
führen.
f) Es besteht das Risiko, dass die Emittentin und ihre Beteiligungsgesellschaften in der Zukunft 
nicht über ausreichende finanzielle Mittel für das Wachstum verfügen. Es ist unsicher, ob und 
zu welchen Konditionen sie diese Mittel aufnehmen können, denn die Möglichkeit, Fremd-
kapital aufzunehmen oder bestehende Finanzierungen zu verlängern, hat sich infolge der 
Finanzmarktkrise verschlechtert. Dies kann dazu führen, dass geplante Investitionen in die 
Weiterentwicklung der Beteiligungen nicht durchgeführt werden können, die Beteiligungen ihre 
Geschäftsmodelle nicht wie geplant umsetzen können und die Emittentin infolgedessen ihre Zah-
lungsverpflichtungen aus den Schuldverschreibungen (Zinsen, Rückzahlung) nicht oder nicht in 
von den Anlegern erwarteter Höhe erfüllt, da ihr mögliche Erträge aus den Beteiligungen fehlen.
g) Es besteht das Risiko, dass die SP 1 Equity GmbH, die rund 87,25 % der Aktien und Stimm-
rechte an der Gesellschaft hält, bzw. ihre unmittelbaren und mittelbaren Gesellschafter maßgeb-
lichen Einfluss auf die Beschlussfassung in den Hauptversammlungen der Emittentin haben und 
dadurch ggf. ihre Interessen gegen die Interessen der übrigen Aktionäre und/oder der Emittentin 
durchsetzen kann.

Abschnitt 3	 Basisinformationen über die Wertpapiere

Welches sind die wichtigsten Merkmale der Wertpapiere?
Bei den Angebotenen Wertpapieren handelt es sich um 125.000 auf den Inhaber lautende, in Euro 
begebene Schuldverschreibungen mit einem Nennbetrag von je EUR 1.000,00 („Nennbetrag“) 
mit einem Gesamtvolumen von EUR 125 Mio., die mit einem festen jährlichen Zinssatz von 10 
% verzinst werden. Die Schuldverschreibungen werden in zwei Tranchen angeboten: Schuld-
verschreibungen im Gesamtnennbetrag von EUR 60 Mio. mit ISIN DE000A46ZYM0 als Tranche A 
(„Tranche A“) und Schuldverschreibungen nach eWpG im Gesamtnennbetrag von EUR 110 Mio. 
mit ISIN DE000A46ZYN8 als Tranche B („Tranche B“). Beide Tranchen unterscheiden sich von-
einander durch die Art der Begebung, Verwahrung und Übertragung der Schuldverschreibungen. 
Nachfolgende Ausführungen in diesem Abschnitt 3. beziehen sich auf die Schuldverschreibungen 
beider Tranchen, soweit jeweilige Tranche nicht explizit genannt wird. Die Emittentin behält 
sich vor, das Gesamtvolumen der Anleihe 2026/2033 im Rahmen eines weiteren öffentlichen 
Angebots oder im Wege einer Privatplatzierung aufzustocken. Im Falle einer Aufstockung der 
Anleihe 2026/2033 im Rahmen eines weiteren öffentlichen Angebots wird die Emittentin erfor-
derlichenfalls einen Nachtrag zu diesem Prospekt gemäß Artikel 23 der Prospektverordnung von 
der BaFin billigen lassen und in derselben Art und Weise wie diesen Prospekt veröffentlichen. 
Der Ausgabebetrag beträgt 100 % des Nennbetrags. Die Schuldverschreibungen verbriefen das 
Recht auf Zahlung von Zinsen sowie Rückzahlung des Nennbetrags. Die Schuldverschreibungen, 
die Gegenstand dieses Prospekts sind, haben eine Laufzeit vom 8. Juli 2026 (einschließlich) bis 
zum 15. Dezember 2033 (ausschließlich) und einen festen Zinssatz von 10 % p.a. („Zinssatz“). Die 
Emittentin hat die Möglichkeit, durch einseitige Erklärung den Endfälligkeitstag um ein Jahr, d.h. 
auf den 15. Dezember 2034 („Verlängerter Endfälligkeitstag“) zu verschieben. Es bestehen keine 
Einschränkungen der freien Handelbarkeit der Schuldverschreibungen. Der Zinslauf für die 
Schuldverschreibungen beginnt am 8. Juli 2026 (einschließlich) und endet am 15. Dezember 2033 
(ausschließlich). Im Falle der Verschiebung des Endfälligkeitstags wird die letzte Zinszahlung am 
15. Dezember 2034 fällig. Zinsen werden quartalsweise nachträglich jeweils am 15. März, 15. Juni, 
am 15. September und am 15. Dezember eines jeden Jahres gezahlt. Die Schuldverschreibungen 
werden am 15. Dezember 2033 („Endfälligkeitstag“), im Falle der Verschiebung des Endfällig-
keitstages am Verlängerten Endfälligkeitstag, am 15. Dezember 2034, zu ihrem Nennbetrag zu-
züglich aufgelaufener Zinsen, einschließlich der möglichen Gestundeten Zinsen (wie nachfolgend 
definiert) zurückgezahlt, sofern sie nicht vorzeitig zurückgezahlt oder zurückerworben worden 
sind. Die Emittentin ist nach freiem Ermessen berechtigt, die Zahlung der in den letzten zwei 
Jahren vor dem Endfälligkeitstag am 15. Dezember 2033 bzw. vor dem Verlängerten Endfällig-
keitstag fällig werdenden Zinsen („Gestundete Zinsen“) bis zum Endfälligkeitstag bzw. bis zum 
Verlängerten Endfälligkeitstag auszusetzen („Zinsstundungsoption“). Die Zinsstundungsoption 
kann unabhängig von der Verlängerungsoption gemäß den jeweiligen Anleihebedingungen aus-
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geübt werden. Übt die Emittentin die Zinsstundungsoption aus, so erhöht sich der Zinssatz für die 
Schuldverschreibungen für den Zeitraum der Zinsstundung um 1 % p.a. („Erhöhter Zinssatz“). 
Der Erhöhte Zinssatz beträgt somit 11% p.a. Die Schuldverschreibungen werden ab dem ersten 
von der Stundung betroffenen Zinszahlungstag („Erster Aufgeschobener Zinszahlungstag“) bis 
zum Endfälligkeitstag bzw. bis zum Verlängerten Endfälligkeitstag zum Erhöhten Zinssatz ver-
zinst. Die Gestundeten Zinsen werden zusammen mit dem Nennbetrag der Schuldverschreibun-
gen am Endfälligkeitstag bzw. am Verlängerten Endfälligkeitstag zur Zahlung fällig. Die jeweiligen 
Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen enthalten Regelungen gemäß dem Gesetz über 
Schuldverschreibungen aus Gesamtemissionen von 2009 („Schuldverschreibungsgesetz“), 
wonach ein Mehrheitsbeschluss einer Versammlung der Schuldverschreibungsgläubiger für 
alle Anleihegläubiger bindend sein kann, auch für solche Anleihegläubiger, die ihr Stimmrecht 
nicht ausgeübt haben oder die gegen den Beschluss gestimmt haben. Die Schuldverschreibungen 
begründen unmittelbare, unbedingte, nicht besicherte und nicht nachrangige Verbindlichkeiten 
und stehen im gleichen Rang mit allen anderen nicht besicherten und nicht nachrangigen derzei-
tigen und zukünftigen Verbindlichkeiten der Emittentin. Bei den Schuldverschreibungen handelt 
es sich um sogenannte „Use‑of‑Proceeds‑Bonds“. Der Nettoemissionserlös der Emission soll in 
Unternehmensbeteiligungen mit messbarer positiver Wirkung auf Umwelt und/oder Gesellschaft 
investiert werden.
Wo werden die Wertpapiere gehandelt?
Die Einbeziehung der Schuldverschreibungen der Tranche A in den Handel im Freiverkehr 
(Quotation Board) der Frankfurter Wertpapierbörse wird beantragt. Dabei handelt es sich um 
ein multilaterales Handelssystem (MTF) im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 22 der Richt-
linie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für 
Finanzinstrumente. Die Entscheidung über die Einbeziehung der Schuldverschreibungen der 
Tranche A zum Handel im Freiverkehr liegt im Ermessen der Frankfurter Wertpapierbörse. Die 
Schuldverschreibungen der Tranche B werden weder im regulierten Markt noch im Freiverkehr 
gehandelt.
Welches sind die zentralen Risiken, die für die Wertpapiere spezifisch sind?
a) Es besteht das Risiko des Totalverlusts des Anspruchs auf Rückzahlung des eingezahlten 
Kapitals und noch nicht geleisteter Zinszahlungen bei einer Insolvenz der Gesellschaft, insbeson-
dere weil die Schuldverschreibungen unbesichert und nicht durch Einlagensicherungssysteme 
geschützt sind.
b) Das mögliche Angebot weiterer Schuldverschreibungen, insbesondere eine Aufstockung birgt 
Risiken für Anleger, insbesondere, da sich die Fähigkeit der Emittentin, Zins- und Tilgungszahlun-
gen zu leisten, möglicherweise auf mehr Schuldverschreibungen als von den Anlegern angenom-
men, verteilt.
c) Es gibt keine Beschränkung für die Höhe der Verschuldung, die die Emittentin künftig aufneh-
men darf; jede Aufnahme zusätzlicher Verbindlichkeiten der Emittentin, die nicht gegenüber den 
Schuldverschreibungen nachrangig sind, erhöht die Verschuldung der Emittentin und könnte den 
Betrag reduzieren, den die Inhaber der Schuldverschreibungen im Falle einer Liquidation oder 
Insolvenz der Emittentin auf ihre Forderung erhalten. Es könnte infolgedessen kein Betrag ver-
bleiben, der im Falle einer Liquidation oder Insolvenz der Emittentin an die Inhaber der Schuld-
verschreibungen ausgezahlt werden kann.
d) Das öffentliche Angebot umfasst ein Volumen von 125.000 Schuldverschreibungen, also ein 
Emissionsvolumen von EUR 125 Mio. Es ist jedoch nicht gesichert, dass sämtliche 125.000 Schuld-
verschreibungen auch platziert werden. Dies würde dazu führen, dass der Emittentin entspre-
chend weniger Kapital zur Verfügung steht und sich negativ auf die Kursentwicklung und die 
Liquidität der Schuldverschreibungen auswirken kann.
e) Es besteht das Risiko, dass der Zugriff auf und die Übertragung von Token der Schuldver-
schreibungen der Tranche B mindestens zeitweise nicht möglich ist. Dies könnte u.a. dazu führen, 
dass Anleihegläubiger der Tranche B in entsprechenden Zeiträumen nicht übertragen bzw. nicht 
Rechte daraus herleiten können.
f) Die Schuldverschreibungen sind möglicherweise nicht für Anleger geeignet, die eine nachhalti-
ge Investition im Sinne bestehender oder zukünftiger gesetzlicher oder quasi-rechtlicher Stan-
dards anstreben, da die Emittentin nicht verpflichtet ist, solche Standards einzuhalten. Es besteht 
daher das Risiko, dass die Schuldverschreibungen den individuellen Nachhaltigkeitsanforderun-
gen einzelner Anleger nicht entsprechen

Abschnitt 4	 Basisinformationen über das öffentliche Angebot von Wertpapieren
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Zu welchen Konditionen und nach welchem Zeitplan kann ich in dieses Wertpapier investie-
ren?
Die Schuldverschreibungen sollen in Deutschland und Luxemburg wie folgt öffentlich angebo-
ten werden. Das öffentliche Angebot wird in der Bundesrepublik Deutschland und im Großher-
zogtum Luxemburg durch die Emittentin durchgeführt, in dessen Rahmen die Anleger bei der 
Emittentin zeichnen können durch Nutzung eines über die Internetseite der Emittentin unter 
https://dn-ag.com5 im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033“ her-
unterzuladenden Zeichnungsscheins oder über eine Online-Zeichnungsstrecke, zugänglich über 
die Internetseite der Emittentin unter https://dn-ag.com6 im Bereich „Investor Relations“ unter 
der Rubrik „Anleihe 2026/2033“ („Öffentliches Angebot“). Den Inhabern der von der Emitten-
tin begebenen 10 % p.a. Unternehmensanleihe 2025/2030 im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 
125.000.000,00 (ISIN: DE000A4DFMZ5) („Umtauschschuldverschreibungen“) wird angeboten, 
anstelle einer Bareinzahlung des Ausgabebetrags ihre Umtauschschuldverschreibungen während 
der Umtauschfrist vom 8. Juli 2026, 9:00 Uhr (einschließlich) bis zum 31. August 2026, (einschließ-
lich) („Umtauschfrist“) in mit diesem Prospekt angebotene Schuldverschreibungen der Tranche 
B umzutauschen („Umtauschoption“). Das Umtauschverhältnis beträgt in diesem Fall 1:1 (eins zu 
eins). Das bedeutet, dass jeder Anleger, der eine Umtauschschuldverschreibung im Nennbetrag 
von EUR 1.000,00 eintauschen will, im Falle der Annahme seines Umtauschangebots durch die 
Emittentin eine mit diesem Prospekt angebotene Schuldverschreibung der Tranche B im Nenn-
betrag von EUR 1.000,00 für die eingetauschte Umtauschschuldverschreibung erhält. Klarstellend 
wird darauf hingewiesen, dass die Schuldverschreibungen der Tranche B im Wege der Barzeich-
nung auch von Anlegern gezeichnet werden können, die keine Umtauschschuldverschreibungen 
halten. Die Zeichnung erfolgt gegen die Zahlung des Ausgabebetrags (Schuldverschreibungen 
beider Tranchen A und B) bzw. gegen den Umtausch der Umtauschschuldverschreibungen 
(Schuldverschreibungen der Tranche B). Der Ausgabebetrag für die Schuldverschreibungen 
entspricht 100 % des Nennbetrags, also EUR 1.000,00. Dem Anleger werden von der Emittentin 
keine Kosten in Rechnung gestellt. Im Falle einer Verlängerung oder Verkürzung der Angebots-
frist wird die Emittentin erforderlichenfalls einen Nachtrag zu diesem Prospekt gemäß Artikel 23 
der Prospektverordnung von der BaFin billigen lassen und in derselben Art und Weise wie diesen 
Prospekt veröffentlichen. Daneben erfolgt eine Privatplatzierung an Anleger in der Bundesre-
publik Deutschland und in bestimmten weiteren Staaten mit Ausnahme der Vereinigten Staaten 
von Amerika sowie von Kanada, Australien und Japan gemäß den anwendbaren Ausnahmebe-
stimmungen für Privatplatzierungen („Privatplatzierung” und zusammen mit dem Öffentlichen 
Angebot das „Angebot”). Die Privatplatzierung ist nicht Teil des Öffentlichen Angebots. Informa-
tionen zur Privatplatzierung wurden weder von der BaFin geprüft noch genehmigt. Das Öffentli-
che Angebot beginnt am 8. Juli 2026 (9:00 Uhr) und endet, vorbehaltlich einer Verlängerung oder 
Verkürzung der Angebotsfrist, am 7. Juli 2027 (14:00 Uhr) („Angebotsfrist”). Die Emittentin behält 
sich das Recht vor, in freiem Ermessen die Angebotsfrist zu verlängern oder zu verkürzen. Jede 
Verkürzung oder Verlängerung der Angebotsfrist oder die Beendigung des Öffentlichen Angebots 
der Schuldverschreibungen wird auf der Internetseite der Emittentin unter https://dn-ag.com7 im 
Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033“ bekanntgegeben.

8. Juli 2026		  Beginn der Angebotsfrist (9:00 Uhr)
8. Juli 2026		  Beginn der Umtauschfrist (9:00 Uhr)
31. August 2026		  Ende der Umtauschfrist
7. Juli 2027		  Ende der Angebotsfrist für das Öffentliche Angebot (14:00 Uhr)

Weshalb wird dieser EU-Wachstumsemissionsprospekt erstellt?
Dieser Prospekt wurde zum Zweck des Öffentlichen Angebots der Schuldverschreibungen erstellt. 
Die von der Emittentin zu tragenden Emissionskosten belaufen sich im Falle der Vollplatzierung 
durch Barzeichnung beider Tranchen A und B auf ca. EUR 13.183.850,00. Davon sind ca. EUR 12,5 
Mio. geschätzte Vertriebsprovisionen, ca. EUR 400.000,00 Kosten der Ownity AG für die Tokeni-
sierung der Schuldverschreibungen der Tranche B sowie für die Entwicklung und Abbildung 

5 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden.
6 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden.
7 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden.

https://dn-ag.com
https://dn-ag.com
https://dn-ag.com
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der digitalen Zeichnungsstrecke, ca. EUR 50.000,00 die geschätzten Kosten für Marketing, ca. EUR 
33.850,00 Gebühren der BaFin und ca. EUR 200.000,00 sonstige Berater- und Bankenkosten. Bei 
einem Bruttoemissionserlös in Höhe von EUR 125 Mio. ist der Nettoemissionserlös daher - bei 
vollständiger Platzierung – EUR 111.816.150,00. Sollten nicht alle Schuldverschreibungen plat-
ziert werden, fällt der Nettoemissionserlös entsprechend niedriger aus. Die tatsächliche Höhe 
des Nettoemissionserlöses hängt weiter von der Quote der Schuldver-schreibungen ab, die an 
die Inhaber der Umtauschschuldverschreibungen aufgrund des Umtauschangebots ausgegeben 
werden. Im Falle des Umtauschs statt Barzahlung für die gezeichneten Schuldverschreibungen 
der Tranche B werden der Emittentin keine Erlöse zufließen. Die Mehrheitsaktionärin der Emit-
tentin, die SP 1 Equity GmbH, hält Umtauschschuldverschreibungen der Unternehmensanleihe 
2025/2030 im Gesamtnennbetrag von EUR 3,55 Mio. Es ist – nach Kenntnisstand der Emittentin 
von der SP 1 Equity GmbH – nicht beabsichtigt, von der Umtauschoption Gebrauch zu machen. 
Der Nettoemissionserlös soll zu 15 % in das Working Capital der Emittentin und zu 85% in be-
stehende und/oder neue Beteiligungsunternehmen der Emittentin investiert werden, entweder in 
Form von Kapitalerhöhungen, Anleihen oder in Einzelfällen durch Gesellschafterdarlehen. Ziel 
ist es, die Marktpositionen der Beteiligungen zu stärken, um sowohl eine positive finanzielle Ent-
wicklung der Portfoliounternehmen und langfristig eine profitable Veräußerung zu ermöglichen. 
Die Investition in Beteiligungen soll dabei ausschließlich in solche Beteiligungen erfolgen, die 
gemäß dem auf der Homepage der Emittentin veröffentlichten Investment Framework der 
Emittentin („Investment Framework“) eine messbare positive Wirkung auf Umwelt und/oder 
Gesellschaft haben. Obwohl die Emittentin Investitionen mit positiven gesellschaftlichen und öko-
logischen Effekten anstrebt, richtet sich ihre Anlagestrategie nicht nach allgemein anerkannten 
externen Standards (z.B. ICMA Green Bond Principles oder EU Green Bond Standard), sondern 
nach einem eigenen Investment Framework. Dieses sieht die Festlegung unternehmensbezoge-
ner konkreter Nachhaltigkeitsziele innerhalb des ersten Jahres nach der Erstinvestition vor. Ein 
Großteil des Portfolios hat dieses Stadium noch nicht erreicht. Der Rest befindet sich operativ 
noch im Aufbau, sodass ein belastbarer Abgleich von Ist-Zustand und festgelegten Zielen der-
zeit nicht sinnvoll möglich ist. Die Messbarkeit des Nachhaltigkeits-Impacts der Investitionen 
der Emittentin ist daher aktuell noch stark eingeschränkt. Das Investment Framework sieht vor, 
dass die Emittentin im Umfang von 20 % auch in andere Unternehmen investieren kann – diese 
Investitionen, wenn es sie denn gibt, erfolgen jedoch nicht aus dem Nettoemissionserlös. Es gibt 
noch keine konkreten Verwendungspläne und demgemäß auch keine Priorisierung einzelner Ver-
wendungen.
Die SP 1 Equity GmbH als Hauptaktionärin der Emittentin mit der Beteiligung von 87,25 % an 
dem Grundkapital der Gesellschaft hat ein geschäftliches Interesse an der Durchführung des 
Angebotes, da die Emissionserlöse zur Finanzierung des weiteren Wachstums der Emittentin 
eingesetzt werden sollen. Die swisspartners Versicherung AG ist alleinige Gesellschafterin der SP 
1 Equity GmbH. Die swisspartners Group AG hält wiederum 100 % der Aktien an der swisspart-
ners Versicherung AG. Beide Gesellschaften halten daher mittelbar die Mehrheitsbeteiligung an 
der Emittentin und haben ebenfalls ein Eigeninteresse an der Durchführung der angebotsgegen-
ständlichen Anleiheemission wegen der Verbesserung der Liquiditätssituation der Emittentin 
bei einer ganzen oder teilweisen Durchführung des Angebots. Insofern haben die vorgenannten 
Unternehmen und Personen auch ein wirtschaftliches Interesse an der erfolgreichen Durchfüh-
rung des Angebots. Dieses Eigeninteresse stimmt nicht notwendigerweise mit den Interessen der 
Anleger überein, da die Anleger vorrangig an der sicheren Verzinsung und Rückzahlung ihrer 
Schuldverschreibungen interessiert sind, während die Hauptaktionärin und ihre mittelbaren 
Gesellschafter primär an der Wertsteigerung und Entwicklung der Emittentin und deren Betei-
ligungsportfolio interessiert sind. Zudem hält die SP 1 Equity GmbH selbst Umtauschschuldver-
schreibungen im Gesamtnennbetrag von EUR 3,55 Mio., sodass sie auch als Anleihegläubigerin 
ein wirtschaftliches Eigeninteresse an der Durchführung des Umtauschangebots hat. Die Emit-
tentin hat mit der IISII AG mit Sitz in Wiesbaden (handelnd als vertraglich gebundener Vermittler 
gemäß § 3 Abs. 2 des Wertpapierinstitutsgesetzes (WpIG) unter dem Haftungsdach der Anton v. 
Below GmbH & Co KG mit Sitz in Hamburg) eine Vermittlungsvereinbarung geschlossen. Die IISII 
AG wird nach diesem Vertrag eine Platzierungsgebühr in Höhe von 10 % des jeweiligen Emis-
sionserlöses im Rahmen des Angebotes erhalten. Es besteht ein möglicher Interessenkonflikt, da 
die IISII AG eine erfolgsabhängige Vergütung erhält und damit ein wirtschaftliches Eigeninteresse 
an einer möglichst hohen Platzierung der Schuldverschreibungen hat, das nicht notwendigerwei-
se mit den Interessen der Anleger übereinstimmt.
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II. Risikofaktoren

Investoren sollten bei der Entscheidung über den Kauf der Schuldverschreibungen der 
Emittentin die nachfolgenden Risikofaktoren, verbunden mit den anderen in diesem 
Prospekt enthaltenen Informationen, sorgfältig lesen und berücksichtigen.

Nachstehend sind nur diejenigen Risiken beschrieben, die für die DN Group AG („DN 
Group AG“, „Emittentin“ oder „Gesellschaft“ sowie zusammen mit ihren Beteiligungs-
unternehmen „DN Gruppe“) und/oder die Wertpapiere spezifisch sind und im Hinblick 
auf eine fundierte Anlageentscheidung von wesentlicher Bedeutung sind. Die Ein-
schätzung der Emittentin zur Wesentlichkeit ergibt sich dabei aus der Relation der von 
der Emittentin angenommenen Eintrittswahrscheinlichkeit zum Umfang der von der 
Emittentin angenommenen möglichen negativen wirtschaftlichen Auswirkungen. Um 
potenziellen Anlegern einen besseren Überblick über die einzelnen Risikofaktoren zu 
ermöglichen, sind diese in Kategorien unterteilt (die einzelnen Kategorien sind durch 
die Gliederungsebenen „1.“, „2.“, „3.“ usw. gekennzeichnet). Nach Einschätzung der 
Emittentin werden in den nachfolgenden Kategorien jeweils die beiden wesentlichsten 
Risikofaktoren (basierend auf der Wahrscheinlichkeit ihres Auftretens und der erwar-
teten Größe ihrer negativen Auswirkungen; in Kategorie 2 nur ein relevantes Risiko) 
zuerst genannt. Die weiteren Risikofaktoren in der jeweiligen Kategorie (ausgenommen 
in Kategorie 2) sind ebenfalls in der Reihenfolge der Wesentlichkeit aufgeführt. Die Rei-
henfolge der Kategorien sagt nichts über die Wesentlichkeit der Kategorien aus.

1. Risiken im Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit und der 
Branche der DN Group AG

a) Risiken in Bezug auf die Holdingfunktion der Gesellschaft und der 
damit verbundenen Abhängigkeit der Emittentin von der Entwicklung 
ihrer Beteiligungen

Die Emittentin ist als Holdinggesellschaft tätig und übernimmt insbesondere zentrale 
Servicedienstleistungen wie Buchhaltung und Finanzsteuerung sowie Verwaltungsauf-
gaben und Portfoliobetreuung für ihre Beteiligungsunternehmen rund um die Themen 
Marketing, Online-Auftritt, Kommunikation, Kapitalmarktstrategie, Sales, Unterneh-
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mensstrategie. Daneben verfügt die Emittentin über eigene Einkünfte aus Beratungs-
tätigkeiten. Im Jahr 2025 hat sie gegenüber einer nicht zur DN Gruppe oder ihrem 
Großaktionär gehörenden deutschen Beteiligungsgesellschaft Beratungsleistungen im 
Zusammenhang mit der Vorbereitung eines geplanten Börsengangs erbracht und hier-
für ein Entgelt in Höhe von EUR 2,5 Mio. zzgl. Umsatzsteuer erzielt. Gegenstand war ins-
besondere die Analyse der Kapitalmarktfähigkeit sowie die Begleitung der operativen 
Umsetzung kapitalmarktrelevanter Transaktionen. Die Emittentin beabsichtigt, ihre 
Beratungstätigkeiten künftig weiter auszubauen und auch ihre Portfoliounternehmen 
sowie ggf. auch deren übrige Gesellschafter bei der Planung und Durchführung kapital-
marktgestützter Finanzierungsmaßnahmen zu beraten.

Das wesentliche Vermögen der Emittentin besteht derzeit aus Beteiligungen an der 
Algene Holding SE (Beteiligung in Höhe von 45,56 %, Grundkapital EUR 77,25 Mio.), der 
More Impact AG (Beteiligung in Höhe von 35,13 %, Grundkapital EUR 261.021.434,00), 
der EcoMotion Holding AG (vormals First Move! AG; Beteiligung in Höhe von 88 %, 
Grundkapital CHF 100.000,00) und der IIC International Impact Consulting AG (100 
%-ige Beteiligung, Grundkapital EUR 1 Mio.) sowie diversen weiteren Beteiligungen.
Die Emittentin ist als Beteiligungsgesellschaft von der Entwicklung ihrer Beteiligungen, 
deren Erfolg und ihrer Liquidität abhängig, denn sie gründet Gesellschaften oder er-
wirbt Beteiligungen an Gesellschaften, bei denen sie davon ausgeht, dass diese auf der 
Basis eines bestehenden oder zu entwickelnden Geschäftsmodells in der Lage sind, zu 
wachsen und künftig Wertzuwächse zu generieren. Erträge für die Emittentin sollen 
folglich durch die Realisierung von Wertsteigerungen durch Veräußerungen ihrer Be-
teiligungen oder sonstigen Exit-Szenarien bei den Investments sowie durch Dividenden 
/ Gewinnausschüttungen erzielt werden

Die Emittentin hat ihre Geschäftstätigkeit erst ab Herbst 2024 mit Fokus auf Impact 
Investing ausgerichtet. Die Umsatzerlöse/Gewinne der Emittentin entstammen nicht 
aus der gegenwärtigen, auf Impact Investing ausgerichteten Geschäftstätigkeit der 
Emittentin, sondern aus der früheren Geschäftstätigkeit. Die meisten Beteiligungen der 
Emittentin haben junge, noch unentwickelte Geschäftsmodelle und verfügen derzeit 
noch nicht über marktreife Produkte bzw. sind noch nicht operativ tätig (s. dazu auch 
die Risiken unter Ziffer II.1.b)). Bislang hat keine der Beteiligungsgesellschaften der DN 
Group AG Gewinne an die Emittentin ausgeschüttet. Mit Ausnahme von zwei Tochter-
gesellschaften, der Global Health Care AG und der WINDWISE GmbH, haben die Be-
teiligungen der Emittentin bisher keine bzw. nur unwesentliche (weniger als TEUR 75) 
Umsätze erzielt. Die konkreten finanziellen Mittel, die zukünftig zur Weiterentwicklung 
und Erreichung der Produktreife der einzelnen Beteiligungen erforderlich sein werden, 
kann die Emittentin zum Datum dieses Prospekts nicht genau beziffern. Von den der 
Emittentin aus den bisherigen Anleiheemissionen (Unternehmensanleihe 2024/2029 
und Unternehmensanleihe 2025/2030) insgesamt als Barmittel zugeflossenen rund 
EUR 54,2 Mio. wurden bis zum Datum des Prospekts rund EUR 39 Mio. in Beteiligungen 
investiert (davon (i) rund EUR 10,5 Mio. als Darlehen an Beteiligungsgesellschaften; 
(ii) rund EUR 13,9 Mio. im Wege von Barkapitalerhöhungen (Algene Holding SE: EUR 7 
Mio.; SW Save The Water Holding AG: EUR 950.000,00; IIC International Impact Consul-
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ting AG: EUR 950.000,00 und Una Terra Venture Studio AG: CHF 4.612.250,00 (ca. EUR 5 
Mio.); (iii) rund EUR 9,5 Mio. durch den Erwerb von Beteiligungen (Algene Holding SE 
(vormals: Potrimpos Capital SE) EUR 250.000,00, SUSMATA Holding AG (vormals: can-
nabis.de Media AG) EUR 3.700.000,00, Ownity AG Aktien ca. EUR 5 Mio., More Impact 
AG Aktien ca. EUR 0,5 Mio.); (iv) rund EUR 4,5 Mio. zur Ablösung von Verbindlichkeiten 
gegenüber Kreditinstituten im Zusammenhang mit der Erwerb der Beteiligung an der 
Global Health Care AG verwendet und (v) rund EUR 0,25 Mio. für die Gründung der 
DN Vermögensverwaltung AG aufgewendet). Das Bankguthaben der Emittentin beträgt 
zum Datum des Prospekts rund EUR 2,5 Mio. Die Differenz zum Gesamtzufluss resul-
tiert im Wesentlichen aus laufenden Betriebskosten der Emittentin, Zinszahlungen auf 
die bestehenden Schuldverschreibungen, Emissionskosten sowie sonstigen finanziellen 
Abgängen auf Ebene der Emittentin und der DN Gruppe. Unter Berücksichtigung der 
begrenzten verfügbaren liquiden Mittel der Emittentin zum Datum des Prospekts in 
Höhe von rund EUR 2,5 Mio. (Bankguthaben), jährlichen Zinsverpflichtungen aus be-
stehenden Schuldverschreibungen in Höhe von derzeit ca. EUR 5,95 Mio. (berechnet auf 
Basis der zum Datum des Prospekts ausstehenden Schuldverschreibungsverbindlich-
keiten in Höhe von rund EUR 59,5 Mio. bei einem Zinssatz von 10 % p.a., wobei auf die 
von der Emittentin selbst gehaltenen Schuldverschreibungen keine Zinsen anfallen), 
der Dominanz von Sachkapitalerhöhungen in der Bilanz- und Eigenkapitalstruktur 
der Emittentin und ihrer Beteiligungsgesellschaften (d.h. wenig liquide Substanz), der 
sonstigen finanziellen Verpflichtungen der Emittentin und ihrer Beteiligungen, ist die 
Abhängigkeit der Emittentin von der Entwicklung ihrer Beteiligung in einem erhebli-
chen Wechselwirkungsverhältnis zu den genannten Umständen. Bleiben die erwarteten 
Erträge aus den getätigten Investments aus oder fallen sie erheblich geringer aus als 
erwartet, kann dies im ungünstigsten Fall dazu führen, dass die Emittentin mangels 
ausreichender Liquidität ihre Zahlungsverpflichtungen aus den Schuldverschreibungen 
(Zinsen und/oder Rückzahlung) nicht oder nicht vollständig erfüllt.

b) Risiken im Zusammenhang mit den jungen, noch unentwickelten Ge-
schäftsmodellen der Beteiligungen

Mit Ausnahme der Global Health Care AG (vormals EasyMotion Tec AG; Beteiligung in 
Höhe von 3 %), die im Geschäftsjahr 2024 Umsatzerlöse in Höhe von EUR 1.593.544,44 
(gemäß geprüftem Jahresabschluss 2024) erzielte, sowie der WINDWISE GmbH (Be-
teiligung in Höhe von 20 %), die im selben Zeitraum Umsatzerlöse in Höhe von EUR 
4.655.285,68 (gemäß ungeprüftem Jahresabschluss 2024) erzielte8, befinden sich die 
Beteiligungsunternehmen der Emittentin derzeit in unterschiedlichen Phasen der 
Produktentwicklung, der Markteinführungsvorbereitung sowie der Absicherung ge-
werblicher Schutzrechte. Teilweise wurden für die entwickelten Technologien bereits 
Patente erteilt. Einzelne junge Beteiligungen haben bereits erste Umsätze erzielt bzw. 
stehen kurz vor Produktions- und Vertriebsbeginn. Die Algene Deutschland GmbH, die 
100%-ige Enkelgesellschaft der Algene Holding SE hat im März 2026 mit den finalen 
Vorbereitungen der Serienproduktion von Mikroalgen begonnen. Diese wird im Juni 

8 Die Jahresabschlüsse der vorgenannten Gesellschaften für das Geschäftsjahr 2025 sind zum Datum des Pros-
pektes noch nicht veröffentlicht und liegen der Emittentin dementsprechend nicht vor.
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2026 anlaufen. Derzeit führt die Gesellschaft Vertriebsgespräche mit mehreren poten-
ziellen Abnehmern aus den Bereichen Kosmetik und Lebensmittel für die produzierten 
Mikroalgen. Nach Angaben der Gesellschaft bestehen bereits Absichtserklärungen mit 
potenziellen Kunden aus dem Lebensmittelbereich über die zukünftige Abnahme der 
Produkte. Die Gesellschaft befindet sich derzeit in der Phase der Markteinführung ihrer 
Produkte. Erste relevante Umsätze aus dem Verkauf der produzierten Mikroalgen wer-
den für das dritte Quartal 2026 erwartet. Die SUSMATA AG (100 %-ige Tochter der SUS-
MATA Holding AG (vormals Cannabis.de Media AG), an der die Emittentin aktuell mit 
1,16 % beteiligt ist) verfügt über ein abrufbares Produkt, erzielt bereits erste Umsätze 
in Höhe von EUR 70.672,00 im Jahr 2025 und baut derzeit Zertifizierungen (u.a. für den 
Einsatz im Automotive-Bereich) sowie Marketing- und Vertriebsstrukturen auf, um im 
zweiten Halbjahr des Jahres 2026 die Belieferung der Segmente Fashion/Small Leather 
Goods, Automotive und Furniture zu starten.

Eine weitere direkte Beteiligung der Emittentin, die Ownity AG („Ownity“) (7,48 % Be-
teiligung der Emittentin), hat bereits erste Umsätze im niedrigen sechstelligen Bereich 
im ersten Halbjahr 2026 erzielt, unter anderem im Zusammenhang mit der Beratung 
der Emittentin bezüglich der Tokenisierung der mit diesem Prospekt angebotenen 
Schuldverschreibungen der Tranche B mit ISIN DE000A46ZYN8 im Gesamtnennbe-
trag von EUR 110 Mio. Das Konzept der Ownity befindet sich derzeit noch in der Ent-
wicklung. Ein wesentlicher Bestandteil der Geschäftstätigkeit der Ownity AG ist der 
technische Betrieb einer digitalen Plattform, über die Drittunternehmen ihre Angebote 
gegenüber Endnutzern bereitstellen können. Der Ownity AG obliegt insoweit die Identi-
fikation, Akquise und vertragliche Anbindung geeigneter Unternehmen, die über die 
Plattform Angebote bereitstellen möchten. Die Plattform soll sich an Privatanleger 
richten, insbesondere an solche, die bisher kein Wertpapierdepot besitzen. Ziel soll es 
sein, diesen Anlegern einen vereinfachten Zugang zu Wertpapieranlagen zu ermög-
lichen, ohne dass die Eröffnung eines klassischen Depots erforderlich sein soll. Die 
Ownity AG selbst erbringt keine Anlageberatung, keine Anlagevermittlung und keine 
sonstigen Wertpapierdienstleistungen gegenüber Anlegern. Wertpapiere wie Aktien, In-
haberschuld-verschreibungen und Fondsanteile sollen als elektronische Wertpapiere in 
einem Kryptowertpapierregister eines Kryptowertpapierregisterführers mit einer ent-
sprechenden Erlaubnis eingetragen und über die rechtlich von den Drittunternehmen 
betriebene Plattform verwaltet werden. Die Plattform soll dabei die gesamte Kommu-
nikation zwischen dem Registerführer und den Anlegern übernehmen und Funktionen 
wie Onboarding, Zeichnung und Erwerb von Wertpapieren, Darstellung der Register-
inhalte sowie Dokumentenaufbewahrung bieten. Die jederzeitige Handelbarkeit und 
Rückgabemöglichkeit der elektronischen Wertpapiere soll nach dem derzeitigen Stand 
der Planung durch einen regulierten Partner sichergestellt werden.Die Ownity AG stellt 
die Plattform technisch Dritten zur Verfügung und bedient sich dabei für die technische 
Umsetzung Dritter. Die Ownity AG fungiert als zentrale Koordinierungsstelle zwischen 
den technischen Leistungserbringern (Subunternehmern) und den auf der Plattform 
tätigen Unternehmen. In dieser Schnittstellenfunktion obliegt ihr die Abstimmung der 
einzelnen Leistungsbeiträge der Subunternehmer sowie deren Integration in einen 
einheitlichen Gesamtprozess. Die einzelnen Subunternehmer verfügen jeweils über 
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spezialisierte Fachkenntnisse in ihrem Leistungsbereich (Knowhow). Die Ownity AG 
aggregiert dieses verteilte Fachwissen und gewährleistet die ganzheitliche Abbildung 
des Gesamtprozesses. Hierdurch wird sichergestellt, dass die Einzelkompetenzen der 
Subunternehmer in ein funktionsfähiges Gesamtsystem überführt werden. Der Ownity 
AG obliegt ferner die Marktpositionierung der Plattform als Brand, deren Bekanntma-
chung gegenüber potenziellen Nutzern sowie die Gewinnung von Interessenten für das 
Plattformangebot. Ob, wann und in welchem Umfang das Konzept tatsächlich realisiert 
wird, ist offen. Es besteht das Risiko, dass die Ownity ihr Geschäftsmodell nicht, nicht 
fristgerecht oder nur teilweise umsetzen kann, dass sich die aufsichtsrechtlichen An-
forderungen ändern oder dass die Ownity den von der Emittentin in Aussicht gestellten 
Beratungsauftrag im Zusammenhang mit der Tokenisierung der Schuldverschreibun-
gen der Tranche B nicht oder nicht im geplanten Umfang erhält und die hieraus er-
warteten Umsatzerlöse nicht oder nicht in geplanter Höhe erzielen kann. Dies kann 
den Wert der Beteiligung der Emittentin an der Ownity negativ beeinflussen und damit 
mittelbar ihre Fähigkeit beeinträchtigen, die Zahlungsverpflichtungen aus den Schuld-
verschreibungen zu erfüllen.

Die junge, 100 %-ige Tochtergesellschaft der Emittentin, die IIC International Impact 
Consulting AG, ist Veranstalter der International Impact Foren (IIFs) und agiert primär 
als Marketing- und Awareness-Kanal zur Ansprache von Investoren für die Emitten-
tin und deren Tochterunternehmen sowie zur Identifikation neuer Zielgesellschaften 
und ist nicht grundsätzlich auf eine kurzfristige Gewinnerbringung ausgerichtet. Die 
Enkelgesellschaften der Emittentin, die The Key Unternehmensberatung GmbH sowie 
die BG Braingate Technology GmbH (beide 100%-ige Tochtergesellschaften der More 
Impact AG), sind in ihrer operativen Geschäftstätigkeit weit fortgeschritten; das Pro-
dukt „Shisha 2 Go“ der BG Braingate Technology GmbH steht kurz vor der Serienreife, 
Verhandlungen über Lizenzverträge für die Shisha 2 Go laufen bereits. Nach aktueller 
Planung geht die BG Braingate Technology GmbH davon aus, dass im Jahr 2026 erste 
Umsatzerlöse aus Lizenzgebühren erzielt werden können. Bei der EcoMotion Holding 
AG (vormals First Move! AG) bestehen Verträge im Bereich Parkhauslösungen in Berlin; 
deren wirtschaftlicher Beitrag von Umsetzung, regulatorischen Rahmenbedingungen 
und tatsächlicher Nachfrage abhängt. Eine weitere indirekte Beteiligung der Emitten-
tin, SW Save The Water GmbH (100 %-ige Tochtergesellschaft der SW Save The Water 
Holding AG, an der die Emittentin mit 9,5 % beteiligt ist) hat mittlerweile das Produkt 
soapeya (eine Seife, die ohne Wasser auskommt und dennoch eine effektive Reinigung 
ermöglicht) zur Marktreife gebracht. Es sind Tests zur Wirksamkeit und Verträglichkeit 
des Produktes mit Derma-Test durchgeführt worden, die beides bescheinigen. Zudem 
sind bereits mehrere Projekte mit der internationalen Kinderhilfsorganisation Plan 
International („Plan International“) zum Einsatz von soapeya in Gebieten mit man-
gelndem Zugang zu Handhygiene durchgeführt worden (unter anderem in Ghana). Es 
wurde bereits mehr als eine Tonne soapeya produziert und die Produktion kann gestei-
gert werden. Aktuell laufen Gespräche mit Plan International, wie diese das Produkt für 
ihre Projekte erwerben können. Die Gesellschaft strebt an, im dritten Quartal des Jahres 
2026 Umsätze zu erzielen, wobei dies insbesondere vom Abschluss konkreter Lieferver-
einbarungen abhängt.
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Trotz der oben dargestellten Fortschritte besteht das Risiko, dass Produktionsauf-
nahmen, Zertifizierungen, Vertriebsstarts, Kundenabnahmen (auch bei bestehenden 
Absichtserklärungen), Lizenzabschlüsse und Umsatzrealisierungen zeitlich verzögert 
erfolgen, geringer als geplant ausfallen oder ganz ausbleiben. Die Einschätzung über 
eine positive Entwicklung muss die Emittentin anhand der ihr zur Verfügung stehenden 
Informationen über die wirtschaftliche Lage und Entwicklung bzw. die Perspektiven so-
wohl der betreffenden Gesellschaft als auch des Marktumfelds, in dem die betreffende 
Gesellschaft tätig ist bzw. tätig werden soll, treffen. Dabei handelt es sich insofern auch 
immer um eine Prognoseentscheidung hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung der 
jeweiligen Gesellschaft und des von ihr betriebenen bzw. zu betreibenden Unterneh-
mens. Negative Abweichungen können die Fähigkeit der Emittentin beeinträchtigen, 
Erträge aus Exits und Ausschüttungen zu erzielen, und sich damit nachteilig auf Liqui-
dität, Ertragslage und Vermögenswerte der Emittentin auswirken. Diese negative Folge 
steht darüber hinaus in einem engen Wechselwirkungsverhältnis zu den begrenzten 
verfügbaren liquiden Mitteln und den laufenden Zinsverpflichtungen der Emittentin 
(vgl. hierzu die Risikofaktoren unter lit. m) und n)).

c) Liquiditätsrisiken der Beteiligungen

Die Anteile an verbundenen Unternehmen sind in Höhe von TEUR 412.722 (Vorjahr: 
TEUR 280.937) in dem geprüften Jahresabschluss der Emittentin für das Geschäftsjahr 
2025 ausgewiesen. Davon entfallen TEUR 221.152 (Vorjahr TEUR 280.937) auf die Beteili-
gung an der More Impact AG, Frankfurt am Main, TEUR 112.171 (Vorjahr TEUR 0.00) auf 
die Beteiligung an der Algene Holding SE, Düsseldorf, TEUR 78.400 (Vorjahr TEUR 0.00) 
auf die Beteiligung an der EcoMotion Holding AG, Schweiz und TEUR 1.000 (Vorjahr 
TEUR 0.00) auf die Beteiligung an der IIC International Impact Consulting AG. Die Betei-
ligungen an diversen weiteren Gesellschaften betragen TEUR 9.539 (Vorjahr TEUR 0.00). 
Die Wertpapiere des Anlagevermögens in Höhe von TEUR 28.796 (Vorjahr: TEUR 15.133) 
entfallen unter anderem in Höhe von TEUR 1.184 (Vorjahr: TEUR 415) auf die Beteili-
gung an der SUSMATA Holding AG, Frankfurt am Main, in Höhe von TEUR 1.587 (Vor-
jahr TEUR 5.521) auf die Beteiligung an der Global Health Care AG (früher EasyMotion 
Tec AG), Vaduz. Wenn man die Anteile an den bestehenden Beteiligungen, insbesondere 
an der More Impact AG und an der Algene Holding SE abwerten müsste, würde dies zu 
einem erheblichen bilanziellen Verlust führen. Im schlechtesten Fall einer vollständi-
gen Abwertung der Beteiligung an der More Impact AG auf TEUR 0 würde dies einen 
Bilanzverlust in Höhe von TEUR 221.152 bedeuten. So hat die Emittentin im Jahr 2024 
durch den Verkauf der publity-Aktien einen nicht-liquiditätswirksamen Buchverlust in 
Höhe von ca. EUR 134,0 Mio. erzielt.

Die meisten Beteiligungen verfügen über junge meist unentwickelte Geschäftsmodelle, 
die vollständig scheitern könnten. Darüber hinaus ist ein weiteres zentrales Risiko der 
Beteiligungen ihr Liquiditätsbedarf. Viele junge Unternehmen haben hohe laufende 
Kosten, die durch ihre Einnahmen noch nicht gedeckt werden können. Ohne ausrei-
chende Liquidität könnten sie ihre Verpflichtungen nicht erfüllen, was zu Liquiditäts-
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engpässen führen würde. Wenn es nicht gelingt, weitere Mittel zu beschaffen, könnte 
die Fortführung des Unternehmens gefährdet sein.

Darüber hinaus könnten aber auch Umstände die geplante Entwicklung einer solchen 
Gesellschaft beeinträchtigen, welche im Zeitpunkt der Investitionsentscheidung nicht 
vorhersehbar waren und nicht der Kontrolle durch die Emittentin unterliegen. So könn-
ten sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Geschäftstätigkeit des jeweiligen 
Unternehmens verschlechtern oder das Unternehmen könnte unverschuldet Ziel krimi-
neller oder terroristischer Handlungen oder Rufschädigungen werden. Es kann mithin 
nicht ausgeschlossen werden, dass Umsatz, Profitabilität und/oder Geschäftswert der 
jeweiligen Portfoliounternehmen sich nicht wie erwartet entwickeln bzw. nicht gestei-
gert werden können oder sich sogar zukünftig vermindern. Daneben könnten etwaige 
Dividendenzahlungen von Portfoliounternehmen an die Emittentin ausbleiben. Auch 
eine Insolvenz von Portfoliounternehmen der Emittentin kann nicht ausgeschlossen 
werden. In derartigen Fällen könnte die Emittentin als Gläubigerin der ihren Beteili-
gungsgesellschaften gewährten Darlehen - zum Datum des Prospekts in der ausstehen-
den Gesamtsumme der Hauptdarlehensforderung von rund EUR 10,5 Mio. - mit ihren 
Forderungen ausfallen. Die Finanzierung der Tochtergesellschaften erfolgt grundsätz-
lich entweder im Wege von Gesellschafterdarlehen oder durch Barkapitalerhöhungen. 
Gesellschafterdarlehen werden regelmäßig mit einem Zinssatz von 3 % bis 10 % p.a. 
und der Laufzeit von 6 bis 24 Monate an die jeweiligen Tochtergesellschaften gewährt 
(EUR 383.000,00 im Jahr 2024; ca. EUR 3,44 Mio. im Jahr 2025 und EUR 6.725.000,00 im 
Jahr 2026). Die Darlehensnehmer sind die EcoMotion Holding AG (ca. EUR 1,9 Mio.), 
die More Impact AG (EUR 1,15 Mio.) die Algene Holding SE (EUR 600.000,00), die Algene 
International AG (EUR 249.900,00) die Algene Deutschland GmbH (EUR 1,3 Mio.); die 
Una Terra Venture Studio AG (EUR 3 Mio. im Januar 2026, Laufzeit 6 Monate, Zinssatz 10 
%), die The Key Unternehmensberatung GmbH (EUR 473.000,00), die BG Braingate Tech-
nology GmbH (EUR 240.000,00), die SUSMATA Holding AG (EUR 315.000,00), die SUSMA-
TA AG (EUR 25.000,00), die IIC International Impact Consulting AG (EUR 800.000,00), SW 
Save The Water Holding AG (EUR 260.000,00) und die More-ESG GmbH (EUR 238.000,00). 
Im Jahr 2026 sind die Darlehensforderungen der Emittentin gegenüber ihren Beteili-
gungsgesellschaften insgesamt in Höhe von EUR 5.271.000,00, im Jahr 2027 in Höhe von 
EUR 2.156.582,00 und im Jahr 2028 in Höhe von EUR 2.165.000 fällig.
Das kann wiederum zur Folge haben, dass die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtun-
gen aus den Schuldverschreibungen (Zinsen, Rückzahlung) nicht oder nicht in von den 
Anlegern erwarteter Höhe erfüllt, was dazu führen könnte, dass Anleger ihr gesamtes 
Kapital verlieren.

d) Risiken aus der unzureichenden Einhaltung der Nachhaltigkeitsstan-
dards des Investment Frameworks, Greenwashing-Vorwürfen und zu-
künftiger Regulatorik des Impact Investment Marktes

Es besteht das Risiko, dass die Emittentin die Nachhaltigkeitsstandards ihres Investment 
Frameworks nicht vollständig oder korrekt einhält, z.B. falls ihr falsche oder irrefüh-
rende Informationen zu Nachhaltigkeitsaspekten oder zu Kennzahlen bezüglich der 
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Verwirklichung der Nachhaltigkeitsziele von Portfoliounternehmen zugeliefert werden 
und sie den Fehler im Rahmen ihrer stichprobenartigen Überprüfung nicht erkennt 
oder falls sich ein Portfoliounternehmen hinsichtlich der gesetzten Nachhaltigkeitsziele 
völlig anders als erwartet entwickelt. Dieses Risiko ist besonders groß, wenn die Emit-
tentin in einem sehr frühen Unternehmensstadium investiert und die Nachhaltigkeit 
des Zielunternehmens auf Basis eines nur geplanten Geschäftsmodells bewerten muss. 
Auch besteht ein erhöhtes Fehlerrisiko, weil die Emittentin ihre Geschäftstätigkeit erst 
im Herbst 2024 auf Impact Investing ausgerichtet und das Investment Framework erst 
im Mai 2025 verabschiedet hat. Daher befinden sich wesentliche operative Prozesse 
zur Umsetzung des Investment Frameworks noch in einem frühen Stadium. Insbeson-
dere wurden bis zum Datum dieses Prospekts für viele Portfoliounternehmen noch 
keine quantifizierbaren Nachhaltigkeitskennzahlen (Key Performance Indicators, KPIs) 
festgelegt, anhand derer die Fortschritte bei der Erreichung der vereinbarten Nach-
haltigkeitsziele konkret gemessen werden könnten, mit anderen Portfoliounternehmen 
wurden zwar Ziele vereinbart, aber die Emittentin konnte diesbezüglich noch keine 
Entwicklung messen, weil die jeweiligen Unternehmen ihre operative Tätigkeit bisher 
nicht oder nur eingeschränkt aufgenommen haben.

Mögliche weitere Verzögerungen bei der Festlegung konkreter Nachhaltigkeitsziele und 
-maßnahmen wesentlicher Portfoliogesellschaften können verhindern, dass die Einhal-
tung des Investment Frameworks anhand messbarer Kennzahlen transparent nach-
weisbar ist. Aufgrund dessen kann die Anleihe der Emittentin für bestimmte Investoren 
ungeeignet sein oder werden. Es kann auch dazu führen, dass negative Entwicklungen 
bezüglich des Nachhaltigkeits-Impacts zu spät erkannt werden, um von Seiten der Emit-
tentin im Rahmen ihrer (begrenzten) Möglichkeiten noch gegenzusteuern oder aus dem 
Investment auszusteigen. In diesem Fall besteht das Risiko, dass plötzlich offensichtlich 
werdende negative Nachhaltigkeitsentwicklungen zu einem Reputationsverlust der 
Emittentin führen.

Soweit die Emittentin nur mittelbar – über zwischengeschaltete Holdinggesellschaften – 
an operativ tätigen Gesellschaften beteiligt ist, kann sie die Einhaltung der vereinbarten 
Nachhaltigkeitsziele auf der Ebene der operativ tätigen Enkelgesellschaften nur sehr 
mittelbar beeinflussen. Die eingeschränkte Datenlage und der frühe Implementierungs-
stand könnten dazu führen, dass die Emittentin nicht in der Lage ist, die Nachhaltig-
keitsstandards ihres Investment Frameworks einzuhalten und/oder nicht transparent 
und glaubwürdig belegen kann, dass sie dies tut. Das kann dazu führen, dass Finanzie-
rungen nicht mehr erlangt werden können, gegen Finanzierungsverträge verstoßen 
wird und/oder Reputationsschäden durch Greenwashing-Vorwürfe entstehen.
Greenwashing-Vorwürfe, also Vorwürfe bezüglich der irreführenden Darstellung von 
Portfoliounternehmen als nachhaltiger, als sie tatsächlich sind, können das Vertrauen 
der Investoren untergraben und rechtliche Konsequenzen nach sich ziehen, wenn z.B. 
ein Portfoliounternehmen vereinbarte Maßnahmen zur Erzielung von positiven Aus-
wirkungen auf die SDGs nur oberflächlich umsetzt, um sich als umweltfreundlich oder 
sozial verantwortlich darzustellen, ohne tatsächlich signifikante positive Auswirkungen 
zu erzielen. Dies kann zu einem Vertrauensverlust bei Kunden, Investoren und anderen 
Stakeholdern führen, was langfristig negative Auswirkungen auf den Geschäftserfolg 
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hat.
Darüber hinaus ist der Impact Investment Markt einem sich ständig weiterentwickeln-
den regulatorischen Umfeld ausgesetzt. Zukünftige Regulierungen könnten strengere 
Anforderungen an die Einhaltung von Nachhaltigkeitskriterien und die Berichterstat-
tung darüber sowie an die Überprüfung und Zertifizierung von nachhaltigen Investitio-
nen stellen als bisher. Solche regulatorischen Änderungen könnten für die Emittentin 
zusätzliche Kosten verursachen und die Flexibilität der Investitionsstrategien ein-
schränken. Es besteht das Risiko, dass bestehende Investitionen nicht mehr den neuen 
Regulierungsanforderungen entsprechen und daher angepasst oder sogar liquidiert 
werden müssen, was zu finanziellen Verlusten führen könnte. Die sich schnell ändern-
de Regulatorik im Bereich Nachhaltigkeit kann zu höheren Anforderungen und Kosten 
sowohl bei der Emittentin als auch ihren Beteiligungen führen. Bei Nichteinhaltung 
drohen Bußgelder oder Sanktionen, und das Geschäftsmodell könnte ganz oder teilwei-
se nicht mehr umsetzbar sein.

e) Risiken beim Erwerb von Beteiligungen könnten falsch eingeschätzt 
werden

Bevor die Emittentin eine Beteiligung an einem Unternehmen erwirbt, wird sie in 
der Regel zuvor eine Due Diligence Prüfung im Hinblick auf mögliche finanzielle und 
rechtliche Risiken und auch bezüglich der Auswirkungen der Geschäftstätigkeit der 
Zielgesellschaft auf Gesellschaft und Umwelt durchführen bzw. durchführen lassen. 
Eine solche Untersuchung kann sehr viel Zeit in Anspruch nehmen und mit erheblichen 
Kosten verbunden sein. Aus unternehmerischem Interesse kann es daher im Einzelfall 
geboten sein, auf eine solche Prüfung zu verzichten oder nur eine beschränkte Untersu-
chung durchzuführen. Selbst wenn eine vollumfängliche Due Diligence Untersuchung 
durchgeführt wird, kann nicht ausgeschlossen werden, dass wesentliche Risiken in 
Bezug auf den Wert oder die Nachhaltigkeit, die der potenziellen Beteiligung innewoh-
nen, übersehen oder falsch bewertet werden. Generell kann die Emittentin daher nicht 
ausschließen, dass wesentliche Risiken, die im Zusammenhang mit der zu erwerbenden 
Beteiligung stehen, im Rahmen des Erwerbs nicht erkannt oder falsch bewertet werden. 
In der Folge kann dies zu Abschreibungen oder Wertberichtigungen der erworbenen 
Beteiligung sowie zu dem Ausfall von Dividendenzahlungen führen (vgl. hierzu auch 
die Risiken im Zusammenhang mit der Bewertung von Beteiligungen unter lit. g)). Das 
kann wiederum zur Folge haben, dass die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen 
aus den Schuldverschreibungen (Zinsen, Rückzahlung) nicht oder nicht in von den 
Anlegern erwarteter Höhe erfüllt. Erweist sich die Geschäftstätigkeit von Beteiligungs-
unternehmen als weniger nachhaltig als angenommen, kann das die Reputation der 
Emittentin und das Interesse von Anlegergruppen, die gezielt nachhaltige Investments 
anstreben, an den Schuldverschreibungen erheblich negativ beeinflussen. Sinkendes 
Interesse solcher nachhaltigkeitsorientierten Anlegergruppen kann sich negativ auf die 
Liquidität und den Marktpreis bzw. Kurs der Schuldverschreibungen im Sekundärhan-
del auswirken.
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f) Risiken im Zusammenhang mit Ertragsschwankungen

Von den Beteiligungsunternehmen der Emittentin haben bisher lediglich die Global 
Health Care AG (Umsatzerlöse im Geschäftsjahr 2024: EUR 1.593.544,44 bei einem 
Bilanzverlust von rund EUR 4 Mio.; geprüfter Jahresabschluss 2024) und die WIND-
WISE GmbH (Umsatzerlöse im Geschäftsjahr 2024: EUR 4.655.285,68 bei einem einen 
Bilanzgewinn in Höhe von EUR 643.416,69; ungeprüfter Jahresabschluss 2024) Umsätze 
erzielt.9 Bislang sind der Emittentin keine Gewinnausschüttungen oder Dividenden von 
ihren Beteiligungsgesellschaften zugeflossen. Es ist ungewiss, ob und wann die aktu-
ellen Beteiligungsgesellschaften Gewinne erzielen und an die Emittentin ausschütten 
werden.

Liquiditätswirksame Verkäufe von Beteiligungen stammen nur aus dem alten Geschäft 
der Emittentin und nicht aus dem Bereich Impact Investing (u.a. Verkauf der Beteili-
gung an der OA22 GmbH im Jahr 2024 mit dem liquiditätswirksamen Erlös in Höhe 
von EUR 4,15 Mio.). Die handelsrechtlichen Erträge der Emittentin aus den derzeitigen 
Beteiligungen waren bisher nicht liquiditätswirksam, sondern resultierten aus Sach-
kapitalerhöhungen und Buchgewinnen aus konzerninternen Umstrukturierungen. 
Die im Wege der Sachkapitalerhöhungen eingebrachten Beteiligungen waren dabei im 
Wesentlichen nicht operativ tätig und erzielten keine bzw. nur unwesentliche Umsät-
ze. Es wurden bislang auch keine Gewinne an die Emittentin ausgeschüttet. Derartige 
Erträge stehen der Emittentin folglich nicht als liquide Mittel zur Verfügung. So betru-
gen die handelsrechtlichen Erträge aus Beteiligungen im Jahr 2023 rund EUR 72 Mio. 
(resultierend aus der Einbringung der More ESG GmbH in die More Impact AG im Wege 
der Sachkapitalerhöhung), im Jahr 2024 rund EUR 199 Mio. (resultierend aus der Ein-
bringung der BG Braingate Technology GmbH und der The Key Unternehmensberatung 
GmbH in die More Impact AG jeweils im Wege der Sachkapitalerhöhung) und im Jahr 
2025 EUR 45.010.077,98 (im Wesentlichen Buchgewinn infolge der Veräußerung von 
Anteilen an der More Impact AG gegen den Erwerb von Anteilen an der Algene Holding 
SE). Darüber hinaus hat die Emittentin im Jahr 2024 durch den Verkauf der publity-
Aktien einen nicht-liquiditätswirksamen Buchverlust in Höhe von ca. EUR 134,0 Mio. 
erzielt.

Sollte die Emittentin künftig – wie geplant – Erträge aus der Veräußerung von Beteili-
gungen an Dritte erzielen, können diese als nicht wiederkehrende Einmaleffekte das 
jeweilige Jahresergebnis wesentlich beeinflussen. Die zukünftigen Geschäftsergebnisse 
der Emittentin können daher in erheblichem Maße von einzelnen Veräußerungsvor-
gängen abhängen, die derzeit weder hinsichtlich ihres Ergebnisbeitrags noch hinsicht-
lich ihres Abschlusszeitpunkts verlässlich zu prognostizieren sind. Auch wenn sich eine 
solche Transaktion in der Zukunft bereits konkreter abzeichnet, können schon gering-
fügige Verzögerungen dazu führen, dass ihr Abschluss und damit die erfolgswirksame 
Erfassung des entsprechenden Gewinns oder Verlusts aufgrund des Stichtagsprinzips 

9 Die Jahresabschlüsse der vorgenannten Gesellschaften für das Geschäftsjahr 2025 sind zum Datum des Pros-
pektes noch nicht veröffentlicht und liegen der Emittentin dementsprechend nicht vor.
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erst in einem späteren Geschäftsjahr erfolgt als vorgesehen. Insbesondere komplexe 
Transaktionen, wie Unternehmensverkäufe oder Börsengänge, lassen sich nicht immer 
plangemäß umsetzen; Verzögerungen können zudem durch externe Einflüsse, etwa 
Veränderungen des Finanzmarktumfelds, verursacht werden.

Infolgedessen können Erträge und Ergebnisse der Emittentin von Geschäftsjahr zu 
Geschäftsjahr erheblich schwanken. Aus den Jahresabschlüssen vergangener Geschäfts-
jahre und deren Vergleich können unter Umständen weder die Emittentin noch die An-
leger verlässliche Rückschlüsse auf die künftige Ergebnis- und Liquiditätsentwicklung 
ziehen. Das Risiko einer hohen Ergebnisvolatilität erschwert die Liquiditätsplanung der 
Emittentin und kann sich nachteilig auf ihre Liquiditätslage auswirken. Dies kann dazu 
führen, dass die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen aus den Schuldverschreibun-
gen (Zinsen und Rückzahlung) am jeweiligen Fälligkeitstag nicht oder nicht in der von 
den Anlegern erwarteten Höhe erfüllen kann.

g) Risiken im Zusammenhang mit der Bewertung von Beteiligungen

Die Bewertung von Joint Ventures oder Unternehmensbeteiligungen als Finanzanla-
gen in der Bilanz könnte mit großen Unsicherheiten und Schwankungen verbunden 
sein, insbesondere im Falle von Unternehmen, die sich noch in der Entwicklungsphase 
befinden. So wird bei Start-Ups beispielsweise in jeder Finanzierungsrunde eine neue 
Bewertung zugrunde gelegt. Dabei kann die Bewertung sowohl steigen als auch sinken. 
Dies hängt zum einen von der operativen Entwicklung des Unternehmens, zum ande-
ren aber auch von dem gesamtwirtschaftlichen Umfeld ab.

Entsprechend ist auch die Bewertung von durch die Emittentin gehaltenen Unterneh-
men stets mit gewissen Unsicherheiten und Schwankungen verbunden, insbesondere 
soweit sich die Emittentin an jungen Wachstumsunternehmen wie die Algene Holding 
SE mit ihrer Tochter- und Enkelgesellschaft, The Key Unternehmensberatung GmbH 
oder BG Braingate Technology GmbH, an denen sich die Emittentin jeweils mittelbar 
über die More Impact AG beteiligt, sowie die EcoMotion Holding AG, die SUSMATA 
Holding AG und die SW Save The Water Holding AG mit ihren jeweiligen Tochterge-
sellschaften. Soweit diese Unternehmen sich über Finanzierungsrunden finanzieren, 
besteht die Gefahr, dass diese Unternehmen es aufgrund einer gefallenen Bewertung 
zukünftig nicht schaffen, Finanzierungen zu attraktiven Bedingungen zu erhalten, 
was das Wachstum dieser Unternehmen und die Umsetzung ihres Geschäftsmodells 
erschweren oder unmöglich machen könnte. Daneben könnten stark schwankende, 
insbesondere stark oder plötzlich fallende Bewertungen zu entsprechenden Wertbe-
richtigungen oder Abschreibungen der jeweiligen Beteiligung führen und dement-
sprechend negative Auswirkungen auf das Geschäftsergebnis der Emittentin haben. 
Zudem könnten erforderliche Ab- bzw. Zuschreibungen in Folge von gesunkenen bzw. 
gestiegenen Bewertungen zu stark schwankenden Erträgen der Emittentin führen. So 
hat die Emittentin Ende 2024 aufgrund des Verkaufs ihrer Beteiligung an der publity AG 
einen nicht-liquiditätswirksamen Buchverlust in Höhe von ca. EUR 134,0 Mio. erzielt. 
Infolge einer möglichen weiteren Abschreibung der bestehenden bzw. zukünftigen Be-
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teiligungen der Emittentin könnte das vorhandene Eigenkapital deutlich reduziert bzw. 
vollkommen verbraucht werden und zum erheblichen Verlust der Emittentin führen. 
Das kann wiederum zur Folge haben, dass die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen 
aus den Schuldverschreibungen (Zinsen, Rückzahlung) nicht oder nicht in von den An-
legern erwarteter Höhe erfüllt.

h) Risiken im Zusammenhang mit Veräußerungsschwierigkeiten und 
Preisabschlägen

Das Geschäftsmodell der Emittentin ist darauf ausgerichtet, Erträge auch durch die 
Veräußerung ihrer Beteiligungen im Wege von Verkäufen an private oder institutio-
nelle Investoren oder im Rahmen von Börsengängen zu erzielen. Die Emittentin kann 
jedoch keine Garantie dafür übernehmen, dass sich die Veräußerung einer Beteiligung 
überhaupt bzw. mit einer bestimmten Rendite realisieren lässt. Zudem ist die Veräußer-
barkeit einer Beteiligung von vielen Unwägbarkeiten abhängig. So haben insbesondere 
das Vorhandensein potenzieller Käufer, das konjunkturelle Umfeld, die Verfassung der 
Kapitalmärkte, aber auch andere unvorhersehbare Faktoren maßgeblichen Einfluss auf 
die Höhe des Veräußerungserlöses. Bei einem negativen Konjunktur- und/oder Bran-
chenumfeld und/oder bei schwachen Finanzmärkten könnten Veräußerungen nicht 
oder nur mit hohen Preisabschlägen möglich sein. Es kann nicht garantiert werden, 
dass ein erzielbarer Veräußerungserlös die historischen Anschaffungskosten und/oder 
Kosten der Wertsteigerung in Bezug auf eine Beteiligung deckt. Selbst bei positiver Ent-
wicklung der Beteiligungsunternehmen besteht das Risiko, dass wegen eines negativen 
Konjunktur-, Branchen- und/oder Kapitalmarktumfeldes bei einer Veräußerung kein 
angemessener Preis erzielt werden kann. In diesem Fall muss die Emittentin einen ge-
planten Verkauf entweder auf einen späteren Zeitpunkt verschieben oder entsprechen-
de Preisabschläge hinnehmen. Dies kann die weitere Geschäftstätigkeit der Emittentin 
behindern, weil dann möglicherweise nicht ausreichend Kapital für den Erwerb weite-
rer Beteiligungsunternehmen bzw. Beteiligungen vorhanden ist. Im Fall der Verschie-
bung der Veräußerung einer Beteiligung ist zudem unsicher, ob sich ein angestrebter 
Preis bei dem Verkauf zu einem späteren Zeitpunkt erzielen lässt. Die Emittentin kann 
sich auch aufgrund einer Abwägung der Chancen und Risiken eines längeren Haltens 
der Beteiligung angesichts konjunktureller, Branchen- und Finanzmarktaussichten dazu 
entschließen oder gezwungen sehen, die Beteiligung bei einem negativen Marktumfeld 
trotz erheblicher Preisabschläge zu verkaufen. Eine Notwendigkeit zum Verkauf einer 
Beteiligung trotz negativen Umfeldes kann sich beispielsweise aus Liquiditätserforder-
nissen der Emittentin oder aus der wirtschaftlichen Entscheidung, sich von defizitären 
Beteiligungen zu trennen, ergeben. Sollte die Emittentin nicht in der Lage sein, Beteili-
gungen zu veräußern, obwohl dies wirtschaftlich geboten ist, oder gezwungen sein, dies 
unter Inkaufnahme erheblicher Preisabschläge zu tun, könnte dies erhebliche nachtei-
lige Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit der Emittentin und insbesondere auf ihre 
Finanz- und Ertragslage haben. Dies steht in engem Zusammenhang mit dem Risiko 
stark schwankender Erträge (vgl. lit. f)) sowie dem Finanzierungsrisiko der Emittentin 
(vgl. lit. m)). Das kann zur Folge haben, dass die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtun-
gen aus den Schuldverschreibungen (Zinsen, Rückzahlung) nicht oder nicht in von den 
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Anlegern erwarteter Höhe erfüllt.

i) Risiken im Zusammenhang mit Einschränkungen der Einflussnahme 
auf Geschäfte der Beteiligungen

Die Emittentin strebt grundsätzlich nicht den vollständigen Erwerb von Unternehmen 
an, sondern den Erwerb von – je nach Einzelfall – Mehrheits- oder Minderheitsbeteili-
gungen. Zudem plant die Emittentin künftig grundsätzlich nicht mehr, eine aktive Rolle 
im operativen Management ihrer Portfoliounternehmen zu übernehmen. Vielmehr 
beabsichtigt die Emittentin, ihre Beratungstätigkeit künftig auszubauen und Portfolio-
unternehmen sowie ggf. auch deren übrige Gesellschafter entgeltlich bei der Planung 
und Durchführung kapitalmarktgestützter Finanzierungsmaßnahmen zu beraten. Nur 
von Fall zu Fall zieht die Emittentin darüber hinaus eine Übernahme von Posten in 
Aufsichts- oder Geschäftsführungsgremien oder ein Interimsmanagement bei Portfolio-
unternehmen durch Vertreter der Emittentin in Betracht. Daneben nimmt die Emitten-
tin die ihr aufgrund ihrer jeweiligen Beteiligung an den Portfoliounternehmen zuste-
henden Gesellschafterrechte, insbesondere ihre Stimmrechte in Gesellschafter- bzw. 
Hauptversammlungen der Portfoliounternehmen, wahr.
Die etwaigen Beratungsleistungen der Emittentin sind dabei vornehmlich auf die 
Durchführung und Strukturierung von Kapitalmarktmaßnahmen oder die Implemen-
tierung von technischen Lösungen z.B. auf Basis von Blockchain-Technologien be-
schränkt und erstrecken sich grundsätzlich nicht auf die allgemeine operative Tätigkeit 
der Portfoliounternehmen. Der Einfluss der Emittentin auf die Geschäfte der Portfolio-
unternehmen oder die Aufsicht darüber ist daher regelmäßig eingeschränkt. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Emittentin entweder von vornherein nur eine Minderheitsbe-
teiligung an dem betreffenden Unternehmen erwirbt oder nach etwaigem Erwerb einer 
Mehrheitsbeteiligung durch Veräußerung von Anteilen ihre Position als Mehrheitsge-
sellschafterin wieder aufgibt und somit auch über keine Mehrheit in der Gesellschafter- 
bzw. Hauptversammlung verfügt.

Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, dass Portfoliounternehmen, die von der 
Emittentin nicht direkt oder indirekt kontrolliert werden, Maßnahmen ergreifen, die 
den Interessen der Emittentin oder des jeweiligen Unternehmens zuwiderlaufen oder 
Meinungsverschiedenheiten betreffend Pläne, die Geschäftsstrategie, das Geschäfts-
modell oder die Dividendenpolitik von solchen nicht kontrollierten Gesellschaften die 
Umsetzung des von der Emittentin verfolgten Beteiligungs- und Investmentmodells 
gefährden. Zudem kann nicht ausgeschlossen werden, dass Portfoliounternehmen, die 
von der Emittentin nicht kontrolliert werden, in Zukunft mit der Emittentin keine Bera-
terverträge abschließen wollen oder etwaig bestehende Beraterverträge kündigen oder 
nicht verlängern werden. Dies kann sich negativ auf die Wertentwicklung der betref-
fenden Beteiligungen sowie das Geschäftsergebnis der Emittentin auswirken. Das kann 
wiederum zur Folge haben, dass die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen aus den 
Schuldverschreibungen (Zinsen, Rückzahlung) nicht oder nicht in von den Anlegern er-
warteter Höhe erfüllt.
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j) Risiken im Zusammenhang mit Reputationsschädigungen

Die Anerkennung und der Ruf sowohl der DN Group AG als auch ihrer Portfoliounter-
nehmen ist für den Erfolg des von der DN Group AG verfolgten Beteiligungs- und 
Investmentmodells von erheblicher Bedeutung. Kritische Berichterstattung in Bezug 
auf die DN Group AG, ihre Schlüsselpersonen oder ihre Portfoliounternehmen kann un-
abhängig davon, ob sie der Wahrheit entspricht, den Ruf der DN Group AG schädigen, 
den Verlust von Mitarbeitern, Anlegern und Kunden sowohl auf Ebene der DN Group 
AG als auch auf Ebene ihrer Portfoliounternehmen nach sich ziehen, Rechtsstreitigkei-
ten auslösen und zu rückläufigen Erträgen und verschärften behördlichen Reglemen-
tierungen führen. Würde die DN Group AG nicht als verlässlicher und vertrauensvoller 
Investor im Markt wahrgenommen, würde dies die Aussicht der DN Group AG, Unter-
nehmen mit Wertsteigerungspotenzial ausfindig zu machen und daran Beteiligungen 
zu erwerben, erheblich verschlechtern. Das ist in dem aktuellen Geschäftsmodell der 
Emittentin von besonderer Relevanz. Sie hat sich in diesem Geschäftsmodell des Impact 
Investments noch nicht am Markt etabliert – eine entsprechend junge Historie birgt 
das Risiko, dass Reputationsschäden sich besonders schwer auswirken können. Hinzu 
kommt, dass nach Einschätzung der Emittentin Anleger, die besonders an einem Invest-
ment im Impact Bereich interessiert sind, überdurchschnittlich sensibel in Bezug auf 
Reputationsschäden reagieren könnten. Wird der Ruf der DN Group AG oder einer ihrer 
Beteiligungsunternehmen beschädigt, kann dies zur Folge haben, dass die Emittentin 
ihre Zahlungsverpflichtungen aus den Schuldverschreibungen (Zinsen, Rückzahlung) 
nicht oder nicht in von den Anlegern erwarteter Höhe erfüllt.

k) Risiken im Zusammenhang mit Ausfällen von Forderungen der Emit-
tentin gegenüber ihrer Portfoliounternehmen

Die DN Group AG hat im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit in der Vergangenheit hin 
und wieder Darlehen an Portfoliounternehmen gewährt (zu Einzelheiten siehe bitte 
in diesem Abschnitt unter II.1. c)). Die Gesamtrückzahlungsforderung gegenüber den 
Tochtergesellschaften beträgt zum Datum dieses Prospekts EUR 10.525.900,00. Sollten 
Zinszahlungen auf diese Darlehen oder die Rückzahlung dieser gewährten Finanzierun-
gen teilweise oder vollständig ausbleiben, könnte dies negative Auswirkungen auf die 
Liquiditäts- und Vermögenslage der DN Group AG haben. Das kann wiederum zur Folge 
haben, dass die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen aus den Schuldverschrei-
bungen (Zinsen, Rückzahlung) nicht oder nicht in von den Anlegern erwarteter Höhe 
erfüllt.

l) Risiken im Zusammenhang mit Cybersecurity-Unsicherheiten

Die Bedrohungen für die Netzwerk- und Datensicherheit werden immer vielfältiger und 
ausgefeilter. Trotz der Bemühungen und Prozesse zur Verhinderung von Sicherheitsver-



27

letzungen sind die Systeme der Emittentin und ihrer Portfoliounternehmen anfällig für 
Cybersicherheitsrisiken, einschließlich Cyber-Angriffen wie Viren, Phishing-Angriffen, 
Denial-of-Service-Angriffen, physischer oder elektronischer Einbrüche, Diebstahl oder 
Missbrauch durch Dritte oder Mitarbeiter und ähnlicher Störungen, was zu Unterbre-
chungen, Verzögerungen, dem Verlust kritischer Daten, dem unbefugten Zugriff auf 
Kundendaten und dem Verlust des Kundenvertrauens führen könnte.

Portfoliounternehmen der Emittentin könnten von diesem Risiko in gesteigertem 
Maße betroffen sein, soweit sie netz- oder app-basierte Dienste anbieten. Cyberangriffe 
könnten somit sogar dazu führen, dass die Systeme der Emittentin oder ihrer Portfolio-
unternehmen – zumindest temporär – nicht gesteuert und damit nicht genutzt werden 
könnten.

Trotz der Bemühungen, Sicherheitsbarrieren gegen solche Bedrohungen zu schaffen, ist 
die Emittentin möglicherweise nicht in der Lage, diese Risiken vollständig zu mindern. 
Gleiches kann für ihre Portfoliounternehmen gelten. Jeder Cyber-Angriff, der versucht, 
an die Daten und Vermögenswerte der Emittentin, ihrer Portfoliounternehmen oder 
deren Kunden oder Nutzern zu gelangen, ihren Service zu stören oder anderweitig auf 
ihre Systeme oder die Systeme von angebundenen Dritten zuzugreifen, könnte, falls er 
erfolgreich ist, das Geschäft beeinträchtigen, kostspielige Abhilfemaßnahmen nach sich 
ziehen und den Ruf der Emittentin bzw. ihrer Portfoliounternehmen schädigen. Das 
kann wiederum zur Folge haben, dass die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen aus 
den Schuldverschreibungen (Zinsen, Rückzahlung) nicht oder nicht in von den Anle-
gern erwarteter Höhe erfüllt.

m) Risiken in Bezug auf die Finanzierung der DN Group AG und ihrer Be-
teiligungen

Die DN Group AG bedarf für einen Aufbau ihrer Geschäftstätigkeit als Beteiligungs-
gesellschaft finanzieller Mittel. Ebenso benötigen die wesentliche Beteiligungsgesell-
schaft der DN Group AG die Algene Holding SE, die EcoMotion Holding AG (vormals die 
First Move! AG), die More Impact AG und deren Tochtergesellschaften, für ihr weiteres 
geplantes Wachstum finanzielle Mittel, wovon auch deren wirtschaftlicher Erfolg ab-
hängt.

Die Finanzierung der DN Group AG erfolgt derzeit primär aus Fremdkapital. Die Emit-
tentin plant darüber hinaus, sich und ihre Beteiligungen aus Erträgen des operativen 
Geschäftsbetriebs zu finanzieren. Diese Erträge können aus Beratungsleistungen und 
Beteiligungsveräußerungen resultieren, wobei mindestens kurzfristig nicht mit Erlösen 
aus Beteiligungsveräußerungen gerechnet wird. Denkbar sind auch andere Arten der 
Finanzierung, wie etwa die Durchführung von Kapitalerhöhungen.

Das Eigenkapital der Emittentin beträgt zum 31. Dezember 2025 EUR 386.517.058,29 
(Vorjahr: EUR 285.018.249,61), bestehend aus einem gezeichneten Kapital von EUR 
55.584.518,00 (Vorjahr: EUR 44.055.110,00) sowie Gewinnrücklagen und Gewinnvortrag. 
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Die Erhöhung des gezeichneten Kapitals von EUR 44.055.110,00 auf EUR 55.584.518,00 
resultiert aus einer Sachkapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts, in deren 
Rahmen die Hauptaktionärin der Emittentin, die SP 1 Equity GmbH, ihre Beteiligung 
von 88 % an der EcoMotion Holding AG (vormals First Move! AG) als Sacheinlage einge-
bracht hat. Auch die wesentlichen Kapitalerhöhungen der Vorjahre erfolgten im Wege 
von Sachkapitalerhöhungen (Einbringung von Tochtergesellschaften). Das Eigenkapital 
der Emittentin stammt somit im Wesentlichen nicht aus Bareinlagen, sondern aus Sach-
kapitalerhöhungen. Der Emittentin sind aus diesen Kapitalmaßnahmen keine liquiden 
Mittel zugeflossen.

Die sonstigen betrieblichen Erträge der Emittentin in Höhe von EUR 45.010.077,98 (Ge-
schäftsjahr 2025) bzw. EUR 199.126.068,44 (Geschäftsjahr 2024) stammen nicht aus dem 
operativen Geschäft, sondern resultieren im Wesentlichen aus nicht liquiditätswirk-
samen Buchgewinnen im Zusammenhang mit der Einbringung von Beteiligungsgesell-
schaften in Tochtergesellschaften der Emittentin. Der Emittentin sind auch aus diesen 
Erträgen keine liquiden Mittel zugeflossen.

Die Verschuldung der Emittentin zum Datum des Prospekts beträgt rund EUR 60,5 Mio. 
Die Emittentin plant, sich auch weiterhin primär durch Anleihen und/oder sonstiges 
Fremdkapital, insbesondere Bankkredite zu finanzieren.

Die Emittentin hat im Jahr 2024 Umsatzerlöse in Höhe von EUR 137.785,37 erzielt. Diese 
Umsatzerlöse stammen nicht aus der gegenwärtigen, auf Impact Investing und Kapi-
talmarktberatung ausgerichteten Geschäftstätigkeit der Emittentin, die erst im Herbst 
2024 aufgenommen wurde, sondern aus der früheren Geschäftstätigkeit. Im Jahr 2025 
hat die Emittentin Umsatzerlöse in Höhe von EUR 2.510.000,00 erzielt, davon EUR 2,5 
Mio. aus Beratungsdienstleistungen im Zusammenhang mit der Vorbereitung eines ge-
planten Börsengangs.

Die Beteiligungsunternehmen der Emittentin — mit Ausnahme der Global Health Care 
AG (Beteiligung in Höhe von 3 %), die im Geschäftsjahr 2024 Umsatzerlöse in Höhe von 
EUR 1.593.544,44, jedoch einen Bilanzverlust von EUR 4.093.884,89 erzielte, sowie der 
WINDWISE GmbH (Beteiligung in Höhe von 20 %), die im selben Zeitraum Umsatz-
erlöse in Höhe von EUR 4.655.285,68 einen Bilanzgewinn in Höhe von EUR 643.416,69 
erzielte10 — befinden sich aktuell in unterschiedlichen Phasen der Produktentwicklung, 
der Markteinführungsvorbereitung sowie der Absicherung gewerblicher Schutzrechte 
und erzielten im Jahr 2025 noch keine bzw. unwesentlich (weniger als TEUR 80) Erlöse. 
Bisher hat keine der Beteiligungsgesellschaften der Emittentin Gewinne an die Emitten-
tin ausgeschüttet. Es ist ungewiss, ob und wann die Beteiligungsgesellschaften künftig 
Gewinne erzielen und an die Emittentin ausschütten werden und ob die Höhe etwaiger 
Ausschüttungen jemals ausreichen wird, um die Finanzierung der Emittentin zu ge-
währleisten (einschließlich der Bedienung von Verbindlichkeiten aus bestehenden und 
künftigen Anleihen).

10 Die Jahresabschlüsse der vorgenannten Gesellschaften für das Geschäftsjahr 2025 sind zum Datum des 
Prospektes noch nicht veröffentlicht und liegen der Emittentin dementsprechend nicht vor.
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Die Kapitalisierung und Finanzierung der Beteiligungsgesellschaften erfolgt durch 
Sach- oder Barkapitalerhöhungen sowie durch u.a. von der Emittentin gewährte Gesell-
schafterdarlehen. 

Die bei den Beteiligungsgesellschaften durchgeführten Kapitalmaßnahmen waren bis-
her überwiegend Sachkapitalerhöhungen gegen Einbringung von Gesellschaftsanteilen: 
Den betreffenden Beteiligungsgesellschaften fließen hierbei keine liquiden Mittel zu. 
Die den Beteiligungs-gesellschaften aus Barkapitalerhöhungen zugeflossenen liquiden 
Mittel belaufen sich insgesamt auf rund EUR 13,9 Mio., wovon EUR 7 Mio. auf die Alge-
ne Holding SE entfallen. Darüber hinaus gewährt die Emittentin ihren Beteiligungsge-
sellschaften regelmäßig Gesellschafterdarlehen mit Zinssätzen zwischen 3 % und 10 % 
p.a. und Laufzeiten von 6 bis 24 Monaten. Die von der Emittentin an ihre Beteiligungs-
gesellschaften gewährten Darlehen bestehen zum Datum des Prospekts in einer ausste-
henden Gesamtsumme der Hauptdarlehensforderung von rund EUR 10,5 Mio.

Es ist unsicher, ob, wann, in welchem Umfang und zu welchen Konditionen die Emitten-
tin und/oder ihre Beteiligungen von Dritten weitere Finanzmittel aufnehmen können, 
denn die Möglichkeit, Fremdkapital aufzunehmen oder bestehende Finanzierungen zu 
verlängern, hat sich infolge der Finanzmarktkrise verschlechtert. Auch aufgrund einer 
Verschlechterung der Finanzierungsbedingungen kreditgebender Banken und/oder un-
günstigerer Finanzierungskonditionen könnten sich Finanzierungshemmnisse ergeben.
Es besteht das Risiko, dass die Emittentin und/oder ihre Beteiligungen z.B. vereinbarte 
Finanzkennzahlen nicht einhalten können, bei Kreditprolongationen geforderte Kredit-
sicherheiten nicht stellen sowie gestiegene Kreditzinsen und/oder erhöhte Tilgungsra-
ten nicht bedienen können.

Die vorstehend dargestellte Finanzierungsstruktur der Emittentin ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass das Eigenkapital im Wesentlichen aus Sachkapitalerhöhungen stammt 
(vgl. dazu auch den nachstehenden Risikofaktor lit. n)), die sonstigen betrieblichen 
Erträge nicht liquiditätswirksam sind und die Beteiligungsgesellschaften bisher keine 
Gewinne an die Emittentin ausgeschüttet haben. Die zum Datum des Prospektes tat-
sächlich verfügbaren liquiden Mittel der Emittentin beschränken sich auf rund EUR 
2,5 Mio. (Bankguthaben zum Datum des Prospekts). Die begrenzten liquiden Mittel der 
Emittentin (rund EUR 2,5 Mio.) treffen auf hohe laufende Zinsverpflichtungen (derzeit 
rund EUR 5,95 Mio. p.a.), während die Emittentin gleichzeitig nicht bezifferbare zusätz-
liche Finanzmittel für die Weiterentwicklung ihrer Beteiligungen benötigt (vgl. lit. a) 
und b)). Die Eigenkapital- und Bilanzstruktur der Emittentin beruht ganz überwiegend 
auf Sachkapitalerhöhungen, denen keine liquiden Mittel zugeflossen sind (vgl. lit. n)). 
Die Beteiligungen verfügen über junge, noch unentwickelte Geschäftsmodelle, die in 
der Regel bislang keine Umsätze generieren und bisher keine Gewinne an die Emitten-
tin ausgeschüttet haben (vgl. lit. b)). Die Emittentin übt ihre auf Impact Investing ausge-
richtete Geschäftstätigkeit erst seit Herbst 2024 aus und verfügt daher über keine lange 
geschäftliche Historie in diesem Bereich. Sämtliche vorgenannten Umstände verstärken 
sich wechselseitig. Für die Bedienung der Schuldverschreibungen ist die Emittentin auf 
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das Eintreten mindestens einer der folgenden, jeweils mit Unsicherheiten behafteten 
Entwicklungen angewiesen: (i) die Erzielung liquiditätswirksamer operativer Erträge, 
insbesondere aus Beratungsleistungen, in einer Größenordnung, die über die bisheri-
gen Umsatzerlöse von EUR 2,51 Mio. (Geschäftsjahr 2025) deutlich hinausgeht; (ii) die 
Erzielung liquiditätswirksamer Veräußerungserlöse aus Beteiligungen, wobei kurz-
fristig keine Veräußerungen absehbar sind; (iii) die Aufnahme weiteren Fremd- oder 
Eigenkapitals (Refinanzierung), wobei deren Verfügbarkeit, Umfang und Konditionen 
ungewiss sind. Eine hinreichende Gewinnausschüttung aus Beteiligungsgesellschaften 
kommt als weiterer möglicher, zum Datum des Prospekts aber gerade nicht realisierter 
Finanzierungsbeitrag in Betracht; ob und wann solche Ausschüttungen erfolgen, ist 
offen. Es besteht damit das Risiko, dass keine dieser Entwicklungen in ausreichendem 
Umfang eintritt und die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen aus den Schuldver-
schreibungen (Zinsen, Rückzahlung) nicht oder nicht in von den Anlegern erwarteter 
Höhe erfüllen kann.

n) Risiken aus der Dominanz von Sachkapitalerhöhungen in der Bilanz- 
und Eigenkapitalstruktur der Emittentin und ihrer Beteiligungsgesell-
schaften

Das Eigenkapital der Emittentin (rund EUR 386 Mio. zum 31. Dezember 2025) sowie die 
Bilanzsumme (Anstieg von rund EUR 310,8 Mio. per 31. Dezember 2024 auf rund EUR 
460 Mio. per 31. Dezember 2025) resultieren ganz überwiegend aus Sachkapitalerhö-
hungen, nicht aus Bareinlagen. Zuletzt wurde das Grundkapital der Emittentin im Jahr 
2025 von rund EUR 44,06 Mio. auf rund EUR 55,58 Mio. durch Sachkapitalerhöhung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts erhöht. Die Hauptaktionärin SP 1 Equity GmbH hat 
dabei ihre Beteiligung von 88 % an der EcoMotion Holding AG (vormals First Move! AG) 
als Sacheinlage eingebracht. Auch auf Ebene der Beteiligungsgesellschaften wurden 
die wesentlichen Kapitalmaßnahmen überwiegend als Sachkapitalerhöhungen durch-
geführt (insbesondere Einbringung der More-ESG GmbH, der BG Braingate Technology 
GmbH und der The Key Unternehmensberatung GmbH in die More Impact AG, Ein-
bringung der Algene International AG in die Algene Holding SE sowie Einbringung der 
SUSMATA AG in die SUSMATA Holding AG, u.a. durch die SP 1 Equity GmbH). Weder der 
Emittentin noch den betreffenden Beteiligungsgesellschaften sind aus diesen Sachkapi-
talerhöhungen liquide Mittel zugeflossen.

Die Aussagekraft der bilanziellen Eigenkapital- und Bilanzsummenausweise ist daher 
beschränkt: Die ausgewiesenen Werte bilden im Wesentlichen den Wert eingebrachter 
Beteiligungen ab, der seinerseits auf Bewertungsgutachten, vergleichbaren Transak-
tionspreisen oder handelsrechtlichen Ansatzvorschriften beruht und nicht zwangs-
läufig den am Markt tatsächlich erzielbaren Werten entspricht. Wertberichtigungen 
eingebrachter Beteiligungen können zu erheblichen bilanziellen Verlusten führen; im 
schlechtesten Fall einer vollständigen Abschreibung.

Anleger sollten beachten, dass Bilanzsumme und ausgewiesenes Eigenkapital der Emit-
tentin nur in eingeschränktem Umfang Rückschlüsse auf ihre Fähigkeit zur Bedienung 
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der Schuldverschreibungen aus liquiden Mitteln zulassen. Dies kann zur Folge haben, 
dass die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen aus den Schuldverschreibungen (Zin-
sen, Rückzahlung) nicht oder nicht in von den Anlegern erwarteter Höhe erfüllt.

o) Blind-Pool Risiko

Der Nettoemissionserlös soll zu 85 % in bestehende und/oder neue Beteiligungsunter-
nehmen der Emittentin investiert werden, deren Geschäftsmodell im Sinne des Invest-
ment Frameworks der Emittentin eine messbare positive Wirkung auf die Umwelt und/
oder die Gesellschaft hat, und zwar in Form von Kapitalerhöhungen, Anleihen oder in 
Einzelfällen durch Gesellschafterdarlehen. Das Investment Framework sieht zwar vor, 
dass die Emittentin bis zu 20 % ihrer Investments (nach Volumen) auch in Unterneh-
men tätigen kann, die dieses Kriterium nicht erfüllen. Derartige Investitionen, wenn es 
sie denn gibt, erfolgen jedoch nicht aus dem Nettoemissionserlös. Die verbleibenden 
15 % des Nettoemissionserlöses sollen vielmehr in das Working Capital der Emittentin 
fließen.

Für welche konkreten Projekte der Nettoemissionserlös verwendet wird, steht ganz 
überwiegend noch nicht fest. Vor diesem Hintergrund sind Risiken, die die Emittentin 
im Rahmen ihrer Investitionen in bestehende und neue Beteiligungsunternehmen ein-
geht, nur begrenzt einschätzbar. Die Anleger können keinen Einfluss auf die konkrete 
Investitionsentscheidung der Emittentin nehmen, obwohl die Anleger das damit ver-
bundene wirtschaftliche Risiko mittragen. Diesbezüglich besteht das Risiko, dass es da-
bei zu Fehleinschätzungen hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit oder der Nachhaltigkeit 
der Investitionen kommt. Dies könnte dazu führen, dass die erwarteten positiven Effek-
te auf Umwelt und/oder Gesellschaft ausbleiben und/oder könnte eine Wertminderung 
bis hin zur Vollabschreibung der betroffenen Beteiligungen zur Folge haben. Eine sol-
che Wertminderung könnte die finanzielle Leistungsfähigkeit der Emittentin erheblich 
beeinträchtigen und dazu führen, dass die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen aus 
den Schuldverschreibungen (Zinsen, Rückzahlung) nicht vollständig oder fristgerecht 
erfüllen kann, was zu erheblichen finanziellen Verlusten für die Anleger führen würde. 
Im Ergebnis besteht für den Anleger das Risiko, dass er die Entscheidung zum Erwerb 
der prospektgegenständlichen Schuldverschreibungen trifft, obwohl er dies in Kenntnis 
sämtlicher Informationen zu den (zukünftig zu erwerbenden) Beteiligungen nicht getan 
hätte.

2. Risiken von Interessenkonflikten aufgrund der Aktionärsstruktur der 
DN Group AG

Die SP 1 Equity GmbH hält rund 87,25 % der Aktien und Stimmrechte an der DN Group 
AG und verfügt damit über eine Beteiligung an der DN Group AG, die zur Fassung von 
einfachen und qualifizierten Mehrheitsbeschlüssen in der Hauptversammlung der DN 
Group AG ausreicht. Es sind keine Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs 
einer Beherrschung vorhanden.
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Die Interessen der SP 1 Equity GmbH stimmen nicht notwendigerweise mit denen 
der übrigen Aktionäre, der Emittentin sowie mit deren Geschäftsstrategie und Zielen 
überein. Es besteht das Risiko, dass die SP 1 Equity GmbH, die rund 87,25 % der Aktien 
und Stimmrechte an der Gesellschaft hält, bzw. ihre unmittelbaren und mittelbaren 
Gesellschafter maßgeblichen Einfluss auf die Beschlussfassung in den Hauptversamm-
lungen der Emittentin haben und dadurch ggf. ihre Interessen gegen die Interessen 
der übrigen Aktionäre und/oder der Emittentin durchsetzen kann. So könnte die Emit-
tentin z.B. ohne die Mitwirkung der SP 1 Equity GmbH nicht in der Lage sein, erfor-
derliche Kapitalmaßnahmen durchzuführen. Auch Dividendenausschüttungen oder 
gesellschaftsrechtliche Umstrukturierungen der Emittentin wie z.B. Unternehmens-
zusammenschlüsse könnten nicht oder nur mit Verzögerung durchgeführt werden. 
Umgekehrt könnte die SP 1 Equity GmbH durch ihre Hauptversammlungsmehrheit 
derartige Beschlüsse ohne Mitwirkung der übrigen Aktionäre und gegen deren Willen 
fassen. Insbesondere könnte die SP 1 Equity GmbH durch ihre Stimmrechtsmehrheit 
Beschlüsse zu Kapitalmaßnahmen, Dividendenausschüttungen oder Unternehmensum-
strukturierungen fassen, die zwar im Interesse der SP 1 Equity GmbH, nicht jedoch im 
Interesse der übrigen Aktionäre oder der Anleihegläubiger liegen. So könnten beispiels-
weise Mittel der Emittentin zugunsten der SP 1 Equity GmbH oder deren Gesellschafter 
verwendet werden, anstatt vorrangig die Ansprüche der Anleihegläubiger zu bedienen. 
Dies könnte zur Folge haben, dass die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen aus den 
Schuldverschreibungen (Zinsen, Rückzahlung) nicht oder nicht in von den Anlegern er-
warteter Höhe erfüllt.

3. Marktbezogene Risiken

a) Abhängigkeit von allgemeinen wirtschaftlichen Bedingungen oder 
makroökonomische Entwicklungen

Das Geschäftsmodell der DN Group AG ist darauf ausgelegt, Beteiligungen an Gesell-
schaften zu erwerben oder diese selbst zu gründen, diese Unternehmen bei ihrem 
Weg an die Kapitalmärkte zu unterstützen, an Wertzuwächsen der Beteiligungen zu 
partizipieren und diese durch Exit-Szenarien zu realisieren. Insofern profitiert die DN 
Group AG von einem prosperierenden wirtschaftlichen Umfeld, welches durch äußere 
Einflüsse wie Kriege, Pandemien oder Umweltkatastrophen und makroökonomische 
Entwicklungen – etwa steigende Zinsen und Inflation – beeinträchtigt wird. Dies kann 
sich, aufgrund Fremdfinanzierung, besonders nachteilig auf junge Wachstumsunter-
nehmen auswirken. Schließlich können sich gestiegene Zinsen negativ insbesondere 
auf die Algene Holding SE, die More Impact AG und die EcoMotion Holding AG (vormals 
First Move! AG), an denen die DN Group AG wesentlich beteiligt ist, auswirken. Dies 
könnte es für die DN Group AG schwierig oder unmöglich machen, ihr angestrebtes 
Geschäftsmodell erfolgreich umzusetzen. Das kann wiederum zur Folge haben, dass 
die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen aus den Schuldverschreibungen (Zinsen, 
Rückzahlung) nicht oder nicht in von den Anlegern erwarteter Höhe erfüllt.
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b) Wettbewerbsrisiken

Die Emittentin ist bei der Identifikation von Beteiligungsunternehmen, bei denen sie die 
Chance auf künftige Wertsteigerungen sieht, auf ihr Netzwerk aus Geschäfts- und In-
vestmentbanken, institutionellen Investoren sowie Transaktionsberatern angewiesen. 
Darüber hinaus identifiziert ihre Tochtergesellschaft IIC International Impact Consul-
ting AG als Veranstalterin der International Impact Foren (IIFs) neue Zielgesellschaften. 
Die THE SEVENTEEN GmbH, Frankfurt, erhebt und analysiert im Auftrag der Emittentin 
die für die Einhaltung des Investment Frameworks relevanten Daten potentieller Ziel-
unternehmen. Es besteht das Risiko, dass sich dieses Netzwerk als nicht so effektiv er-
weist wie von der Emittentin erwartet und geeignete Zielunternehmen nicht oder nicht 
in ausreichender Zahl identifiziert werden können.

Zudem könnte die Emittentin in Konkurrenz zu anderen Unternehmen treten, die 
ähnliche Geschäftsmodelle wie die Emittentin verfolgen, wie z.B. Private Equity Fonds, 
Business Angels, Family Offices oder vermögende Privatinvestoren. Diese Personen 
könnten als potentielle Investoren in höherem Maße bekannt sein als die Emittentin. 
Sie könnten zudem größere Erfahrung in diesem Bereich haben und mit besseren tech-
nischen, finanziellen oder personellen Mitteln ausgestattet sein als die Emittentin.

Zudem kann es sein, dass potentielle Zielunternehmen oder Co-Investoren nicht bereit 
sind, die Bedingungen der Emittentin für eine Beteiligung zu akzeptieren. Die Emitten-
tin beabsichtigt beispielsweise, Portfoliounternehmen künftig kapitalmarktbezogene 
Beratungsdienstleistungen auf Grundlage separater Beraterverträge anzubieten. Der 
Abschluss eines solchen Beratervertrags ist keine grundsätzliche Voraussetzung für 
eine Beteiligung der Emittentin; derzeit bestehen keine entsprechenden Verträge mit 
Beteiligungsunternehmen. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass die Emit-
tentin künftig in Einzelfällen eine Beteiligung von dem Abschluss eines Beratervertrags 
abhängig macht.

All dies kann es der Emittentin erschweren, ihr angestrebtes Geschäftsmodell erfolg-
reich umzusetzen, was sich negativ auf die Ertragslage der Emittentin auswirken 
würde. Wenn die Emittentin sich in einer solchen Situation zudem auf einen Bieter-
wettkampf einlässt und höhere Preise für einen Erwerb zahlt, kann dies negative 
Auswirkungen auf ihre Profitabilität haben. Das kann wiederum zur Folge haben, dass 
die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen aus den Schuldverschreibungen (Zinsen, 
Rückzahlung) nicht oder nicht in von den Anlegern erwarteter Höhe erfüllt.

4. Risiken in Bezug auf die Beschaffenheit der Anleihe
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a) Risiko des Totalverlusts des Anspruchs auf Rückzahlung des ein-
gezahlten Kapitals und noch nicht geleisteter Zinszahlungen bei einer 
Insolvenz der Emittentin, insbesondere weil die Schuldverschreibungen 
unbesichert sind

Im Fall der Insolvenz der Emittentin kann es zu einem Totalverlust des Anspruchs 
auf Rückzahlung des eingezahlten Kapitals und noch nicht geleisteter Zinszahlungen 
kommen. Das gilt insbesondere deswegen, weil die Schuldverschreibungen unbesichert 
sind. Den Anleihegläubigern sind keine Sicherheiten für den Fall eingeräumt worden, 
dass die Emittentin ihre Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen nicht erfüllen 
kann. Das bedeutet insbesondere, dass der Emissionserlös vor Mittelverwendung nicht 
durch Verwahrung auf einem Treuhandkonto oder anderweitig besichert wird, sondern 
bis zur Mittelverwendung auf einem Bankkonto der Emittentin verwahrt wird. Zudem 
ist die Emittentin berechtigt, jederzeit Sicherheiten an ihren Vermögensgegenständen 
zugunsten Dritter zu bestellen. Im Falle einer Insolvenz stehen daher möglicherweise 
keine oder nahezu keine Mittel in der Insolvenzmasse zur Verteilung zur Verfügung 
und die Anleihegläubiger erhalten keine oder nur geringe Zahlungen auf ihre Forde-
rungen.

b) Risiko, dass die Rückzahlung der Schuldverschreibungen aufgrund 
der Laufzeitverlängerungsoption der Emittentin („Verlängerter Endfällig-
keitstag“) später als erwartet erfolgt

Das öffentliche Angebot umfasst 125.000 nicht nachrangige und nicht besicherte Schuld-
verschreibungen im Nennbetrag von je EUR 1.000,00 („Nennbetrag”) zum Gesamt-
nennbetrag von EUR 125 Mio. („Gesamtnennbetrag”), die mit einem festen jährlichen 
Zinssatz von 10 % verzinst werden („Anleihe 2026/2033“). Die Schuldverschreibungen 
werden in zwei Tranchen angeboten: Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag 
von EUR 60 Mio. mit ISIN: DE000A46ZYM0 / WKN: A46ZYM als Tranche A („Tranche 
A“) und Schuldverschreibungen nach dem Gesetz über elektronische Wertpapiere 
(„eWpG“) im Gesamtnennbetrag von EUR 110 Mio. mit ISIN: DE000A46ZYN8 / WKN: 
A46ZYN als Tranche B („Tranche B“) (die Tranchen A und B zusammen die „Angebote-
nen Wertpapiere“, die „Schuldverschreibungen“ oder die „Anleihe 2026/2033“).

Die Anleihebedingungen der Tranche A und der Tranche B sehen eine Rückzahlung 
der Schuldverschreibungen jeweils am 15. Dezember 2033 („Endfälligkeitstag“) vor. 
Gemäß § 3.2 der jeweiligen Anleihebedingungen ist die Emittentin jedoch nach freiem 
Ermessen berechtigt, durch einseitige Erklärung den Endfälligkeitstag einmalig um ein 
Jahr, d.h. auf den 15. Dezember 2034 („Verlängerter Endfälligkeitstag“), zu verschie-
ben.

Vor dem Hintergrund der vorgenannten Laufzeitverlängerung besteht für den Anleger 
das Risiko, dass die Rückzahlung der Schuldverschreibungen an ihn später als von ihm 
erwartet erfolgt, der Anleger also länger als erwartet auf die Rückzahlung seines inves-
tierten Kapitals warten muss, was seine finanzielle Planung beeinträchtigen kann.
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c) Risiko im Zusammenhang mit der Ausübung der Zinsstundungsoption 
durch die Emittentin

Die Emittentin ist gemäß § 2.2 der jeweiligen Anleihebedingungen nach freiem Ermes-
sen berechtigt, die Zahlung der in den letzten zwei Jahren vor dem Endfälligkeitstag am 
15. Dezember 2033 bzw. vor dem Verlängerten Endfälligkeitstag fällig werdenden Zin-
sen („Gestundete Zinsen“) bis zum Endfälligkeitstag bzw. bis zum Verlängerten End-
fälligkeitstag auszusetzen („Zinsstundungsoption“). Die Ausübung der Zinsstundungs-
option erfolgt durch unwiderrufliche Erklärung der Emittentin durch Bekanntmachung 
gemäß § 9 der jeweiligen Anleihebedingungen gegenüber den Anleihegläubigern und 
muss spätestens 30 Kalendertage vor dem ersten von der Stundung betroffenen Zins-
zahlungstag („Erster Aufgeschobener Zinszahlungstag“) erfolgen. Die Zinsstundungs-
option kann unabhängig von der Verlängerungsoption gemäß § 3.2 der jeweiligen 
Anleihebedingungen ausgeübt werden. Übt die Emittentin die Zinsstundungsoption 
aus, erhöht sich der Zinssatz für die Schuldverschreibungen zwar um 1 % p.a. auf einen 
Erhöhten Zinssatz von 11 % p.a. Die Gestundeten Zinsen werden jedoch erst zusammen 
mit dem Nennbetrag der Schuldverschreibungen am Endfälligkeitstag bzw. am Verlän-
gerten Endfälligkeitstag zur Zahlung fällig.

Für den Anleger besteht das Risiko, dass ihm bei Ausübung der Zinsstundungsoption 
durch die Emittentin über einen Zeitraum von zwei bis zu drei Jahren (im Fall der Aus-
übung auch der Verlängerungsoption) keine laufenden Zinszahlungen zufließen. Die 
Anleger erhalten die Gestundeten Zinsen in diesem Fall erst am Endfälligkeitstag bzw. 
am Verlängerten Endfälligkeitstag, d.h. erst bei Rückzahlung der Schuldverschreibun-
gen. Dies kann die finanzielle Planung des Anlegers erheblich beeinträchtigen, insbe-
sondere wenn dieser auf die regelmäßigen Zinszahlungen zur Deckung eigener Ver-
bindlichkeiten oder seines Lebensunterhalts angewiesen ist. Der Anleger trägt während 
des Stundungszeitraums zudem ein erhöhtes Kreditrisiko gegenüber der Emittentin, 
da sich die aufgelaufenen Gestundeten Zinsen bis zur Endfälligkeit kumulieren und zu-
sammen mit dem Nennbetrag zurückzuzahlen sind. Sofern die Emittentin zum Endfäl-
ligkeitstag bzw. zum Verlängerten Endfälligkeitstag nicht über ausreichende finanzielle 
Mittel verfügt, besteht das Risiko, dass die Gestundeten Zinsen nicht oder nicht vollstän-
dig gezahlt werden können.

Darüber hinaus besteht das Risiko, dass die Ausübung der Zinsstundungsoption als 
Signal für eine sich verschlechternde Liquiditätslage der Emittentin gewertet werden 
könnte, was sich negativ auf den Marktpreis der Schuldverschreibungen auswirken 
kann. Zudem steht die Entscheidung über die Ausübung der Zinsstundungsoption im 
alleinigen und freien Ermessen der Emittentin; die Anleihegläubiger haben hierauf 
keinerlei Einfluss und können die Ausübung nicht verhindern.
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Im schlimmsten Fall könnte die Emittentin sowohl die Zinsstundungsoption als auch 
die Verlängerungsoption ausüben und gleichwohl am Verlängerten Endfälligkeitstag 
nicht in der Lage sein, den Nennbetrag zuzüglich der kumulierten Gestundeten Zinsen 
zurückzuzahlen, was zu einem vollständigen oder teilweisen Verlust des investierten 
Kapitals und der aufgelaufenen Zinsen des Anlegers führen könnte.

d) Die Schuldverschreibungen können vorzeitig zurückgezahlt werden

Die Schuldverschreibungen können von der Emittentin entsprechend den Anleihebe-
dingungen der Tranche A bzw. der Tranche B vorzeitig gekündigt werden. In diesem 
Fall erfolgt die Rückzahlung zum Nennbetrag bzw. zum Wahl-Rückzahlungsbetrag (wie 
in den Anleihebedingungen definiert) zzgl. vor dem (Wahl-)Rückzahlungstag aufgelau-
fener Zinsen. Wenn die Emittentin ihr Recht zur vorzeitigen Kündigung der Schuldver-
schreibungen ausübt, könnten die Inhaber der Schuldverschreibungen eine niedrigere 
Rendite als erwartet erzielen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Anleger 
den aus der Rückzahlung der Schuldverschreibungen vereinnahmten Betrag nur zu 
schlechteren Konditionen reinvestieren können.

e) Die Schuldverschreibungen sind möglicherweise nicht für alle Anleger 
geeignet, die ein Investment mit Nachhaltigkeitseffekt anstreben.

Möglicherweise abweichende Nachhaltigkeitspräferenzen oder Anlagerichtlinien:
Die Emittentin kann nicht zusichern, dass die Schuldverschreibungen den individuellen 
Anforderungen und Erwartungen eines Investors oder den bestehenden oder zukünfti-
gen gesetzlichen oder quasi-rechtlichen Standards für nachhaltige Investitionen genü-
gen. Dies betrifft auch die Verwendung und Verwaltung der Erlöse aus den Schuldver-
schreibungen, die Auswahl der mit den Emissionserlösen finanzierten Investments der 
Emittentin, die sie im Hinblick auf positive Auswirkungen auf Gesellschaft und Umwelt 
für förderungswürdig hält, deren direkte oder indirekte Umwelt-, oder sozialen Auswir-
kungen sowie die Berichterstattung darüber.

Obwohl die Emittentin eine Anlagestrategie verfolgt, die darauf abzielt, nicht nur finan-
zielle Renditen zu erzielen, sondern auch gezielt Geschäftsmodelle zu unterstützen, die 
positive Auswirkungen auf Gesellschaft und Umwelt haben, handelt es sich bei der in 
diesem Prospekt beschriebenen Anleihe nicht um einen „Green Bond“ in dem Sinne, 
dass sich die Anleihe an spezifischen Marktstandards wie den Green Bond Principles 
der ICMA, dem Climate Bonds Standard oder dem EU Green Bond Standard orientieren 
würde oder sonstige Nachhaltigkeitszertifizierungen Dritter vorweist oder anstrebt. Die 
Emittentin hält sich nicht an alle Vorgaben solcher Standards für die Verwaltung, Zu-
ordnung und Verwendung der Emissionserlöse sowie für die nachträgliche Berichter-
stattung darüber und über die damit erzielten Umweltauswirkungen sowie für die ex-
terne Prüfung der zweckentsprechenden Erlösverwendung. Mit der Einhaltung solcher 
Vorgaben, insbesondere mit der externen Prüfung, gehen Kosten einher, weshalb die 
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Emittentin aktuell nicht beabsichtigt, einen der genannten Standards einzuhalten. Be-
züglich der Anleihe gibt es dementsprechend auch keine Analyse von Dritten hinsicht-
lich der Einhaltung irgendwelcher Standards. Die Anlagestrategie der Emittentin richtet 
sich nach einem eigenen Investment Framework. Dieses sieht die Festlegung unterneh-
mensbezogener konkreter Nachhaltigkeitsziele innerhalb des ersten Jahres nach der 
Erstinvestition vor. Ein Großteil des Portfolios hat dieses Stadium noch nicht erreicht. 
Der Rest befindet sich operativ noch im Aufbau, sodass ein belastbarer Abgleich von Ist 
Zustand und festgelegten Zielen derzeit nicht sinnvoll möglich ist. Die Messbarkeit des 
Nachhaltigkeits Impacts der Investitionen der Emittentin ist daher aktuell noch stark 
eingeschränkt.

Mögliche verzögerte Mittelallokation und Zwischenanlage
Es besteht das Risiko, dass die Erlöse aus den Schuldverschreibungen nicht innerhalb 
des vorgesehenen Zeitrahmens für Investments mit maßgeblichen Nachhaltigkeitseffek-
ten verwendet werden können, weil die Emittentin keine entsprechenden Investitions-
möglichkeiten findet oder die Marktbedingungen oder die Due‑Diligence‑Ergebnisse des 
konkreten Zielunternehmens eine sofortige Investition unvertretbar erscheinen lassen.

Mögliche Verfehlung angestrebter Nachhaltigkeitsziele durch Portfoliounterneh-
men
Trotz sorgfältiger Auswahl besteht das Risiko, dass die Emittentin ein oder mehrere 
Investments hinsichtlich ihrer Nachhaltigkeitseffekte falsch beurteilt oder dass die 
wirtschaftliche Situation des Zielunternehmens oder die Marktbedingungen der Reali-
sierung der Nachhaltigkeitseffekte des jeweiligen Geschäftsmodells nicht oder nicht im 
erwarteten Umfang zulassen oder verzögern.
Es gibt keine Zusicherungen oder Garantien hinsichtlich der Verlässlichkeit von Ana-
lysen oder Zertifizierungen Dritter, die im Zusammenhang mit der Auswahl der Unter-
nehmen, in die die Emittentin investiert, zum Nachweis der Umwelt-, Nachhaltigkeits-, 
Sozial-Effekte des jeweiligen Geschäftsmodells und/oder anderen Kriterien zur Ver-
fügung gestellt werden. Dies gilt auch für Analysen oder Zertifizierungen, die von der 
Emittentin in Auftrag gegeben werden. Noch unterliegen Anbieter solcher Analysen 
und Zertifizierungen noch keiner speziellen regulatorischen oder sonstigen Aufsicht.
Die Emittentin verfügt nur über begrenzten Einfluss auf die Geschäftsführung der Port-
foliounternehmen. Sie wird ihre Gesellschafterrechte und sonstigen Einflussmöglich-
keiten nutzen, um Fortschritte bei der Erreichung der jeweiligen Nachhaltigkeitsziele 
zu fördern und Abweichungen von der Nachhaltigkeitsstrategie zu verhindern oder 
zu sanktionieren. In vielen Fällen hält sie jedoch keine Mehrheitsbeteiligung und kann 
daher keine tatsächliche Kontrolle ausüben. In solchen Fällen kommt allenfalls eine 
Trennung von der Investition als Druckmittel in Betracht, wenn eine solche wirtschaft-
lich vertretbar ist.

Jeder der vorgenannten Faktoren sowie jede negative Veränderung in der Marktwahr-
nehmung bezüglich der Eignung von Schuldverschreibungen als grüne oder nach-
haltige Investition, etwa aufgrund einer veränderten gesellschaftlichen Auffassung 
darüber, was als umweltfreundliche und nachhaltige Tätigkeit gilt, könnte den Wert der 
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Schuldverschreibungen negativ beeinflussen und/oder nachteilige Auswirkungen für 
bestimmte Anleger haben, die die Anleihe im Rahmen von Portfoliomandaten zur In-
vestition in grüne oder nachhaltige Vermögenswerte halten.

f) Es gibt keine Beschränkung für die Höhe der Verschuldung, die die 
Emittentin künftig aufnehmen darf.

Es besteht keine Beschränkung für die Höhe der Verschuldung, die die Emittentin 
gleichrangig oder vorrangig mit den Schuldverschreibungen aufnehmen darf. Die 
Verschuldung der Emittentin wird zum Datum des Prospekts auf rund EUR 60,5 Mio. ge-
schätzt, darunter Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten in Höhe von rund EUR 
1 Mio., Verbindlichkeiten aus der 10 % p.a. Unternehmensanleihe 2024/2029 in Höhe 
von rund EUR 5 Mio. (Gesamtvolumen der Anleihe 2024/2029 war EUR 35,2 Mio.) sowie 
Verbindlichkeiten aus der 10 % p.a. Unternehmensanleihe 2025/2030 in Höhe von rund 
EUR 54,5 Mio. (die Hauptschuld, ohne Berücksichtigung der Zinsen; von EUR 54,5 Mio. 
wurden rund EUR 10,5 Mio. im Rahmen der Privatplatzierung (Barzeichnung) ausge-
geben). Daneben hält die Emittentin selbst Schuldverschreibungen der Unternehmens-
anleihe 2024/2029 im Nennbetrag von rund EUR 26 Mio. Diese werden in der Bilanz 
der Emittentin auf der Passivseite als Verbindlichkeiten ausgewiesen; zugleich steht 
ihnen auf der Aktivseite eine betragsmäßig entsprechende Forderung gegenüber. Per 
Saldo handelt es sich daher wirtschaftlich nicht um eine Nettoverschuldung der Emit-
tentin. Auf die von der Emittentin selbst gehaltenen Schuldverschreibungen werden 
keine Zinsen gezahlt, da die Emittentin insoweit zugleich Gläubigerin und Schuldnerin 
der Zinsforderung ist (Konfusion). Jede Aufnahme zusätzlicher Verbindlichkeiten der 
Emittentin, die nicht gegenüber den Schuldverschreibungen nachrangig sind, erhöht 
die Verschuldung der Emittentin und kann den Betrag reduzieren, den die Inhaber der 
Schuldverschreibungen im Falle einer Liquidation oder Insolvenz der Emittentin auf 
ihre Forderungen erhalten.

g) Zur Rückzahlung der Schuldverschreibungen könnte die Emittentin 
auf eine Refinanzierung angewiesen sein.

Die Schuldverschreibungen sind nicht in Raten über einen längeren Zeitraum verteilt 
zurückzuzahlen, sondern sofern sie gekündigt werden, im Umfang der Kündigung in 
einer Summe. Die Verschuldung der Emittentin wird zum Datum des Prospekts auf 
rund EUR 60,5 Mio. geschätzt (s. dazu auch oben unter lit. f)). Es kann nicht ausgeschlos-
sen werden, dass die Emittentin zur Rückzahlung der Schuldverschreibungen – ins-
besondere aufgrund weiterer künftiger Verbindlichkeiten, ausbleibender liquiditäts-
wirksamer Umsätze, unzureichender Gewinnausschüttungen aus Beteiligungen und/
oder einer nicht rechtzeitigen Tilgung der von ihr gewährten Darlehen – auf eine neue 
Refinanzierung, ggf. durch die Begebung neuer Schuldverschreibungen, angewiesen 
sein wird. Sofern eine zur Rückzahlung erforderliche Finanzierung - gleich aus welchen 
Gründen - nicht zur Verfügung steht, wird die Emittentin ggf. nicht in der Lage sein, die 
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Schuldverschreibungen zurückzuzahlen. In diesem Fall könnte es zur Insolvenz der 
Emittentin kommen, was für die Anleger den Totalverlust ihres eingesetzten Kapitals 
einschließlich noch nicht geleisteter Zinszahlungen zur Folge haben kann.

h) Die Mehrheit der in einer Gläubigerversammlung vertretenen Anlei-
hegläubiger kann nachteilige Beschlüsse für alle Anleger fassen.

Die Anleihebedingungen der Tranche A und der Tranche B sehen jeweils vor, dass die 
Anleihegläubiger bestimmte Maßnahmen, insbesondere die Änderung der Anleihebe-
dingungen, mit Mehrheitsbeschluss verbindlich für alle Anleihegläubiger beschließen 
können. Die Beschlüsse sind auch für Gläubiger bindend, die an der Beschlussfassung 
nicht teilgenommen oder gegen diese gestimmt haben. Versammlungen der Anleihe-
gläubiger können (wenn es sich um eine zweite Versammlung handelt) schon be-
schlussfähig sein, wenn nur ein einzelner Anleihegläubiger vertreten ist oder, in Bezug 
auf Beschlüsse, die einer qualifizierten Mehrheit bedürfen, wenn wenigstens 25 % der 
Anleihegläubiger vertreten sind. Ein Anleihegläubiger unterliegt daher dem Risiko, dass 
er an Beschlüsse gebunden ist, denen er nicht zugestimmt hat, und hierdurch Rechte 
aus den Schuldverschreibungen gegen seinen Willen verlieren kann.

i) Die Anleger haben keinen Einfluss auf die Geschäftsstrategie der Emit-
tentin

Die Anleger sind nicht gesellschaftsrechtlich an der Emittentin beteiligt. Die von den 
Anlegern gezeichneten Schuldverschreibungen gewähren den Anlegern keine Stimm- 
oder Kontrollrechte bei der Emittentin. Aus diesem Grunde haben die Anleger keinen 
Einfluss auf die Geschäftsstrategie der Emittentin, insbesondere auf die Auswahl der 
Beteiligungen, in die die Emittentin investiert, oder auf die Konditionen solcher Invest-
ments. Dies kann dazu führen, dass Investitionsentscheidungen getroffen werden, die 
nicht im Interesse der Anleihegläubiger liegen, und im Ergebnis die Fähigkeit der Emit-
tentin beeinträchtigen, ihre Zahlungsverpflichtungen aus den Schuldverschreibungen 
(Zinsen, Rückzahlung) zu erfüllen.

j) Risiko, dass der Zugriff auf und die Übertragung von Token mindestens 
zeitweise nicht möglich ist

Die eindeutige Zuordnung des die Schuldverschreibung der Tranche B verkörpernden 
Tokens zu einem Erwerber erfolgt anhand des öffentlichen Schlüssels („Public Key“) 
einer mit der Polygon-PoS-Blockchain kompatiblen technischen Lösung zur digitalen 
Verwahrung der Token („Wallet“). Gegenüber der Emittentin gilt (vorbehaltlich einer 
Änderung der Begebungsform) diejenige Person als Schuldverschreibungsinhaber, die 
im Kryptowertpapierregister als Inhaber eingetragen ist. Die technische Zuweisung des 
Tokens zu einem Wallet dient der Abwicklung der Übertragung und ersetzt nicht die 
Legitimationswirkung der Registereintragung. Anleihegläubiger sind verpflichtet, ihr 
Wallet, in das der Token geliefert werden kann, von dem von der Emittentin benannten 
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qualifizierten Kryptoverwahrer („Qualifizierter Kryptoverwahrer“) führen zu lassen. 
Die Emittentin hat die Tangany GmbH, Brienner Straße 53, 80333 München, als Quali-
fizierten Kryptoverwahrer benannt. Der Qualifizierte Kryptoverwahrer verfügt über 
die erforderliche Erlaubnis zum Betreiben des qualifizierten Kryptoverwahrgeschäfts 
gemäß § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 6 KWG. Die Emittentin hat sich vorbehalten, den Qualifi-
zierten Kryptoverwahrer mit einmonatiger Vorankündigungsfrist zu wechseln, sofern 
der neue Qualifizierte Kryptoverwahrer über die erforderliche KWG-Erlaubnis verfügt.

Zur Verwaltung und Übertragung des Tokens ist ein geheimer Zugangsschlüssel zum 
Wallet („Private Key“) erforderlich. Die Private Keys werden für die Anleger beim 
Qualifizierten Kryptoverwahrer verschlüsselt aufbewahrt und nur passwortgeschützt 
im Wege einer Zwei-Faktor-Autorisierung nebst Eingabe einer SMS TAN für die Signie-
rung von Transaktionen freigegeben. Bei Verlust oder Diebstahl des Passworts ist die 
Vergabe eines neuen Passworts durch den Qualifizierten Kryptoverwahrer möglich. 
Gleichwohl trägt der Anleger die Verantwortung für die sichere Aufbewahrung seines 
Passworts, um Token empfangen und übertragen zu können. Bei Verlust oder Diebstahl 
des Passworts oder des mobilen Telefons besteht auch das Risiko, dass der Zugriff auf 
und die Übertragung von Token mindestens zeitweise nicht möglich ist. Zudem besteht 
das Risiko, dass der Qualifizierte Kryptoverwahrer seinen Verpflichtungen nicht oder 
nicht in geschuldeter Form nachkommt. Verliert der Qualifizierte Kryptoverwahrer die 
Erlaubnis zum Betreiben des qualifizierten Kryptoverwahrgeschäfts, wird über sein 
Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet oder beantragt, oder ist er aus sonstigen 
Gründen dauerhaft nicht in der Lage, seine Pflichten zu erfüllen, hat die Emittentin un-
verzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 15 Geschäftstagen, einen neuen Qualifizier-
ten Kryptoverwahrer zu benennen, der über die erforderliche Erlaubnis gemäß § 1 Abs. 
1a Satz 2 Nr. 6 KWG verfügt. Auch in diesem Fall besteht das Risiko, dass der Zugriff auf 
und die Übertragung von Token mindestens zeitweise nicht möglich ist.

k) Risiko, dass die Funktionsfähigkeit der für die Token relevanten Block-
chain-Technologie beeinträchtigt wird

Die Emittentin nutzt durch den Token mit der Blockchain-Technologie eine verhältnis-
mäßig junge und wenig erprobte Technologie. Es besteht das Risiko, dass diese Techno-
logie technischen Schwierigkeiten ausgesetzt ist oder ihre Funktionsfähigkeit durch 
äußere Einflüsse beeinträchtigt ist. Durch einen teilweisen oder vollständigen Zusam-
menbruch der für den Token relevanten Blockchain könnte dem Anleger der Zugang 
zu den Token vorübergehend oder endgültig unmöglich werden. Es besteht das Risiko 
von Attacken gegen das Netzwerk oder die Blockchain. Derartige Angriffe können dazu 
führen, dass das Netzwerk bzw. die zugrunde liegende Blockchain vorübergehend oder 
dauerhaft nicht nutzbar ist. In diesem Fall wäre es den Anlegern nicht möglich, ihre 
Token zu übertragen und die darin verkörperten Schuldverschreibungen zu veräu-
ßern. Während der Dauer einer solchen Funktionseinschränkung bliebe das investierte 
Kapital gebunden, ohne dass der Anleger hierauf Einfluss nehmen könnte; der Anleger 
könnte in dieser Zeit weder auf Marktbewegungen reagieren noch in alternative An-
lagen umschichten. Darüber hinaus setzt die Rückzahlung der Schuldverschreibungen 
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der Tranche B gemäß den Anleihebedingungen voraus, dass der jeweilige Anleihe-
gläubiger gegenüber der registerführenden Stelle eine Weisung zur Umtragung auf die 
Emittentin erteilt (nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen der Tranche B). Ist 
das Kryptowertpapierregister infolge einer Blockchain-Störung nicht funktionsfähig, 
kann diese Weisung nicht erteilt werden, was die Auszahlung von Zins- und Rückzah-
lungsbeträgen verzögern oder – im Falle einer dauerhaften Störung – verhindern kann. 
Die Emittentin hat sich nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen der Tranche 
B das Recht vorbehalten, die Begebung der Schuldverschreibungen als elektronisches 
Wertpapier jederzeit durch ein inhaltsgleiches mittels Urkunde begebenes Wertpapier 
zu ersetzen (Ersatzverbriefung). Eine solche Ersatzverbriefung kann jedoch Zeit er-
fordern, ist allein von der Emittentin zu veranlassen und geht mit Umsetzungsrisiken 
einher; es besteht keine Gewähr, dass sie rechtzeitig oder überhaupt erfolgt. Im un-
günstigsten Fall – einem dauerhaften Ausfall der zugrunde liegenden Blockchain ohne 
rechtzeitige Ersatzverbriefung – könnte dem Anleger ein vollständiger Verlust der 
Handelbarkeit und, soweit auch die Rückzahlungsabwicklung dauerhaft blockiert ist, 
des eingesetzten Kapitals drohen.

Eine dauerhafte Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der zugrunde liegenden 
Blockchain kann insbesondere die Anleihegläubiger der Tranche B unmittelbar treffen, 
da sämtliche Rechte aus den Schuldverschreibungen der Tranche B über das Krypto-
wertpapierregister abgewickelt werden und ein dauerhafter Ausfall der Blockchain 
daher die Ausübung der Gläubigerrechte der Tranche B – einschließlich des Anspruchs 
auf Zins- und Rückzahlung – unmittelbar und in besonderem Maße gefährden kann. 
Solange Anleihegläubiger der Tranche B gegenüber der registerführenden Stelle keine 
wirksame Umtragungsweisung erteilen können, ist die Emittentin an einer ordnungs-
gemäßen Abwicklung ihrer Zins- und Rückzahlungen aus der Tranche B gehindert, was 
die Zahlungsströme verzögert. Die Emittentin müsste in einem solchen Fall mit erheb-
lichem organisatorischem und rechtlichem Aufwand eine Ersatzverbriefung veranlas-
sen. Hierdurch würden ihr zusätzliche Kosten entstehen, und sie kann Schadensersatz-
ansprüchen der Anleihegläubiger ausgesetzt sein.

Darüber hinaus kann eine dauerhafte Blockchain-Störung zu einem Reputationsverlust 
der Emittentin führen. Dies kann die Durchführung zukünftiger Kapitalmaßnahmen 
und Investitionsprojekte der Emittentin beeinträchtigen und die finanzielle Flexibili-
tät der Emittentin erheblich einschränken. Das kann dazu führen, dass die Emittentin 
ihre Zahlungsverpflichtungen aus den Schuldverschreibungen (Zinsen, Rückzahlung) 
nicht oder nicht in von den Anlegern erwarteter Höhe erfüllen kann. Zwar verfügt die 
Emittentin über eine konservative Liquiditätsplanung, die darauf abzielt, jederzeit aus-
reichende Mittel für die Bedienung der laufenden Zinsverpflichtungen aus den ausste-
henden Schuldverschreibungen sicherzustellen; gleichwohl kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass die Emittentin zur Rückzahlung der Schuldverschreibungen bei Fälligkeit 
auf eine Anschlussfinanzierung angewiesen sein wird, deren Verfügbarkeit und Kondi-
tionen zum gegenwärtigen Zeitpunkt ungewiss sind (vgl. hierzu auch den Risikofaktor 
unter Abschnitt II.4.g) sowie die Risiken in Bezug auf die Finanzierung unter Abschnitt 
II.1.m)).
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5. Risiken in Bezug auf das öffentliche Angebot

a) Der Marktpreis für die Schuldverschreibungen könnte in Folge von 
Änderungen des Marktzinses fallen

Die Schuldverschreibungen sind bis zur Rückzahlung festverzinslich. Wenn sich der 
Marktzins im Kapitalmarkt verändert, ändert sich typischerweise der Marktpreis für 
bereits ausgegebene Wertpapiere mit einer festen Verzinsung in die entgegengesetzte 
Richtung. Das bedeutet, wenn der Marktzins steigt, fällt üblicherweise der Kurs des be-
reits ausgegebenen festverzinslichen Wertpapiers. Damit können sich Änderungen des 
Marktzinses nachteilig auf den Kurs der Schuldverschreibungen auswirken und im Fall 
eines Verkaufs der Schuldverschreibungen vor Ende der Laufzeit zu Verlusten für die 
Inhaber der Schuldverschreibungen führen.

b) Der Kurs der Schuldverschreibungen ist möglicherweise volatil

Der Kurs der Schuldverschreibungen kann insbesondere durch Schwankungen der 
tatsächlichen oder prognostizierten Betriebsergebnisse der Gesellschaft oder ihrer 
Konkurrenten, Änderungen von Gewinnprognosen bzw. -schätzungen oder Nichterfül-
lung von Gewinnerwartungen von Wertpapieranalysten, Änderungen der allgemeinen 
Wirtschaftsbedingungen, Änderungen des Gesellschafterkreises sowie durch weitere 
Faktoren erheblichen Preisschwankungen ausgesetzt sein. Auch können generelle 
Schwankungen der Kurse, Zinsen oder der Unterschiede zwischen Ankaufs- und Ver-
kaufskursen von Unternehmensanleihen zu einem Preisdruck auf die Schuldverschrei-
bungen führen, ohne dass dafür notwendigerweise ein Grund im Geschäft oder in den 
Ertragsaussichten der Gesellschaft gegeben ist. Hohe Schwankungen des Kurses bei 
geringen gehandelten Stückzahlen können zur Folge haben, dass im Fall des Verkaufs 
der Schuldverschreibungen weniger erlöst wird, als investiert wurde.

c) Das mögliche Angebot weiterer Schuldverschreibungen birgt Risiken 
für Anleger

Die Emittentin behält sich das Recht vor, nach Maßgabe der jeweiligen Anleihebedin-
gungen für Tranche A bzw. Tranche B weitere Schuldverschreibungen zu begeben und 
insbesondere das Gesamtvolumen der Anleihe 2026/2033 aufzustocken. Darüber hinaus 
bestehen zum Datum dieses Prospekts bereits Verbindlichkeiten aus der Unterneh-
mensanleihe 2025/2030 im Gesamtnennbetrag von rund EUR 54,5 Mio. sowie aus der 
Unternehmensanleihe 2024/2029 im Gesamtnennbetrag von rund EUR 5 Mio.
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Die Begebung weiterer Schuldverschreibungen sowie die Aufnahme sonstiger Ver-
bindlichkeiten, die gegenüber den Schuldverschreibungen der vorliegenden Anleihe 
2026/2033 nicht nachrangig sind, würde die Gesamtverschuldung der Emittentin erhö-
hen. Infolgedessen würde sich die Fähigkeit der Emittentin, Zins- und Tilgungszahlun-
gen zu leisten, auf ein höheres Verschuldungsvolumen verteilen, als die Anleger beim 
Erwerb der Schuldverschreibungen möglicherweise zugrunde gelegt haben. Dadurch 
würde das Risiko steigen, dass die Emittentin nicht in der Lage ist, sämtliche Zahlungs-
verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen der vorliegenden Anleihe 2026/2033 
fristgerecht und vollständig zu erfüllen. Im Falle einer Liquidation oder Insolvenz der 
Emittentin könnte sich der Betrag, den die Inhaber der Schuldverschreibungen auf 
ihre Forderungen erhalten, entsprechend verringern. Im schlimmsten Fall kann dies zu 
einem Totalverlust der Zins- und Rückzahlungsansprüche der Anleihegläubiger führen.

Vor dem Hintergrund der individuellen finanziellen Verhältnisse der Emittentin (zum 
Datum des Prospektes bestehen Schuldverschreibungsverbindlichkeiten in Höhe von 
rund EUR 59,5 Mio. bei einem Bankguthaben von rund EUR 2,5 Mio.; die Beteiligungsge-
sellschaften haben der Emittentin bislang keine Gewinne ausgeschüttet und die Emit-
tentin hat im Geschäftsjahr 2025 Umsatzerlöse von lediglich EUR 2,51 Mio. erzielt) ist 
jede weitere Fremdkapitalaufnahme geeignet, die Bonität der Emittentin zu belasten. 
Eine Aufstockung der Anleihe 2026/2033 oder die Begebung zusätzlicher, gegenüber 
dieser nicht nachrangiger Schuldverschreibungen würde den Schuldendienst (Zinsen, 
Rückzahlung) der Emittentin erhöhen, ohne dass ihm kurzfristig entsprechende opera-
tive oder liquiditätswirksame Erträge gegenüberstünden. Eine hierdurch eintretende 
Verschlechterung der Bonität der Emittentin ist geeignet, den Marktpreis bereits aus-
gegebener Schuldverschreibungen negativ zu beeinflussen. Bei Anlegern, die diese 
Schuldverschreibungen bilanzieren, könnten infolgedessen außerplanmäßige Abschrei-
bungen erforderlich werden; im ungünstigsten Fall kann dies bis zur Zahlungsunfähig-
keit der Emittentin und zu einem Totalverlust der Zins- und Rückzahlungsansprüche 
der Anleihegläubiger führen.

d) Risiko der eingeschränkten Handelbarkeit der Schuldverschreibungen

Die Schuldverschreibungen der Tranche A der Emittentin sollen in den Handel im Frei-
verkehr an der Frankfurter Wertpapierbörse einbezogen werden. Es besteht jedoch 
keine Gewähr dafür, dass sich ein aktiver Handel in den Schuldverschreibungen der 
Tranche A entwickeln oder fortbestehen wird. Im Vergleich zu Schuldverschreibungen, 
die zum Handel an einem regulierten Markt zugelassen sind, besteht ein erhöhtes Risi-
ko, dass sich kein liquider Sekundärmarkt für die Schuldverschreibungen der Tranche 
A herausbildet. Der Platzierungspreis entspricht möglicherweise nicht dem Kurs, zu 
dem die Schuldverschreibungen der Tranche A nach Einbeziehung in den Freiverkehr 
gehandelt werden. Gläubiger sind möglicherweise nicht in der Lage, ihre Schuldver-
schreibungen der Tranche A jederzeit zu einem angemessenen Kurs zu veräußern.

Eine Einbeziehung der Schuldverschreibungen der Tranche B in den Freiverkehr ist 
nicht vorgesehen. Für die Schuldverschreibungen der Tranche B besteht mangels Ein-
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beziehung in den Freiverkehr ein zusätzlich erhöhtes Risiko, dass der Preis der Schuld-
verschreibungen der Tranche B insbesondere durch Schwankungen der tatsächlichen 
oder prognostizierten Betriebsergebnisse der Emittentin, Änderungen von Gewinn-
prognosen bzw. -schätzungen, Änderungen der allgemeinen Wirtschaftsbedingungen, 
Änderungen des Aktionärskreises sowie durch weitere Faktoren erheblichen Preis-
schwankungen ausgesetzt sein kann.

Im ungünstigsten Fall könnte ein Anleger gezwungen sein, die Schuldverschreibungen 
beider Tranchen zur Endfälligkeit zu halten, was seine finanzielle Flexibilität erheblich 
einschränken kann. Darüber hinaus kann eine zwischenzeitliche Verschlechterung der 
wirtschaftlichen Lage der Emittentin zu einem teilweisen oder vollständigen Verlust 
des eingesetzten Kapitals führen.

e) Die Schuldverschreibungen könnten nur teilweise platziert werden

Das öffentliche Angebot umfasst ein Volumen von 125.000 Schuldverschreibungen mit 
einem Nominalbetrag von je EUR 1.000,00, also ein Emissionsvolumen von EUR 125 Mio. 
bei der Vollplatzierung. Es ist jedoch nicht gesichert, dass sämtliche 125.000 Schuldver-
schreibungen auch platziert werden. Dies kann unter Umständen dazu führen, dass 
die Anleihe 2026/2033, die Gegenstand dieses Prospekts ist, nur mit einem wesentlich 
geringeren Volumen ausgegeben wird. Dies würde dazu führen, dass der Emittentin 
entsprechend weniger Kapital zur Verfügung steht. Auch könnte sich dies negativ auf 
die Kursentwicklung und die Liquidität der Schuldverschreibungen auswirken.

f) Risiken bei Ausübung der (erneuten) Umtauschoption

Inhaber der von der Emittentin begebenen 10 % p.a. Unternehmensanleihe 2025/2030 
im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 125.000.000,00 (ISIN: DE000A4DFMZ5) („Um-
tauschschuldverschreibungen“) haben die Möglichkeit, ihre Umtauschschuldver-
schreibungen im Verhältnis 1:1 in Schuldverschreibungen der Tranche B umzutauschen 
(„Umtauschoption“). Unter den Inhabern der Umtauschschuldverschreibungen kön-
nen sich auch Anleger befinden, die zuvor Schuldverschreibungen der 10
% p.a. Unternehmensanleihe 2024/2029 der Emittentin (ISIN: DE000A383C76) („An-
leger der Anleihe 2024“) gehalten und diese bereits in die Umtauschschuldverschrei-
bungen umgetauscht haben. Für die Anleger der Anleihe 2024 handelt es sich hier 
um die Ausübung erneuter Umtauschoption. Durch die erneute Ausübung verlängert 
sich die Gesamtlaufzeit der ursprünglichen Anlage für die Anleger der Anleihe 2024 
erheblich: Während die Unternehmensanleihe 2024/2029 am 15. Dezember 2029 end-
fällig geworden wäre, ist der Endfälligkeitstag der mit diesem Prospekt angebotenen 
Schuldverschreibungen der Tranche B der 15. Dezember 2033 bzw. bei Ausübung der 
Verlängerungsoption durch die Emittentin der 15. Dezember 2034. Die Endfälligkeit der 
ursprünglichen Anlage im Falle der Ausübung der erneuten Umtauschoption verlängert 
sich für die Anleger der Anleihe 2024 somit um bis zu fünf Jahre (von 2029 auf 2034).
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Mit dem Umtausch gehen die folgenden wesentlichen Veränderungen der Konditionen 
einher:

Ersetzung der bestehenden Forderung
Anleger, die die Umtauschoption ausüben, ersetzen ihre bestehende Forderung gegen 
die Emittentin aus den Umtauschschuldverschreibungen (Fälligkeit: 15. Dezember 2030) 
durch eine neue, längerfristige Forderung aus den Schuldverschreibungen der Tranche 
B (Fälligkeit: 15. Dezember 2033 (Endfälligkeitstag) bzw. 15. Dezember 2034 (Verlänger-
ter Endfälligkeitstag)).

Verlängerung der Laufzeit und Verlängerungsoption:
Die Laufzeit der Schuldverschreibungen verlängert sich erheblich. Während die Um-
tauschschuldverschreibungen am 15. Dezember 2030 endfällig werden, ist der Endfäl-
ligkeitstag der Schuldverschreibungen der Tranche B der 15. Dezember 2033. Darüber 
hinaus ist die Emittentin berechtigt, nach freiem Ermessen durch einseitige Erklärung 
den Endfälligkeitstag einmalig um ein Jahr auf den 15. Dezember 2034 zu verschieben. 
Der Anleger hat auf diese Entscheidung keinen Einfluss und muss damit rechnen, dass 
sich die Laufzeit um bis zu vier Jahre gegenüber den Umtauschschuldverschreibungen 
verlängert.

Zinsstundungsoption:
Die Emittentin ist bei den Schuldverschreibungen der Tranche B nach freiem Ermessen 
berechtigt, die Zahlung der in den letzten zwei Jahren vor dem Endfälligkeitstag bzw. 
vor dem Verlängerten Endfälligkeitstag fällig werdenden Zinsen bis zum Endfällig-
keitstag bzw. Verlängerten Endfälligkeitstag auszusetzen (Zinsstundungsoption). Zwar 
erhöht sich der Zinssatz bei Ausübung der Zinsstundungsoption um 1 % p.a. auf 11 % 
p.a.. Die Gestundeten Zinsen werden jedoch erst zusammen mit dem Nennbetrag am 
Endfälligkeitstag bzw. Verlängerten Endfälligkeitstag zur Zahlung fällig. Dies bedeutet, 
dass dem Anleger über einen Zeitraum von zwei bis zu drei Jahren keine laufenden 
Zinszahlungen zufließen, was seine finanzielle Planung erheblich beeinträchtigen kann.

Änderung der Verbriefungs- und Verwahrungsform:
Während die Umtauschschuldverschreibungen konventionell durch Globalurkunde 
verbrieft und über Clearstream verwahrt werden, werden die Schuldverschreibungen 
der Tranche B als elektronische Wertpapiere nach dem Gesetz über elektronische Wert-
papiere (eWpG) begeben und in einem Kryptowertpapierregister eingetragen. Anleihe-
gläubiger der Tranche B sind verpflichtet, ein Wallet bei dem von der Emittentin be-
nannten Qualifizierten Kryptoverwahrer führen zu lassen. Für die Führung des Wallets 
fallen jährliche Gebühren in Höhe von ca. EUR 25,00 an, die vom Anleger zu tragen 
sind. Es bestehen spezifische Risiken, die mit der Blockchain-Technologie und der quali-
fizierten Kryptoverwahrung verbunden sind, insbesondere das Risiko, dass der Zugriff 
auf oder die Übertragung von Token vorübergehend oder dauerhaft nicht möglich ist 
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(vgl. hierzu die Risikofaktoren unter j) und k)).

Es ist ungewiss, ob sich die Ausübung der Umtauschoption für den einzelnen Inhaber 
von Umtauschschuldverschreibungen als vorteilhaft erweisen wird. Es ist nicht ge-
währleistet, dass die Emittentin im Jahr 2030 über ausreichende Liquidität verfügen 
wird oder eine Refinanzierung erlangen kann, um die dann noch ausstehenden Um-
tauschschuldverschreibungen bei Fälligkeit vollständig zurückzuzahlen. Die längere 
Laufzeit der Schuldverschreibungen der Tranche B ist aber keine Garantie dafür, dass 
sich die wirtschaftliche Situation der Emittentin in der zusätzlichen Zeit positiv ent-
wickelt. Vielmehr besteht das Risiko, dass sich die Ausübung der Umtauschoption im 
Nachhinein als nachteilig für den betreffenden Anleger erweist. Die allgemeine kon-
junkturelle Lage, die Branchenbedingungen oder die spezifische Geschäftsentwicklung 
der Emittentin könnten sich während der zusätzlichen Laufzeitjahre außerplanmäßig 
nachteilig verändern, was die Fähigkeit der Emittentin zur Bedienung der Zins- und 
Rückzahlungsansprüche aus den Schuldverschreibungen der Tranche B bei Endfällig-
keit erheblich beeinträchtigen oder gänzlich ausschließen könnte. In diesem Szenario 
wäre der einzelne Inhaber der Umtauschschuldverschreibungen wirtschaftlich besser-
gestellt gewesen, wenn er die Umtauschoption nicht ausgeübt und stattdessen die Rück-
zahlung der Umtauschschuldverschreibungen bei Fälligkeit im Jahr 2030 erhalten hätte.

Im ungünstigsten Fall kann die Ausübung der Umtauschoption dazu führen, dass der 
betreffende Anleger einen höheren Verlust erleidet – bis hin zum Totalverlust des ein-
gesetzten Kapitals –, als er ihn ohne die Ausübung der Umtauschoption erlitten hätte.

g) Anleger dürfen sich nicht auf Meinungen und Prognosen des Vor-
stands der Emittentin verlassen

Bei den im vorliegenden Prospekt wiedergegebenen zukunftsgerichteten Annahmen 
und Aussagen handelt es sich vorwiegend um Meinungen und Prognosen des Vor-
stands der Emittentin. Sie geben die gegenwärtige Auffassung in Hinblick auf zukünf-
tige mögliche Ereignisse wieder, die allerdings noch ungewiss sind. Eine Vielzahl von 
Faktoren kann dazu führen, dass sich tatsächlich eintretende Ereignisse wesentlich von 
der prognostizierten Lage unterscheiden. Die wesentlichen negativen Abweichungen 
können die Fähigkeit der Emittentin beeinträchtigen, ihre Zahlungsverpflichtungen aus 
den Schuldverschreibungen (Zinsen und Rückzahlung des Nennbetrags) gegenüber den 
Anlegern zu erfüllen.
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III. Informationen über 
die Emittentin

Die Emittentin, die DN Group AG, ist eine Aktiengesellschaft deutschen Rechts mit Sitz 
in Frankfurt am Main. Die Gesellschaft ist im Handelsregister des Amtsgerichts Frank-
furt am Main unter der Registernummer HRB 128830 eingetragen. Die Rechtsträgerken-
nung (LEI) der Emittentin lautet 967600NNIKM0F3MUWP36.

Die juristische Bezeichnung der Emittentin ist „DN Group AG“. Unter dieser Bezeich-
nung tritt sie auch am Markt auf.

Die Gesellschaft wurde in der Bundesrepublik Deutschland gegründet und ist unter der 
Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland tätig.

Die Geschäftsadresse lautet: Unterschweinstiege 2-14, 60549 Frankfurt am Main, 
Deutschland; Telefon: +49 69 408027270, E-Mail: info@dn-ag.com, Internetseite: https://
dn-ag.com11. Die auf der Internetseite enthaltenen Informationen sind kein Bestandteil 
des EU-Wachstumsemissionsprospekts, es sei denn, diese Informationen werden per 
Verweis in den EU-Wachstumsemissionsprospekt aufgenommen.

Die Gesellschaft wurde mit Gesellschaftsvertrag vom 23. Februar 2012 ursprünglich 
unter der Firma „Consus GmbH“ gegründet und am 8. Juni 2012 in das Handelsregister 
des Amtsgerichts Leipzig unter HRB 28322 eingetragen. Das Stammkapital betrug bei 
Gründung EUR 25.000,00. Auf Grundlage eines Gesellschafterbeschlusses vom 13. Juni 
2012 wurde das Stammkapital auf EUR 50.000,00 erhöht. Am 18. Mai 2016 wurde die 
Verschmelzung der Capitale GmbH, Leipzig (Amtsgericht Leipzig, HRB 29847), auf die 
Gesellschaft im Handelsregister eingetragen. Eine Erhöhung des Stammkapitals erfolgte 
hierfür nicht. Mit Gesellschafterbeschluss vom 17. Januar 2017 wurde die Firma in „TO-
Holding GmbH“ geändert, im August 2017 erfolgte die Sitzverlegung nach Frankfurt am 
Main und die Eintragung im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter 
HRB 109275. Am 3. Juni 2019 wurde die Verschmelzung der Olek Holding GmbH, Frank-
furt am Main (Amtsgericht Frankfurt am Main, HRB 110799), und am 19. April 2020 die 
Verschmelzung der FORE AG, Leipzig (Amtsgericht Leipzig, HRB 37274), auf die Gesell-

11 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufge-nommen wurden.

https://dn-ag.com
https://dn-ag.com
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schaft jeweils im Wege der Aufnahme im Handelsregister eingetragen. Zum Zwecke der 
Verschmelzung mit der TO Holding 1 GmbH, Frankfurt am Main (Amtsgericht Frankfurt 
am Main, HRB 117043), wurde das Stammkapital der Gesellschaft um EUR 100,00 auf 
EUR 50.100,00 erhöht. Die Verschmelzung wurde am 25. Oktober 2021 im Handelsregis-
ter der Gesellschaft eingetragen. Schließlich wurde das Stammkapital aus Gesellschafts-
mitteln um EUR 40.000.000,00 auf EUR 40.050.100,00 erhöht; die Durchführung dieser 
Kapitalerhöhung wurde am 4. September 2022 im Handelsregister eingetragen.

Die Emittentin entstand in ihrer heutigen Rechtsform durch Formwechsel der TO-Hol-
ding GmbH in die Aktiengesellschaft unter der Firma „Neon Equity AG“. Der Formwech-
sel wurde am 4. Oktober 2022 im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main 
unter HRB 128830 eingetragen. Seit dem Form-wechsel wurde die Emittentin zweimal 
umfirmiert: zunächst in die „DN Deutsche Nachhaltigkeit AG“ (eingetragen im Handels-
register am 2. April 2025) und dann unter den aktuellen Namen „DN Group AG“ (einge-
tragen im Handelsregister am 16. Oktober 2025).

Das Grundkapital der Emittentin beträgt derzeit EUR 55.584.518,00, eingeteilt in 
55.584.518 auf den Namen lautende Aktien ohne Nennwert (Stückaktien) mit einem 
derzeitigen anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie. Sämtliche Aktien 
der Gesellschaft lauten auf den Namen und sind voll eingezahlt. Die Aktien der Gesell-
schaft werden seit dem 13. Januar 2023 im Freiverkehr der Börse Düsseldorf im Han-
delssegment Primärmarkt gehandelt.

Das ursprüngliche Grundkapital der Emittentin betrug nach Formwechsel in die Ak-
tiengesellschaft im Oktober 2022 EUR 40.050.100,00. Die Hauptversammlung vom 
10. Mai 2023 hat die Erhöhung des Grundkapitals aus Gesellschaftsmitteln von EUR 
40.050.100,00 um EUR 4.005.010,00 auf EUR 44.055.110,00 beschlossen. Die Kapitalerhö-
hung aus Gesellschaftsmitteln wurde durch Ausgabe von 4.005.010 neuen sogenannten 
Gratisaktien im Verhältnis 10:1 an die bestehenden Aktionäre der Gesellschaft durch-
geführt. Die Durchführung der Kapitalerhöhung wurde am 19. Juni 2023 im Handels-
register der Emittentin eingetragen. Der Vorstand der Emittentin hat am 17. Januar 
2025, mit Zustimmung des Aufsichtsrats vom 17. Januar 2025, eine weitere Erhöhung 
des Grundkapitals der Gesellschaft unter Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022 
von EUR 44.055.110,00 um EUR 11.529.408,00 auf EUR 55.584.518,00 unter Ausschluss 
des Bezugsrechts beschlossen. Zur Zeichnung der neuen 11.529.408 Aktien wurde aus-
schließlich die Hauptaktionärin der Emittentin, die SP 1 Equity GmbH mit der Maß-
gabe zugelassen, dass sie ihre Einlage als Sacheinlage im Wege der Einbringung von 88 
Namensaktien an der EcoMotion Holding AG (damals First Move! AG) zu erbringen hat. 
Insgesamt wurde durch die SP 1 Equity GmbH eine Beteiligung von 88 % am Aktien-
kapital der First Move! AG eingebracht. Die Durchführung dieser letzten Erhöhung des 
Grundkapitals der Emittentin wurde am 10. September 2025 im Handelsregister einge-
tragen.

Nachfolgend sind die wichtigen Ereignisse aus jüngster Zeit in der Geschäftstätigkeit 
der Emittentin, die in hohem Maße für die Bewertung der Solvenz der Emittentin rele-
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vant sind, dargestellt:

Am 29. Dezember 2025 hat die Emittentin einen Vertrag mit der Omira Advicor FZ-LLC, 
Vereinigte Arabische Emirate (License Nr. 47019884) als Verkäuferin über den Erwerb 
von 28.000.000 Aktien an der Algene Holding SE mit Sitz in Düsseldorf (AG Düsseldorf 
HRB 109941) zum Kaufpreis von EUR 105 Mio. abgeschlossen. Ebenfalls am 29. Dezem-
ber 2025 hat die Emittentin mit der Verkäuferin der vorgenannten Aktien an der Algene 
Holding SE einen Vertrag über die Veräußerung von 30.000.000 Aktien an der More 
Impact AG zu einem identischen Kaufpreis von EUR 105 Mio. geschlossen. Die Kauf-
preise wurden gegenseitig verrechnet, sodass die Emittentin wirtschaftlich betrachtet 
30.000.000 Aktien der More Impact AG gegen 28.000.000 Aktien der Algene Holding SE 
getauscht hat. Die Bewertung der More Impact AG erfolgte auf Grundlage der zuletzt 
durchgeführten Sachkapitalerhöhung (Erwerb der The Key Unternehmensberatung 
GmbH; s. dazu Abschnitt VI.c) (3)), bei der ein Preis von EUR 3,00 je More Impact- Aktie 
zugrunde gelegt wurde. Auf dieser Grundlage und unter Berücksichtigung der seit-
dem erfolgten produktbezogenen und operativen Entwicklungen wurde der konkrete 
Verkaufspreis für die More Impact-Aktien im Rahmen der Transaktion zwischen den 
Parteien vereinbart. Die Bewertung der Algene Holding SE erfolgte auf Grundlage der 
im Dezember 2025 durchgeführten Sachkapitalerhöhung (Erwerb der Algene Internati-
onal AG; s. dazu Abschnitt VI. a)), bei der ein Preis von EUR 2,04 je Algene-Aktie zugrun-
de gelegt wurde. Gemäß dem im Auftrag der Algene Holding SE von Herrn Johannes 
Weßling, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, erstellten Bewertungsgutachten hatte 
die Sacheinlage (100 % der Aktien an der Algene International AG) am Bewertungs-
stichtag 30. Oktober 2025 einen Wert in der Bandbreite von EUR 143.000.000,00 bis EUR 
158.500.000,00. Damit hat der Wert der eingebrachten Anteile an der Algene Internatio-
nal AG den Gesamtausgabebetrag der 70.000.000 gegen die Sacheinlage ausgegebenen 
neuen Aktien der Algene Holding SE von EUR 70.000.000,00 (Mindesteinbringungswert) 
deutlich überschritten. Nach diesen Transaktionen hält die Emittentin nunmehr eine 
Beteiligung an der Algene Holding SE von rund 45,56 %, die Beteiligung der Emittentin 
an der More Impact AG ist auf 35,13 % gesunken.

Mit Gründungsurkunde vom 29. Januar 2026 hat die Emittentin eine Tochtergesellschaft 
unter der Firma „DN Vermögensverwaltung AG“ mit Sitz in Frankfurt am Main und 
mit dem Grundkapital von EUR 250.000,00 gegründet. Die neu gegründete Gesellschaft 
wurde am 20. April 2026 im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter 
HRB 142818 eingetragen. Zum Datum des Prospekts hält die Emittentin 80 % der Be-
teiligung an der DN Vermögensverwaltung AG. Die Aktien dieser Tochtergesellschaft 
sind seit 17. Juni 2026 in den allgemeinen Freiverkehr der Börse Düsseldorf einbezogen. 
Aktuell hat diese Tochtergesellschaft kein operatives Geschäft.

Die DN Group AG hat im Rahmen einer Barkapitalerhöhung, die im Februar 2026 
eingetragen wurde, insgesamt 5.720.000 Partizipationsscheine der Una Terra Venture 
Studio AG, Küsnacht (ZH), Kanton Zürich, Schweiz (CHE-155.516.578), erworben gegen 
Leistung einer Bareinlage in Höhe von CHF 4.612.250,00. Dies entspricht rund 39,07 % 
des Partizipationskapitals bzw. etwa 16,67 % der insgesamt ausgegebenen Aktien und 
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Partizipationsscheine. Partizipationsscheine vermitteln nach schweizerischem Recht 
(Art. 656a ff. OR) anders als Aktien ausschließlich Vermögensrechte (insbesondere 
Dividendenanspruch und Anteil am Liquidationserlös), jedoch kein Stimmrecht an der 
Generalversammlung. Die DN Group AG hat der Una Terra Venture Studio AG im Januar 
2026 ein Darlehen in Höhe von EUR 3,0 Mio. gewährt.

Seit dem 31. Dezember 2025 hat die Emittentin an ihre direkten und indirekten Toch-
tergesellschaften Darlehen im Gesamtvolumen von EUR 6.725.000,00 gewährt, davon 
an die Una Terra Venture Studio AG (EUR 3 Mio., Laufzeit 6 Monate, Zinssatz 10 % p.a.); 
die More Impact AG (fünf Darlehen insgesamt in Höhe von EUR 350.000,00, Zinssatz 
10 % p.a., Laufzeit von 6 bis 12 Monaten); die BG Braingate Technology GmbH (vier 
Darlehen insgesamt in Höhe von EUR 95.000,00, Zinssatz 10 % p.a., Laufzeit von 6 bis 
12 Monaten); die The Key Unternehmensberatung GmbH (vier Darlehen insgesamt in 
Höhe von EUR 165.000,00, Zinssatz 10 % p.a., Laufzeit von 6 bis 12 Monaten); die Algene 
Holding SE (fünf Darlehen insgesamt in Höhe von EUR 600.000,00, Laufzeit 24 Monate, 
Zinssatz 3 % p.a.), die Algene Deutschland GmbH (vier Darlehen insgesamt in Höhe 
von EUR 1.050.000,00, Laufzeit 24 Monate, Zinssatz 3 % p.a.); die EcoMotion Holding AG 
(drei Darlehen insgesamt in Höhe von EUR 340.000,00, Laufzeit 24 Monate, Zinssatz 3 
% p.a.), die SW Save The Water Holding AG (zwei Darlehen insgesamt in Höhe von EUR 
260.000,00, Laufzeit 24 Monate, Zinssatz 3 % p.a.), die SUSMATA Holding AG (ein Dar-
lehen in Höhe von EUR 40.000,00, Laufzeit 24 Monate, Zinssatz 3 % p.a.), die SUSMATA 
AG (ein Darlehen in Höhe von EUR 25.000,00, Laufzeit 24 Monate, Zinssatz 3 % p.a.) und 
die IIC International Impact Consulting AG (sechs Darlehen insgesamt in Höhe von EUR 
800.000,00, Laufzeit 24 Monate, Zinssatz 3 % p.a.).

Seit dem 31. Dezember 2025 bis zum Datum dieses Prospekts wurden weitere Um-
tauschschuldverschreibungen im Volumen von EUR 15,9 Mio. ausgegeben.

Darüber hinaus gab es keine weiteren wichtigen Ereignisse aus jüngster Zeit in der Ge-
schäftstätigkeit der Emittentin, die in hohem Maße für die Bewertung der Solvenz der 
Emittentin relevant sind.
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IV. Verantwortlich- 
keitserklärung und 
Erklärung zur 
zuständigen Behörde

1. Die für die Erstellung des Prospekts verantwortlichen Personen

Die DN Group AG übernimmt die Verantwortung für den Inhalt dieses Prospekts.

2. Erklärung der verantwortlichen Personen zur Richtigkeit der 
Angaben im Prospekt

Die Gesellschaft erklärt hiermit, dass die in diesem Prospekt enthaltenen Informationen 
ihres Wissens nach den Tatsachen entsprechen und der Prospekt keine Auslassungen 
aufweist, die die Aussage des Prospekts verändern könnten.

3. Berichte der Sachverständigen

Im März 2026 hat die THE SEVENTEEN GmbH mit Sitz in Frankfurt am Main, Geschäfts-
anschrift: Bethmannstraße 7-9, 60311 Frankfurt, eingetragen im Handelsregister des 
Amtsgerichts Köln unter HRB 107371 („THE SEVENTEEN“), den Impact Bericht 202612 
(„Impact Bericht 2026“) (wie im Abschnitt „V.WACHSTUMSSTRATEGIE UND ÜBERSICHT 
DER GESCHÄFTSTÄTIGKEIT, 1. Überblick über die Geschäftstätigkeit“ näher dargestellt) 
auf den Stichtag 31. Dezember 2025 im Auftrag von und in Zusammenarbeit mit der 
Emittentin erstellt. Es handelt sich jedoch trotz der maßgeblichen Mitwirkung von THE 
SEVENTEEN nicht um einen externen Sachverständigenbericht im eigentlichen Sinne, 
sondern die Emittentin macht sich das Ergebnis zu eigen.

12 Der Impact Bericht 2026 wurde von der BaFin weder geprüft noch gebilligt.
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4. Angaben von Seiten Dritter

Die Emittentin erklärt, dass Angaben von Seiten Dritter, die in diesen Prospekt über-
nommen wurden, korrekt wiedergegeben wurden und nach Wissen der Emittentin und 
soweit für sie aus den von den jeweiligen Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, 
nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend gestaltet wurden.

5. Erklärung zur zuständigen Behörde

Die Gesellschaft erklärt hiermit, dass

a) die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht („BaFin“) als zuständige Behörde 
den Prospekt im Einklang mit der Delegierten Verordnung (EU) 2019/980 gebilligt hat;

b) diese Billigung weder eine Befürwortung der Emittentin noch eine Bestätigung der 
Qualität der Wertpapiere, auf die sich der Prospekt bezieht, darstellt;

c) die BaFin diesen Prospekt nur als die in der Delegierten Verordnung (EU) 2019/980 
vorgeschriebenen Vorgaben der Vollständigkeit, Verständlichkeit und Kohärenz erfül-
lend gebilligt hat;

d) der Prospekt als EU-Wachstumsemissionsprospekt nach Artikel 15a der Verordnung
(EU) 2017/1129 erstellt wurde.
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V. Wachstumsstra- 
tegie und Übersicht 
über die Geschäfts- 
tätigkeit

1. Überblick über die Geschäftstätigkeit

a) Haupttätigkeitsbereiche der DN Group AG

Die DN Group AG ist als Holdinggesellschaft tätig und verfügt über eigene Einkünfte aus 
Beratungstätigkeiten. Als Holding ist die Emittentin die zentral steuernde Gesellschaft 
der Gruppe und übernimmt insbesondere zentrale Servicedienstleistungen wie Buch-
haltung und Finanzsteuerung sowie Verwaltungsaufgaben und Portfoliobetreuung für 
ihre Beteiligungsunternehmen rund um die Themen Marketing, Online-Auftritt, Kom-
munikation, Kapitalmarktstrategie, Sales, Unternehmensstrategie.

Die Emittentin investiert bevorzugt in kleine bis mittelgroße Unternehmen mit Sitz 
in Europa. Diese Unternehmen zeichnen sich durch ein neues, innovatives Geschäfts-
modell aus, das in der Regel noch keine oder nur geringe Umsätze erzielt, aber nach 
Ansicht der Emittentin das Potential hat, mittelfristig profitabel zu werden. Dabei strebt 
die DN Group AG je nach Einzelfall den Erwerb von Mehrheits- oder Minderheitsbeteili-
gungen an.

Die Investitionsstrategie der Emittentin umfasst primär junge Unternehmen, die noch 
nicht oder nicht vollständig am Kapitalmarkt etabliert sind, aber perspektivisch kapi-
talmarktfähig werden können, teils aber auch bereits am Kapitalmarkt notierte, noch 
nicht etablierte Gesellschaften, wie beispielsweise die Algene Holding SE und die DN 
Vermögensverwaltung AG. Zusätzlich gründet die DN Group AG neue Unternehmen 
und stattet diese mit Kapital aus. Zum Datum des Prospekts hat die Emittentin neben 
der unter Abschnitt VI. dargestellten Gründung einer neuen Tochtergesellschaft, der DN 
Vermögensverwaltung AG sowie dem Erwerb der Beteiligung an der Una Terra Venture 
Studio AG keine sonstigen Unternehmen im Jahr 2026 gegründet oder kapitalisiert.
Gestützt auf ein Netzwerk an Eigen- und Fremdkapitalgebern, das sowohl institutio-
nelle Anleger als auch Privatinvestoren umfasst, erfolgt die Finanzierung des Anteils-
erwerbs in der Regel teils aus Eigen- und primär aus Fremdkapital, insbesondere aus 
Anleiheemissionen. Für Einzelheiten zur Finanzlage der Emittentin und zur Finanzie-
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rung der DN Gruppe wird auf Abschnitt VI lit. m) verwiesen. Grundsätzlich wird eine 
langfristige Anlagestrategie verfolgt, wobei die tatsächliche Haltedauer der Beteiligung 
jedoch stets von den Einzelfallumständen und insbesondere dem operativen Erfolg des 
jeweiligen Portfoliounternehmens abhängt.

Zudem bietet die DN Group AG Beratungsdienstleistungen im Kapitalmarkt-Kontext an. 
Im Jahr 2025 hat sie gegenüber einer nicht zur DN Gruppe oder ihrem Großaktionär 
gehörenden deutschen Beteiligungsgesellschaft Beratungsleistungen im Zusammen-
hang mit der Vorbereitung eines geplanten Börsengangs erbracht und hierfür ein 
Entgelt in Höhe von EUR 2,5 Mio. zzgl. Umsatzsteuer erzielt. Gegenstand war insbe-
sondere die Analyse der Kapitalmarktfähigkeit sowie die Begleitung der operativen 
Umsetzung kapitalmarktrelevanter Transaktionen. Die Emittentin beabsichtigt, ihre 
Beratungstätigkeit künftig auszubauen und Portfoliounternehmen sowie ggf. auch 
deren übrige Gesellschafter auf Basis separater Beraterverträge kapitalmarktbezoge-
ne Beratungsdienstleistungen durch ihre Organe und Mitarbeiter anzubieten. Diese 
umfassen insbesondere die Planung und Durchführung kapitalmarktgestützter Finan-
zierungsmaßnahmen wie z.B. Börsengängen und Kapitalerhöhungen oder sonstigen 
Kapitalmarkttransaktionen, einschließlich der Bankenauswahl, der Koordination von 
Research-Studien durch externe Partner sowie der Investorenansprache. Primäres Ziel 
ist es, die Wertentwicklung dieser Unternehmen durch die Entwicklung und Umsetzung 
einer kapitalmarktorientierten Strategie zu fördern.

Erlöse erzielt die DN Group AG im Wesentlichen aus der Realisierung erzielter Wertstei-
gerungen ihrer Portfoliounternehmen im Rahmen von Veräußerungen oder sonstigen 
Exit-Szenarien und aus Vergütungen für erbrachte Beratungsleistungen. Daneben kön-
nen Erlöse in Form von Zinserträgen und ggf. Dividenden ihrer Portfoliounternehmen 
erwirtschaftet werden.

Seit 2021 legt die Emittentin bei ihren neuen Investitionen verstärkt Wert auf Nachhal-
tigkeit. Ursprünglich war das nur ein zusätzlicher Geschäftsbereich und sehr allgemein 
auf „Unternehmen, die einen Unterschied für Umwelt und Gesellschaft machen“ aus-
gerichtet. Nach und nach ist eine Schärfung der entsprechenden Investitionsstrategie 
erfolgt.

Im Herbst 2024 hat die Emittentin eine Anpassung der Unternehmensstrategie be-
schlossen, insbesondere eine Verschiebung des Schwerpunkts der Geschäftstätigkeit der 
Emittentin auf Investments in nachhaltige Unternehmen und Aufnahme des Nachhal-
tigkeitsaspekts in den Unternehmensgegenstand. Der geänderte Unternehmensgegen-
stand wurde am 19. Februar 2025 im Handelsregister eingetragen. Seitdem steht der 
Bereich ESG-Impact Investing im alleinigen Fokus. Bis Ende September 2024 war neben 
dem ESG-Impact Markt (dazu siehe auch das Investment Framework“ nachfolgend in 
diesem Abschnitt unter lit. b)) auch der deutsche Immobilienmarkt, insbesondere für 
Gewerbeimmobilien, von maßgeblicher Bedeutung für die Emittentin. Dies beruhte auf 
einer wesentlichen Beteiligung an der publity AG. Die Emittentin hat diese Beteiligung 
aufgrund des vorgenannten Strategiewechsels mit Vertrag vom 25. November 2024 an 
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die IC Impact Capital GmbH (vormals: Olek Capital GmbH) mit Sitz in Frankfurt am 
Main veräußert und damit Ende November 2024 aus der publity AG ausgestiegen. Der 
Kaufpreis betrug rund EUR 9 Mio. und wurde durch die Rückgabe der sich im Besitz der 
Käuferin befindlichen 8.619 Schuldverschreibungen der Anleihe 2024/2029 der Emit-
tentin (ISIN: DE000A383C76) beglichen. Durch den Verkauf der publity-Aktien hat die 
Emittentin einen nicht-liquiditätswirksamen Buchverlust in Höhe von ca. EUR 134 Mio. 
erzielt. Mit dem Verkauf der publity Aktien hat sich die Emittentin von ihrer letzten Be-
teiligung im Immobilienbereich getrennt.

Die Entscheidung über den Exit aus der publity AG erwies sich auch strategisch richtig. 
Die publity AG hat im Jahr 2020 die 5,50 % publity-Unternehmensanleihe 2020/2025 
(ISIN: DE000A254RV3, WKN: A254RV) mit Gesamtvolumen von EUR 100 Mio. („publi-
ty-Anleihe“) begeben. Die publity-Anleihe hatte eine Laufzeit bis zum 19. Juni 2025. 
Aufgrund wirtschaftlicher Schwierigkeiten war die publity AG nicht in der Lage, die 
publity-Anleihe bei Fälligkeit zurückzuzahlen. Mit Ad-hoc-Mitteilung vom 11. März 2025 
teilte die publity AG mit, dass die pünktliche Rückzahlung der publity-Anleihe ohne 
eine Restrukturierung nicht gesichert sei und eine umfassende Restrukturierung der 
publity-Anleihe für erforderlich gehalten werde. Mit Ad-hoc vom 24. März 2025 kündig-
te die publity AG, beim Amtsgericht Frankfurt am Main ein Restrukturierungsvorhaben 
nach dem Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz (StaRUG, §§ 29 
ff. StaRUG) anzuzeigen. Die Anzeige erfolgte auch unverzüglich. Das StaRUG ermöglicht 
es Unternehmen, die drohend zahlungsunfähig im Sinne des § 18 der Insolvenzordnung 
sind, präventive Restrukturierungsmaßnahmen durchzuführen, um eine Insolvenz ab-
zuwenden. Der Restrukturierungsplan der publity AG sah vor, die Ansprüche der Gläu-
biger der publity-Anleihe gegen Zahlung einer Abfindung in Höhe von ca. 2 bis 3 % des 
Nominalbetrags abzufinden. Die Finanzierung sollte teilweise aus vorhandenen Mitteln 
und teilweise durch Sanierungsbeiträge der Großaktionäre erfolgen. Ein Kapitalschnitt 
auf der Eigenkapitalseite war nicht vorgesehen. Mit Ad-hoc-Mitteilung vom 29. Oktober 
2025 gab die publity AG bekannt, dass die Restrukturierungssache der publity AG durch 
das zuständige Restrukturierungsgericht aufgehoben sei und sie unverzüglich Antrag 
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens beim zuständigen Insolvenzgericht stellen wer-
de. Das Insolvenzverfahren der publity AG wurde am 22. Dezember 2025 eröffnet und 
ist zum Datum des Prospekts noch nicht abgeschlossen.

Die aktuelle Anlagestrategie der Emittentin zielt darauf ab, mindestens 80 % ihrer In-
vestments in Zielunternehmen zu tätigen, deren Geschäftsmodell im Sinne der im nach-
folgend beschriebenen Investment Framework niedergelegten Investitionsstrategie der 
Emittentin eine messbare positive Wirkung auf die Umwelt und/oder die Gesellschaft 
(„Environmental, Social, Governance („ESG“)-Impact“) hat. Entsprechend plant die 
Emittentin Erlöse zunehmend in diesem Bereich zu erzielen. Die Emittentin ist damit 
im Bereich des Impact Investings tätig. „Impact Investing“ ist eine Anlagestrategie, die 
darauf abzielt, neben finanziellen Renditen auch positive Auswirkungen auf Umwelt 
und/oder Gesellschaft zu erzielen.13

13 vgl.: https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/impact-investing-120058 „Unter Impact Investing (dt. 
Wirkungsorientiertes Investieren) versteht man Investitionen in Unternehmen, Organisationen und Fonds, 
mit der gezielten Absicht, neben einer positiven finanziellen Rendite messbare, positive Auswirkungen auf 
die Umwelt oder die Gesellschaft zu erzielen.“
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Es ist eine Möglichkeit für Investoren, ihr Kapital auf eine Weise einzusetzen, die so-
wohl ökonomisch als auch sozial oder ökologisch sinnvoll ist. Im Mittelpunkt des Anla-
gekonzepts der DN Group AG stehen insbesondere Unternehmen, die in den Bereichen 
Medizin- und Fitnesstechnologie, Nachhaltige Roh- und Werkstoffe, Nachhaltige Mobili-
tät, Nachhaltige Hygieneprodukte und Erneuerbare Energien tätig sind.

Die Emittentin versteht sich als Brücke zwischen dem schnell wachsenden Markt für 
wirkungsorientierte Investitionen und dem traditionellen Kapitalmarkt. Sie stützt sich 
dabei auf die Erfahrung ihres Teams und ihre Kontakte aus der langjährigen Tätig-
keit im Kapitalmarktumfeld, der Begleitung von Börsengängen sowie der aktiven 
Beteiligung an Wachstumsunternehmen ergibt.14 Das Team der Emittentin kann auf 
einen Erfahrungsschatz aus mehr als 30 Kapitalmarkttransaktionen zurückgreifen 
und verfügt damit nach Einschätzung der Emittentin über fundiertes Spezialwissen in 
den relevanten Bereichen einer aktienbasierten Kapitalmarktemission. Hinsichtlich 
der Beurteilung der Nachhaltigkeit ihrer Investments stützt sich die Emittentin aktu-
ell auf qualifizierte externe Beratung durch die THE SEVENTEEN, insbesondere durch 
deren Mitgründer Prof. Dr. Torsten Weber, Professor für Nachhaltigkeitsmanagement 
an der CBS University of Applied Sciences. Im November 2024 hat die Emittentin THE 
SEVENTEEN beauftragt, gemeinsam mit ihrem Netzwerk von ESG-Experten aus der 
Wissenschaft ein Bewertungsverfahren zu entwickeln, um den Impact potenzieller Ziel-
unternehmen im Rahmen der Investmentvergabe zu quantifizieren, vergleichend zu 
beurteilen und laufend zu überwachen. Bei diesem Projekt arbeitete THE SEVENTEEN 
eng mit der CBS University of Applied Sciences und dem Center for Advanced Sustaina-
ble Management (CASM), beide in Köln, zusammen.

Die Emittentin hat seit ihrer strategischen Neuausrichtung im Herbst 2024 ein diversifi-
ziertes Portfolio von Beteiligungen an Unternehmen aufgebaut, deren Geschäftsmodell 
aus Sicht der Emittentin im Sinne des nachfolgend beschriebenen Investment Frame-
works eine messbare positive Wirkung auf die Umwelt und/oder die Gesellschaft hat. 
Die bisherigen Investments erstrecken sich schwerpunktmäßig auf folgende Branchen:

Medizin- und Fitnesstechnologie
•	  More Impact AG; Beteiligung ca. 35 %; Inhalationstechnologien und nadellose Injek-

tionssysteme
•	 TRIDI Solutions GmbH; Beteiligung 5 %; KI-gestützte Softwarelösungen zur chirurgi-

schen Entscheidungsunterstützung
•	 Global Health Care AG; Beteiligung ca. 3 %; Produkte im Bereich elektrischer Mus-

kelstimulation (EMS) und digitaler Trainingslösungen

Nachhaltige Roh- und Werkstoffe
•	 Algene Holding SE; Beteiligung ca. 45,56 %; Mikroalgenproduktion für Lebens- und 

Futtermittel, Kosmetik und industrielle Anwendungen

14  https://craft-cms-assets.fra1.cdn.digitaloceanspaces.com/neonequity-website-production/as-sets/20230110_
NEON_InitialCoverage_engl.pdf
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•	 SUSMATA Holding AG; Beteiligung ca. 1,16 %; Biobasierte Alternativen zu fossilen 
Rohstoffen, darunter biobasierte Kunststoffe, vegane Lederalternativen und recycel-
te Textilfasern

Nachhaltige Mobilität
•	 EcoMotion Holding AG; Beteiligung ca. 88 %; platzoptimierte Parkraumlösungen mit 

integrierter Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge

Nachhaltige Hygieneprodukte
•	 SW Save The Water Holding AG; Beteiligung ca. 9,5 %; ohne Wasser einsetzbare 

Seife zur Handreinigung

Erneuerbare Energien
•	 WINDWISE GmbH; Beteiligung 20 % Windenergieanlagen

Für eine detaillierte Darstellung der einzelnen Portfoliounternehmen und der Konzern-
struktur wird auf Abschnitt VI („Organisationsstruktur“) dieses Prospekts verwiesen.

Die Beteiligungsunternehmen der Emittentin — mit Ausnahme der Global Health Care 
AG und der WINDWISE GmbH — befinden sich aktuell in unterschiedlichen Phasen der 
Produktentwicklung, der Vorbereitung der Markteinführung sowie der Absicherung 
gewerblicher Schutzrechte und erzielten im Jahr 2025 noch keine Umsatzerlöse. Die 
SUSMATA AG erzielt im Jahr 2025 erste Umsätze in Höhe von EUR 70.672,00. Die Una 
Terra Venture Studio AG erzielt ihre laufenden Einnahmen aus Verwaltungsgebühren 
(Management Fees) in Höhe von 2 % des jeweils zugesagten Kapitals (Committed Capi-
tal). Seit dem August 2025 wurden Gebühren in Höhe von ca. EUR 400.000,00 bis EUR 
500.000,00 abgerufen. Bisher hat keine der Beteiligungsgesellschaften der Emittentin 
Gewinne an die Emittentin ausgeschüttet, und eine gewinnbringende Veräußerung von 
Beteiligungen ist derzeit noch nicht absehbar. Für den weiteren Aufbau und das ge-
plante Wachstum sind die Emittentin und ihre wesentlichen Beteiligungsgesellschaften 
– die Algene Holding SE, die EcoMotion Holding AG, die More Impact AG sowie deren 
jeweilige Tochtergesellschaften – daher auf zusätzliche Finanzmittel angewiesen, unter 
anderem aus den prospektgegenständlichen Schuldverschreibungen. Die wirtschaftli-
che Entwicklung ihrer Geschäftsmodelle hängt wesentlich von der Verfügbarkeit dieser 
Mittel ab.

Die Emittentin plant ihre Investitionen derzeit stets kurzfristig. Diese und damit auch 
die von ihr und ihren Beteiligungen benötigten Mittel hängen von verschiedenen Um-
ständen ab. Beteiligungen in einem frühen Entwicklungsstadium, wie die Beteiligungen 
der Emittentin, entwickeln ihre Geschäftsmodelle stetig weiter, passen diese an, weil 
sich etwa herausstellt, dass bestimmte technische Erwartungen anders als angedacht 
realisiert werden, Angebote an den Markt anders als erwartet aufgenommen werden, 
Kosten sich anders als gedacht entwickeln oder sonstige Umstände eintreten. Alle diese 
Punkte können sich positiv oder negativ entwickeln und das auch teilweise parallel und 
auch sehr kurzfristig. Daher macht die Emittentin die Frage, ob und welche Mittel sie 



58

ihren Beteiligungen zur Verfügung stellt, stets von der kurzfristigen aktuellen Situation 
im Einzelnen abhängig. Dies kann dann wiederum Einfluss auf andere Beteiligungen 
haben. So kann die Emittentin beispielsweise entscheiden, Mittel erst einmal in eine 
Beteiligung stärker zu allokieren, bei der sie sich schnellere Erfolge erwartet und bei 
anderen Beteiligungen mit der Mittelvergabe zurückhaltend zu agieren, mit der Folge, 
dass diese Beteiligungen sich ggf. schon deswegen langsamer entwickeln. Das kann 
wiederum Einfluss darauf haben, welche Mittel die jeweiligen Beteiligungen benötigen. 
Hinzu kommt, dass bei den Beteiligungen der Emittentin unterschiedliche Varianten 
des Aufbaus der Geschäftstätigkeit parallel evaluiert und vorangetrieben werden. So 
wird beispielsweise bei der Algene Holding SE geprüft, ob mit Joint Venture Partnern 
zusammen weitere Fabriken gebaut werden. Ob das gemacht wird, wenn ja, wann und 
in welchem Umfang, ist völlig offen und beeinflusst dann ggf. wesentlich auch den Mit-
telbedarf der Algene Holding SE. Es können sich auch neue Opportunitäten bei neuen 
Beteiligungen auftun, die zu einer anders als jetzt absehbaren Mittelallokation führen. 
Insgesamt kann die Emittentin aufgrund all dieser Umstände keine Aussage dazu tref-
fen, welchen Mittelbedarf sie und ihre Beteiligungen in der Zukunft haben werden. Der-
zeit plant die Emittentin damit, dass sie für ihre eigenen Kosten und die Investitionen 
in ihren wesentlichen Beteiligungen More Impact AG, Algene Holding SE und Global 
Health Care AG in den nächsten 12 Monaten EUR 20-25 Mio. aufwenden wird. Daneben 
plant die Emittentin, wenn entsprechende Mittel vorhanden sind, EUR 17 Mio. in den 
Una Terra Venture Capital Fund zu investieren (s. dazu unter Abschnitt VI.l)). All das ist 
jedoch aus den beschriebenen Gründen möglichen Änderungen unterworfen und hängt 
auch von der Höhe der verfügbaren Mittel ab.

b) Investment Framework

Die folgende Darstellung fasst in Grundzügen das von THE SEVENTEEN entwickelte 
Investment Framework zusammen, das sich die Emittentin als ihre Investitionsstrategie 
zu eigen gemacht hat. Vorstand und Aufsichtsrat der Emittentin haben am 23. Mai 2025 
dieses Investment Framework verabschiedet. Damit kann der Vorstand im Rahmen des 
Investitionsprozesses ohne Zustimmung des Aufsichtsrats nicht von diesem Framework 
abweichen. Teil des Investment Framework ist, dass die Emittentin für wenigstens 80 
% ihrer Investitionen (nach Volumen) in Beteiligungen die Vorgaben dieses Investment 
Frameworks einhält. Das Investment Framework ist auf der Internetseite der Emit-
tentin unter https://dn-ag.com15 im Bereich „Investor Relations“ veröffentlicht. Insbe-
sondere wird der mehrstufige Venture Impact Assessment („VIA“)-Prozess zur Bewer-
tung und Auswahl von Portfolio-Unternehmen, zur Identifizierung der für sie jeweils 
relevanten ESG-Themen und -ziele sowie zur Unterstützung und Überwachung der 
Portfoliounternehmen bei deren Verfolgung erläutert. Der VIA-Prozess gliedert sich in 
vier strategische Phasen: die Vorauswahl („Screening“) (Stage A), die tiefgehende ESG-
Impact Due-Diligence (Stage B), die langfristige Begleitung durch Impact Partnerships 
(Stage C) sowie das Annual Reporting (Stage D).
Bis auf Weiteres wird dabei THE SEVENTEEN unterstützend tätig und führt Screening 

15  Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden.

https://dn-ag.com
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(Stage A) und Impact Due Diligence (Stage B) durch. Das heißt, THE SEVENTEEN er-
hebt und analysiert die relevanten Daten nach Maßgabe des Investment Frameworks. 
Die ermittelten Daten und deren Auswertung werden nicht öffentlich. Es handelt sich 
insofern nicht um eine den Anlegern zur Verfügung stehende Second Party Opinion, 
sondern um eine interne Informationsgrundlage für den Vorstand, der auf dieser Basis 
seine Investitionsentscheidung trifft. Es ist denkbar, dass die Emittentin das Screening 
und die Impact Due Diligence zukünftig ganz oder teilweise an einen anderen Dienst-
leister überträgt oder eigene personelle und fachliche Kapazitäten aufbaut, um diese 
Schritte selbst durchzuführen.

Die Ergebnisse des Annual Reporting (Stage D) fließen dagegen in den jährlich bis 
zum 30. Juni eines Jahres im Auftrag der Emittentin durch einen qualifizierten ex-
ternen Dienstleister, bis auf Weiteres durch THE SEVENTEEN, im Auftrag von und in 
Zusammenarbeit mit der Emittentin zu erstellenden Impact Bericht (wie nachfolgend 
beschrieben) ein, der auf der Internetseite der Emittentin unter https://dn-ag.com16 im 
Bereich „Investor Relations“ veröffentlicht wird. Die Berichterstattung soll dabei dauer-
haft während der Laufzeit der Schuldverschreibungen nicht von der Emittentin selbst, 
sondern von THE SEVENTEEN oder einem anderen externen Experten durchgeführt 
werden. Es handelt sich dennoch nicht um einen externen Sachverständigenbericht im 
eigentlichen Sinne, sondern die Emittentin macht sich das Ergebnis jeweils zu eigen.

Stage A: Screening:

Ausschlusskriterien („Impact-Membran 1“):

Die Emittentin schließt Investments in folgende Arten von Unternehmen grundsätzlich 
aus.

a) Fossile Brennstoffe: Unternehmen, die ihre Einnahmen hauptsächlich mit der Ex-
ploration, dem Abbau, der Förderung, dem Vertrieb oder der Veredelung von fossilen 
Brennstoffen wie Stein- und Braunkohle, Erdöl und Erdgas erzielen;

b) Waffen- und Rüstungsindustrie: Unternehmen, die Waffen oder vergleichbare mili-
tärische Ausrüstung produzieren oder vertreiben;

c) Tabakindustrie: Unternehmen, die ihre Einnahmen hauptsächlich mit dem Anbau, 
der Verar-beitung, der Herstellung oder dem Vertrieb von Tabakprodukten erzielen;

d) Glücksspielindustrie: Unternehmen, die Glücksspiele anbieten oder damit in Ver-
bindung stehen. Dazu gehören Casinos, Lotterien, Sportwetten, Online-Glücksspiele, 
Poker, Bingo und an-dere Spiele, bei denen Geld oder andere Wertgegenstände gesetzt 
werden, um potenziell größere Gewinne zu erzielen;

16  Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufge-nommen wurden.

https://dn-ag.com
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e) Missachtung der Menschenrechte: Unternehmen, die in den letzten fünf Jahren im 
eigenen Betrieb nachweislich gegen die Menschenrechte verstoßen haben, wissentlich 
Zulieferer ausgewählt haben, die Menschenrechtsverletzungen begangen haben, oder 
in Ländern tätig waren, in denen Menschenrechtsverletzungen durch die Regierung 
weit verbreitet sind. Menschenrechtsverstöße definiert die Emittentin im Sinne der UN 
Global Compact (UNGC) und der OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, der 
ILO-Kernarbeitsnormen, der EU Taxonomie und der CSRD. Sie umfassen Zwangsarbeit 
oder Menschenhandel, Kinderarbeit, Diskriminierung von Arbeitnehmern aufgrund 
von Geschlecht, Rasse, Religion, sexueller Orientierung oder anderen geschützten Merk-
malen, Nichtzahlung von fairen, an die branchenüblichen Standards und die örtlichen 
Lebenshaltungskosten angepassten Löhnen, Nichteinhaltung angemessener Arbeits-
zeiten oder wesentlicher Arbeitssicherheitsvorschriften, Geschäftspraktiken, die zu 
Umweltverschmutzung führen und die Gesundheit und das Wohlbefinden der davon 
betroffenen Gemeinschaften beeinträchtigen, Landenteignung und Vertreibung.

Ausrichtung auf die UN Sustainable Development Goals („Impact-Membran 2“):

Damit die Geschäftstätigkeit eines möglichen Zielunternehmens von der Emittentin 
als potenziell nachhaltig eingestuft und einer weiterführenden Impact-Due-Diligence 
(Stage B) unterzogen wird, muss sie einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung eines 
oder mehrerer der 2015 in der Pariser Resolution der Generalversammlung der Verein-
ten Nationen (UN) zur Globalen Agenda 2030 festgelegten 17 globalen Nachhaltigkeits-
ziele (UN Sustainable Development Goals, „SDGs“)17 leisten. Darüber hinaus darf sie 
keine unverhältnismäßig negativen Auswirkungen auf eines der anderen SDGs haben.

Die SDGs versteht die Emittentin wie folgt:

1. Keine Armut
Armut in all ihren Formen und überall beenden.

2. Kein Hunger
Hunger beenden, gesunde Ernährung für alle sichern, nachhaltige Landwirtschaft för-
dern

3. Gesundheit und Wohlergehen
Gesundes Leben für alle, Aufklärung über Gesundheitsvorsorge

4. Hochwertige Bildung
Inklusive, gleichberechtigte und hochwertige Bildung gewährleisten

5. Geschlechtergleichstellung
Gleichberechtigung für Frauen und Männer, Frauen und Mädchen zur Selbstbestim-
mung befähigen

17  https://sdgs.un.org/2030agenda
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6. Sauberes Wasser und Sanitärversorgung
Verfügbarkeit von sauberem Wasser und Sanitärversorgung für alle, nachhaltige Nut-
zung von Wasserressourcen

7. Bezahlbare und saubere Energie
Erneuerbare Energie fördern, Zugang zu Energie für alle sichern

8. Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum
Nachhaltiges Wirtschaftswachstum fördern und menschenwürdige Arbeit für alle 
sichern

9. Industrie, Innovation und Infrastruktur
Zugang zu Infrastruktur für alle fördern und sichern, inklusive und nachhaltige Indust-
rialisierung fördern und Innovationen unterstützen

10. Weniger Ungleichheiten
Ungleichheit innerhalb von und zwischen Staaten verringern, Entwicklungsländer 
fördern

11. Nachhaltige Städte und Gemeinden
Städte lebenswert erhalten, Zugang zu bezahlbarem Wohnraum sichern

12. Nachhaltige(r) Konsum- und Produktion
Ressourcen nachhaltig nutzen, nachhaltig produzieren und konsumieren

13. Maßnahmen zum Klimaschutz
Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen ergreifen

14. Leben unter Wasser
Schutz und Wiederherstellung von Wasserlebensräumen und -ökosystemen, insbeson-
dere der Meere, und der Artenvielfalt im Wasser, Verringerung von Verschmutzung

15. Leben an Land
Schutz und Wiederherstellung von Landlebensräumen und -ökosystemen und der Ar-
tenvielfalt an Land

16. Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen
Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung fördern, 
Rechtsstaat-lichkeit gewährleisten

17. Partnerschaften zur Erreichung der Ziele
In globaler Partnerschaft auf allen Ebenen zusammenarbeiten.

Das Screening erfolgt auf Basis einer Selbstevaluation des Zielunternehmens, anhand 
eines standardisierten Fragebogens mit Fragen wie: „Wie groß sind die Möglichkeiten 
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durch Ihr Unternehmen, Armut (lokal bis global) konkret zu bekämpfen?“ oder „Wel-
che Rolle spielen Geschlechtergleichheit und Diversität bei/durch Ihrem/Ihr Unterneh-
men?“. Das Zielunternehmen muss die Fragen mit einem Punktwert von 1 bis 10 beant-
worten und die Antwort begründen. Der ausgefüllte Fragebogen muss im Sinne eines 
Commitments von der Geschäftsführung unterzeichnet werden.

Als Ausgangsdatenbasis für die Auswertung der Screeningergebnisse und den weiteren 
Auswahlprozess wird von den potenziellen Zielunternehmen die Vorlage der folgen-
den Unterlagen verlangt (sofern jeweils vorhanden bzw. gesondert nur, soweit nicht im 
Nachhaltigkeitsbericht enthalten):

•	 Aktueller Nachhaltigkeitsbericht;
•	 Ergebnisse einer eigenen Analyse zur Ermittlung der wesentlichen ESG-Impacts des 

Unternehmens und auch der wesentlichen Auswirkungen von ESG-Aspekten auf die 
finanzielle Lage des Unternehmens, einschließlich konkreter, zeitgebundener Ziele 
zur Optimierung des ESG-Impacts und geplanter Maßnahmen, die das Unterneh-
men umsetzen will, um die festgelegten Ziele zu erreichen, sowie der verwendeten 
Kennzahlen (Key Performance Indicators, „KPIs“) zur Kontrolle der angestrebten 
Entwicklung;

•	 Daten zu CO2-Footprints, Water-Footprints oder ähnlichen Umweltkennzahlen;
•	 Climate Transition Plan (d.h. ein Plan, der die Schritte eines Unternehmens zur 

Reduktion seiner CO2-Emissionen bis zu einem bestimmten Jahr beschreibt) bis 
zum Jahr 2045 (bei deutschen Beteiligungen) bzw. 2050 (bei sonstigen europäischen 
Beteiligungen)

•	 Code of Conduct = Verhaltenskodex, der die grundlegenden ethischen Prinzipien, 
Werte und Verhaltensstandards eines Unternehmens festlegt;

•	 Commitments/Stellungnahmen zu sozialen und ökologischen Themenstellungen im 
Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit

•	 Übersicht über die Teilnahme an Brancheninitiativen oder Standards zu sozialen 
und ökologischen Themen (z.B. Science Based Targets (SBT), die Unternehmen bei 
der Festlegung wissenschaftlich fundierter Ziele zur Reduzierung von CO2-Emissio-
nen unterstützen).

Die Ergebnisse der Selbstevaluation werden anhand der vorgelegten Unterlagen (deren 
vollständige Verfügbarkeit keine zwingende Voraussetzung einer Investitionsentschei-
dung ist) und ggf. weiterer öffentlich zugänglicher Informationen, Medienberichte und 
Datenbanken plausibilisiert und nach einem Ampelsystem ausgewertet:

Rot:	 Ein Ausschlusskriterium liegt vor und es gibt keinen SDG-Beitrag zu verzeichnen:
Folge:Ein Investment ist ausgeschlossen.

Gelb:	Ein (potenzieller) Konflikt mit Ausschlusskriterien liegt vor, aber es ist ein signi-
fikanter Beitrag zu den SDGs nachweisbar

Folge:	Die Emittentin trifft eine situative Abwägungsentscheidung über die Fortsetzung 
des Auswahlprozesses.
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Grün:	Kein Ausschlusskriterium liegt vor, und mindestens ein SDG wird nachweislich 
gefördert

Folge: Der Auswahlprozess wird fortgesetzt.

Stage B: ESG-Impact Due-Diligence und Bewertung anhand eines für die Emittentin 
individuell entwickelten ESG-Score-Modells

In der zweiten Stufe des VIA-Prozesses werden die potenziellen Zielunternehmen durch 
die Emittentin (aktuell ist die Datenermittlung und -analyse nach Maßgabe des Invest-
ment Frameworks auf THE SEVENTEEN als externem Dienstleister ausgelagert) einer 
umfassenden ESG-Impact Due Diligence-Prüfung unterzogen und anhand eines speziell 
für die Emittentin entwickelten ESG-Score-Modells be-wertet. Das macht sowohl die 
positiven als auch die negativen ESG-Auswirkungen der Geschäftstätigkeit des Zielun-
ternehmens anhand einer Auswahl von 40 ESG-Prüfkriterien messbar. Die Prüfkriterien 
decken die wesentlichen Themen ab, über die entsprechend verpflichtete Unternehmen 
nach der Corporate Sustainability Reporting Directive („CSRD“) und den übergreifen-
den sowie den auf die Themen Umwelt (Environment, „E“), Soziales („S“) und Unterneh-
mensführung (Governance, „G“) bezogenen European Sustainability Reporting Stan-
dards („ESRS“) zu berichten hätten. Dies umfasst Umweltaspekte wie Energieverbrauch 
und Treibhausgasemissionen, soziale Aspekte wie Arbeitsbedingungen und Gleichbe-
handlung sowie Governance-Aspekte wie Korruptionsbekämpfung und Datenschutz, 
wobei jeweils auch geprüft wird, ob und - wenn ja – mit welchem Ergebnis das Unter-
nehmen die entsprechenden Kriterien entlang seiner Wertschöpfungskette überwacht 
und wo möglich verbessert.

Die ESG-Impact Due Diligence-Prüfung erfolgt auf Basis eines zweiten standardisierten 
Fragebogens mit Fragen wie: „Überwacht das Unternehmen seinen Gesamtenergiever-
brauch und setzt Maßnahmen zur Effizienzsteigerung sowie zur Erhöhung des Anteils 
erneuerbarer Energien im Energiemix um?“, „Verfügt das Unternehmen über eine klar 
definierte Strategie zur Reduktion der direkten Treibhausgasemissionen (Scope 1 und 
218)?“, „Erhebt das Unternehmen systematisch Daten zu seinen indirekten Treibhaus-
gasemissionen entlang der Wertschöpfungskette (Scope 319) und implementiert Maß-
nahmen zur Emissionsreduktion in Zusammenarbeit mit relevanten Stakeholdern?“ 
usw., diesmal jedoch nicht durch das Zielunternehmen selbst, sondern durch die DN 
AG und/oder von ihr beauftrage Dienstleister (aktuell THE SEVENTEEN) auf Basis einer 
Analyse der vorgelegten und ggf. weiterer angeforderter Dokumente und einer Befra-
gung des Managements.

18 Scope 1 = Emissionen, die aus Quellen stammen, die sich im Besitz des Unternehmens befinden oder von 
diesem kontrolliert werden. Dazu gehören beispielsweise Emissionen aus der Verbrennung von fossilen 
Brennstoffen in firmeneigenen oder kontrollierten Anlagen, Fahrzeugen und Maschinen; Scope 2 = indirekte 
Emissionen, die aus der Erzeugung von eingekaufter Energie stammen, die vom Unternehmen konsumiert 
wird.
19 Scope 3 = indirekte Emissionen, die entlang der gesamten Wertschöpfungskette eines Unternehmens ent-
stehen und nicht unter Scope 1 und Scope 2 fallen. Beispielsweise Emissionen, die bei der Herstellung und 
dem Transport von Rohstoffen entstehen, die das Unternehmen einkauft, oder bei der Nutzung der Produkte 
des Unternehmens durch die Endverbraucher.
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Um mögliches Greenwashing aufzudecken und eine realistische Bewertung des ESG-Im-
pacts eines Unternehmens zu gewährleisten, werden positive ESG-Aussagen des Ma-
nagements durch Analyse von ESG-Kennzahlen und -Indikatoren (in Anlehnung an die 
für die Berichterstattung nach CSRD geforderten Datenpunkte) sowie nach Möglichkeit 
durch unabhängige Ratings oder Zertifikate validiert.

Die ermittelten Antworten auf die Fragen des zweiten standardisierten Fragebogens 
werden auf einer Skala von -2,5 bis +2,5 bewertet. Dabei steht -2,5 für „Trifft überhaupt 
nicht zu“, was bedeutet, dass es schwere Verstöße gegen branchenübliche ESG-Anfor-
derungen gibt und keine oder unzureichende Maßnahmen zur Verbesserung ergriffen 
werden, was klare negative Auswirkungen auf ESG-Ziele und -Schutzgüter hat. +2,5 
steht hingegen für „Trifft vollständig zu“, was bedeutet, dass die ESG-Strategie zum 
jeweiligen Thema klar definiert ist, die vorgesehenen Maßnahmen im Einklang mit 
anerkannten ESG-Standards stehen und konsequent umgesetzt werden, so dass subs-
tanzielle, messbare Fort-schritte im Hinblick auf ESG-Ziele nachweisbar sind. Falls eines 
der Prüfkriterien einen Score von -2,5 erhält, ist die Vorlage eines strategischen Fahr-
plans zur Verbesserung erforderlich, um den Impact-Due-Diligence-Prozess fortsetzen 
zu können.

Aus der Summe dieser Bewertungen wird der ESG-Score ermittelt. Dieser kann zwi-
schen 100 Punkten (bestes mögliches Ergebnis) -100 (schlechtestes mögliches Ergebnis) 
liegen. Der ESG-Score und dessen Begründung werden in einem Kurzmemorandum 
festgehalten. Auf dessen Grundlage entscheidet der Vorstand über die Investition und 
berichtet dem Aufsichtsrat darüber.

Potenzielle Zielgesellschaften, die einen ESG-Score von weniger als 25 Punkten errei-
chen, werden von der Emittentin nicht weiter in Betracht gezogen. Unternehmen, die 
einen ESG-Score von 25 Punkten oder mehr erzielen, gelangen in die finale, eher vor 
wirtschaftlichen Überlegungen geprägte Entscheidungsphase bezüglich einer Investi-
tion der Emittentin.

Es kann auch entschieden werden, dass das Zielunternehmen zwar ein positives Po-
tenzial aufweist, aber seinen Nachhaltigkeitsstatus noch verbessern muss, bevor die 
Emittentin eine Eigenkapital-Investition in Erwägung zieht. Für den Übergangszeitraum 
erhält das Unternehmen das Angebot, die Beratung der Emittentin und ihrer externen 
Nachhaltigkeitsberater in Anspruch zu nehmen.

Stage C und D: Langfristige Impact Partnerships und Annual Reporting

Die Emittentin wendet die Vorgaben ihres Investment Frameworks nicht nur im Rah-
men der Investitionsentscheidung an, sondern auch nach erfolgter Investition im 
Rahmen der laufenden Begleitung der Portfoliounternehmen. Die Emittentin hat ein 
Impact-Partnership-Modell entwickelt, das die Portfoliogesellschaften dabei unterstützt, 



65

eine Impact-Thesis zu formulieren und strategisch zu verankern. Diese Thesis umfasst 
messbare Nachhaltigkeitsziele, die über konkrete Kennzahlen definiert sind, sowie 
Maßnahmen zu deren Erreichung. Die Emittentin strebt an, solche messbaren Nachhal-
tigkeitsziele bis zum Ablauf des ersten Jahres nach ihrem erstmaligen Investment in das 
Portfoliounternehmen mit diesem zu vereinbaren. Sie kann eine solche Vereinbarung 
später treffen oder vorübergehend aussetzen, wenn sich das Portfoliounternehmen in 
einem frühen Entwicklungsstadium oder einem Krisenstadium befindet, in dem es der 
Emittentin geboten erscheint, alle Kräfte des Portfoliounternehmens auf andere Fragen 
des operativen Geschäfts zu konzentrieren.

Die Erfolge sollen durch ein jährliches ESG-Reporting sichtbar gemacht werden. Zum 
Datum dieses Prospekts unterliegt keines der Beteiligungsunternehmen der Emittentin 
einer gesetzlichen Verpflichtung zur Nachhaltigkeitsberichterstattung nach der CSRD. 
Das ESG-Reporting erfolgt daher ausschließlich auf freiwilliger Basis und orientiert sich 
lediglich an ausgewählten Vorgaben der CSRD. Die Nachhaltigkeitsstrategien der Portfo-
liogesellschaften sollen kontinuierlich weiterentwickelt werden.

Um eine Grundlage für die Nachhaltigkeitsziel- und -maßnahmenplanung zu erhalten, 
verpflichtet die Emittentin alle wesentlichen Portfoliounternehmen - d.h. Beteiligun-
gen, die ≥ 10% ihrer Bilanzsumme ausmachen - jährlich, erstmals spätestens ein Jahr 
nach dem Eintritt der Emittentin als Gesellschafterin, mit Unterstützung eines externen 
Dienstleisters (derzeit THE SEVENTEEN) eine doppelte Wesentlichkeitsanalyse nach 
ausgewählten Vorgaben der CSRD durchzuführen, um die wesentlichen Auswirkun-
gen der Geschäftstätigkeit auf Umwelt und Gesellschaft („Impact Materiality“) und 
auch die Auswirkungen von ESG-Aspekten auf die finanzielle Lage des Portfoliounter-
nehmens („Financial Materiality“) zu ermitteln und zu quantifizieren. Durch diese 
Analyse werden die für das Unternehmen hinsichtlich des Ausmaßes und der Eintritts-
wahrscheinlichkeit wesentlichen ESG-Themen identifiziert und auf dieser Basis von 
der Emittentin und dem Portfoliounternehmen gemeinsam entsprechende messbare 
Verbesserungsziele („Targets“) festgelegt.

Die Entwicklung des Portfoliounternehmens hinsichtlich der jeweils angestrebten Tar-
gets wird vom Vorstand anhand der stichprobenartig plausibilisierten jeweils aktuellen 
Angaben des Portfoliounternehmens halbjährlich geprüft. Der Aufsichtsrat wird über 
das Ergebnis der Prüfung informiert.

Die Emittentin kann sich entscheiden, das Unterbleiben einer eigentlich verpflichten-
den doppelten Wesentlichkeitsanalyse und der Festlegung von Targets zeitlich begrenzt 
zu tolerieren, wenn sich das Portfoliounternehmen in einem frühen Entwicklungssta-
dium oder einem Krisenstadium befindet, in dem es geboten erscheint, alle Kräfte auf 
andere Fragen des operativen Geschäfts zu konzentrieren. Ohne eine Wesentlichkeits-
analyse und daraus abgeleitete Targets kann dann nur qualitativ (und nicht quantitativ) 
bewertet werden, ob das Portfoliounternehmen sich hinsichtlich seines Impacts wie 
gewünscht entwickelt.
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Insbesondere, aber nicht nur nach dem Wegfall der Voraussetzungen für eine solche 
Toleranzphase wird die Emittentin – soweit das rechtlich möglich ist – ihre Gesellschaf-
terrechte nutzen, um die Durchführung der doppelten Wesentlichkeitsanalyse bei 
wesentlichen Portfoliounternehmen und die Festlegung konkreter Targets zu forcie-
ren sowie Fortschritte beim Erreichen der Targets zu fördern und Abweichungen von 
der Nachhaltigkeit des Geschäftsmodells eines Portfoliounternehmens zu verhindern 
oder zu sanktionieren, indem sie z.B. für oder gegen Anteilseignerbeschlüsse stimmt, 
eigene Gegenanträge einbringt oder ihr Missfallen durch Nicht-Entlastung oder (soweit 
sie die erforderliche Mehrheit dafür hat) sogar Abberufung der Organmitglieder zum 
Ausdruck bringt. Verweigert ein wesentliches Portfoliounternehmen dauerhaft und 
ohne sachlichen Grund eine doppelte Wesentlichkeitsanalyse und/oder eine konkrete 
Nachhaltigkeitsziel- und -maßnahmenplanung oder kann die Emittentin gravierende, 
dauerhafte Änderungen des Geschäftsmodells eines Portfoliounternehmens, die dessen 
Nachhaltigkeit beeinträchtigen, nicht verhindern, wird sie einen Ausstieg aus dem In-
vestment zu finanziell vertretbaren Konditionen anstreben. Dies erfolgt im Rahmen des 
allgemeinen Portfoliomanagements ohne feste Fristvorgaben.

Die Emittentin verpflichtet sich ihrerseits, jährlich bis zum 30. Juni eines Jahres einen 
durch einen qualifizierten externen Dienstleister, bis auf Weiteres durch THE SEVEN-
TEEN, im Auftrag von und in Zusammenarbeit mit der Emittentin erstellten Impact 
Bericht auf ihrer Internetseite unter https://dn-ag.com20 im Bereich „Investor Relations“ 
zu veröffentlichen. Die Emittentin macht sich den jährlichen Impact Bericht jeweils zu 
eigen, so dass es sich nicht um einen externen Sachverständigenbericht im eigentlichen 
Sinne handelt.

Der Impact Bericht wird in zumindest zusammengefasster Form einen Überblick über 
den Status der Emittentin und ihrer wesentlichen Beteiligungen in Bezug auf die Ein-
haltung des Investment Frameworks und die Entwicklung hinsichtlich der doppelten 
Wesentlichkeitsanalyse, der Nachhaltigkeitsziele, welche die Emittentin sich und ihren 
wesentlichen Portfoliounternehmen gesetzt hat, geben. Wesentliche Beteiligungen sind 
alle Beteiligungen, die 10 % oder mehr der Bilanzsumme der Emittentin ausmachen. 
Der initiale Impact Bericht ist im Mai 2025 durch THE SEVENTEEN für das damalige Be-
standsportfolio im Auftrag der Emittentin erstellt und auf der Internetseite der Emit-
tentin unter https://dn-ag.com20 im Bereich „Investor Relations“ veröffentlicht worden. 
Er bezieht sich auf die damals wesentlichen bestehenden Beteiligungen (EcoMotion 
Holding AG (vormals First Move! AG), More Impact AG, Global Health Care AG (vormals 
EasyMotion Tec AG)) und eine zum Zeitpunkt der Berichterstellung (noch) zukünftige 
Beteiligung (SW Save The Water Holding AG) der Emittentin und bestätigt, dass alle ge-
nannten Gesellschaften die Anforderungen des Investment Frameworks der Emittentin 
für eine positive Investment-Entscheidung erfüllen.

20 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden.

https://dn-ag.com
https://dn-ag.com
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Der erste reguläre Impact Bericht wurde im März 2026 (Impact Bericht 2026) auf den 
Stichtag 31. Dezember 2025 erstellt und ist auf der Internetseite der Emittentin unter 
https://dn-ag.com21 im Bereich „Investor Relations“ veröffentlicht. Eine externe Prüfung 
des Impact Berichts 2026 erfolgte nicht. Entwicklungen im Zeitraum zwischen dem Be-
richtsstichtag und dem Datum dieses Prospekts werden im Impact Bericht 2026 nicht 
erfasst.

Weitere Details sind aus dem Investment Framework ersichtlich, das auf der Internet-
seite der Emittentin unter https://dn-ag.com21 im Bereich „Investor Relations“ veröffent-
licht wird und eingesehen und heruntergeladen werden kann. Das Investment Fra-
mework stimmt allerdings nicht mit den Vorgaben irgendwelcher externen Leitlinien, 
Empfehlungen oder Standards für „grüne Anleihen“ wie z.B. den Green Bond Principles 
der ICMA, dem Climate Bonds Standard oder dem EU Green Bond Standard überein. 
Entsprechend wird kein unabhängiges Gutachten (Second Party Opinion) darüber er-
stellt, dass mit dem Investment Framework und dem entsprechenden Vorgehen bei der 
Verwendung und Verwaltung der Emissionserlöse und der Berichterstattung darüber 
solche Leitlinien, Empfehlungen oder Standards eingehalten werden. Das Investment 
Framework sieht die Festlegung unternehmensbezogener konkreter Nachhaltigkeitszie-
le innerhalb des ersten Jahres nach der Erstinvestition vor. Ein Großteil des Portfolios 
hat dieses Stadium noch nicht erreicht. Der Rest befindet sich operativ noch im Aufbau, 
sodass ein belastbarer Abgleich von Ist Zustand und festgelegten Zielen derzeit nicht 
sinnvoll möglich ist. Die Messbarkeit des Nachhaltigkeits Impacts der Investitionen der 
Emittentin ist daher aktuell noch stark eingeschränkt (siehe hierzu auch Abschnitt II.4. 
d)).

Auch beschränkt sich die laufende Berichterstattung der Emittentin auf die gesetzlich 
vorgeschriebene Finanzberichterstattung sowie den jährlichen Impact Bericht, der im 
Auftrag der Emittentin durch einen externen Dienstleister (derzeit THE SEVENTEEN) 
erstellt wird.

Da die Emittentin ihre Geschäftstätigkeit erst im Herbst 2024 auf Impact Investing aus-
gerichtet und das Investment Framework erst im Mai 2025 verabschiedet hat, befinden 
sich wesentliche operative Prozesse zur Umsetzung des Investment Frameworks noch 
in einem frühen Stadium oder sind – zumindest bis zum Stichtag des Impact Berichts, 
dem 31. Dezember 2025 - schlicht noch nicht zum Einsatz gekommen, So haben z.B. 
diverse Beteiligungsunternehmen Stage D des VIA-Prozesses (Vereinbarung von kon-
kreten Kennzahlen (KPIs) für Nachhaltigkeitsziele innerhalb des ersten Jahres nach der 
Erstinvestition in ein Unternehmen auf Basis einer doppelten Wesentlichkeitsanalyse) 
bis dahin noch gar nicht erreicht. Für die Algene Holding SE, an der die Emittentin noch 
nicht ganz ein Jahr beteiligt ist, und ihre Tochtergesellschaften, wurden Wesentlich-
keitsanalyse und KPI-Vereinbarung z.B. bisher noch zurückgestellt; sie ist für das Jahr 
2026 vorgesehen. Ebenso wurden die im Mai 2025 erstellten Analysen für die für die 

21 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden.

https://dn-ag.com
https://dn-ag.com
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EcoMotion Holding AG, die More Impact AG und die SW Save The Water Holding AG bis-
lang nicht aktualisiert; dies ist ebenfalls im Laufe des Jahres 2026 vorgesehen. Auch für 

die bisher noch unbedeutende Beteiligung an der SUSMATA Holding AG (Beteiligungs-
quote 1,16%, <1% der Bilanzsumme) und die erst Ende 2025 erworbenen Beteiligungen 
an der Ownity AG, der TRIDI Solutions GmbH und der WINDWISE GmbH, die ebenfalls 
jeweils <1% der Bilanzsumme ausmachen, steht die erstmalige Durchführung einer 
doppelten Wesentlichkeitsanalyse und die KPI-Vereinbarung ebenfalls noch aus. Da die 
zuletzt genannten Beteiligungen derzeit weniger als 10 % der Bilanzsumme ausmachen, 
gelten sie nicht als wesentliche Beteiligungen und sind im jährlichen Nachhaltigkeits-
bericht (noch) nicht zu behandeln. Über die SUSMATA Holding AG und die WINDWISE 
GmbH wurde jedoch freiwillig berichtet. Die Auswahl und Bewertung dieser Beteiligun-
gen beruht daher bislang allein auf den Ergebnissen des VIA-Screenings (Stage A) und 
der ESG-Due-Diligence (Stage B). KPIs für die Überwachung des Erreichens von Nach-
haltigkeitszielen sind bisher ausschließlich im Mai 2025 für die EcoMotion Holding AG, 
die More Impact AG und die SW Save The Water Holding AG festgelegt worden. Da diese 
Gesellschaften zum 31.12.2025 noch nicht nennenswert operativ tätig waren, konnte im 
Impact Bericht 2026 noch kein sinnvoller Abgleich des Ist-Zustands mit den festgelegten 
Zielen erfolgen.

Zudem beruht die Bewertung der Nachhaltigkeit von Zielunternehmen naturgemäß 
auf den zum jeweiligen Prüfungszeitpunkt verfügbaren Informationen sowie – ins-
besondere bei Investitionen in einem frühen Unternehmensstadium – auf Annahmen 
zur weiteren Entwicklung des Geschäftsmodells. Unter anderem deshalb kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass sich ein Portfoliounternehmen hinsichtlich der gesetzten 
Nachhaltigkeitsziele anders als erwartet entwickelt. Nähere Einzelheiten zu den damit 
verbundenen Risiken finden sich in Abschnitt II. 1. d) dieses Prospekts. Die Emittentin 
wird in einem solchen Fall im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf eine entsprechende 
Nachsteuerung hinwirken und über das aufgetreten Problem im Rahmen der Vorgaben 
für den Impact Bericht berichten.

Neben der Entwicklung ihrer Portfoliounternehmen beobachtet die Emittentin auch 
das regulatorische Umfeld des Impact-Investment-Markts, das sich fortlaufend weiter-
entwickelt, im Hinblick auf einen etwaigen Bedarf zur Anpassung ihrer Investment-Kri-
terien und/oder ihrer Berichterstattung.

c) Mitarbeiter

Die DN Group AG beschäftigt zum Datum des Prospekts neben dem Vorstand 8 Mit-
arbeiter.

d) Strategie

Die DN Group AG verfolgt das Ziel, neben ihren bestehenden Beteiligungen ein Portfolio 
von Unternehmen aufzubauen, die perspektivisch kapitalmarktfähig, jedoch jedenfalls 



69

bei Investition aber häufig auch noch länger danach noch nicht oder nicht vollständig 
am Kapitalmarkt etabliert sind. Diese Unternehmen müssen im Sinne der Investitions-
strategie und den Vorgaben des Investment Frameworks der Emittentin, die vorstehend 
im Abschnitt 3 a) näher erläutert sind, ein nachhaltiges Geschäftsmodell aufweisen 
und den weiteren Investitionskriterien des Investment Frameworks entsprechen. Die 
DN Group AG identifiziert kontinuierlich Unternehmen, die potenziell den festgelegten 
Kriterien entsprechen und für eine mögliche Beteiligung in Frage kommen. Diese Unter-
nehmen werden auf ihre Eignung und Übereinstimmung mit den Investitionskriterien 
der Emittentin geprüft. Gleichzeitig werden Geschäftschancen in den relevanten Wirt-
schaftsbereichen dieser möglichen Beteiligungen identifiziert. Der Fokus liegt dabei auf 
Unternehmen mit nachhaltigem Geschäftsmodell im Sinne der Investitionsstrategie der 
Emittentin, die nach Einschätzung der Emittentin sowohl Wachstums- als auch Kapital-
marktpotenzial aufweisen.

Den Portfoliounternehmen sowie ggf. auch deren übrigen Gesellschaftern sollen künftig 
auf Basis separater Beraterverträge kapitalmarktbezogene Beratungsdienstleistungen 
angeboten werden. Je nach Bedarf entwickelt die Emittentin für das betreffende Portfo-
liounternehmen ein nach ihrer Einschätzung umfassendes und ganzheitliches Kapital-
marktkonzept oder unterstützt punktuell bei der Planung und Durchführung kapital-
marktgestützter Finanzierungsmaßnahmen wie Börsengängen und Kapitalerhöhungen 
oder sonstigen Kapitalmarkttransaktionen.

Die DN Group AG hat das Ziel, eine Investment- und Beratungsplattform aufzubauen 
und durch Service- und Wissenstransfer Synergieeffekte bei Portfoliounternehmen 
zu erzielen. Durch den Aufbau von Un-ternehmen in bestimmten Zielmärkten sollen 
zudem Wertsteigerungen erzielt werden. Der Investitionsfokus liegt dabei ebenfalls 
auf – nach Einschätzung der Emittentin - wachstumsfähigen, im Sinne der Investitions-
strategie der Emittentin nachhaltig tätigen Unternehmen. Weiter möchte die DN Group 
AG vom wachsenden Bedarf an Beratung und Dienstleistungen im Kapitalmarktumfeld 
profitieren. Von europäischen und nationalen Gesetzesinitiativen, die den Zugang zum 
Kapitalmarkt vereinfachen sollen, möchte sie als Investorin in kleinere bis mittelgroße 
Unternehmen ebenfalls profitieren. Die DN Group AG geht davon aus, dass die Digitali-
sierung der Kapitalmärkte weiter voranschreitet und Blockchain‑basierte Technologien 
zunehmend für die Begebung, Verwahrung und Übertragung von Wertpapieren genutzt 
werden. Vor diesem Hintergrund beabsichtigt die DN Group AG, aufbauend auf dem 
innerhalb der Unternehmensgruppe vorhandenen Know-how im Bereich der Tokenisie-
rung von Wertpapieren, künftig in diesem Bereich beratend tätig zu werden z.B. indem 
Unternehmen in dem Prozess der Tokenisierung von Wertpapieren oder Sachwerten 
unterstützt werden.

Investitionsmöglichkeiten sieht die Emittentin dort zum einen bei Unternehmen, die 
in den letzten Jahren entstanden sind, aber auch bei Start-ups. Nach Einschätzung der 
Emittentin existieren, neben etablierten, bereits durch Venture Capital finanzierten 
Unternehmen, diverse Unternehmen mit Potenzial, die weiteren Kapitalbedarf haben, 
insbesondere Beratungsunternehmen im Bereich der Blockchain-Technologien.
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Grundsätzlich ist nicht vorgesehen, eine aktive Rolle im Management der Portfolio-
unternehmen auszuführen. Im Einzelfall können jedoch auch in Zukunft Posten in 
Aufsichts- oder Geschäftsführungsgremien oder das Interimsmanagement von Portfo-
liounternehmen übernommen werden.
Zum Datum des Prospekts hat die DN Group AG mehrere potenzielle Portfoliogesell-
schaften ausgemacht, aus denen sie Ziele auswählen will, in die sie eventuell in 2026 
investieren könnte.

2. Wichtigste Märkte

Die DN Group AG konzentriert sich in ihren Investments auf Unternehmen, mit nach-
haltigem Geschäftsmodell im Sinne der Investitionsstrategie der Emittentin.

Nachhaltigkeitssektor
Der Nachhaltigkeitssektor umfasst Branchen und Aktivitäten, die ökologische, soziale 
und wirtschaftliche Nachhaltigkeit fördern. Unternehmen in diesem Sektor entwickeln 
Lösungen für Umweltschutz, soziale Gerechtigkeit und wirtschaftliche Stabilität. Dies 
beinhaltet u.a. die Förderung erneuerbarer Energien, Verbesserung der Energieeffi-
zienz, nachhaltige Ressourcennutzung, Abfall- und Emissionsreduktion sowie Unter-
stützung sozialer Projekte. Der Nachhaltigkeitssektor spielt eine entscheidende Rolle 
bei der Bewältigung globaler Herausforderungen wie dem Klimawandel, Ressourcen-
knappheit und sozialer Ungleichheit. Bis zum Jahr 2030 könnten die globalen Investitio-
nen in ESG-bezogene Unternehmen auf insgesamt bis zu USD 40 Billionen ansteigen.22 
Bereits im Jahr 2024 stiegen die ESG- und Impact-bezogenen Investments auf mehr als 
USD 30 Billionen.23 Dies ist vor allem durch die steigende Nachfrage von Investoren 
nach verantwortungsvollen Investmentmöglichkeiten, durch regulatorischen Druck 
und durch die Erkenntnis, dass ESG-Faktoren einen merklichen Einfluss auf die Per-
formance und das Risikoprofil von Unternehmen haben.24 Allerdings muss hinzugefügt 
werden, dass aktuell bis 2030 von einer jährlichen Wachstumsrate von 3,5 % ausgegan-
gen wird, was einen erheblichen Rückgang der jährlichen Wachstumsrate von 12 % in 
den Jahren 2016 bis 2020 darstellt.25 Der Rückgang erklärt sich jedoch dadurch, dass in 
diesen Jahren eine Phase des Goldrausches, Greenwashings und irreführenden Behaup-
tungen herrschte.26 

Investitionen in Produkte, die sich auf Umwelt, Soziales und Governance (ESG) konzen-
trieren, sind kein neues Konzept. Institutionelle Anleger haben seit langem ihre Anla-

22 https://www.bloomberg.com/professional/insights/sustainable-finance/esg-aum-set-to-top-40-trillion-by-
2030-anchor-capital-markets/
23 https://www.ey.com/en_lu/insights/sustainability/esg-investing-private-debt-funds-future-of-responsible-in-
vestment
24 https://www.ey.com/en_lu/insights/sustainability/esg-investing-private-debt-funds-future-of-responsible-in-
vestment
25 https://www.bloomberg.com/professional/insights/sustainable-finance/esg-aum-set-to-top-40-trillion-by-
2030-anchor-capital-markets/
26 https://www.bloomberg.com/professional/insights/sustainable-finance/esg-aum-set-to-top-40-trillion-by-
2030-anchor-capital-markets/
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gestrategien auf sozial verantwortliche Themen wie saubere Luft und Wasser, Vielfalt, 
Menschenrechte und faire Arbeitspraktiken ausgerichtet. Dennoch hat das nachhaltige 
Investieren in seiner aktuellen Form in letzter Zeit erhebliche Dynamik erfahren, was 

zu großen Kapitalzuflüssen in ESG-fokussierte Produkte führte.

Bereits heute ist Nachhaltigkeit laut „The Future of Growth Report 2024“ des World Eco-
nomic Forums einer der wichtigsten Wachstumsfaktoren.27

Das wachsende Interesse der Anleger, eine verstärkte Ausrichtung der Unternehmen 
und eine verbesserte Datenbereitstellung werden das Wachstum im Bereich nachhalti-
ges Investieren weiter vorantreiben. Obwohl noch Hürden zu überwinden sind, sowohl 
in Bezug auf die Akzeptanz durch Anleger als auch durch Unternehmen, eröffnen sich 
durch die Entwicklung neuer Wege zur Erzielung nachhaltiger Renditen und die ver-
stärkte Verpflichtung vieler Unternehmen zu nachhaltigen Geschäftszielen zunehmend 
Möglichkeiten.

Insgesamt kann man festhalten, dass ESG-Investitionen sich von einer Nischenstrategie 
zu einem wesentlichen Bestandteil des globalen Finanzmarktes entwickelt haben. Die-
ser Wandel verdeutlicht die zunehmende Erkenntnis, dass nachhaltige Anlagestrategien 
nicht nur langfristige Renditen generieren, sondern auch einen wesentlichen Beitrag 
zur Bewältigung drängender gesellschaftlicher Herausforderungen leisten können.28

Impact
In jüngster Zeit hat sich Impact Investing nach Einschätzung der Emittentin zu einem 
bedeutenden Trend entwickelt, der zunehmend an Dynamik gewinnt. Das globale 
Marktvolumen wurde 2024 auf etwa USD 1,6 Billionen geschätzt,29 was zwar nur etwa 
1 % des von Asset Managern weltweit verwalteten Vermögens („AuM“) ausmacht, aber 
dennoch zeigt, dass das Wachstumspotenzial im Bereich des Impact Investing erheblich 
ist. So zeigt ein aktueller Bericht aus Oktober 2025, dass in den letzten sechs Jahren die 
AuM im Impact-Bereich mit einer durchschnittlichen, jährlichen Rate (CAGR) von  21 % 
gewachsen sind.30

Auch hinsichtlich der Performance zeigt sich, dass Impact Investments mit klassischen 
Investments mithalten können. So gaben bei einer Umfrage an, dass etwa 61 % der In-
vestoren 100 % ihres Impact-AuM mit marktüblichen Renditen investierten. Im Gegen-
satz dazu investierten 6 % der Investoren 100 % ihres Impact-AuM mit Renditen unter-
halb des Marktniveaus, die näher am Marktniveau lagen, und 6 % investierten 100 % 
ihres Impact-AuM mit Renditen unterhalb des Marktniveaus, die näher an der Kapital-
erhaltung lagen.31 

27 https://www3.weforum.org/docs/WEF_Future_of_Growth_Report_2024.pdf
28 https://www.ey.com/en_lu/insights/sustainability/esg-investing-private-debt-funds-future-of-responsible-in-
vestment
29 https://thegiin.org/publication/post/about-impact-investing/#:~:text=Impact%20invest-ments%20can%20
be%20made,sustainable%20agriculture%2C%20infrastructure%20and%20housing.
30 https://s3.amazonaws.com/giin-web-assets/giin/assets/publication/giin-stateofthemarket2025.pdf
31 https://s3.amazonaws.com/giin-web-assets/giin/assets/publication/giin-stateofthemarket2025.pdf
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Mit der steigenden Beliebtheit des Impact Investings geht oft eine Verwirrung über Be-
griffe einher. Seit der Prägung des Begriffs im Jahr 2007 auf einer Konferenz der Rocke-
feller Foundation gibt es immer noch keine einheitliche Definition. Es ist wichtig, zwi-
schen Impact Investing und ESG-Investments zu unterscheiden. Bei ESG-Investments 
liegt der Fokus darauf, Anlageobjekte zu identifizieren, 

die möglichst wenig negative Auswirkungen auf Umwelt, Gesundheit und Gesellschaft 
haben, wobei oft bestimmte Branchen von vornherein ausgeschlossen werden. Im Ge-
gensatz dazu strebt der Impact-Investor mit seinen Investitionen nicht nur an, Schäden 
zu vermeiden, sondern auch positive Veränderungen anzustoßen, die messbar sind und 
bestimmte Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen unterstützen. Klimaschutz und 
saubere Energien stehen derzeit im Fokus vieler Impact-Investoren.

Eine zentrale Komponente des Impact Investings ist die Messbarkeit der erzielten Wir-
kung. Das bedeutet, dass die Investitionen nicht nur auf finanzielle Gewinne abzielen, 
sondern auch auf klar definierte soziale oder Umweltziele einzahlen sollen. Diese Ziele 
können vielfältig sein und reichen von der Armutsbekämpfung über den Umweltschutz 
bis hin zur Förderung von Bildung oder Gesundheit. Impact-Investments können in ver-
schiedene Anlageklassen erfolgen, darunter Aktien, Anleihen, Private Equity, Venture 
Capital, Immobilien und alternative Investmentfonds. Die Auswahl der Investitionen 
richtet sich dabei nach den Zielen und Präferenzen des Investors sowie nach den poten-
ziellen Auswirkungen, die durch die Investition erzielt werden sollen.
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VI. Organisations- 
struktur

Die Emittentin ist zum Datum des Prospekts unmittelbar mit 100 % an der IIC Interna-
tional Impact Consulting AG, Frankfurt am Main, mit 88 % an der EcoMotion Holding 
AG (vormals First Move! AG), Rothenburg, Schweiz, mit 45,56 % an der Algene Holding 
SE, Düsseldorf sowie mit 35,13 % an der der More Impact AG, Frankfurt am Main, be-
teiligt. Weiter hält die DN Group AG Beteiligungen in Höhe von 20 % an der Windwise 
GmbH, Münster, 9,5 % an der SW Save The Water Holding AG, Frankfurt am Main, 7,48 
% an der Ownity AG, Frankfurt am Main, 5 % an der TRIDI Solutions GmbH, 3 % an der 
Global Health Care AG (vormals EasyMotion Tec AG), Vaduz, Liechtenstein 1,16 % an der 
SUSMATA Holding AG (vormals Cannabis.de Media AG), München sowie 16,67 % an der 
Una Terra Venture Studios AG, Zürich.

Mit Gründungsurkunde vom 29. Januar 2026 hat die Emittentin eine Tochtergesellschaft 
unter der Firma „DN Vermögensverwaltung AG“ mit Sitz in Frankfurt am Main und 
mit dem Grundkapital von EUR 250.000,00 gegründet. Die neu gegründete Tochterge-
sellschaft wurde am 20. April 2026 im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am 
Main unter HRB 142818 eingetragen. Zum Datum des Prospekts hält die Emittentin 80 % 
der Aktien an der DN Vermögensverwaltung AG. Die Aktien dieser Tochtergesellschaft 
sind seit 17. Juni 2026 in den allgemeinen Freiverkehr der Börse Düsseldorf einbezogen. 
Aktuell hat diese Tochtergesellschaft kein operatives Geschäft.
Das nachfolgende Schaubild zeigt die Organisationsstruktur der Emittentin mit ihren 
wesentlichen aktuellen Beteiligungen:
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Direkte Hauptaktionärin der Emittentin ist die SP 1 Equity GmbH, die seit September 
2024 Aktionärin der Emittentin ist, zunächst mit der Beteiligung über 25 % und seit 3. 
Februar 2025 über 50 % am Grundkapital der Emittentin. Zum Datum des Prospekts 
hält die SP 1 Equity GmbH rund 87,25 % der Aktien und Stimmrechte an der Emittentin 
und verfügt damit über eine Beteiligung an der Emittentin, die zur Fassung von einfa-
chen und qualifizierten Mehrheitsbeschlüssen in der Hauptversammlung der Emitten-
tin ausreicht. Die Emittentin ist somit im Verhältnis zur SP 1 Equity GmbH eine abhän-
gige Gesellschaft.

Die swisspartners Versicherung AG mit Sitz in Vaduz, Liechtenstein ist alleinige Ge-
sellschafterin der SP 1 Equity GmbH. Die swisspartners Group AG mit Sitz in Zürich, 
Schweiz hält wiederum 100 % der Aktien an der swisspartners Versicherung AG mit Sitz 
in Vaduz. Beide Gesellschaften halten daher mittelbar die Mehrheitsbeteiligung an der 
Emittentin. Nach Kenntnis des Vorstands der Emittentin (die auf vorliegenden Auskünf-
ten beruht, die nicht aktuell sein müssen) ist die unmittelbare und mittelbare Aktio-
närsstruktur der swisspartners Group AG, Zürich (Beteiligung über 25 %) wie folgt: 
Die W. Vogt Holding AG hält unmittelbar und Herr Werner Vogt mittelbar über die von 
ihm beherrschte W. Vogt Holding AG 36,99 % an der swisspartners Group AG, Zürich. 
Die Pierer Swiss AG hält unmittelbar und Stefan Pierer mittelbar über die von ihm be-
herrschte Pierer Swiss AG 25,26 % an der swisspartners Group AG, Zürich.

a) Algene Holding SE

Die Algene Holding SE wurde am 25. Februar 2021 als Potrimpos Capital SE gegrün-
det und am 24. Juni 2021 in das Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main 
unter Nummer HRB 123459 eingetragen. Das ursprüngliche Grundkapital betrug EUR 
250.000,00. Die außerordentliche Hauptversammlung vom 17. Juli 2025 hat eine Än-
derung der Firma in „Algene Holding SE“, die Verlegung des Gesellschaftssitzes nach 
Düsseldorf, die Änderung des Unternehmensgegenstands der Gesellschaft, die entspre-
chenden Satzungsänderungen sowie die Umstellung der Organstruktur auf das dualis-
tische System beschlossen und die Satzung neu gefasst. Die Umfirmierung und die Sitz-
verlegung wurden am 14. August 2025 im Handelsregister des Amtsgerichts Düsseldorf 
unter HRB 109941 eingetragen. Eine weitere Hauptversammlung der Gesellschaft am 
25. September 2025 hat die Erhöhung des Grundkapitals um EUR 7 Mio. gegen Bareinla-
gen beschlossen. Sämtliche neuen Aktien aus dieser Barkapitalerhöhung wurden durch 
die Emittentin erworben. Die Kapitalerhöhung wurde am 27. November 2025 in das 
Handelsregister eingetragen. Die Hauptversammlung vom 20. November 2025 hat eine 
weitere Kapitalerhöhung um EUR 70.000.000,00 gegen Sacheinlage beschlossen. Das Be-
zugsrecht der Aktionäre wurde ausgeschlossen. Zur Zeichnung sämtlicher neuen Aktien 
wurde ausschließlich die Omira Advicor FZ-LLC mit Sitz in Al Hulaila, Vereinigte Arabi-
sche Emirate (License Nr. 47019884) zugelassen, mit der Maßgabe, ihre Einlage als Sach-
einlage im Wege der Einbringung sämtlicher Aktien an der Algene International AG (AG 
Düsseldorf HRB 101436) zu leisten. Die Sachkapitalerhöhung wurde am 29. Dezember 
2025 in das Handelsregister eingetragen. Das Grundkapital der Algene Holding SE be-
trägt aktuell EUR 77.250.000,00. Die Aktien der Algene Holding SE (ISIN DE000A3E5C81, 
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WKN A3E5C8) sind im allgemeinen Freiverkehr der Börse Düsseldorf seit dem 5. No-
vember 2025 gelistet. Die Emittentin ist seit Mai 2025 an der Algene Holding SE beteiligt, 
zum Datum dieses Prospekts besteht die Beteiligung in Höhe von 45,56%

Die Algene Holding SE ist eine nicht operativ tätige Gesellschaft. Ihr Zweck besteht in 
der Gründung und Führung von Beteiligungsunternehmen, im strategischen Beteili-
gungsmanagement und der Unternehmensentwicklung sowie im Handel und der Ver-
waltung von Unternehmensbeteiligungen und Finanzinstrumenten. Dabei soll geeigne-
ten Firmen und/oder Unternehmensgründern ein schneller indirekter Börsengang über 
die Algene Holding SE ermöglicht werden. Börsenkandidaten könnten in die Algene 
Holding SE im Wege einer Sacheinlage (wie die Algene International AG) eingebracht 
werden. Gruppeninterne Umsätze (z.B. aus Managementleistungen gegenüber Tochter-
gesellschaften) bestehen zum Datum des Prospekts nicht.

b) Algene International AG

Die Gesellschaft wurde am 29. Juni 2023 als Vorratsgesellschaft unter der Firma „Rhein-
goldhöhe 68. V V AG“ mit Sitz in Düsseldorf gegründet und am 13. Juli 2023 in das Han-
delsregister des Amtsgerichts Düsseldorf unter der Nummer HRB 101436 eingetragen. 
Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 50.000,00. Die Hauptversammlung vom 
13. Juni 2025 hat eine Änderung der Firma in „Algene International AG“ beschlossen. 
Die Umfirmierung wurde am 23. Oktober 2025 im Handelsregister eingetragen.

Die Algene International AG ist die Holdinggesellschaft der Algene-Gruppe und übt 
selbst keine operative Produktionstätigkeit aus. Die operative Geschäftstätigkeit der 
Gruppe, insbesondere die Produktion und Vermarktung von Mikroalgenprodukten, er-
folgt über ihre Tochtergesellschaft, die Algene Deutschland GmbH. Die Algene Interna-
tional AG erzielt keine Umsatzerlöse und keine Gewinne. Gruppeninterne Umsätze (z.B. 
aus Managementleistungen gegenüber Tochtergesellschaften) bestehen zum Datum 
des Prospekts nicht. Ein Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 liegt zum Datum des 
Prospekts nicht vor.

c) Algene Deutschland GmbH

Die Algene Deutschland GmbH mit Sitz in Duderstadt, die 100 %-ige Enkelgesellschaft 
der Algene Holding SE, wurde am 17. Juni 2025 gegründet und am 22. August 2025 in 
das Handelsregister des Amtsgerichts Göttingen unter der Nummer HRB 207923 einge-
tragen. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 25.000,00.

Die Algene Deutschland GmbH ist eine operative Gesellschaft der Algene-Gruppe. 
Gegenstand ihrer Tätigkeit ist insbesondere die industrielle Produktion von Mikroal-
gen sowie die Vorbereitung und Durchführung des Vertriebs von daraus hergestellten 
Produkten. Die Gesellschaft betreibt Produktionsanlagen zur Kultivierung von Mikro-
algen unter kontrollierten Reinraumbedingungen. Die Produktionsprozesse erfüllen 
GMP-Standards und verfügen über eine entsprechende GMP-Zertifizierung. Die pro-
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duzierte Mikroalgenbiomasse kann unter anderem in den Bereichen Lebensmittel 
und Nahrungsergänzungsmittel, Kosmetik, Futtermittel sowie weiteren industriellen 
Anwendungen eingesetzt werden. Im Bereich Forschung und Entwicklung arbeitet 
die Gesellschaft eng mit der Technischen Universität München zusammen. Die Algene 
Deutschland GmbH hat im März 2026 mit den finalen Vorbereitungen der Serienpro-
duktion von Mikroalgen begonnen. Diese wird im Juli 2026 anlaufen. Derzeit führt die 
Gesellschaft Vertriebsgespräche mit mehreren potenziellen Abnehmern aus den Be-
reichen Kosmetik und Lebensmittel für die produzierten Mikroalgen. Nach Angaben 
der Gesellschaft bestehen bereits Absichtserklärungen mit potenziellen Kunden aus 
dem Lebensmittelbereich über die zukünftige Abnahme der Produkte. Die Gesellschaft 
befindet sich derzeit in der Phase der Markteinführung ihrer Produkte. Erste relevante 
Umsätze aus dem Verkauf der produzierten Mikroalgen werden für das dritte Quartal 
2026 erwartet.

d) More Impact AG

Die More Impact AG wurde im Jahr 1899 gegründet, hat ihren Sitz in Frankfurt am 
Main und ist eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter 
HRB 134623. Das Grundkapital beträgt derzeit EUR 261.021.434,00. Die Emittentin hat 
im Wege der im März 2024 im Handelsregister eingetragenen Sachkapitalerhöhung die 
Mehrheitsbeteiligung von 90 % an der More Impact AG erworben, zum Datum dieses 
Prospekts besteht die Beteiligung nur in Höhe von 35,13 %.

Die Gesellschaft wurde mehrmals umfirmiert. Die letzte Umfirmierung der Gesellschaft 
von „AEE Gold AG“ in die aktuelle Firma „More Impact AG“ wurde durch die Hauptver-
sammlung der Gesellschaft am 19. Dezember 2023 beschlossen und am 25. April 2024 in 
das Handelsregister eingetragen. Gleichzeitig hat die Hauptversammlung am 19. De-
zember 2023 beschlossen, den Sitz der Gesellschaft von Ahaus nach Frankfurt am Main 
zu verlegen.

Die More Impact AG ist ein Beteiligungsunternehmen. Vor ihrer Umfirmierung und 
ihrem Strategiewechsel Anfang 2024 investierte sie weltweit in Aktien von Rohstoff-
unternehmen, d.h. Gesellschaften, deren Gegenstand die Gewinnung, Verarbeitung 
und Vermarktung von Rohstoffen, bevorzugt Edelmetallen, ist. Bevorzugte Märkte für 
Investitionen waren Kanada und Australien, weil beide Länder für Investoren eine 
hohe Rechtssicherheit aufgewiesen haben. Seit der Umfirmierung in die More Impact 
AG im April 2024 ist die Gesellschaft im Bereich der nachhaltigen Investments tätig und 
hat damit begonnen, ein Beteiligungsportfolio mit Fokus auf Unternehmen im medizini-
schen Umfeld aufzubauen. Konkret unterstützt die More Impact AG ihre Tochtergesell-
schaften – neben ihrem Finanzierungsbeitrag – bei der Produktentwicklung von der 
Idee bis zur Serienreife sowie bei der Entwicklung einer internationalen Patentschutz 
und einer Vermarktungsstrategie, beispielsweise, indem sie die Anmeldung bestehen-
der Patente in weiteren Ländern, auf die die Vermarktungsbemühungen ausgedehnt 
werden sollen, initiiert und/oder veranlasst, dass einzelne Patente aus einem PatentPool 
herausgelöst und gesondert vermarktet werden. Ziel ist es, nachhaltige medizinische 
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Produkte – wie den erstmals eine exakte Dosierung ermöglichenden Inhalator für medi-
zinisches Cannabis „C-Boxx“ der BG Braingate Technology GmbH (kurz vor Serienreife) 
oder das nadellose Injektionsgerät „Speedinject“ der The Key Unternehmensberatung 
GmbH (im Stadium der Produktentwicklung) – für eine breite Nutzergruppe verfügbar 
zu machen.

Die More Impact AG hat bis zum Datum des Prospektes keine Umsatzerlöse und keine 
Gewinne erzielt. Sie hat bislang keine Gewinne an die Emittentin ausgeschüttet. Die in 
den Geschäftsjahren 2023 und 2024 in der More Impact AG bilanzierten Buchgewin-
ne im mittleren dreistelligen Millionenbereich resultieren ausschließlich aus den auf 
nachfolgend im Prospekt beschriebenen Sachkapitalerhöhungen und sind nicht liquidi-
tätswirksam. Für das Geschäftsjahr 2025 wird die More Impact AG nach Erwartung der 
Emittentin im Jahresabschluss Kosten im mittleren sechststelligen Bereich und keine 
Umsätze ausweisen. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 liegt noch nicht vor.

In den letzten drei Jahren hat die More Impact AG im Wege von Sachkapitalerhöhun-
gen drei deutsche Tochtergesellschaften erworben – die More-ESG GmbH (Sachkapital-
erhöhung um EUR 35 Mio. im Dezember 2023), die BG Braingate Technology GmbH 
(Sachkapitalerhöhung um EUR 135 Mio. im August 2024) und die The Key Unterneh-
mensberatung GmbH (Sachkapitalerhöhung um EUR 87 Mio. im Dezember 2024). Das 
Grundkapital der Gesellschaft ist dadurch von EUR 4.021.434,00 auf EUR 261.021.434,00 
gestiegen:

(1)	 Die Hauptversammlung der Gesellschaft am 19. Dezember 2023 hat beschlossen, 
das Grundkapital der Gesellschaft von EUR 4.021.434,00 um einen Betrag von EUR 
35.000.000,00 auf EUR 39.021.434,00 durch Ausgabe von 35.000.000 neuen, auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital der 
Gesellschaft in Höhe von EUR 1,00 je Aktie zu erhöhen. Zur Zeichnung sämtlicher 
neuer Aktien wurde die Emittentin zugelassen, mit der Maßgabe, ihre Einlage als 
Sacheinlage im Wege der Einbringung sämtlicher Geschäftsanteile an der More-
ESG GmbH mit Sitz in Frankfurt am Main, eingetragen im Handelsregister des 
Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HRB 119863, zu erbringen. Die Sachkapi-
talerhöhung wurde am 5. März 2024 in das Handelsregister eingetragen.

	 Die More ESG GmbH wurde am 8. Juli 2020 unter der Firma „publity Blockchain 
GmbH“ gegründet, im August 2020 in PREOS Blockchain GmbH und danach durch 
Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 10. Juli 2023 (eingetragen im 
Handelsregister am 12. Dezember 2023) in die aktuelle Firma „More -ESG GmbH“ 
umfirmiert. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Frankfurt am Main, ist im Handels-
register des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HRB 119863 eingetragen und 
hat ein Stammkapital von EUR 25.000,00. Die More-ESG GmbH fokussierte sich 
ursprünglich auf die Tokenisierung von Wertpapieren und weiteren Kapital-
marktprodukten über sogenannte „Shadow-Token“ sowie auf die Entwicklung 
einer digitalen Plattform für deren Verwaltung. Ein Shadow-Token spiegelt einen 
außerhalb der Blockchain existierenden Vermögenswert (z.B. eine Aktie) lediglich 
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wider und verschafft dem Inhaber nur einen schuldrechtlichen Anspruch auf 
den zugrunde liegenden Vermögenswert – ein rechtlicher Kompromiss, solan-
ge und soweit das deutsche Recht keine unmittelbare Ausgabe elektronischer 
Wertpapiere zuließ. Durch das Zukunftsfinanzierungsgesetz, das die direkte 
elektronische Ausgabe auch von Aktien ohne den Umweg über Shadow-Token 
ermöglichte, wurde dieses Geschäftsmodell obsolet. Die Gesellschaft baut nach 
einem Strategiewechsel derzeit ein neues Geschäftsfeld auf und arbeitet ins-
besondere an der Patentierung einer Verschlüsselungstechnologie, die unter-
schiedliche digitale Verschlüsselungsmechanismen mit einem mechanischen 
Sicherungssystem verknüpft, so dass auch zukünftige Quantencomputer die 
Verschlüsselung nicht durch reines Rechnen entschlüsseln können. Zielmärkte 
sind Militär, kritische Infrastruktur und E-Payment (z.B. bargeldlose Zahlun-
gen). Die Patentanmeldung wurde beim Deutschen Patent- und Markenamt 
(DPMA) bereits eingereicht. Der Patenterteilungsbeschluss wurde auf Antrag 
der More ESG GmbH bis zum Ablauf einer Frist von 15 Monaten ab Einreichung 
der Anmeldung ausgesetzt. Es ist beabsichtigt, innerhalb von 12 Monaten nach 
dem Anmeldetag unter Inanspruchnahme der Priorität der deutschen An-
meldung eine internationale Patentanmeldung einzureichen. Über die weitere 
Schutzrechtsstrategie soll abhängig vom Prüfungsverlauf, insbesondere beim 
Europäischen Patentamt (EPA), entschieden werden. Die More-ESG GmbH hat 
im Jahr 2024 keine Umsätze erzielt. Sie hat im Geschäftsjahr 2024 einen Jahres-
fehlbetrag in Höhe von EUR 5.887,68. Ein veröffentlichter Jahresabschluss für 
das Geschäftsjahr 2025 liegt der Emittentin zum Datum des Prospekts nicht vor.

(2) 	 Am 29. August 2024 hat die Hauptversammlung der Gesellschaft eine weitere 
Erhöhung des Grundkapitals um EUR 135.000.000,00 auf EUR 174.021.434,00 
gegen Sacheinlagen beschlossen. Zur Zeichnung von 135.000.000 neuen Aktien 
wurden sämtliche Gesellschafter der BG Braingate Technology GmbH mit dem 
Sitz in Köln, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Köln unter HRB 
105340 („Zielgesellschaft“) im Wege der Einbringung sämtlicher Geschäfts-
anteile an der Zielgesellschaft zugelassen. Unter den Zeichnern war auch die 
Emittentin als Gesellschafterin der Zielgesellschaft, die im Wege dieser Sach-
kapitalerhöhung 48.600.000 neue Aktien gegen die Einbringung als Sacheinlage 
von 9.000 Geschäftsanteilen an der Zielgesellschaft im Gesamtnennbetrag von 
EUR 9.000,00 erworben hat. Die Sachkapitalerhöhung wurde am 8. Januar 2025 
in das Handelsregister eingetragen.

	 Die BG Braingate Technology GmbH wurde am 15. Januar 2021 unter der Firma 
„FinanzNet Unabhängige Finanzberater“ gegründet und hat ein Stammkapital 
von EUR 25.000,00. Sie konzentriert sich auf die Entwicklung und Patentierung 
neuartiger medizintechnischer Technologien, verfügt über ein entwickeltes und 
erteiltes Europäisches Patent für eine Vorrichtung zur Zigarettenpräparation, 
die es ermöglicht, Zigaretten ohne Schadstoffaufnahme zu rauchen. Eines der 
Projekte, das die Gesellschaft nach dem Erwerb der Zielgesellschaft realisiert, 
ist die Z-Boxx, ein Konzept, das schadstofffreies Rauchen ermöglicht und einen 
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wesentlichen Beitrag zur Rauchentwöhnung leisten soll. Mit der Z-Boxx wird das 
Ziel verfolgt, das schädliche und ungesunde Image der Zigarette zu überwinden 
und eine umweltfreundliche Alternative zu bieten. Das weitere Produkt der BG 
Braingate Technology GmbH; „Shisha 2 Go“, steht kurz vor der Serienreife. Im 
Jahr 2025 hat die Gesellschaft sich auf die Entwicklung der neuen Shisha 2 Go 
fokussiert und diese auch auf der Intertabac im September 2025 vorgestellt. Ver-
handlungen über Lizenzverträge für die Shisha 2 Go laufen bereits. Nach aktuel-
ler Planung geht die BG Braingate Technology GmbH davon aus, dass im dritten 
und vierten Quartal 2026 erste Umsatzerlöse aus Lizenzgebühren erzielt werden 
können. Für die Folgejahre erwartet die Gesellschaft, dass diese Erlöse ansteigen 
und sich mittelfristig auf einem sechsstelligen Niveau stabilisieren, wobei es sich 
um eine mit entsprechenden Unsicherheiten behaftete Prognose handelt. Dabei 
ist Basis der Umsatzerwartung zum einen, dass neben Lizenzgebühren auch 
Kleinstserien des in Entwicklung befindlichen Inhalators verkauft werden kön-
nen im Zeitraum ab Mitte 2026 bis Mitte 2027. Die Gesellschaft ist in ihrer ope-
rativen Geschäftstätigkeit im Stadium der finalen Produktentwicklung mit dem 
Ziel, die Fähigkeit zur Serienproduktion spätestens in 12 Monaten zu erreichen. 
Derzeit werden hierfür verschiedene Komponenten und Zusammensetzungen für 
die Produkte getestet, um technisch Prototypen für die Serienproduktion vorzu-
bereiten.

(3) 	 Der Vorstand der More Impact AG hat am 23. Dezember 2024 mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats eine Erhöhung des Grundkapitals von EUR 174.021.434,00, ein-
geteilt in 174.021.434 Stückaktien, um EUR 87.000.000,00 auf EUR 261.021.434,00 
durch Ausgabe von 87.000.000 neuen Stückaktien aus genehmigtem Kapital gegen 
Sacheinlage in Form der Einbringung sämtlicher Geschäftsanteile an der The Key 
Unternehmensberatung GmbH mit Sitz in Köln, eingetragen im Handelsregister 
des Amtsgerichts Köln unter HRB 99222 beschlossen. Unter den Zeichnern war 
auch die Emittentin mit einer Beteiligung von rd. 43 % an dem Stammkapital der 
The Key Unternehmensberatung GmbH. Diese Sachkapitalerhöhung wurde am 
30. Mai 2025 im Handelsregister der Gesellschaft eingetragen.

	 Die The Key Unternehmensberatung GmbH wurde am 13. September 2019 
gegründet und hat ein Stammkapital in Höhe von EUR 25.000,00. Sie fokussiert 
sich insbesondere auf die Entwicklung und Patentierung der neuartigen nadel-
losen Spritze „Speedinject“. Wesentlicher Vermögensgegenstand der The Key 
Unternehmensberatung GmbH ist ein entwickeltes und angemeldetes Patent. Die 
nadellose Spritze soll im Bereich Ästhetik (Botox, Hyaluron, Abnehmspritze) oder 
bei der Verabreichung von Insulin zur Anwendung kommen. Die Produkte sollen 
nach dem derzeitigen Plan der Geschäftsführung Mitte 2026 marktreif sein und 
bereits mit Kunden im Bereich Tiermedizin und Ästhetik verprobt werden. Die 
The Key Unternehmensberatung GmbH plant darauf aufbauend, ab dem Jahr 
2027 Lizenzeinnahmen aus ihrem Patent generieren zu können. Dabei ist Basis 
der Umsatzerwartung zum einen, dass neben Lizenzgebühren auch Kleinstserien 
der in Entwicklung befindlichen Spritze verkauft werden können im Zeitraum ab 
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Mitte/Ende 2026 bis Mitte 2027. Die Gesellschaft ist in ihrer operativen Geschäfts-
tätigkeit aktuell im Stadium der Produktentwicklung mit dem Ziel, die Fähigkeit 
zur Serienproduktion spätestens in 12 Monaten zu erreichen. Derzeit werden 
hierfür verschiedene Komponenten und Zusammensetzungen für die Produkte 
getestet, um technisch Prototypen für die Serienproduktion vorzubereiten. Einzel-
ne Komponenten werden auch weiterentwickelt. So war z.B. die Spritze zunächst 
kabelverbunden erfunden und wird jetzt akkubetrieben. Ziel ist es, jeweils eine 
geeignete Lösung abzuleiten, um einen funktionsfähigen Prototyp für die Serien-
fertigung zu erstellen. Bis dahin könnten auf Basis der vorhandenen Prototypen 
Kleinserien produziert und verkauft werden.

e) EcoMotion Holding AG

Die EcoMotion Holding AG (vormals die First Move! AG) wurde am 4. November 2010 
gegründet, hat ihren Sitz in Rothenburg (Kanton Luzern) in der Schweiz und ist ein-
getragen im Schweizer Handelsregister unter CHE-116.192.360. Im Mai 2025 wurde die 
Gesellschaft von „First Move! AG“ in „EcoMotion Holding AG“ umfirmiert. Das Grund-
kapital beträgt CHF 100.000,00 und ist eingeteilt in 100 auf den Namen lautende Stück-
aktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von CHF 1.000,00 je Aktie. Die 
EcoMotion Holding AG ist ein unabhängiges Fullservice-Dienstleistungsunternehmen 
im Bereich Neuer Mobilität und „Connecting Business & Racing“. Die Gesellschaft ver-
fügt über eine patentierte Park- und Parkhaustechnologie, die eine Erhöhung der Flä-
chenproduktivität der Parkhausfläche um über 100% gegenüber einem herkömmlichen 
Parkhaus erreicht. Durch die Lösung werden der Schadstoffausstoß und der Flächen-
bedarf deutlich reduziert und die Kapazitäten zur Aufladung von Elektrofahrzeugen 
erhöht. Die Emittentin beabsichtigt, sich durch ihre Tochtergesellschaft, die EcoMotion 
Holding AG, mittelfristig zu einem führenden Akteur in dem stark wachsenden Markt32 
für „automatisiertes Parken“ zu entwickeln. Die EcoMotion Holding AG hat bereits eini-
ge Verträge im Bereich Parkhauslösungen in Berlin geschlossen, deren wirtschaftlicher 
Beitrag von Umsetzung, regulatorischen Rahmenbedingungen und tatsächlicher Nach-
frage abhängt. Für das Geschäftsjahr 2025 wird die EcoMotion Holding AG nach Erwar-
tung der Emittentin im Jahresabschluss Kosten im mittleren sechststelligen Bereich und 
keine Umsätze ausweisen; der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 liegt noch nicht 
vor.

f) Global Health Care AG

Die Global Health Care AG (vormals EasyMotion Tec AG) ist eine Aktiengesellschaft nach 
liechtensteinischem Recht mit Sitz in Vaduz, eingetragen im Handelsregister des Fürs-
tentums Liechtenstein unter FL-0002.479.687-7. Das Grundkapital der Gesellschaft be-
trägt derzeit CHF 2.920.000,00, eingeteilt in 29.200.000 auf den Inhaber lautende Aktien 
im Nennbetrag von CHF 0,10 je Aktie.

32 https://www.fortunebusinessinsights.com/de/markt-f-r-automatisierte-parksysteme-105486
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Die Gesellschaft wurde unter der Firma „Maponos Invest AG“ gegründet und am 11. 
Juni 2014 im Handelsregister des Fürstentums Liechtenstein unter FL-0002.479.687-7 
eingetragen. Die Generalversammlung der Gesellschaft beschloss am 17. März 2021 die 
Umfirmierung in „EasyMotionSkin Tec AG“. Die Eintragung der Umfirmierung erfolgte 
am 18. März 2021. Am 18. Juni 2024 beschloss die Generalversammlung eine weite-
re Umfirmierung der Gesellschaft zu „EasyMotion Tec AG“, welche am 24. Juni 2024 
eingetragen wurde. Am 22. Juli 2025 beschloss die Generalversammlung erneut eine 
Umfirmierung der Gesellschaft unter der aktuellen Firma „Global Health Care AG“. Die 
Emittentin ist Aktionärin der Global Health Care AG seit 2023. Zum Datum dieses Pros-
pekts hält sie Stimmrechte in Höhe von 3 %.

Die Gesellschaft ist die Konzernmutter der global agierenden EasyMotion-Gruppe, die 
ihre Produkte in verschiedenen europäischen Ländern, aber auch Brasilien, China und 
den USA vertreibt. Die Easy-Motion-Gruppe ist in der Entwicklung, Produktion und im 
Vertrieb von hochentwickelten Trainingssystemen unter Einsatz von Elektromyostimu-
lation oder Elektromuskelstimulation („EMS“) sowie von digitalen High-Tech-Fitnessge-
räten und hochwertigen Faszien- und Beweglichkeitsgeräten tätig. Hierbei üben die ein-
zelnen Gesellschaften der EasyMotion-Gruppe unterschiedliche Funktionen – teilweise 
unter Einbindung externer Dienstleister – sowohl in den Bereichen der Konzeption und 
der Entwicklung als auch in der Produktion und im Vertrieb aus. Die Global Health Care 
AG übernimmt innerhalb der EasyMotion-Gruppe die Bereiche Gruppensteuerung, Stra-
tegie, Finanzierung und Softwareentwicklung. Sie ist darüber hinaus weltweit für das 
EasyMotionSkin-System alleinvertriebsberechtigt.

Die EasyMotion-Gruppe verfügt über eine kabellose Lösung für EMS-Trainingsgeräte 
unter Einsatz von Trockenelektroden (EasyMotionSkin-System). Bei der Trockenelektro-
de handelt es sich um eine patentierte Lösung, die an die EasyMotion-Gruppe lizensiert 
ist und in dieser Form nicht vom Wettbewerb genutzt werden kann. Neben den EMS-
Systemen soll auch der Ernährungsmarkt über Lifestyle-Produkte adressiert werden. 
Mit dem Erwerb der milon Holding GmbH im Jahr 2024 hat sich die Gesellschaft als 
ganzheitlicher Gesundheitsanbieter mit internationaler Ausrichtung sowohl im B2B- als 
auch im B2C-Bereich positioniert. Die EasyMotion-Gruppe vertreibt ihre Produkte unter 
den Marken „milon“, „EasyMotionSkin“ und „five“.
Im Geschäftsjahr 2024 erzielte Global Health Care AG ausweislich ihres Jahresabschlus-
ses zum 31. Dezember 2024 Umsatzerlöse in Höhe von EUR 1.593.544,44 (Vorjahr: EUR 
3,83 Mio.) und einen Bilanzverlust in Höhe von EUR 4.093.884,89. Dieser Bilanzverlust 
resultiert primär aus drei Einmaleffekten von zusammen ca. EUR 1,5 Mio.: der vollstän-
digen Abschreibung eingestellter Softwareprojekte, der Wertberichtigung von Darlehen 
sowie einmaligen Rechts- und Beratungskosten. Daneben überstiegen die laufenden 
Kosten den Umsatz. Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2025 ist noch nicht ver-
öffentlicht und liegt der Emittentin dementsprechend nicht vor.
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g) SW Save The Water Holding AG

Die SW Save The Water Holding AG wurde am 23. Januar 2025 als Vorratsgesellschaft 
unter der Firma „Skylinehöhe 111. V V AG“ mit Sitz in Frankfurt am Main gegründet 
und am 7. Februar 2025 in das Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main 
unter HRB 137595 eingetragen. Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 18. März 
2025 wurde die Gesellschaft in die aktuelle Firma „SW Save The Water Holding AG“ 
umfirmiert. Die neue Firma wurde am 13. Mai 2025 in das Handelsregister der Gesell-
schaft eingetragen. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 50.000,00, eingeteilt 
in 50.000 auf den Namen lautende nennwertlose Stückaktien. Die Hauptversammlung 
der SW Save The Water Holding AG hat am 28. Mai 2025 die Erhöhung des Grundkapi-
tals um EUR 950.000,00 gegen Bareinlagen beschlossen. Zur Zeichnung von sämtlichen 
950.000 neuen Aktien aus dieser Barkapitalerhöhung wurde die Emittentin zugelassen. 
Diese Kapitalerhöhung wurde am 11. September 2025 in das Handelsregister eingetra-
gen. In der gleichen Hauptversammlung der SW Save The Water Holding AG am 28. Mai 
2025 wurde auch die Kapitalerhöhung um EUR 9.000.000,00 gegen Sacheinlage sämt-
licher Geschäftsanteile an der SW Save The Water GmbH mit Sitz in Frankfurt am Main, 
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HRB 136258, 
beschlossen. Darüber hinaus sollten im Rahmen der vorgenannten Sachkapitalerhö-
hung sämtliche Geschäftsanteile an der Soap-p GmbH, mit Sitz in Großenlüder, eingetra-
gen im Handelsregister des Amtsgerichts Fulda unter HRB 8893, in die Rücklage der SW 
Save The Water Holding AG eingebracht werden. Die Sachkapitalerhöhung wurde am 
30. Oktober 2025 in das Handelsregister der Gesellschaft eingetragen. Das Grundkapital 
der SW Save The Water Holding AG beträgt aktuell EUR 10.000.000,00. Die Emittentin ist 
in Höhe von 9,5 % an dem Grundkapital der SW Save The Water Holding AG beteiligt.

Die SW Save The Water Holding AG baut aktuell ihre operative Tätigkeit auf. Umsätze 
wurden demgemäß bislang nicht erzielt. Der Aufbau der operativen Tätigkeit um-
fasst die Produktentwicklung im Bereich der persönlichen Hygiene unter dem Namen 
„Soapeya“, ein Produkt, das eine neue Methode der Handhygiene ermöglichen soll. Die 
Produktentwicklung findet in der SW Save the Water GmbH, der 100%-er Tochterge-
sellschaft der SW Save The Water Holding AG (gegründet am 20. September 2024, das 
Stammkapital von EUR 25.000,00) statt. Soapeya, das Kernprodukt des Unternehmens, 
ist eine Seife, die ohne Wasser auskommt und dennoch eine effektive Reinigung ermög-
licht. Die Reinigung basiert auf einer patentierten Rezeptur, die durch Reibung funk-
tioniert und vollkommen wasserfrei ist. Mit dieser Technologie plant die SW Save The 
Water Holding AG eine potenziell nachhaltige und effiziente Alternative zur herkömm-
lichen Handhygiene. Das Unternehmen richtet sich an Endverbraucher, Unternehmen, 
Gesundheitseinrichtungen und andere Organisationen, die nach einer innovativen und 
ressourcenschonenden Lösung suchen. Durch den Verzicht auf Wasser soll Soapeya zur 
Reduzierung des Wasserverbrauchs beitragen und eignet sich besonders für Regionen 
mit begrenztem Zugang zu sauberem Wasser, mobile Einsatzbereiche und Situationen, 
in denen Wasser nicht verfügbar ist. Das Handhygieneprodukt basiert auf einer paten-
tierten Rezeptur und wurde bereits auf Verträglichkeit und Wirksamkeit getestet. Die 
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SW Save the Water GmbH hat mittlerweile das Produkt soapeya zur Marktreife ge-
bracht. Es sind Tests zur Wirksamkeit und Verträglichkeit des Produktes mit Derma-Test 
durchgeführt worden, die beides bescheinigen. Zudem sind bereits mehrere Projekte 
mit der Hilfsorganisation Plan International zum Einsatz von soapeya in Gebieten mit 
mangelndem Zugang zu Handhygiene durchgeführt worden (unter anderem in Ghana). 
Es wurde bereits mehr als eine Tonne soapeya produziert und die Produktion kann ge-
steigert werden. Aktuell laufen Gespräche mit Plan International, wie diese das Produkt 
für ihre Projekte erwerben können. Die Gesellschaft strebt an, im dritten Quartal des 
Jahres 2026 Umsätze zu erzielen, wobei dies insbesondere vom Abschluss konkreter 
Liefervereinbarungen abhängt.

Die weitere Tochtergesellschaft der SW Save The Water Holding AG, die Soap-p GmbH, 
wurde am 27. September 2024 gegründet und hat ein Stammkapital von EUR 25.000,00. 
Die Soap-p GmbH ist Inhaberin des Patents und hat dieses der SW Save the Water 
GmbH im Rahmen eines exklusiven, vergütungsfreien Lizenzvertrags zur Nutzung 
überlassen. Die Soap-p GmbH hat bis zum Datum des Prospekts keine Umsatzerlöse und 
keine Gewinne erzielt.

h) SUSMATA Holding AG

Die SUSMATA Holding AG mit Sitz in München, gegründet am 26. Februar 2021, ist 
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts München unter HRB 264176. Das 
ursprüngliche Grundkapital betrug EUR 250.000,00. Die Gesellschaft wurde als Vorrats-
gesellschaft gegründet, im Jahr 2022 zunächst in die Cannabis.de Media AG und dann 
durch Beschluss der Hauptversammlung vom 6. Oktober 2025 unter dem aktuellen 
Namen „SUSMATA Holding AG“ umfirmiert. Seit Gründung hat die Gesellschaft zwei 
Kapitalerhöhungen durchgeführt. Die Hauptversammlung vom 22. März 2022 hat die 
Erhöhung des Grundkapitals um bis zu EUR 750.000,00 gegen Bareinlagen beschlossen. 
Die Erhöhung des Grundkapitals wurde in Höhe von EUR 250.000,00 durchgeführt und 
am 21. September 2022 im Handelsregister eingetragen. Die Hauptversammlung der 
Gesellschaft vom 6. Oktober 2025 hat eine weitere Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen 
um einen Betrag von EUR 40.000.000,00 beschlossen. Das gesetzliche Bezugsrecht der 
Aktionäre wurde ausgeschlossen. Zur Zeichnung der neuen Aktien wurden sämtliche 
Gesellschafter der SUSMATA AG mit dem Sitz in Sindelfingen im Wege der Einbringung 
sämtlicher Aktien an der SUSMATA AG zugelassen. Unter den Zeichnern war auch die 
Mehrheitsaktionärin der Emittentin, die SP 1 Equity GmbH (damals 20% Beteiligungs-
quote an der SUSMATA AG). Die Sachkapitalerhöhung wurde am 12. Dezember 2025 im 
Handelsregister eingetragen. Im Wege dieser Sachkapitalerhöhung hat die SUSMATA 
Holding AG ihre jetzige Tochtergesellschaft, die SUSMATA AG erworben. Das Grundkapi-
tal der Gesellschaft beträgt derzeit EUR 40.500.000,00. Die Emittentin ist seit Dezember 
2024 Aktionärin der Gesellschaft, zum Datum dieses Prospekts in Höhe von 1,16 %. Die 
SUSMATA Holding AG ist eine Beteiligungsgesellschaft und übt selbst keine operative 
Tätigkeit aus. Die SUSMATA Holding AG hat bis zum Datum des Prospekts weder Um-
satzerlöse noch Gewinne erzielt.
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Die SUSMATA AG ist eine 100%-ige Tochtergesellschaft der SUSMATA Holding AG mit 
Sitz in Sindelfingen, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Stuttgart unter 
HRB 801283. Die Gesellschaft wurde im Jahr 2019 in Form einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung unter dem Namen SCAYS GROUP GmbH mit Sitz in Sindelfingen 
gegründet (Amtsgericht Stuttgart, HRB 771341) und ist durch formwechselnde Um-
wandlung der Gesellschaft mit beschränkter Haftung als Aktiengesellschaft unter dem 
Namen SUSMATA AG entstanden (erste Handelsregistereintragung als AG am 21. August 
2025). Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 50.000,00. Die SUSMATA AG ver-
fügt über ein abrufbares Produkt, erzielt im Jahr 2025 bereits erste Umsätze im niedri-
gen sechsstelligen Bereich (rund EUR 70.672,00; ein Bilanzgewinn wurde nicht ausge-
wiesen) und baut derzeit Zertifizierungen (u. a. für den Einsatz im Automotive-Bereich) 
sowie Marketing- und Vertriebsstrukturen auf, um im zweiten Halbjahr des Jahres 2026 
die Belieferung der Segmente Fashion/Small Leather Goods, Automotive und Furniture 
zu starten.

i) Ownity AG

Die Ownity AG mit Sitz in Frankfurt am Main gegründet am 17. Juni 2025, ist eingetra-
gen im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HRB 140438. Das 
Grundkapital beträgt EUR 100.000,00. Die Emittentin ist seit Ende 2025 an der Ownity 
AG beteiligt.

Die Ownity AG verfolgt ein digitales Geschäftsmodell mit Fokus auf innovative Platt-
form- und Beteiligungsstrukturen. Die Ownity AG hat bereits erste Umsätze im niedri-
gen sechstelligen Bereich im ersten Halbjahr 2026 erzielt, unter anderem im Zusam-
menhang mit der Beratung der Emittentin bezüglich der Tokenisierung der mit diesem 
Prospekt angebotenen Schuldverschreibungen der Tranche B mit ISIN DE000A46ZYN8 
im Gesamtnennbetrag von EUR 110,0 Mio. Die Ownity AG wird auch Entwicklung und 
Abbildung der Zeichnungsstrecke für die Tranche B übernehmen. Das Konzept der Ow-
nity AG befindet sich derzeit noch in der Entwicklung.

Ein wesentlicher Bestandteil der Geschäftstätigkeit der Ownity AG ist der technische 
Betrieb einer digitalen Plattform, über die Drittunternehmen ihre Angebote gegenüber 
Endnutzern bereitstellen können. Der Ownity AG obliegt insoweit die Identifikation, 
Akquise und vertragliche Anbindung geeigneter Angebotspartner. Die Plattform soll 
sich an Privatanleger richten, insbesondere an solche, die bisher kein Wertpapierdepot 
besitzen. Ziel soll es sein, diesen Anlegern einen vereinfachten Zugang zu Wertpapier-
anlagen zu ermöglichen, ohne dass die Eröffnung eines klassischen Depots erforderlich 
sein soll. Die Ownity AG selbst erbringt keine Anlageberatung, keine Anlagevermittlung 
und keine sonstigen Wertpapierdienstleistungen gegenüber Anlegern. Wertpapiere wie 
Aktien, Inhaberschuldverschreibungen und Fondsanteile sollen als elektronische Wert-
papiere in einem Kryptowertpapierregister eines Kryptowertpapierregisterführers mit 
einer entsprechenden Erlaubnis eingetragen und über die rechtlich von den Drittunter-
nehmen betriebene Plattform verwaltet werden. Die Plattform soll dabei die gesamte 
Kommunikation zwischen dem Registerführer und den Anlegern übernehmen und 
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Funktionen wie Onboarding, Zeichnung und Erwerb von Wertpapieren, Darstellung der 
Registerinhalte sowie Dokumentenaufbewahrung bieten. Die jederzeitige Handelbar-
keit und Rückgabemöglichkeit der elektronischen Wertpapiere soll nach dem derzeiti-
gen Stand der Planung durch einen regulierten Partner sichergestellt werden. 

Die Ownity AG stellt die Plattform technisch Dritten zur Verfügung und bedient sich 
dabei für die technische Umsetzung Dritter. Die Ownity AG fungiert als zentrale Koordi-
nierungsstelle zwischen den technischen Leistungserbringern (Subunternehmern) und 
den auf der Plattform tätigen Unternehmen. In dieser Schnittstellenfunktion obliegt 
ihr die Abstimmung der einzelnen Leistungsbeiträge der Subunternehmer sowie deren 
Integration in einen einheitlichen Gesamtprozess.

Die einzelnen Subunternehmer verfügen jeweils über spezialisierte Fachkenntnisse in 
ihrem Leistungsbereich (Knowhow). Die Ownity AG aggregiert dieses verteilte Fach-
wissen und gewährleistet die ganzheitliche Abbildung des Gesamtprozesses. Hierdurch 
wird sichergestellt, dass die Einzelkompetenzen der Subunternehmer in ein funktions-
fähiges Gesamtsystem überführt werden.

Der Ownity AG obliegt ferner die Marktpositionierung der Plattform als Brand, deren 
Bekanntmachung gegenüber potenziellen Nutzern sowie die Gewinnung von Interes-
senten für das Plattformangebot.

j) IIC International Impact Consulting AG

Die Gesellschaft wurde am 23. Januar 2025 als Vorratsgesellschaft unter der Firma 
„Skylinehöhe 112. V V AG“ mit Sitz in Frankfurt am Main gegründet und am 11. Februar 
2025 in das Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter der Nummer 
HRB 137628 eingetragen. Das Grundkapital der Gesellschaft betrug ursprünglich EUR 
50.000,00. Die Hauptversammlung vom 18. März 2025 hat eine Änderung der Firma in 
„IIC International Impact Consulting AG“ sowie die entsprechende Satzungsänderung 
beschlossen. Die Umfirmierung wurde am 5. Mai 2025 im Handelsregister eingetragen. 
Die Emittentin ist an dieser Tochtergesellschaft seit Ende 2025 beteiligt. Die Hauptver-
sammlung vom 7. Oktober 2025 hat die Erhöhung des Grundkapitals um EUR 950.000,00 
gegen Bareinlagen beschlossen. Sämtliche neuen Aktien aus der Barkapitalerhöhung 
wurden von der Emittentin gezeichnet. Die Kapitalerhöhung wurde am 29. Dezember 
2025 im Handelsregister eingetragen. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt nun-
mehr EUR 1 Mio.

Die IIC International Impact Consulting AG, ist Veranstalter der International Impact 
Foren („IIFs“). Dabei handelt es sich um eine internationale Präsenzveranstaltungsrei-
he, die unter dem Leitmotiv „Where capital meets impact“ stattfindet und Führungs-
kräfte, Investoren und Innovatoren zusammenbringt, um zu erkunden, wie Wirtschaft 
und Nachhaltigkeit die Zukunft gestalten können. Die Veranstaltungen umfassen in der 
Regel Keynote-Vorträge und Paneldiskussionen zu Themen wie Impact Investing, ESG, 
nachhaltige Finanzmärkte, Circular Economy und Blue Economy, Networking-Möglich-
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keiten und Präsentationen von Portfoliounternehmen der DN Group AG, die als Haupt-
sponsor der Veranstaltungen fungiert. Der internationale Charakter der IIFs bezieht 
sich sowohl auf die Veranstaltungsorte als auch auf die Teilnehmer und Redner. Die IIFs 
finden seit Oktober 2024 mehrmals im Jahr statt.

Die IIC International Impact Consulting AG und ihre Foren sind primär ein Marketing- 
und Awareness-Kanal zur Ansprache von Investoren für die Emittentin und deren 
Tochterunternehmen sowie zur Identifikation neuer Zielgesellschaften. Die Gewinn-
erzielung durch die IIC International Impact Consulting AG selbst ist daher derzeit nur 
von nachrangiger Bedeutung. Dies kann sich ändern, wenn sich das IIF-Format bei 
seiner Zielgruppe noch besser etabliert hat.

Die IIC International Impact Consulting AG hat bis zum Datum des Prospekts keine Um-
sätze und einen Jahresfehlbetrag von rund EUR 950.000,00 erzielt. Ein veröffentlichter 
Jahresabschluss liegt der Emittentin zum Datum des Prospekts nicht vor. Dividenden 
oder sonstige Gewinnausschüttungen aus dieser Beteiligung hat die Emittentin bis zum 
Datum des Prospekts nicht erhalten.

k) WINDWISE GmbH

Die WINDWISE GmbH mit Sitz in Münster wurde am 11. Dezember 2014 gegründet und 
ist beim Amtsgerichts Münster unter der Nummer HRB 15484 eingetragen. Das Stamm-
kapital der Gesellschaft beträgt EUR 55.151,00. Die Emittentin ist an dieser Gesellschaft 
seit Mitte Dezember 2025 in Höhe von 20% beteiligt.

Die WINDWISE GmbH ist ein deutsches Ingenieur- und Technologieunternehmen mit 
Spezialisierung auf die Entwicklung, Industrialisierung und den technischen Betrieb 
von Windenergieanlagen. Die Gesellschaft ist insbesondere in der Projektentwicklung 
und Beratung im Zusammenhang mit Windenergieanlagen tätig und unterstützt Pro-
jekte von der Konzeptionsphase über die Planung bis zur Umsetzung. Darüber hinaus 
kann die Gesellschaft Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem Betrieb und der 
Optimierung von Windenergieanlagen erbringen. Im Geschäftsjahr 2024 erzielte die 
Gesellschaft ausweislich ihres Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2024 Umsatzerlöse 
in Höhe von rund EUR 4,66 Mio. und einen Gewinn in Höhe von rund EUR 0,64 Mio. Der 
Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2025 ist noch nicht veröffentlicht und liegt der 
Emittentin dementsprechend nicht vor.

l) TRIDI Solutions GmbH

Die TRIDI Solutions GmbH ist eine österreichische Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung mit Sitz in Graz (Steiermark), Österreich. Die Gesellschaft wurde im Jahr 2025 
gegründet und am 14. Januar 2025 im Firmenbuch des Landesgerichts für Zivilrechts-
sachen Graz unter der Firmenbuchnummer FN 644220h eingetragen. Das Stammkapital 
beträgt EUR 25.000,00. Die Emittentin ist an dieser Gesellschaft seit Mitte Dezember 
2025 in Höhe von 5% beteiligt.
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Die Geschäftstätigkeit der TRIDI Solutions GmbH umfasst insbesondere Dienstleis-
tungen im Bereich der künstlichen Intelligenz und softwaregestützter Technologien. 
Die Gesellschaft entwickelt technologische Lösungen, die künstliche Intelligenz mit 
medizinischen Anwendungen verbinden, insbesondere im Bereich der chirurgischen 
Entscheidungsunterstützung. Ziel ist es, Chirurgen während operativer Eingriffe durch 
KI-gestützte Systeme in Echtzeit zu unterstützen und dadurch die Sicherheit und Effizi-
enz chirurgischer Verfahren zu verbessern. Hierzu entwickelt das Unternehmen unter 
anderem eine KI-basierte Plattform zur Erstellung und Nutzung bildbasierter Machine-
Learning-Algorithmen, die es medizinischen Anwendern ermöglichen soll, ohne um-
fangreiche Programmierkenntnisse eigene Modelle für Diagnose- und Forschungszwe-
cke zu erstellen.

Im Geschäftsjahr 2025 erzielte die Gesellschaft noch keine Umsätze, die ersten Umsätze 
sind für Ende 2026 / Anfang 2027 geplant, aktuell befindet sich die Gesellschaft im Sta-
dium der Produktentwicklung.

m) Una Terra Venture Studio AG

Die Una Terra Venture Studio AG ist eine am 21. Januar 2022 nach schweizerischem 
Recht errichtete Aktiengesellschaft mit Sitz in Küsnacht (ZH), Kanton Zürich, Schweiz, 
eingetragen im Handelsregister des Kantons Zürich unter der Unternehmens-Identi-
fikationsnummer CHE-155.516.578. Das Aktienkapital der Gesellschaft beträgt CHF 
196.800,00 und ist eingeteilt in 19.680.000 Namenaktien mit einem Nennwert von je 
CHF 0,01. Daneben verfügt die Gesellschaft über ein Partizipationskapital in Höhe von 
CHF 146.400,00, eingeteilt in 14.640.000 Namen-Partizipationsscheine mit einem Nenn-
wert von je CHF 0,01. Die Übertragbarkeit der Namenaktien und der Namen-Partizipa-
tionsscheine ist nach Maßgabe der Statuten beschränkt.

Die DN Group AG hat im Rahmen einer Barkapitalerhöhung, die im Februar 2026 
eingetragen wurde, insgesamt 5.720.000 Partizipationsscheine der Una Terra Venture 
Studio AG gegen Leistung einer Bareinlage in Höhe von CHF 4.612.250,00 erworben. 
Dies entspricht rund 39,07 % des Partizipationskapitals bzw. etwa 16,67 % der insge-
samt ausgegebenen Aktien und Partizipationsscheine. Die DN Group AG hat der Una 
Terra Venture Studio AG im Januar 2026 ein Darlehen in Höhe von EUR 3 Mio. gewährt. 
Dieses Darlehen soll voraussichtlich noch im Jahr 2026 in Kommanditanteile (Limited 
Partner Interests) am Una Terra Venture Capital Fund, SCA SICAV-RAIF (der „Fund“), 
eines gemäß Artikel 9 SFDR klassifizierten Early-Growth-Impact-Fonds (also sinngemäß 
eines Fonds, der in Wachstumsunternehmen in einem frühen Entwicklungsstadium im 
Bereich Impact Investment investiert wie nachstehend näher beschrieben) umgewan-
delt werden, indem eine noch abzustimmende Anzahl an Kommanditanteilen an dem 
Fund von der Una Terra Venture Studio AG an die DN Group AG abgetreten werden. 
Die Beteiligungsquote der Emittentin an der Una Terra Venture Studio AG bleibt durch 
diesen Vorgang unverändert.
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Der Fund ist rechtlich nicht als sogenanntes Sondervermögen (nicht rechtsfähige 
Vermögensmasse) organisiert, sondern als eigenständiger Rechtsträger in Form einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien nach Luxemburger Recht, SCA SICAV-RAIF, d. h. 
société d’investissement à capital variable – fonds d’investissement alternatif réservé in 
der Rechtsform der société en commandite par actions). Der Fund ist im Luxemburger 
Handelsregister (RCS) unter NR. B.267750 eingetragen. Anwendbar ist Luxemburger 
RAIF-Gesetz und Gesellschaftsgesetz von 1915. Der Fund wird durch einen zugelassenen 
alternativen Investmentfondsmanager (AIFM), die ONE Fund Management S.A., Luxem-
burg, verwaltet. Der Fund investiert in Series-A+-Finanzierungen europäischer Wachs-
tumsunternehmen (d.h. Finanzierungsrunden ab der Series-A-Phase oder darüber hin-
aus, also in Wachstumsunternehmen, die bereits eine erste institutionelle Kapitalrunde 
abgeschlossen haben und weiteres Kapital für die Skalierung ihres Geschäftsmodells 
benötigen), die Lösungen im Bereich Klima, Biodiversität und Kreislaufwirtschaft ent-
wickeln. Der Fund richtet sich an institutionelle und semi-institutionelle Anleger (Li-
mited Partners). Das Zielvolumen des Funds beläuft sich auf EUR 200 Mio. Im Q2 2026) 
wird ein Fondsvolumen (also Mittel von Investoren, die verbindlich zugesagt wurden) 
von mindestens EUR 75 Mio. angestrebt. Die Periode um Mittel bei Investoren einzu-
werben wurde bis Q1 2027 verlängert; insgesamt werden LP-Commitments (d.h. ver-
bindliche Kapitalzusagen der Fondsanleger, die sukzessive durch den General Partner 
abgerufen werden) in Höhe von über EUR 150 Mio. angestrebt. Die Investitionsperiode 
beträgt fünf Jahre ab August 2025, dem Zeitpunkt, zu dem erste Mittel abgerufen wer-
den konnten. Dabei werden ca. 50 % der Mittel als Reserven für Folgeinvestitionen in 
bestehende Portfoliounternehmen vorgehalten. Zum Datum des Prospekts hat der Fund 
in insgesamt sieben Unternehmen investiert bzw. steht unmittelbar vor Abschluss wei-
terer Investitionen. Insgesamt wird nach Auskunft des Fund erwartet, dass der Fund bis 
Ende Q2 2026 einen Gesamtbetrag von ca. EUR 20 Mio. investiert haben wird. Weitere 
Investitionen sowie Series-B-Folgeinvestitionen sind für das zweite Halbjahr 2026 ge-
plant.

Die Una Terra Venture Studio AG ist operativ tätig. Gemäß ihrem statutarischen Zweck 
erbringt die Gesellschaft Beratungs- und Vermittlungstätigkeiten und kann sich an 
anderen Unternehmen beteiligen. Die Gesellschaft ist in Italien, Luxemburg und der 
Schweiz tätig. Die Una Terra Venture Studio AG fungiert als Berater (Advisor) des 
Funds auf Grundlage eines Investment Advisory Agreements und erbringt in dieser 
Eigenschaft Beratungsleistungen gegenüber dem Fund und dem den Fund verwalte-
ten AIFM, der ONE Fund Management S.A. Die Tätigkeiten umfassen insbesondere die 
Identifizierung, Prüfung und Auswahl von Investitionsmöglichkeiten, die Durchführung 
von Investitionsentscheidungen, die laufende Betreuung und operative Unterstützung 
der Portfoliounternehmen – namentlich durch strategische Beratung, Vermittlung 
von Kunden- und Partnerkontakten, Unterstützung beim Teamaufbau sowie bei der 
Strukturierung weiterführender Finanzierungsrunden – sowie die Berichterstattung 
gegenüber den Kommanditisten (Limited Partners, nachfolgend auch „Fondsanleger“). 
Die Una Terra Venture Studio AG erzielt ihre laufenden Einnahmen aus Verwaltungsge-
bühren (Management Fees) in Höhe von 2 % p.a. des jeweils zugesagten Kapitals (Com-
mitted Capital) während der Investitionsperiode bzw. 2 % p.a. des investierten Kapitals 
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(Invested Capital) nach Ablauf der Investitionsperiode. Seit dem August 2025 wurden 
Gebühren in Höhe von ca. EUR 400.000 bis EUR 500.000 abgerufen. Diese Einnahmen 
dienen derzeit der Deckung der laufenden Betriebskosten, insbesondere der Personal-
kosten sowie sonstiger Fondsaufwendungen. Ein darüberhinausgehender Gewinn wird 
auf dieser Grundlage bislang nicht erwirtschaftet.

Die wesentlichen Ertrags- und Gewinnpotenziale der Una Terra Venture Studio AG 
liegen nicht in den laufenden Verwaltungsgebühren, sondern in der erfolgsabhängigen 
Vergütung (Carried Interest, nachfolgend auch „Gewinnbeteiligung“). Das Instrument 
für die Beteiligung an der Gewinnbeteiligung sind die sogenannten Gewinnbeteili-
gungsanteile (CI Shares bzw. Carried Interest Shares). Gewinnbeteiligungsanteile sind 
eine besondere Anteilsklasse des Fonds, die ausschließlich den berechtigten Gewinn-
beteiligungsinhabern (Eligible CI Shareholders) vorbehalten ist. Zu den berechtigten 
Gewinnbeteiligungsinhabern zählen gemäß den Fondsbedingungen die Anlageberate-
rin (d.h. die Una Terra Venture Studio AG) und/oder deren verbundene Unternehmen, 
die Schlüsselpersonen (Key Executives) sowie Mitarbeiter, Direktoren oder leitende 
Angestellte dieser Personen. Die Una Terra Venture Studio AG hält als Anlagebera-
terin Gewinnbeteiligungsanteile am Fonds. Diese Anteile werden zum Festpreis von 
EUR 1.000 pro Anteil ausgegeben, sind stimmberechtigte Anteile, unterliegen jedoch 
nicht der Verwaltungsgebühr. Darüber hinaus ist die Una Terra Venture Studio AG 
als Gründungsgesellschafterin (Founder Shareholder) des Fonds an diesem beteiligt. 
Der persönlich haftende Gesellschafter (die Una Terra Venture Capital GP S.à r.l.) und/
oder die Anlageberaterin sind verpflichtet, Kapitalzusagen für Anlegeranteile (Investor 
Shares) und/oder Gewinnbeteiligungsanteile in einem Gesamtbetrag von mindestens 
dem niedrigeren Wert aus (i) 1 % der Gesamtkapitalzusagen (Total Commitments) und 
(ii) EUR 2 Mio. einzugehen und diese Beteiligung während der gesamten Laufzeit des 
Fonds aufrechtzuerhalten (Eigenbeteiligung bzw. Sponsor Commitment). Die Gewinn-
beteiligung entsteht gemäß dem Ausschüttungsmechanismus des Fonds (Distribution 
Waterfall) erst nach vollständiger Rückführung der Kapitaleinlagen der Fondsanleger 
und nach Erreichen einer bevorzugten Rendite (Preferred Return) von 8 % p.a. auf die 
jeweils ausstehenden Kapitaleinlagen. Erst danach werden 20 % der weiteren Ausschüt-
tungen als Gewinnbeteiligung an die Inhaber der Gewinnbeteiligungsanteile ausge-
schüttet. Die verbleibenden 80 % der Ausschüttungen fließen den Fondsanlegern zu. 
Zum Schutz der Fondsanleger werden 50 % der ausgeschütteten Gewinnbeteiligung auf 
einem Treuhandkonto (Escrow-Konto) zurückgehalten, das erst freigegeben wird, wenn 
die Fondsanleger ihre gesamten Kapitaleinlagen zuzüglich der bevorzugten Rendite 
zurückerhalten haben. Zudem besteht eine Rückforderungsverpflichtung (Clawback): 
Falls die Fondsanleger bei Beendigung des Fonds nicht mindestens ihre Kapitaleinla-
gen und einen Mindestbetrag (Minimum Return) erhalten haben, müssen die Inhaber 
der Gewinnbeteiligungsanteile entsprechende Beträge zurückzahlen. Diese Gewinn-
beteiligung entsteht nicht nur aus dem ersten Fonds (Fund I), sondern aus sämtlichen 
künftigen Fonds, die unter der Plattform der Una Terra Venture Studio AG aufgelegt 
werden. Der Fonds richtet sich ausdrücklich nicht an Kleinanleger, sondern an qualifi-
zierte Investoren.
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Die Emittentin partizipiert gegenwärtig an der Una Terra Venture Studio AG auf zwei 
Ebenen wirtschaftlich: Erstens hält die Emittentin 5.720.000 Partizipationsscheine, die 
rund 39,07 % des Partizipationskapitals bzw. etwa 16,67 % der insgesamt ausgegebenen 
Aktien und Partizipationsscheine entsprechen. Die Partizipationsscheine vermitteln 
nach schweizerischem Recht (Art. 656a ff. OR) ausschließlich Vermögensrechte, ins-
besondere einen Dividendenanspruch und einen Anteil am Liquidationserlös, jedoch 
kein Stimmrecht an der Generalversammlung. Da die Una Terra Venture Studio AG 
derzeit aus den laufenden Verwaltungsgebühren lediglich ihre Betriebskosten deckt 
und darüber hinaus keinen Gewinn erwirtschaftet, profitiert die Emittentin aus dieser 
Beteiligung gegenwärtig nicht durch laufende Ausschüttungen. Eine wirtschaftliche 
Partizipation der Emittentin aus den Partizipationsscheinen setzt voraus, dass die Una 
Terra Venture Studio AG künftig Gewinne erzielt, namentlich durch Gewinnbeteiligun-
gen aus erfolgreichen Veräußerungen (Exits) der Fondsportfoliogesellschaften. Ob und 
wann dies eintreten wird, ist ungewiss und hängt maßgeblich von der Wertentwicklung 
und dem erfolgreichen Verkauf der Portfoliounternehmen des Fonds ab.

Zweitens plant die Emittentin, sich künftig als Kommanditistin (Limited Partner) am 
Fonds zu beteiligen. Hierzu soll das im Januar 2026 an die Una Terra Venture Studio 
AG gewährte Darlehen in Höhe von EUR 3 Mio. in Kommanditanteile (Limited Partner 
Interests) am Una Terra Venture Capital Fund, SCA SICAV-RAIF im Gegenwert von EUR 
3 Mio. umgewandelt werden; die Kommanditanteile werden von der Una Terra Venture 
Studio AG an die Emittentin abgetreten. Die Beteiligungsquote der Emittentin an der 
Una Terra Venture Studio AG bleibt durch diesen Vorgang unverändert. Als Kommandi-
tistin würde die Emittentin nach dem Ausschüttungsmechanismus des Fonds zunächst 
(jeweils soweit Mittel verfügbar sind) eine Rückführung ihrer Kapitaleinlagen, sodann 
die bevorrechtige Rendite von 8 % p.a. und anschließend einen Anteil von 80 % an den 
darüber hinausgehenden Ausschüttungen erhalten. Darüber hinaus beabsichtigt die 
Emittentin, wenn entsprechende Mittel vorhanden sind, insgesamt bis zu EUR 17 Mio. 
in den Fonds zu investieren. Ob und in welchem Umfang eine solche Investition tatsäch-
lich erfolgt, hängt von der Verfügbarkeit finanzieller Mittel der Emittentin ab und steht 
unter dem Vorbehalt der jeweiligen Investitionsentscheidung.

Neben dem vorgenannten Darlehen an die Una Terra Venture Studio AG hat die Emit-
tentin zum Datum des Prospekts weder in die Una Terra Venture Studio AG noch in den 
Una Terra Venture Capital Impact Fund weitere Barmittel eingebracht.

n) Finanzlage der Emittentin und Finanzierung der DN Gruppe

Die Finanzierung der DN Group AG erfolgt derzeit primär aus Fremdkapital. Die Emit-
tentin plant darüber hinaus, sich und ihre Beteiligungen aus Erträgen des operativen 
Geschäftsbetriebs zu finanzieren. Diese Erträge können aus Beratungsleistungen und 
Beteiligungsveräußerungen resultieren, wobei mindestens kurzfristig nicht mit Erlösen 
aus Beteiligungsveräußerungen gerechnet wird. Denkbar sind auch andere Arten der 
Finanzierung, wie etwa die Durchführung von Kapitalerhöhungen.
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Das Eigenkapital der Emittentin beträgt zum 31. Dezember 2025 EUR 386.517.058,29 
(Vorjahr: EUR 285.018.249,61), bestehend aus einem gezeichneten Kapital von EUR 
55.584.518,00 (Vorjahr: EUR 44.055.110,00) sowie Gewinnrücklagen und Gewinnvortrag.

Die Verschuldung der Emittentin zum Datum des Prospekts beträgt rund EUR 60,5 Mio. 
Diese setzt sich wie folgt zusammen: Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten in 
Höhe von rund EUR 1 Mio., Verbindlichkeiten aus der Unternehmensanleihe 2024/2029 
der Emittentin in Höhe von rund EUR 5 Mio. sowie Verbindlichkeiten aus der Unter-
nehmensanleihe 2025/2030 der Emittentin in Höhe von rund EUR 54,5 Mio. Daneben 
werden Schuldverschreibungen der Unternehmensanleihe 2024/2029 in Höhe von rund 
EUR 26 Mio. durch die Emittentin selbst gehalten werden, in der Bilanz der Emittentin 
als Verbindlichkeiten ausgewiesen. Da dies eigenen Anleihen sind, besteht in gleicher 
Höhe eine entsprechende Position in der Bilanz als Aktiva und es handelt sich nicht um 
echte Verschuldung.

Die Emittentin plant, sich auch weiterhin primär durch Anleihen und/oder sonstiges 
Fremdkapital, insbesondere Bankkredite zu finanzieren.

Die Finanzlage stellt sich auf der Aktivseite wie folgt dar:

Anteile an verbundenen Unternehmen sind in Höhe von TEUR 412.722 (Vorjahr: TEUR 
280.937) in dem geprüften Jahresabschluss der Emittentin für das Geschäftsjahr 2025 
ausgewiesen. Davon entfallen TEUR 221.152 (Vorjahr TEUR 280.937) auf die Beteiligung 
an der More Impact AG, Frankfurt am Main, TEUR 112.171 (Vorjahr TEUR 0.00) auf die 
Beteiligung an der Algene Holding SE, Düsseldorf, TEUR 78.400 (Vorjahr TEUR 0.00) auf 
die Beteiligung an der EcoMotion Holding AG, Schweiz und TEUR 1.000 (Vorjahr TEUR 
0.00) auf die Beteiligung an der IIC International Impact Consulting AG. Die Beteiligun-
gen an diversen weiteren Gesellschaften betragen TEUR 9.539 (Vorjahr TEUR 0). Die 
Wertpapiere des Anlagevermögens in Höhe von TEUR 28.796 (Vorjahr: TEUR 15.133) 
entfallen unter anderem in Höhe von TEUR 1.184 (Vorjahr: TEUR 415) auf die Beteili-
gung an der SUSMATA Holding AG, Frankfurt am Main, in Höhe von TEUR 1.587 (Vor-
jahr TEUR 5.521) auf die Beteiligung an der Global Health Care AG (früher EasyMotion 
Tec AG), Vaduz.

Die Emittentin hat im Jahr 2024 Umsatzerlöse in Höhe von EUR 137.785,37 erzielt. Diese 
Umsatzerlöse stammen nicht aus der gegenwärtigen, auf Impact Investing ausgerichte-
ten Geschäftstätigkeit der Emittentin, die mit diesem Fokus erst seit Herbst 2024 ausge-
übt wird, sondern aus der früheren Geschäftstätigkeit. Im Jahr 2025 hat die Emittentin 
Umsatzerlöse in Höhe von EUR 2.510.000,00 erzielt, davon EUR 2,5 Mio. aus Beratungs-
dienstleistungen (s. dazu oben im Abschnitt V.1). Die (nicht liquiditätswirksamen) han-
delsrechtlichen Erträge aus Beteiligungen betragen im Jahr 2023 rund EUR 72 Mio. und 
resultieren aus der Einbringung der More ESG GmbH in die More Impact AG im Wege 
der Sachkapitalerhöhung), im Jahr 2024 rund EUR 199 Mio. und resultieren aus der Ein-
bringung der BG Braingate Technology GmbH und der The Key Unternehmensberatung 
GmbH in die More Impact AG jeweils im Wege der Sachkapitalerhöhung.
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Die Bilanzsumme der Emittentin ist von EUR 310,8 Mio. zum 31. Dezember 2024 auf 
EUR 460 Mio. zum 31. Dezember 2025 gestiegen, d.h. um rund EUR 149 Mio. Dieser An-
stieg ist ganz überwiegend nicht liquiditätswirksam. Er resultiert im Wesentlichen aus 
der Sachkapitalerhöhung unter Einbringung der EcoMotion Holding AG (vormals First 
Move! AG) durch die SP 1 Equity GmbH (Zugang bei den Anteilen an verbundenen Un-
ternehmen in Höhe von TEUR 78.400) sowie aus dem Aktientausch vom 29. Dezember 
2025, bei dem die Emittentin 30.000.000 Aktien an der More Impact AG gegen 28.000.000 
Aktien an der Algene Holding SE getauscht hat (Saldo der Buchwertveränderungen 
rund EUR 52 Mio.). Bei beiden Transaktionen sind der Emittentin keine liquiden Mittel 
zugeflossen. Tatsächlich liquide Mittel sind der Emittentin im Geschäftsjahr 2025 im 
Wesentlichen aus der Unternehmensanleihe 2025/2030 zugeflossen. Das Bankguthaben 
der Emittentin blieb nahezu unverändert bei rund EUR 3,6 Mio. (Vorjahr: EUR 3,7 Mio.).

Im Einzelnen stellt sich der Zufluss aus den bisherigen Anleiheemissionen bis zum 
Datum des Prospekts wie folgt dar:

Unternehmensanleihe 2024/2029 (ISIN: DE000A383C76): Von dieser Anleihe wurden 
insgesamt rund EUR 35,2 Mio. gezeichnet. Zu den Zeichnern der Anleihe 2024/2029 ge-
hörten auch die Mehrheitsaktionärin der Emittentin, die SP 1 Equity GmbH sowie die 
ehemalige Großaktionärin, die Neon Equity Invest GmbH. Die SP1 Equity GmbH hat 
ihre Zahlungsverpflichtung aus der Zeichnung über EUR 4,2 Mio. nicht in bar erbracht, 
sondern durch Aufrechnung mit Verbindlichkeiten der Emittentin gegenüber der SP1 
Equity GmbH aus einem Verrechnungskonto, das zwischen der Emittentin und der SP 
1 Equity GmbH geführt wurde. Die Neon Equity Invest GmbH hat ihre Zahlungsver-
pflichtung aus der Zeichnung über EUR 9,7 Mio. nicht in bar erbracht, sondern eben-
falls durch Aufrechnung mit einer Verbindlichkeit der Emittentin gegenüber der Neon 
Invest GmbH aus einem Verrechnungskonto, das zwischen der Emittentin und der 
Neon Equity Invest GmbH geführt wurde, als die Neon Equity Invest GmbH Mehrheits-
aktionärin der Emittentin war. Der Emittentin sind somit aus der Unternehmensanleihe 
2024/2029 rund EUR 21,3 Mio. als Barzahlung zugeflossen.

Ihre Schuldverschreibungen der Unternehmensanleihe 2024/2029 in Höhe von EUR 4,2 
Mio. hat die SP 1 Equity GmbH gegen die Umtauschschuldverschreibungen getauscht. 
Die Schuldverschreibungen der Unternehmensanleihe 2024/2029 im Umfang von EUR 
8.619.000,00, die nach den der Emittentin erteilten Auskünften ursprünglich von der 
Neon Equity Invest GmbH erworben und dann von der Neon Equity Invest GmbH an 
die IC Impact Capital GmbH (vormals: Olek Capital GmbH) veräußert wurden, werden 
von der Emittentin als Folge der Verrechnung der Kaufpreisforderung gegen die IC 
Impact Capital GmbH als Käuferin aus dem Verkauf der publity AG-Aktien selbst ge-
halten (zum Verkauf der publity AG-Aktien näher unter Abschnitt V.1.a)). Die restlichen 
Schuldverschreibungen der Unternehmensanleihe 2024/2029, die im Wege der Ver-
rechnung der Forderung durch die Neon Equity GmbH erworben wurden, wurden nach 
Kenntnisstand der Emittentin an Dritte gegen Barzahlung verkauft.
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Unternehmensanleihe 2025/2030 (ISIN: DE000A4DFMZ5): Zum Datum des Prospekts 
beträgt das Volumen der ausgegebenen Schuldverschreibungen rund EUR 54,5 Mio., 
davon wurden rund EUR 10,5 Mio. im Rahmen der Privatplatzierung (Barzeichnung) 
ausgegeben. Verrechnungen mit verbundenen Unternehmen fanden bei dieser Anleihe 
nicht statt. Von den rund EUR 54,5 Mio. entfallen rund EUR 21,6 Mio. auf den Umtausch 
von Schuldverschreibungen der Unternehmensanleihe 2024/2029 in die Unternehmens-
anleihe 2025/2030 (davon rund EUR 4,2 Mio. durch die SP 1 Equity GmbH). Die weiteren 
rund EUR 32,9 Mio. sind der Emittentin als Barzahlung zugeflossen. Die Emittentin hält 
keine eigenen Schuldverschreibungen der Unternehmensanleihe 2025/2030.

Insgesamt sind der Emittentin aus beiden Anleiheemissionen somit rund EUR 54,2 
Mio. als Barzahlung zugeflossen (rund EUR 21,3 Mio. aus der Unternehmensanleihe 
2024/2029 und rund EUR 32,9 Mio. aus der Unternehmensanleihe 2025/2030).

Die Verwendung der aus den bisherigen Anleiheemissionen zugeflossenen Barmittel 
stellt sich zum Datum des Prospekts wie folgt dar: a) Gewährung von Darlehen an Be-
teiligungsgesellschaften in Höhe von ca. EUR 10,5 Mio.; b) Gründung der DN Vermö-
gensverwaltung AG (Bareinlagen in Höhe von EUR 250.000,00); c) Erwerb der Anteile 
an der Beteiligungsgesellschaften im Wege der Barkapitalerhöhungen in Höhe von ca. 
EUR 13,9 Mio. (. Algene Holding SE: EUR 7 Mio.; SW Save The Water Holding AG: EUR 
950.000,00; IIC International Impact Consulting AG: EUR 950.000,00 und Una Terra 
Venture Studio AG: CHF 4.612.250,00 (ca. EUR 5 Mio.); d) Erwerb von Beteiligungen 
(Käufe) in Höhe von ca. EUR 9,5 Mio. (davon Algene Holding SE (vormals: Potrimpos 
Capital SE) EUR 250.000,00, SUSMATA Holding AG (vormals: cannabis.de Media AG) 
EUR 3.700.000,00, Ownity AG Aktien ca. EUR 5 Mio., More Impact AG Aktien ca. EUR 0,5 
Mio.); e) Ablösung der Verbindlichkeiten gegenüber der Intesa Sanpaolo S.p.A. in Höhe 
von EUR 4,5 Mio.; f) Bankguthaben zum Datum des Prospekts ca. EUR 2,5 Mio. Die vor-
genannten Positionen belaufen sich auf insgesamt rund EUR 41,5 Mio. Die Differenz 
zum Gesamtzufluss von rund EUR 54,2 Mio. resultiert im Wesentlichen aus laufenden 
Betriebskosten der Emittentin, Zinszahlungen auf die bestehenden Schuldverschreibun-
gen, Emissionskosten sowie sonstigen finanziellen Abgängen auf Ebene der Emittentin 
und der DN Gruppe.

Im Jahr 2025 betrugen die (nicht liquiditätswirksamen) handelsrechtlichen Erträge aus 
Beteiligungen EUR 45.010.077,98. Diese resultierten im Wesentlichen aus einem nicht 
liquiditätswirksamen Buchgewinn im Zusammenhang mit dem vorgenannten Aktien-
tausch (vgl. die Darstellung in Abschnitt III. sowie Abschnitt VI. a) und c)). Im Jahr 2024 
hat die Emittentin durch die Veräußerung der zuvor gehaltenen publity-Aktien einen 
nicht liquiditätswirksamen Buchverlust in Höhe von ca. EUR 134 Mio. erzielt.

Die Beteiligungsunternehmen der Emittentin – mit Ausnahme der Global Health Care 
AG (Beteiligung in Höhe von 3 %) und der WINDWISE GmbH (Beteiligung in Höhe von 
20 %), die im Jahr 202433 Umsätze in Höhe von EUR 1.593.544,44 (bei einem Bilanz-

33 https://www.fortunebusinessinsights.com/de/markt-f-r-automatisierte-parksysteme-105486
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verlust von EUR 4.093.884,89) bzw. EUR 4.655.285,68 (bei einem Bilanzgewinn in Höhe 
von EUR 643.416,69) erzielt haben – befinden sich aktuell in unterschiedlichen Phasen 
der Produktentwicklung, der Markteinführungsvorbereitung sowie der Absicherung 
gewerblicher Schutzrechte und erzielten im Jahr 2025 noch keine bzw. nur unwesent-

liche (weniger als TEUR 80) Erlöse (die SUSMATA AG erzielte im Jahr 2025 erste Umsätze 
in Höhe von EUR 70.672,00). Bisher hat keine der Beteiligungsgesellschaften der Emit-
tentin Gewinne an die Emittentin ausgeschüttet.

Die Finanzierung der Tochtergesellschaften erfolgt grundsätzlich entweder im Wege 
von Gesellschafterdarlehen oder durch Barkapitalerhöhungen. Gesellschafterdar-
lehen werden regelmäßig mit einem Zinssatz von 3 % bis 10 % p.a. und der Laufzeit 
von 6 bis 24 Monate an die jeweiligen Tochtergesellschaften gewährt (EUR 383.000,00 
im Jahr 2024; ca. EUR 3,44 Mio. im Jahr 2025 und EUR 6.725.000,00 im Jahr 2026). Die 
Darlehensnehmer sind die EcoMotion Holding AG (ca. EUR 1,9 Mio.), die More Impact 
AG (EUR 1,15 Mio.) die Algene Holding SE (EUR 600.000,00), die Algene International AG 
(EUR 249.900,00) die Algene Deutschland GmbH (EUR 1,3 Mio.); die Una Terra Venture 
Studio AG (EUR 3 Mio. im Januar 2026, Laufzeit 6 Monate, Zinssatz 10 %), die The Key 
Unternehmensberatung GmbH (EUR 473.000,00), die BG Braingate Technology GmbH 
(EUR 240.000,00), die SUSMATA Holding AG (EUR 315.000,00), die SUSMATA AG (EUR 
25.000,00), die IIC International Impact Consulting AG (EUR 800.000,00), SW Save The 
Water Holding AG (EUR 260.000,00) und die More-ESG GmbH (EUR 238.000,00). Im Jahr 
2026 sind die Darlehensforderungen der Emittentin gegenüber ihren Beteiligungsge-
sellschaften insgesamt in Höhe von EUR 5.271.000,00, im Jahr 2027 in Höhe von EUR 
2.156.582,00 und im Jahr 2028 in Höhe von EUR 2.165.000 fällig.
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VII. Unternehmens- 
führung, Corporate 
Governance

1. Überblick

Die Organe der Gesellschaft sind der Vorstand, der Aufsichtsrat und die Hauptversamm-
lung. Die Kompetenzen dieser Organe sind im Aktiengesetz, der Satzung der Emittentin 
und den jeweils bestehenden Geschäftsordnungen für Vorstand und Aufsichtsrat ge-
regelt.

2. Vorstand

a) Überblick

Gemäß § 6 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft besteht der Vorstand der DN Group AG 
aus einer oder mehreren Personen. Der Vorstand kann auch dann aus einer Person be-
stehen, wenn das Grundkapital der Gesellschaft mehr als EUR 3 Mio. beträgt. Es können 
stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden. Die Anzahl der Vorstandsmitglie-
der bestimmt der Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat kann je ein Vorstandsmitglied zum Vor-
sitzenden des Vorstandes und eines zum stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstandes 
ernennen.

Gegenwärtig besteht der Vorstand der Gesellschaft aus zwei Personen. Die Mitglieder 
des Vorstandes werden vom Aufsichtsrat für eine Amtszeit von höchstens fünf Jahren 
bestellt. Der Aufsichtsrat kann die Bestellung eines Vorstandsmitgliedes vor Ablauf der 
Amtszeit widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, etwa bei grober Pflichtverlet-
zung oder wenn die Hauptversammlung dem Vorstandsmitglied das Vertrauen entzieht.

Der Aufsichtsrat hat in seiner Sitzung vom 26. September 2023 und 12. Dezember 2023 
die aktuelle Geschäftsordnung des Vorstandes einstimmig beschlossen.

Die Beschlüsse des Vorstandes werden mit einfacher Stimmenmehrheit der an der 
Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder des Vorstands gefasst, sofern das Gesetz, 
die Satzung oder Geschäftsordnung nicht zwingend etwas anderes vorschreiben. Bei 
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Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag, wenn der Vorstand 
aus mehr als zwei Personen besteht, soweit dies rechtlich zulässig ist und die Geschäfts-
ordnung nicht etwas anderes bestimmt. Die Geschäftsordnung kann, wenn der Vor-
stand aus mehr als zwei Personen besteht, ferner ein Widerspruchsrecht (Vetorecht) 
des Vorsitzenden innerhalb der gesetzlichen Grenzen vorsehen.
Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft allein. Ist der 
Vorstand aus mehreren Mitgliedern zusammengesetzt, so wird die Gesellschaft durch 
zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich oder ein Vorstandsmitglied gemeinsam 
mit einem Prokuristen vertreten. Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, kann der 
Aufsichtsrat bestimmen, dass einzelne, mehrere oder alle Vorstandsmitglieder einzel-
vertretungsberechtigt sind und/oder berechtigt sind, im Namen der Gesellschaft und als 
Vertreter eines Dritten Rechtsgeschäfte vorzunehmen (Mehrfachvertretung), § 181 2. 
Alt. BGB.

b) Gegenwärtige Mitglieder

Der Vorstand der Gesellschaft besteht gegenwärtig aus zwei Vorstandsmitgliedern:

Herr Ole Nixdorff (Vorstandsvorsitzender)

Die folgende Übersicht gibt die wichtigsten Tätigkeiten von Herrn Ole Nixdorff als Mit-
glied eines Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als Partner 
(d.h. Gesellschafter einer Personengesellschaft) in Gesellschaften außerhalb der DN 
Group AG wieder:

Laufende Tätigkeiten/Mitgliedschaften in Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichts-
organen außerhalb der Gesellschaft

Gesellschaft Funktion

DN Vermögensverwaltung AG Aufsichtsratsvorsitzender

IIC International Impact Consulting AG Aufsichtsratsvorsitzender

SW Save The Water Holding AG Mitglied des Aufsichtsrats

Ownity AG stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrats

Herr Dr. Andreas Rickert (Vorstandsmitglied)

Die folgende Übersicht gibt die wichtigsten Tätigkeiten von Herrn Dr. Andreas Rickert 
als Mitglied eines Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als Part-
ner (d.h. Gesellschafter einer Personengesellschaft) in Gesellschaften außerhalb der DN 
Group AG wieder:
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Laufende Tätigkeiten/Mitgliedschaften in Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichts-
organen außerhalb der Gesellschaft

Gesellschaft Funktion

PHINEO gAG Vorstandsvorsitzender

NIXDORF Kapital AG Mitglied des Aufsichtsrats

Zukunft – Umwelt – Gesellschaft (ZUG) gGmbH Mitglied des Aufsichtsrats

Plenum AG Mitglied des Aufsichtsrats

LOOM impact AG Mitglied des Aufsichtsrats

Bundesinitiative Impact Investing e. V. Vorstandsvorsitzender

Revent Capital GmbH Mitglied des Beirats

World Fund Management GmbH Mitglied des Beirats

Extantia Capital Management GmbH Mitglied des Beirats

1. FC Union Berlin Stiftung Mitglied des Beirats

Capital H GmbH Mitglied des Beirats

Startup Teens e. V Mitglied des Beirats

Generationen Stiftung Mitglied des Beirats

Global Perspectives Initiative gUG Mitglied des Beirats

Plenum AG Verwaltungsrat

4P Capital GmbH Mitglied des Beirats

Burning Issues Fund Mitglied des Beirats

Ventures Mitglied des Beirats

Es bestehen keine potenziellen Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der 
Mitglieder des Vorstands gegenüber der Emittentin und ihren privaten Interessen oder 
sonstigen Verpflichtungen.

Der Vorstand ist unter der Geschäftsadresse der Emittentin, Unterschweinstiege 2-14, 
60549 Frankfurt am Main, erreichbar.

3. Aufsichtsrat

a) Überblick

Gemäß § 8 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft besteht der Aufsichtsrat aus drei Mit-
gliedern, die von der Hauptversammlung gewählt werden. Die Wahl erfolgt gemäß der 
Satzung der Gesellschaft für die Zeit bis zur Beendigung derjenigen Hauptversamm-
lung, die über die Entlastung des Aufsichtsrates für das vierte Geschäftsjahr nach dem 
Beginn der Amtszeit beschließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, 
nicht mitgerechnet wird. Eine Wiederwahl ist möglich. Die Hauptversammlung kann 
mit der Wahl der ordentlichen Aufsichtsratsmitglieder gleichzeitig Ersatzmitglieder 
wählen, die nach einer bei der Wahl festzulegenden Reihenfolge in den Aufsichtsrat 
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eintreten, wenn das Aufsichtsratsmitglied, als dessen Ersatzmitglied sie bestellt sind, 
vorzeitig ausscheidet, ohne dass ein Nachfolger bestellt wurde.

Aufsichtsratsmitglied kann gemäß § 100 AktG nicht sein, wer (i) bereits in zehn Han-
delsgesellschaften, die gesetzlich einen Aufsichtsrat zu bilden haben, Aufsichtsratsmit-
glied ist, (ii) gesetzlicher Vertreter eines von der Gesellschaft abhängigen Unternehmens 
ist, (iii) gesetzlicher Vertreter einer anderen Kapitalgesellschaft ist, deren Aufsichtsrat 
ein Vorstandsmitglied der Gesellschaft angehört oder (iv) in den letzten zwei Jahren 
Vorstandsmitglied derselben börsennotierten Gesellschaft war, es sei denn, seine Wahl 
erfolgt auf Vorschlag von Aktionären, die mehr als 25 % der Stimmrechte an der Gesell-
schaft halten

Nach der Satzung kann jedes Mitglied des Aufsichtsrates und jedes Ersatzmitglied sein 
Amt mit einer Frist von vier Wochen durch eine Erklärung gegenüber dem Vorstand in 
Textform auch ohne wichtigen Grund niederlegen. Der Vorstand kann die Frist abkür-
zen oder auf die Einhaltung der Frist verzichten.

Der Aufsichtsrat wählt unmittelbar nach seiner Wahl in der Hauptversammlung aus 
seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter für die Amtsdauer des jeweils 
gewählten Aufsichtsratsmitglieds. Der Aufsichtsratsvorsitzende sowie im Falle der Ver-
hinderung dessen Stellvertreter sind der ständige Vertreter des Aufsichtsrats gegenüber 
Dritten, insbesondere gegenüber Gerichten, Behörden und dem Vorstand.

Dem Aufsichtsratsvorsitzenden obliegt die Einberufung der Aufsichtsratssitzungen. Der 
Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Aufsichtsratsmitglieder geladen sind 
und mindestens die Hälfte der Mitglieder an der Beschlussfassung teilnimmt. Abwesen-
de Mitglieder können an der Beschlussfassung in Präsenzsitzung teilnehmen, indem sie 
eine schriftliche Stimmabgabe durch ein anwesendes Mitglied überreichen lassen.

Die Beschlüsse des Aufsichtsrates werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Außer-
halb von Sitzungen können Beschlussfassungen auf Anordnung des Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats auch mündlich, fern-mündlich, schriftlich, per Telefax, per E-Mail oder 
mittels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel, insbesondere per Video-
konferenz, sowie in Kombination der vorgenannten Formen erfolgen.

Nach der Satzung der Gesellschaft kann sich der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung 
geben. Von dieser Möglichkeit wurde Gebrauch gemacht. Der Aufsichtsrat hat in seiner 
Sitzung vom 26. September 2023 und 12. Dezember 2023 die aktuelle Geschäftsordnung 
für den Aufsichtsrat einstimmig beschlossen.

b) Gegenwärtige Mitglieder

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht gegenwärtig aus drei Aufsichtsratsmitgliedern:

Herr Jörg Wisotzki (Vorsitzender)
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Die folgende Übersicht gibt die wichtigsten Tätigkeiten von Herrn Jörg Wisotzki als 
Mitglied eines Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als Partner 
(d.h. Gesellschafter einer Personengesellschaft) in Gesellschaften außerhalb der DN 
Group AG wieder:

Laufende Tätigkeiten/Mitgliedschaften in Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichts-
organen außerhalb der Gesellschaft

Gesellschaft Funktion

Algene Holding SE Aufsichtsratsvorsitzender

Herr Prof. Dr. Torsten Weber (stellvertretender Vorsitzender)

Prof. Dr. Torsten Weber ist kein Mitglied eines Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder 
Aufsichtsorgans oder als Partner (d.h. Gesellschafter einer Personengesellschaft) in Ge-
sellschaften außerhalb der DN Group AG.

Frau Eva Katheder (Aufsichtsratsmitglied)

Die folgende Übersicht gibt die wichtigsten Tätigkeiten von Frau Eva Katheder als Mit-
glied eines Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als Partner 
(d.h. Gesellschafter einer Personengesellschaft) in Gesellschaften außerhalb der DN 
Group AG wieder:

Laufende Tätigkeiten/Mitgliedschaften in Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichts-
organen außerhalb der Gesellschaft

Gesellschaft Funktion

ACG Germany e.V. Vorstand

Algene Holding SE Mitglied des Aufsichtsrats

2invest AG Mitglied des Aufsichtsrats

H2 Core AG stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende

Latonba AG stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende

mediola – connected living AG Vorstand

Pflege.Digitalisierung Invest AG stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende

Strawtec Group AG stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende

Enapter AG Mitglied des Aufsichtsrats

Altech Advanced Materials AG Mitglied des Aufsichtsrats

tecnovum AG Vorstand
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Es bestehen keine potenziellen Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der 
Mitglieder des Aufsichtsrats gegenüber der Emittentin und ihren privaten Interessen 
oder sonstigen Verpflichtungen.

Der Aufsichtsrat ist unter der Geschäftsadresse der Emittentin, Unterschweinstiege 
2-14, 60549 Frankfurt am Main, erreichbar.

4. Hauptversammlung

a) Einführung

Die Hauptversammlung ist die Versammlung der Aktionäre. Die Hauptversammlung 
findet am Sitz der Gesellschaft, an einem deutschen Börsenplatz oder in einer ande-
ren deutschen Stadt mit mehr als 100.000 Einwohnern statt. Jede Aktie gewährt in der 
Hauptversammlung eine Stimme. Beschränkungen des Stimmrechtes bestehen nicht. 
Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Für die Vollmacht ist 
die Textform (§ 126b BGB) erforderlich und genügend. In der Einberufung zur Haupt-
versammlung kann Abweichendes bestimmt werden.

b) Beschlussfassung

Beschlüsse werden, sofern nicht zwingende gesetzliche Vorschriften oder die Satzung 
der Gesellschaft dem entgegenstehen, in der Hauptversammlung mit einfacher Mehr-
heit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst und, soweit das Gesetz außer der Stim-
menmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der 
Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals.

Weder das Aktienrecht noch die Satzung sehen eine Mindestbeteiligung für die Be-
schlussfähigkeit der Hauptversammlung vor.

Nach dem Aktienrecht erfordern Beschlüsse von grundlegender Bedeutung neben der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen auch eine Mehrheit von mindestens drei Vierteln 
des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. Zu diesen Beschlüssen mit 
grundlegender Bedeutung gehören insbesondere:

•	 Kapitalerhöhungen unter Ausschluss des Bezugsrechtes,
•	 Kapitalherabsetzungen,
•	 die Schaffung von genehmigtem oder bedingtem Kapital,
•	 Auf- oder Abspaltung sowie die Übertragung des gesamten Vermögens der Gesell-

schaft,
•	 der Abschluss von Unternehmensverträgen (z.B. Beherrschungs- und Gewinnabfüh-

rungsverträge),
•	 der Wechsel der Rechtsform der Gesellschaft und
•	 die Auflösung der Gesellschaft. 
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VIII. Finanz-
informationen

Die nachfolgend zusammengefassten Finanzdaten der Emittentin sind dem nach HGB 
aufgestellten geprüften Jahresabschluss der DN Group AG zum 31. Dezember 2025 ent-
nommen, der im Abschnitt „XVI. Aufnahme mittels Verweis gemäß Artikel 19 der Ver-
ordnung (EU) 2017/1129“ anstelle eines gesonderten Finanzteils als historische Finanz-
informationen im Sinne von Punkt VIII. des Anhangs VIII. der Prospektverordnung in 
diesen Prospekt einbezogen wurde und Teil davon ist.

Sofern Finanzdaten in den nachfolgenden Tabellen als „geprüft“ gekennzeichnet sind, 
bedeutet dies, dass sie dem oben angeführten geprüften Jahresabschluss der Emittentin 
entnommen wurden. Die Zahlen wurden kaufmännisch gerundet und addieren sich 
daher eventuell nicht zu den angegebenen Summen auf.

1. Ausgewählte Posten der Gewinn- und Verlustrechnung

Ausgewählte Posten der Gewinn- 
und Verlustrechnung (in EUR), HGB

1. Januar 2025 - 
31. Dezember 2025 
(geprüft)

1. Januar 2024 - 
31. Dezember 2024
 (geprüft)

Umsatzerlöse 2.510.000,00 137.785,37

sonstige betriebliche Erträge 45.010.077,98 199.126.068,44

Personalaufwand 618.839,17 587.080,27

Abschreibungen 4.359.462,54 92.325,70

sonstige betriebliche Aufwendungen 10.882.766,90 182.079.736,70

Erträge aus anderen Wertpapieren 
und Ausleihungen des Finanzanlage-
vermögens

0,00 5.019.264,25

sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 132.321,60 164.500,00

Abschreibungen auf Finanzanlagen 
und auf Wertpapiere des Umlaufver-
mögens

4.512.609,55 0,00

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 4.078.579,42 1.550.307,42

Steuern vom Einkommen und vom 
Ertrag

96.084,59 52.306,37-
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Ausgewählte Posten der Gewinn- 
und Verlustrechnung (in EUR), HGB

1. Januar 2025 - 
31. Dezember 2025 
(geprüft)

1. Januar 2024 - 
31. Dezember 2024
 (geprüft)

Ergebnis nach Steuern 23.104.057,41 20.190.474,34

sonstige Steuern 5.223,13 0,00

Jahresüberschuss 23.098.834,28 20.190.474,34

2. Ausgewählte Posten der Bilanz

Ausgewählte Posten der Bilanz (in EUR), 
HGB

31. Dezember 2025
(geprüft)

31. Dezember 2024
(geprüft)

Aktiva 460.000.862,36 310.807.967,46

Anlagevermögen 451.214.268,86 296.278.894,26

davon immaterielle Vermögensgegenstände 1,00 2.747,00

davon Sachanlagen 157.189,00 205.541,00

davon Finanzanlagen 451.057.078,86 296.070.606,26

Umlaufvermögen 8.753.448,70 14.529.073,20

sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 132.321,60 164.500,00

davon Forderungen und sonstige Vermö-
gensgegenstände

5.197.183,34 10.842.126,38

davon Kassenbestand, Bundesbankgut-
haben, Guthaben bei Kreditinstituten und 
Schecks

3.556.265,36 3.686.946,82

Passiva 460.000.862,36 310.807.967,46

Eigenkapital 386.517.058,29 285.018.249,61

davon gezeichnetes Kapital 55.584.518,00 44.055.110,00

davon Kapitalrücklage 66.870.566,40 0,00

davon Gewinnrücklagen 2.576.598,11 1.567.064,89

davon Gewinnvortrag 238.386.541,50 238.386.541,50

davon Jahresüberschuss 23.098.834,28 20.190.474,34

Rückstellungen 1.760.000,00 1.530.661,50

davon Steuerrückstellungen 0,00 1.040.661,50

davon sonstige Rückstellungen 1.760.000,00 490.000,00

Verbindlichkeiten 71.723.804,07 24.259.056,35

davon Verbindlichkeiten gegenüber Kredit-
instituten

1.200.842,50 3.000.000,00

davon Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen

515.697,88 16.717,62
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Ausgewählte Posten der Bilanz (in EUR), 
HGB

31. Dezember 2025
(geprüft)

31. Dezember 2024
(geprüft)

sonstige Verbindlichkeiten 70.007.263,69 21.242.338,73

3. Angaben zu wesentlichen Veränderungen in der Schulden- 
und Finanzstruktur der Emittentin seit dem Ende der letzten 
Geschäftsperiode, für die in diesem Prospekt Angaben gemacht wurden

Nachfolgend sind die wesentlichen Veränderungen in der Schulden- und Finanzie-
rungsstruktur der Emittentin seit dem 31. Dezember 2025 dargestellt:

Seit dem 31. Dezember 2025 bis zum Datum dieses Prospekts wurden weitere Um-
tauschschuldverschreibungen im Volumen von EUR 15,9 Mio. ausgegeben.

Seit dem 31. Dezember 2025 hat die Emittentin an ihre direkten und indirekten Toch-
tergesellschaften Darlehen im Gesamtvolumen von EUR 6.725.000,00 gewährt, davon 
an die Una Terra Venture Studio AG (EUR 3 Mio., Laufzeit 6 Monate, Zinssatz 10 % p.a.); 
die More Impact AG (fünf Darlehen insgesamt in Höhe von EUR 350.000,00, Zinssatz 
10 % p.a., Laufzeit von 6 bis 12 Monaten); die BG Braingate Technology GmbH (vier 
Darlehen insgesamt in Höhe von EUR 95.000,00, Zinssatz 10 % p.a., Laufzeit von 6 bis 
12 Monaten); die The Key Unternehmensberatung GmbH (vier Darlehen insgesamt in 
Höhe von EUR 165.000,00, Zinssatz 10 % p.a., Laufzeit von 6 bis 12 Monaten); die Algene 
Holding SE (fünf Darlehen insgesamt in Höhe von EUR 600.000,00, Laufzeit 24 Monate, 
Zinssatz 3 % p.a.), die Algene Deutschland GmbH (vier Darlehen insgesamt in Höhe 
von EUR 1.050.000,00, Laufzeit 24 Monate, Zinssatz 3 % p.a.); die EcoMotion Holding AG 
(drei Darlehen insgesamt in Höhe von EUR 340.000,00, Laufzeit 24 Monate, Zinssatz 3 
% p.a.), die SW Save The Water Holding AG (zwei Darlehen insgesamt in Höhe von EUR 
260.000,00, Laufzeit 24 Monate, Zinssatz 3 % p.a.), die SUSMATA Holding AG (ein Dar-
lehen in Höhe von EUR 40.000,00, Laufzeit 24 Monate, Zinssatz 3 % p.a.), die SUSMATA 
AG (ein Darlehen in Höhe von EUR 25.000,00, Laufzeit 24 Monate, Zinssatz 3 % p.a.) und 
die IIC International Impact Consulting AG (sechs Darlehen insgesamt in Höhe von EUR 
800.000,00, Laufzeit 24 Monate, Zinssatz 3 % p.a.).

Mit Gründungsurkunde vom 29. Januar 2026 hat die Emittentin eine Tochtergesellschaft 
unter der Firma „DN Vermögensverwaltung AG“ mit Sitz in Frankfurt am Main und 
mit dem Grundkapital von EUR 250.000,00 gegründet. Die neu gegründete Gesellschaft 
wurde am 20. April 2026 im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter 
HRB 142818 eingetragen.

Die DN Group AG hat im Rahmen einer Barkapitalerhöhung, die im Februar 2026 
eingetragen wurde, insgesamt 5.720.000 Partizipationsscheine der Una Terra Venture 
Studio AG, Küsnacht (ZH), Kanton Zürich, Schweiz (CHE-155.516.578), erworben gegen 
Leistung einer Bareinlage in Höhe von CHF 4.612.250,00. Dies entspricht rund 39,07 % 
des Partizipationskapitals bzw. etwa 16,67 % der insgesamt ausgegebenen Aktien und 
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Partizipationsscheine.

Abgesehen von den vorstehend beschriebenen Umständen ist es seit dem 31. Dezember 
2025 bis zum Datum dieses Prospekts zu keinen wesentlichen Veränderungen in der 
Schulden- und Finanzierungsstruktur der Emittentin gekommen.

IX. Einzelheiten zum 
Angebot

1. Gegenstand des Angebots

Die Emittentin bietet im Rahmen des öffentlichen Angebots 125.000 nicht nachrangi-
ge und nicht besicherte Schuldverschreibungen im Nennbetrag von je EUR 1.000,00 
(„Nennbetrag”) zum Gesamtnennbetrag von EUR 125 Mio. („Gesamtnennbetrag”) an, 
die mit einem festen jährlichen Zinssatz von 10 % verzinst werden. Bei den Schuldver-
schreibungen handelt es sich um sogenannte „Use‑of‑Proceeds‑Bonds“. Der Nettoemis-
sionserlös der Emission soll in Unternehmensbeteiligungen mit messbarer positiver 
Wirkung auf Umwelt und/oder Gesellschaft investiert werden. Die Schuldverschrei-
bungen werden in zwei Tranchen angeboten: Schuldverschreibungen im Gesamt-
nennbetrag von EUR 60 Mio. mit ISIN DE000A46ZYM0 als Tranche A (Tranche A) und 
Schuldverschreibungen nach eWpG im Gesamtnennbetrag von EUR 110 Mio. mit ISIN 
DE000A46ZYN8 als Tranche B (Tranche B). Beide Tranchen unterscheiden sich von-
einander durch die Art der Begebung, Verwahrung und Übertragung der Schuldver-
schreibungen (dazu unten unter Abschnitt X.5). Nachfolgende Ausführungen in diesem 
Abschnitt IX. beziehen sich auf die Schuldverschreibungen beider Tranchen, soweit 
jeweilige Tranche nicht explizit genannt wird. Insgesamt werden in Summe für beide 
Tranchen zusammen im Rahmen des öffentlichen Angebots 125.000 Schuldverschrei-
bungen mit einem Gesamtnennbetrag von EUR 125 Mio. angeboten; die Aufteilung in 
Tranche A und Tranche B führt nicht zu einer Erhöhung dieses Gesamtvolumens. So-
bald Zeichnungen in Höhe dieses Gesamtnennbetrags vorliegen, werden keine weiteren 
Zeichnungsangebote angenommen. Gehen mehrere Zeichnungsangebote gleichzeitig 
ein und übersteigen diese das verbleibende Gesamtvolumen, erfolgt die Zuteilung pro 
rata.

Das Angebot setzt sich zusammen aus:

34 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden
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(i) 	 einem von der Emittentin durchgeführten öffentlichen Angebot in der Bundes-
republik Deutschland und im Großherzogtum Luxemburg durch Nutzung eines 
über die Internetseite der Emittentin unter https://dn-ag.com34 im Bereich „Inves-
tor Relations“ unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033“ herunterzuladenden Zeich-
nungsscheins für Tranche A bzw. für Tranche B oder über eine Online- 
Zeichnungsstrecke, zugänglich über die Internetseite der Emittentin unter https://
dn-ag.com35 im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033“ 
(„Öffentliches Angebot“). Den Inhabern der von der Emittentin begebenen 10 
% p.a. Unternehmensanleihe 2025/2030 im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 
125.000.000,00 (ISIN: DE000A4DFMZ5) (Umtauschschuldverschreibungen) wird 
angeboten, anstelle einer Bareinzahlung des Ausgabebetrags ihre Umtausch-
schuldverschreibungen während der Umtauschfrist vom 8. Juli 2026, 9:00 Uhr 
(einschließlich) bis zum 31. August 2026 (einschließlich) („Umtauschfrist“) in 
mit diesem Prospekt angebotene Schuldverschreibungen der Tranche B umzu-
tauschen („Umtauschoption“). Das Umtauschverhältnis beträgt in diesem Fall 
1:1 (eins zu eins). Das bedeutet, dass jeder Anleger, der eine Umtauschschuldver-
schreibung im Nennbetrag von EUR 1.000,00 eintauschen will, im Falle der An-
nahme seines Umtauschangebots durch die Emittentin eine mit diesem Prospekt 
angebotene Schuldverschreibung der Tranche B im Nennbetrag von EUR 1.000,00 
für die eingetauschte Umtauschschuldverschreibung erhält. Klarstellend wird 
darauf hingewiesen, dass die Schuldverschreibungen der Tranche B im Wege 
der Barzeichnung auch von Anlegern gezeichnet werden können, die keine Um-
tauschschuldverschreibungen halten.

(ii) 	 einer Privatplatzierung an Anleger in der Bundesrepublik Deutschland und in be-
stimmten weiteren Staaten mit Ausnahme der Vereinigten Staaten von Amerika 
sowie von Kanada, Australien und Japan gemäß den anwendbaren Ausnahme-
bestimmungen für Privatplatzierungen („Privatplatzierung” und zusammen mit 
dem Öffentlichen Angebot das „Angebot”). Die Privatplatzierung ist nicht Teil des 
Öffentlichen Angebots. Angaben und Informationen zur Privatplatzierung wur-
den durch die BaFin weder geprüft noch genehmigt.

Das Öffentliche Angebot sieht zwei Zeichnungswege vor, die den Anlegern alternativ 
zur Verfügung stehen: die Zeichnung mittels Zeichnungsschein sowie die Zeichnung 
über die Online-Zeichnungsstrecke der Emittentin. Beide Zeichnungswege sind hin-
sichtlich ihrer rechtlichen Wirkung – namentlich der Abgabe eines auf den Erwerb der 
Schuldverschreibungen gerichteten Zeichnungsangebots gegenüber der Emittentin – 
gleichwertig. Sie unterscheiden sich jedoch in der Art und Weise der Durchführung wie 
folgt:

Zeichnung mittels Zeichnungsschein: Bei diesem Verfahren lädt der Anleger den 

35 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden
36 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufge-nommen wurden

https://dn-ag.com
https://dn-ag.com
https://dn-ag.com
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Zeichnungsschein für die Tranche A bzw. für die Tranche B von der Internetseite der 
Emittentin unter https://dn-ag.com36 im Bereich „Investor Relations” unter der Rubrik 
„Anleihe 2026/2033” herunter. Der Anleger füllt den Zeichnungsschein vollständig aus, 
versieht ihn mit seiner Unterschrift und übermittelt ihn an die Emittentin per E-Mail, 
Telefax oder auf postalischem Wege. Der Zeichnungsschein enthält insbesondere An-
gaben zur Person des Zeichners, den gewünschten Zeichnungsbetrag (ausgedrückt als 
Vielfaches des Nennbetrags), die gewählte Tranche, die Depotverbindung des Zeichners 
(bei Tranche A) bzw. die Wallet-Adresse (bei Tranche B) sowie die für die gesetzlich vor-
geschriebene Identifizierung des Anlegers erforderlichen Daten. Nach Prüfung des ein-
gegangenen Zeichnungsscheins durch die Emittentin und Eingang des Ausgabebetrags 
auf dem Konto der Emittentin erfolgt die Annahme des Zeichnungsangebots durch die 
Emittentin in Form einer Annahmeerklärung, die dem Anleger in Textform zugestellt 
wird.

Zeichnung über die Online-Zeichnungsstrecke: Alternativ können Anleger für das 
Öffentliche Angebot Zeichnungsangebote über die Online-Zeichnungsstrecke der Emit-
tentin, zugänglich über die Internetseite der Emittentin unter https://dn-ag.com37 im 
Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033“, abgeben. Die On-
line-Zeichnungsstrecke ist ein mehrstufiges, vollständig digitalisiertes Verfahren, das 
wie folgt abläuft: In einem ersten Schritt werden die persönlichen Daten des Anlegers 
erfasst, einschließlich der für die Identifizierung nach den anwendbaren geldwäsche-
rechtlichen Vorschriften erforderlichen Angaben. Anschließend gibt der Anleger in 
einem zweiten Schritt den gewünschten Investitionsbetrag (als Vielfaches des Nenn-
betrags) sowie die gewählte Tranche (A oder B, bei der Tranche B dann auch die Wahl 
der Barzeichnung oder Umtauschoption) an. In einem dritten Schritt wird – sofern dies 
für den jeweiligen Vertriebsweg gesetzlich vorgegeben ist (insbesondere bei der An-
lageberatung oder Anlagevermittlung) – eine Angemessenheitsprüfung durchgeführt 
und gegebenenfalls werden weitere aufsichtsrechtlich erforderliche Daten abgefragt. 
Im letzten Schritt werden dem Anleger sämtliche eingegebenen Daten in einer Über-
sicht zusammengefasst zur Überprüfung und Korrektur angezeigt. Durch Klick auf den 
Button „Zeichnungsantrag verbindlich abschließen“ gibt der Anleger sein Zeichnungs-
angebot verbindlich ab. Im Anschluss an das Durchlaufen der Zeichnungsstrecke erhält 
der Anleger eine E-Mail mit einem Link zur Identifizierung sowie im Falle der Barzeich-
nung mit den Kontoinformationen für die Überweisung des Ausgabebetrags. Die Durch-
führung der Identifizierung ist Voraussetzung dafür, dass das Zeichnungsangebot an die 
Emittentin weitergeleitet und von dieser geprüft und angenommen werden kann. Der 
Zeichnungsvertrag kommt erst mit der Annahme des Zeichnungsangebots durch die 
Emittentin zustande. Die Annahme erfolgt durch eine Zuteilungs- und Annahmebestäti-
gung der Emittentin in Textform.

Der wesentliche Unterschied zwischen beiden Zeichnungsverfahren besteht darin, dass 
die Zeichnung mittels Zeichnungsschein ein vom Anleger manuell auszufüllendes und 
zu unterzeichnendes Dokument erfordert, welches der Emittentin physisch oder elekt-

37 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden

https://dn-ag.com
https://dn-ag.com
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ronisch (per E-Mail oder Telefax) übermittelt wird, während die Online-Zeichnungsstre-
cke ein vollständig digitalisiertes, geführtes Verfahren über die Internetseite der Emit-
tentin darstellt, bei dem die Dateneingabe, ggf. Angemessenheitsprüfung und Abgabe 
des Zeichnungsangebots in einem zusammenhängenden digitalen Prozess erfolgen. 
Die Identifizierung des Anlegers erfolgt im Anschluss an das Durchlaufen der Online-
Zeichnungsstrecke. Bei beiden Zeichnungswegen ist die Zeichnung erst wirksam, wenn 
der Ausgabebetrag durch Überweisung auf das Konto der Emittentin bis zum Ende des 
Angebotsfrist eingegangen ist. Im Falle der Ausübung der Umtauschoption (betrifft nur 
die Tranche B) tritt an die Stelle der Zahlung des Ausgabebetrags die Übertragung der 
Umtauschschuldverschreibungen auf die Emittentin innerhalb der Umtauschfrist. Die 
Zuteilung der neuen Schuldverschreibungen der Tranche B erfolgt in diesem Fall nach 
Eingang und Prüfung des Umtauschauftrags durch die Emittentin. Die Emittentin behält 
sich bei beiden Zeichnungswegen vor, Zeichnungsangebote bzw. Umtauschaufträge bei 
der Zuteilung erst zu berücksichtigen, wenn der Ausgabebetrag bei der Emittentin ein-
gegangen ist bzw. – im Falle der Umtauschoption – die Umtauschschuldverschreibungen 
wirksam auf die Emittentin übertragen wurden

Es gibt keine Mindest- oder Höchstbeträge für Zeichnungsangebote für Schuldverschrei-
bungen. Anleger können Zeichnungsangebote in jeglicher Höhe entsprechend einem 
Vielfachen des Nennbetrags beginnend ab dem Nennbetrag abgeben. Voraussetzung 
für den Kauf der Schuldverschreibungen der Tranche A ist das Vorhandensein eines 
Wertpapierdepots, in das die Schuldverschreibungen der Tranche A gebucht werden 
können. Sofern ein solches Depot nicht vorliegt, kann es bei einer Depotbank eingerich-
tet werden.

Im Großherzogtum Luxemburg wird das Öffentliche Angebot durch Veröffentlichung 
einer Anzeige im Luxemburger Wort kommuniziert.

Je Anleger ist mindestens eine Schuldverschreibung zu zeichnen.

Die Emittentin behält sich vor, nach Maßgabe der einschlägigen Anleihebedingungen 
für die Tranche A bzw. Tranche B weitere Schuldverschreibungen zu begeben. In die-
sem Falle muss, wenn diese öffentlich angeboten werden, ein neuer von der zuständi-
gen Aufsichtsbehörde zu billigender Wertpapierprospekt erstellt werden und die bisher 
ausgegebenen Schuldverschreibungen könnten an Wert verlieren.

Das Öffentliche Angebot beginnt am 8. Juli 2026 (9:00 Uhr) und endet, vorbehaltlich 
einer Verlängerung oder Verkürzung des Angebotszeitraums, am 7. Juli 2027 (14:00 
Uhr) („Angebotsfrist”). Die Emittentin behält sich das Recht vor, in freiem Ermessen 
die Angebotsfrist zu verlängern oder zu verkürzen. Jede Verkürzung oder Verlängerung 
der Angebotsfrist oder die Beendigung des Öffentlichen Angebots der Schuldverschrei-
bungen wird auf der Internetseite der Emittentin unter https://dn-ag.com38 im Bereich 
„Investor Relations“ unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033“ bekanntgegeben.

38 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden

 https://dn-ag.com
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Zudem wird die Emittentin erforderlichenfalls einen Nachtrag zu diesem Prospekt ge-
mäß Artikel 23 der Prospektverordnung von der BaFin billigen lassen und in derselben 
Art und Weise wie diesen Prospekt veröffentlichen.

Das Öffentliche Angebot richtet sich an keine bestimmte Kategorie von potenziellen In-
vestoren, sondern ist vielmehr an sämtliche Kategorien von Investoren gerichtet.

2. Zeitplan

Für das Öffentliche Angebot ist folgender voraussichtlicher Zeitplan vorgesehen.

7. Juli 2026	 Billigung des Prospekts durch die BaFin
7. Juli 2026	 Veröffentlichung des gebilligten Prospekts auf der Internetseite der 

Emittentin unter https://dn-ag.com39 im Bereich „Investor Relations“ 
unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033““

8. Juli 2026	 Beginn der Angebotsfrist (9:00 Uhr)
8. Juli 2026	 Beginn der Umtauschfrist (9:00 Uhr)
8. Juli 2026	 Verzinsungsbeginn (wie im Abschnitt. „XI. ANLEIHEBEDINGUNGEN 

DER TRANCHE A“ bzw. im Abschnitt. „XII. ANLEIHEBEDINGUNGEN 
DER TRANCHE B“ jeweils in § 2.1 definiert)

10. Juli 2026	 Einbeziehung der Schuldverschreibungen der Tranche A zum Handel 
Freiverkehr (Quotation Board) an der Frankfurter Wertpapierbörse

31. August 2026 	 Ende der Umtauschfrist (24:00 Uhr)
7. Juli 2027	 Ende der Angebotsfrist (14:00 Uhr) (vorbehaltlich einer vorzeitigen 

Beendigung)
9. Juli 2027	 Bekanntgabe des Angebotsergebnisses

3. Zuteilung, Lieferung, Abrechnung und Ergebnisveröffentlichung

a) Zuteilung, Lieferung und Abrechnung der Schuldverschreibungen

Die Zuteilung der Schuldverschreibungen, für die im Rahmen des Öffentlichen Ange-
bots Zeichnungsangebote ggf. Umtauschaufträge abgegeben wurden, wird nach freiem 
Ermessen der Emittentin festgelegt. Insbesondere besteht weder in Bezug auf die Um-
tauschoption noch in Bezug auf die Tranche B ein Recht auf eine bevorzugte Zuteilung.

Die Emittentin ist berechtigt, insbesondere bei einer Überzeichnung Zeichnungsangebo-
te bzw. Umtauschaufträge zu kürzen und einzelne Zeichnungsangebote bzw. Umtausch-
aufträge zurückzuweisen. Sobald für die Tranche A und die Tranche B der Anleihe 
2026/2033 Zeichnungen im Gesamtvolumen in Höhe von EUR 125,0 Mio. vorliegen, wer-

39 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden

https://dn-ag.com
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den keine weiteren Zeichnungsangebote angenommen. Gehen mehrere Zeichnungs-
angebote gleichzeitig ein und übersteigen diese das verbleibende Gesamtvolumen der 
Anleihe 2026/2033, erfolgt die Zuteilung pro rata.

Im Übrigen erfolgt die Zuteilung nach freiem Ermessen der Emittentin. Im Fall, dass 
Zeichnungen gekürzt oder gar nicht angenommen werden, wird ein gegebenenfalls zu 
viel gezahlter Ausgabebetrag unverzüglich durch Überweisung erstattet. Die Emittentin 
ist im eigenen Ermessen berechtigt, Zeichnungsangebote bzw. Umtauschaufträge ohne 
Begründung zu kürzen, asymmetrisch zuzuteilen oder einzelne Zeichnungen zurück 
zuweisen. Die Meldung der Anzeige der zugeteilten Schuldverschreibungen erfolgt un-
mittelbar an den Anleger.

Die gezeichneten Schuldverschreibungen werden an dem jeweiligen Emissionstag aus-
gegeben und geliefert (s. dazu im Einzelnen im Abschnitt X.10).

Ansprüche in Bezug auf bereits erbrachte Umtausch- bzw. Zeichnungsgebühren und 
im Zusammenhang mit der Zeichnung entstandene Kosten eines Anlegers richten sich 
allein nach dem Rechtsverhältnis zwischen dem Anleger und der Depotbank, bei der 
das Zeichnungsangebot abgegeben wurde.

Bei Anlegern in Luxemburg, deren ausländische depotführende Stelle über keinen un-
mittelbaren Zugang zu Clearstream Europe AG (Mergenthalerallee 61, 65760 Eschborn; 
„Clearstream“) verfügt, erfolgen Lieferung und Abwicklung betreffend die Schuldver-
schreibungen der Tranche A und die Rückübertragung der Umtauschschuldverschrei-
bungen an die Emittentin im Falle der Ausübung der Umtauschoption über die von der 
jeweiligen ausländischen depotführenden Stelle beauftragte Depotbank, die über einen 
solchen Zugang zu Clearstream verfügt.

b) Ergebnisveröffentlichung

Die Anzahl der am Verzinsungsbeginn (wie im Abschnitt. „XI. ANLEIHEBEDINGUNGEN 
DER TRANCHE A“ bzw. im Abschnitt. „XII. ANLEIHEBEDINGUNGEN DER TRANCHE B“ 
jeweils in § 2.1 definiert) zu emittierenden Schuldverschreibungen wird voraussicht-
lich am 13. Juli 2026 auf der Internetseite der Emittentin unter https://dn-ag.com40 im 
Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033“ veröffentlicht. Die 
endgültige Anzahl der zu emittierenden Schuldverschreibungen wird nach dem Ende 
der Angebotsfrist entsprechend den erhaltenen Zeichnungsangeboten bestimmt und 
voraussichtlich am 5. Juli 2027 auf der Internetseite der Emittentin unter https://dn-ag.
com41v im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033“ veröffent-
licht.

40 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden
41 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden

https://dn-ag.com
https://dn-ag.com
https://dn-ag.com
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4. Ausgabebetrag der Schuldverschreibungen

Der Ausgabebetrag für die Schuldverschreibungen entspricht 100 % des Nennbetrags, 
also EUR 1.000,00.

5. Zahlstelle

Als Zahlstelle für die Schuldverschreibungen der Tranche A hat die Emittentin die mwb 
fairtrade Wertpapierhandelsbank AG, eingetragen im Handelsregister des Amts- 
 
gerichts München unter HRB 123141 mit Geschäftsanschrift: Rottenbucher Straße 28, 
82166 Gräfelfing, Bundesrepublik Deutschland („Zahlstelle”) beauftragt. In Bezug auf 
die Schuldverschreibungen der Tranche B übernimmt die Emittentin die Zahlenstellen-
funktion.

6. Registerführende Stelle und Qualifizierter Kryptoverwahrer für die 
Schuldverschreibungen der Tranche B

Die Emittentin hat für die Schuldverschreibungen der Tranche B die Smart Registry 
GmbH, Uhlandstraße 32 c/o Mindspace, 10719 Berlin, als registerführende Stelle im Sin-
ne des § 16 Absatz 2 Satz 1 eWpG („Kryptowertregisterführer“) benannt.
Die Emittentin benennt die Tangany GmbH, Brienner Straße 53, 80333 München als 
Qualifizierten Kryptoverwahrer („Qualifizierter Kryptoverwahrer“). Mit der Eintra-
gung in Bezug auf eine Schuldverschreibung im Kryptowertpapierregister wird gleich-
zeitig für jede Schuldverschreibung ein digitaler Token geschaffen. Anleihegläubiger 
sind verpflichtet, vom Qualifizierten Kryptoverwahrer ein Wallet, d.h. eine vom Quali-
fizierten Kryptoverwahrer angebotene digitale „Adresse“ auf der Blockchain, der die 
Token bei ihrer Lieferung oder nach einer Übertragung zugewiesen werden, führen zu 
lassen. Die Nutzung des Wallets durch die Anleihegläubiger der Tranche B ist mit einer 
Gebühr in Höhe von ca. EUR 25,00 p.a. verbunden.

Die Aufbewahrung der Private Keys bei einem anderen Anbieter als dem Qualifizierten 
Kryptoverwahrer oder durch den Anleger selbst ist nicht möglich. Für die Aufbewah-
rung der Private Keys durch den Qualifizierten Kryptoverwahrer fallen neben den 
zuvor genannten Kosten für die Nutzung des Wallets keine gesonderten Gebühren an.

7. Gebühren und Kosten der Anleger im Zusammenhang mit dem 
Angebot

Die Emittentin stellt den Anlegern weder Gebühren noch sonstige Kosten in Zusammen-
hang mit der Emission der Schuldverschreibungen in Rechnung. Anleger müssen sich 
jedoch selbst über Kosten, Auslagen oder Steuern in Zusammenhang mit den Schuld-
verschreibungen informieren, die in ihrem Heimatland einschlägig sind. Dies schließt 
solche Gebühren ein, die ihre eigene Depotbank ihnen für den Kauf und das Halten von 
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Wertpapieren in Rechnung stellt. Für die Führung des Wallets durch den Qualifizierten 
Kryptoverwahrer fallen Gebühren in Höhe von ca. EUR 25,00 p.a. an, die vom Anleger 
zu tragen sind.

8. Emissionsvertrag /Vertriebsprovision

Die Emittentin hat zum Datum des Prospekts keinen Emissionsvertrag abgeschlos-
sen. Die Emittentin hat mit der IISII AG mit Sitz in Wiesbaden (HRB 36079) eine Ver-
mittlungsvereinbarung im Zusammenhang mit der Ausgabe der Anleihe geschlossen. 
Die IISII AG wird nach diesem Vertrag eine Platzierungsgebühr in Höhe von 10 % des 
jeweiligen Emissionserlöses im Rahmen des Angebotes erhalten. Die IISII AG handelt als 
vertraglich gebundener Vermittler unter dem Haftungsdach der Anton v. Below GmbH 
& Co KG mit Sitz in Hamburg.

9. Einbeziehung zum Börsenhandel

Der Antrag auf Einbeziehung der Schuldverschreibungen der Tranche A in den Frei-
verkehr (Quotation Board) der Frankfurter Wertpapierbörse wird gestellt. Dabei han-
delt es sich um ein multilaterales Handelssystem (MTF) im Sinne des Artikels 4 Absatz 
1 Nummer 22 der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente. Die Aufnahme des Handels der 
Schuldverschreibungen der Tranche A im Freiverkehr der Frankfurter Wertpapierbör-
se erfolgt voraussichtlich am 10. Juli 2026. Die Entscheidung über die Einbeziehung der 
Schuldverschreibungen der Tranche A zum Handel im Freiverkehr liegt im Ermessen 
der Frankfurter Wertpapierbörse. Eine Einbeziehung der Schuldverschreibungen der 
Tranche B in den Freiverkehr erfolgt nicht.

Eine Einbeziehung in einen „geregelten Markt“ im Sinne der Richtlinie 2014/65/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2014 über Märkte für Finanzinst-
rumente erfolgt nicht.

10. Angaben zur Verwendung dieses Prospekts durch 
Finanzintermediäre

Die Emittentin stimmt der Verwendung dieses Prospekts, einschließlich etwaiger Nach-
träge, durch alle Kreditinstitute im Sinne von Artikel 5 Abs. 1 UAbs. 2 VO 2017/1129 als 
Finanzintermediäre („Finanzintermediäre“ und jeder ein „Finanzintermediär“) für 
die Zwecke des Öffentlichen Angebotes der unter diesem Prospekt begebenen Schuld-
verschreibungen im Rahmen der geltenden Verkaufsbeschränkungen innerhalb der 
Angebotsfrist vom 8. Juli 2026 (9:00 Uhr) bis 7. Juli 2027 (14:00 Uhr) in der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg zu (generelle Zustimmung) und 
übernimmt die Haftung für den Inhalt dieses Prospekts auch hinsichtlich einer späteren 
Weiterveräußerung oder endgültigen Platzierung der Schuldverschreibungen durch Fi-
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nanzintermediäre. Die Zustimmung ist an keine weiteren Bedingungen geknüpft. Diese 
Zustimmung entbindet Finanzintermediäre ausdrücklich nicht von der Einhaltung der 
Verkaufsbeschränkungen und sämtlicher anderer anwendbarer Vorschriften.

Finanzintermediäre können den Prospekt während der Angebotsfrist für die späte-
re Weiterveräußerung oder endgültige Platzierung der Schuldverschreibungen in 
Deutschland und Luxemburg verwenden. Die Emittentin kann die Zustimmung jedoch 
jederzeit einschränken oder widerrufen, wobei der Widerruf der Zustimmung eines 
Nachtrags zum Prospekt bedarf.

Jeder den Prospekt verwendende Finanzintermediär hat auf seiner Webseite anzu-
geben, dass er den Prospekt mit Zustimmung und gemäß den Bedingungen ver-
wendet, an die die Zustimmung gebunden ist.

Für den Fall, dass ein Finanzintermediär ein Angebot macht, wird dieser Finanz-
intermediär die Anleger zum Zeitpunkt der Angebotsvorlage über die Angebotsbe-
dingungen unterrichten.

11. Verkaufsbeschränkungen

Die Schuldverschreibungen werden nur in der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Großherzogtum Luxemburg öffentlich angeboten. Darüber hinaus werden die Schuld-
verschreibungen eventuell ausgewählten Investoren in Deutschland sowie internatio-
nal, jedoch insbesondere nicht in den Vereinigten Staaten von Amerika, Kanada und 
Japan, zum Erwerb angeboten.

Die Schuldverschreibungen sind und werden weder nach den Vorschriften des Securi-
ties Act in der jeweils gültigen Fassung noch bei der Wertpapieraufsichtsbehörde eines 
Bundesstaates der Vereinigten Staaten von Amerika registriert und dürfen außer in 
Ausnahmefällen auf Grund einer Befreiung von den Registrierungserfordernissen des 
Securities Act in den Vereinigten Staaten von Amerika weder direkt noch indirekt an-
geboten, verkauft oder dorthin geliefert werden. Die Gesellschaft hat nicht die Absicht, 
das Angebot oder einen Teil davon in den Vereinigten Staaten von Amerika zu regist-
rieren oder die Schuldverschreibungen dort anzubieten, zu verkaufen oder dorthin zu 
liefern.

Dieser Prospekt stellt in keinem Rechtsgebiet und in keiner Rechtsordnung, in dem/der 
ein solches Angebot gesetzeswidrig wäre, ein Angebot dar. Dieser Prospekt darf insbe-
sondere nicht in die Vereinigten Staaten von Amerika, nach Kanada oder Japan ver-
sandt werden.

12. Identifikation des Zielmarktes
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Nur für die Zwecke der Produkt-Governance-Anforderungen gemäß (i) EU - Richtlinie 
2014/65/EU des Europäisches Parlament und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte 
für Finanzinstrumente in der geänderten Fassung („MiFID II”), (ii) der Artikel 9 und 10 
der Delegierten Verordnung (EU) 2017/593 der Kommission zur Ergänzung der MiFID II 
und (iii) lokaler Umsetzungsmaßnahmen (zusammen die „MiFID II Product Governan-
ce Anforderungen”), und unter Ablehnung jedweder Haftung, sei es aus unerlaubter 
Handlung, Vertrag oder anderweitig, die jeder „Hersteller” (für die Zwecke der MiFID II 
Produkt Governance Anforderungen) in Bezug auf die angebotenen Schuldverschrei-
bungen unterliegt, wurden die Schuldverschreibungen einem Produktfreigabeprozess 
unterzogen. Als Ergebnis dessen wurde festgestellt, dass die Schuldverschreibungen 
sich an Privatanleger, professionelle Kunden und geeignete Gegenparteien (jeweils 
wie in der MiFID II definiert) mit dem Ziel der allgemeinen Vermögensbildung und 
Basiskenntnissen und -erfahrungen in Anleiheinvestitionen und langfristigem Anlage-
horizont (bis zum Jahr 2033/2034) richten (wobei auch eine kurzfristige Veräußerung 
der Schuldverschreibungen über die Börse grundsätzlich möglich ist) („Zielmarktbe-
stimmung”) und die Schuldverschreibungen unter Ausnutzung sämtlicher zulässiger 
Vertriebswege zum Vertrieb gemäß MiFID II geeignet sind.

Ungeachtet der Zielmarktbestimmung kann der Marktpreis der Schuldverschreibungen 
sinken und Anleger könnten ihr eingesetztes Kapital ganz oder teilweise verlieren. Die 
Schuldverschreibungen bieten kein garantiertes Einkommen und keinen Kapitalschutz, 
und eine Investition in die Schuldverschreibungen ist nur für Anleger vertretbar, die 
kein garantiertes Einkommen oder Kapitalschutz benötigen, die (allein oder in Ver-
bindung mit einem geeigneten Finanz- oder sonstigen Berater) in der Lage sind, die 
Vorteile und Risiken einer solchen Investition zu bewerten und die über ausreichende 
finanzielle Ressourcen verfügen, um etwaige Verluste (bis hin zum Totalverlust) kom-
pensieren zu können. Die Zielmarktbestimmung erfolgt unbeschadet der vertraglichen, 
gesetzlichen oder aufsichtsrechtlichen Verkaufsbeschränkungen in Bezug auf die ange-
botenen Schuldverschreibungen (siehe Abschnitt IX.11. Verkaufsbeschränkungen).

Die Zielmarktbestimmung stellt weder (i) eine Beurteilung der Eignung oder Angemes-
senheit (für die Zwecke von MiFID II) dar, oder (ii) eine Empfehlung an einen Anleger 
oder eine Gruppe von Anlegern, die Schuldverschreibungen zu zeichnen oder jedwede 
andere Maßnahme in Bezug auf die Schuldverschreibungen oder die Umtauschschuld-
verschreibungen zu ergreifen.
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X. Modalitäten und 
Bedingungen der 
Wertpapiere

1. Art und Gattung, anwendbares Recht

Die Emittentin bietet im Rahmen des öffentlichen Angebots 125.000 nicht besicherte 
und nicht nachrangige Schuldverschreibungen im Nennbetrag von je EUR 1.000,00 zu 
einem Gesamtnennbetrag von EUR 125,0 Mio. an, die mit einem festen jährlichen Zins-
satz von 10 % verzinst werden. Die Schuldverschreibungen werden in zwei Tranchen 
angeboten: im Gesamtnennbetrag von EUR 60,0 Mio. mit ISIN DE000A46ZYM0 als 
Tranche A und im Gesamtnennbetrag von EUR 110,0 Mio. mit ISIN DE000A46ZYN8 als 
Tranche B. Nachfolgende Ausführungen in diesem Abschnitt X. beziehen sich auf die 
Schuldverschreibungen beider Tranchen, soweit jeweilige Tranche nicht explizit ge-
nannt wird.
Die Emittentin behält sich vor, das Gesamtvolumen der Anleihe 2026/2033 im Rahmen 
eines weiteren öffentlichen Angebots oder im Wege einer Privatplatzierung aufzu-
stocken. Im Falle einer Aufstockung der Anleihe 2026/2033 im Rahmen eines weiteren 
öffentlichen Angebots wird die Emittentin erforderlichenfalls einen Nachtrag zu diesem 
Prospekt gemäß Artikel 23 der Prospektverordnung von der BaFin billigen lassen und 
in derselben Art und Weise wie diesen Prospekt veröffentlichen.
Voraussetzung für den Kauf der Schuldverschreibungen der Tranche A ist das Vorhan-
densein eines Wertpapierdepots, in das die Schuldverschreibungen gebucht werden 
können. Sofern ein solches Depot nicht vorliegt, kann es bei einem depotführenden 
Kreditinstitut (Bank oder Sparkasse) („Depotbank”) eingerichtet werden.
Die Schuldverschreibungen der Tranche A werden nach den Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuchs (BGB), konkret nach den §§ 793 ff. BGB, und die Schuldverschrei-
bungen der Tranche B nach eWpG geschaffen. Sämtliche sich aus den Schuldverschrei-
bungen und der jeweiligen Anleihebedingungen ergebenden Rechte und Pflichten der 
Anleihegläubiger und der Emittentin bestimmen sich nach deutschem Recht.

2. ISIN

2.1. Tranche A

International Securities Identification Number (ISIN): 	 DE000A46ZYM0
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Wertpapierkennnummer (WKN):				    A46ZYM
2.2. Tranche B

International Securities Identification Number (ISIN): 	 DE000A46ZYN8
Wertpapierkennnummer (WKN): 				    A46ZYN

3. Währung der Wertpapiere

Die Emission erfolgt in Euro (EUR).

4. Rang

Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, unbedingte, nicht besicherte und 
nicht nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin und stehen im gleichen Rang mit 
allen anderen nicht besicherten und nicht nachrangigen derzeitigen und zukünftigen 
Verbindlichkeiten der Emittentin, soweit nicht zwingende gesetzliche Bestimmungen 
etwas anderes vorschreiben.

5. Unterschied in der Verbriefung, Verwahrung und Übertragung 
zwischen der Tranche A und Tranche B

5.1. Tranche A

Verbriefung:
Die Schuldverschreibungen der Tranche A werden durch eine oder mehrere Global-
urkunden („Globalurkunde“) verbrieft, die auf den Inhaber lauten. Ein Anspruch auf 
Ausdruck und Auslieferung effektiver Schuldverschreibungen oder Zinsscheine ist wäh-
rend der gesamten Laufzeit der Schuldverschreibungen der Tranche A ausgeschlossen.

Verwahrung:
Die Globalurkunde wird von Clearstream oder einem Funktionsnachfolger (zusammen 
„Clearingsystem“) verwahrt, bis sämtliche Verpflichtungen der Emittentin aus den 
Schuldverschreibungen der Tranche A erfüllt sind. Die Globalurkunde verbrieft die 
Schuldverschreibungen der Tranche A, die für die Depotbanken verwahrt werden, die 
beim Clearingsystem ein Konto führen lassen.

Übertragung:
Die Schuldverschreibungen der Tranche A sind übertragbar. Den Anleihegläubigern 
stehen Miteigentumsanteile oder Rechte an der Globalurkunde zu, die nach Maßgabe 
des anwendbaren Rechts und der Regeln und Bestimmungen des Clearingsystems über-
tragen werden.
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5.2. Tranche B

Verbriefung:
Die Schuldverschreibungen der Tranche B werden für ihre gesamte Laufzeit durch 
Bewirkung der Eintragung in ein elektronisches Wertpapierregister in der Form eines 
Kryptowertpapierregisters im Sinne des § 4 Absatz 1 Nr. 2 eWpG als elektronische Wert-
papiere im Sinne des § 2 Absatz 1 eWpG begeben. Die Emittentin benennt die Smart 
Registry GmbH, Uhlandstraße 32 c/o Mindspace, 10719 Berlin, als Kryptowertregister-
führer. Die Eintragung in das Kryptowertpapierregister erfolgt im Wege der Einzel-
eintragung gemäß § 8 Absatz 1 Nr. 2 eWpG. Ein Anspruch auf Ausreichung einzelner 
Schuldverschreibungsurkunden ist ausdrücklich ausgeschlossen. Auf die Schuldver-
schreibungen der Tranche B finden die Regelungen des eWpG in der jeweils gültigen 
Fassung Anwendung. Die Emittentin behält sich ausdrücklich vor, jederzeit während 
der Laufzeit der Schuldverschreibungen der Tranche B ohne Zustimmung der Anlei-
hegläubiger die Begebung der Schuldverschreibungen als elektronisches Wertpapier 
durch ein inhaltsgleiches mittels Urkunde begebenes Wertpapier zu ersetzen.

Die Emittentin benennt die Smart Registry GmbH, Uhlandstraße 32 c/o Mindspace, 
10719 Berlin, als registerführende Stelle im Sinne des § 16 Absatz 2 Satz 1 eWpG.

Qualifizierte Kryptoverwahrung:
Mit der Eintragung in Bezug auf eine Schuldverschreibung im Kryptowertpapierre-
gister wird gleichzeitig für jede Schuldverschreibung ein digitaler Token geschaffen. 
Anleihegläubiger sind verpflichtet, vom Qualifizierten Kryptoverwahrer ein Wallet (wie 
oben definiert) führen zu lassen, in das der Token geliefert werden kann. Dazu bedarf 
es des Abschlusses eines entsprechenden Nutzungsvertrages zwischen dem Qualifizier-
ten Kryptoverwahrer und dem jeweiligen Anleihegläubiger, der mit der Zeichnung der 
Schuldverschreibungen automatisch beantragt wird. Der Qualifizierte Kryptoverwah-
rer entscheidet nach eigenem Ermessen über den Abschluss eines solchen Vertrages. 
Die Emittentin benennt die Tangany GmbH, Brienner Straße 53, 80333 München, als 
Qualifizierten Kryptoverwahrer

Legitimierung:
Gegenüber der Emittentin gilt diejenige Person als Anleihegläubiger, die im Krypto-
wertpapierregister als Inhaber eingetragen ist. Die technische Zuweisung eines Tokens 
zu einem Wallet dient der Abwicklung der Übertragung und ersetzt nicht die Legitima-
tionswirkung der Registereintragung. Die Emittentin ist zur Rückzahlung der Schuld-
verschreibungen nur verpflichtet, wenn der jeweilige Anleihegläubiger gegenüber der 
registerführenden Stelle eine Weisung zur Umtragung auf die Emittentin bei Zahlungs-
nachweis erteilt. Die Vorlegung gemäß § 801 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) 
wird ersetzt durch ausdrückliches Verlangen der Leistung und Glaubhaftmachung der 
Berechtigung.

Übertragung:
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Die Schuldverschreibungen sind übertragbar. Übertragungen erfolgen nach den Re-
gelungen des eWpG betreffend Verfügungen über elektronische Wertpapiere in Ein-
zeleintragung. Zur Übertragung des Eigentums an einer Schuldverschreibung ist es 
erforderlich, dass das elektronische Wertpapier auf Weisung des Veräußerers im Kryp-
towertpapierregister auf den Erwerber umgetragen wird und beide sich darüber einig 
sind, dass das Eigentum übergehen soll. Die Übertragung der Schuldverschreibung von 
Wallet zu Wallet beinhaltet (i) die Einigung über den Eigentumsübergang und (ii) die 
Weisung des Veräußerers an die Registerführende Stelle, die Schuldverschreibung im 
Kryptowertpapierregister auf den Erwerber umzutragen.

6. Mit den Wertpapieren verbundene Rechte

Die Schuldverschreibungen gewähren den Inhabern einen Anspruch auf Zinsen und 
Rückzahlung des Kapitals nach den jeweiligen Anleihebedingungen.

Eine ordentliche Kündigung der Schuldverschreibung durch die Anleihegläubiger ist 
ausgeschlossen. Die Emittentin ist nach Maßgabe der Anleihebedingungen berechtigt, 
die Schuldverschreibungen durch Bekanntmachung gegenüber den Anleihegläubigern 
unter Wahrung einer Frist von mindestens 30 Tagen und höchstens 60 Tagen zum Ab-
lauf von drei Jahren nach dem Verzinsungsbeginn (wie im Abschnitt. „XI. ANLEIHEBE-
DINGUNGEN DER TRANCHE A“ bzw. im Abschnitt. „XII.
ANLEIHEBEDINGUNGEN DER TRANCHE B“ jeweils in § 2.1 definiert), d.h. frühestens 
zum 8. Juli 2029 und danach jederzeit zum Wahlrückzahlungstag (wie im Abschnitt „XI.
ANLEIHEBEDINGUNGEN DER TRANCHE A“ bzw. im Abschnitt. „XII. ANLEIHEBEDIN-
GUNGEN DER TRANCHE B“ jeweils in ganz oder teilweise zu kündigen. Die Emittentin 
ist weiter berechtigt, die noch ausstehenden Schuldverschreibungen insgesamt, nicht 
jedoch teilweise, jederzeit mit einer Frist von mindestens 30 Tagen und höchstens 60 
Tagen durch Bekanntmachung nach Maßgabe der Anleihebedingungen zu kündigen, 
falls der Gesamtnennbetrag der ausstehenden Schuldverschreibungen zu irgendeinem 
Zeitpunkt unter 20 % des Gesamtnennbetrags der ursprünglich begebenen Schuldver-
schreibungen (einschließlich etwaiger nach § 1.5 der Anleihebedingungen der Tranche 
A bzw. § 1.9 der Anleihebedingungen der Tranche B ausgegebener Schuldverschrei-
bungen) fällt. Darüber hinaus hat die Emittentin ein Kündigungsrecht aus steuerlichen 
Gründen (wie im Abschnitt. „XI. ANLEIHEBEDINGUNGEN DER TRANCHE A“ bzw. im 
Abschnitt. „XII. ANLEIHEBEDINGUNGEN DER TRANCHE B“ jeweils in § 7.2 definiert).

Die Emittentin hat die Möglichkeit, einmalig durch einseitige Erklärung den Endfällig-
keitstag um ein Jahr, d.h. auf den 15. Dezember 2034 („Verlängerter Endfälligkeitstag“) 
zu verschieben. Die Erklärung über die Verschiebung des Endfälligkeitstages ist nur 
dann wirksam, wenn sie spätestens 14 Kalendertage vor dem Endfälligkeitstag nach 
Maßgabe von § 9 der jeweiligen Anleihebedingungen bekanntgemacht wird.

Die Emittentin und/oder ein mit ihr verbundenes Unternehmen (im Sinne des § 15 
AktG) ist/sind berechtigt, jederzeit im Markt oder auf andere Weise Schuldverschrei-
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bungen zu erwerben.
Die Rechte der Anleihegläubiger können durch einen Mehrheitsbeschluss einer Ver-
sammlung der Anleihegläubiger beschränkt, geändert oder ganz oder teilweise aufge-
hoben werden. Ein Mehrheitsbeschluss einer Versammlung kann für alle Anleihegläu-
biger, auch für Gläubiger, die ihr Stimmrecht nicht ausgeübt haben oder die gegen den 
Beschluss gestimmt haben, bindend sein.

7. Nominaler Zinssatz; Bestimmungen zur Zinsschuld

Die Schuldverschreibungen werden vom 8. Juli 2026 (einschließlich) bis zum 15. Dezem-
ber 2033 („Endfälligkeitstag“) (ausschließlich) bezogen auf ihren Nennbetrag mit einem 
festen jährlichen Zinssatz von 10 % verzinst. Im Falle der Verschiebung des Endfällig-
keitstags (wie in § 3.2 der jeweiligen Anleihebedingungen definiert) ist die letzte Zins-
zahlung am 15. Dezember 2034 fällig.

Die Zinsen sind nachträglich quartalsweise jeweils am 15. März, 15. Juni, 15. September 
und 15. Dezember eines jeden Jahres zahlbar. Die erste Zinszahlung ist am 15. Septem-
ber 2026 und die letzte Zinszahlung ist am 15. Dezember 2033 fällig, soweit die Laufzeit 
nicht verlängert wird. Zinsen, die auf einen Zeitraum von weniger als einem Jahr zu 
berechnen sind, werden auf Basis der tatsächlich verstrichenen Tage, geteilt durch 365, 
berechnet (bzw. falls ein Teil dieses Zeitraums in ein Schaltjahr fällt, auf der Grundla-
ge der Summe von (i) der tatsächlichen Anzahl von Tagen des Zeitraums, die in dieses 
Schaltjahr fallen, dividiert durch 366, und (ii) der tatsächlichen Anzahl von Tagen des 
Zeitraums, die nicht in das Schaltjahr fallen, dividiert durch 365).

Die Emittentin ist nach freiem Ermessen berechtigt, die Zahlung der in den letzten zwei 
Jahren vor dem Endfälligkeitstag am 15. Dezember 2033 bzw. vor dem Verlängerten 
Endfälligkeitstag fällig werdenden Zinsen („Gestundete Zinsen“) bis zum Endfällig-
keitstag bzw. bis zum Verlängerten Endfälligkeitstag auszusetzen („Zinsstundungsop-
tion“). Die Ausübung der Zinsstundungsoption erfolgt durch unwiderrufliche Erklärung 
der Emittentin durch die Bekanntmachung gemäß § 9 gegenüber den Anleihegläubi-
gern. Die Erklärung muss spätestens 30 Kalendertage vor dem ersten von der Stundung 
betroffenen Zinszahlungstag („Erster Aufgeschobener Zinszahlungstag“) erfolgen. 
Die Zinsstundungsoption kann unabhängig von der Verlängerungsoption gemäß § 
3.2 der jeweiligen Anleihebedingungen ausgeübt werden. Übt die Emittentin die Ver-
längerungsoption nach der Ausübung der Zinsstundungsoption aus, bezieht sich die 
Zinsstundung auf den Zeitraum vom Ersten Aufgeschobenen Zinszahlungstag bis zum 
Verlängerten Endfälligkeitstag.

Übt die Emittentin die Zinsstundungsoption aus, so erhöht sich der Zinssatz für die 
Schuldverschreibungen um 1 % p.a. („Erhöhter Zinssatz“). Der Erhöhte Zinssatz beträgt 
somit 11 % p.a. Die Schuldverschreibungen werden ab dem Ersten Aufgeschobenen 
Zinszahlungstag bis zum Endfälligkeitstag bzw. bis zum Verlängerten Endfälligkeitstag 
zum Erhöhten Zinssatz verzinst. Die Gestundeten Zinsen werden zusammen mit dem 
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Nennbetrag der Schuldverschreibungen am Endfälligkeitstag bzw. am Verlängerten 
Endfälligkeitstag zur Zahlung fällig.

Die Vorlegungsfrist für die Schuldverschreibungen ist für Zinsansprüche und Ansprü-
che auf Rückzahlung des Nennbetrags von 30 auf fünf Jahre verkürzt. Erfolgt die Vor-
legung, so verjährt der Anspruch in zwei Jahren von dem Ende der Vorlegungsfrist an. 
Erfolgt die Vorlegung nicht, so erlischt der Anspruch mit dem Ablauf der Vorlegungs-
frist. Je Anleger ist mindestens eine Schuldverschreibung zu zeichnen.

8. Fälligkeit der Schuldverschreibungen

Die Schuldverschreibungen werden am Endfälligkeitstag, am 15. Dezember 2033, im 
Falle der Verschiebung des Endfälligkeitstages am Verlängerten Endfälligkeitstag, am 
15. Dezember 2034, zu ihrem Nennbetrag zuzüglich aufgelaufener Zinsen, einschließ-
lich der möglichen Gestundeten Zinsen (wie oben unter X.7 definiert) zurückgezahlt, 
sofern sie nicht vorzeitig zurückgezahlt oder zurückerworben worden sind.

9. Rendite

Die jährliche Rendite der Schuldverschreibungen auf Grundlage des Ausgabebetrags 
von 100 % des Nennbetrags und Rückzahlung bei Ende der Laufzeit entspricht der 
Nominalverzinsung. Die individuelle Rendite des jeweiligen Anlegers über die gesamte 
Laufzeit fällt unterschiedlich aus und hängt von der Differenz zwischen dem erziel-
ten Erlös bei Verkauf oder Rückzahlung einschließlich der gezahlten Zinsen und dem 
ursprünglich gezahlten Betrag für den Erwerb der Anleihe einschließlich etwaiger 
Vertriebskosten, der Haltedauer der Anleihe, den beim jeweiligen Anleger individu-
ell anfallenden Gebühren und Kosten sowie der individuellen Steuersituation ab. Die 
jeweilige Nettorendite der Anleihe lässt sich erst am Ende der Laufzeit bestimmen. Aus 
diesem Grund kann die Emittentin keine Aussage über die jährliche Rendite des jeweili-
gen Anlegers treffen.

10. Angabe der erwarteten Emissionstermine der Wertpapiere

Die Anleihe wird am 8. Juli 2026 („Emissionstermin“) ausgegeben. Am Emissionster-
min beginnt die Laufzeit der Anleihe, dies entspricht auch dem Verzinsungsbeginn.
Die Schuldverschreibungen werden bei Zugang der Zeichnungserklärung und Eingang 
des Ausgabebetrags bei der Emittentin bzw. bei Vollzug der Übertragung des Eigentums 
an den eingetauschten Umtauschschuldverschreibungen (wie oben im Abschnitt „IX. 
EINZELHEITEN ZUM ANGEBOT, 1. Gegenstand des Angebots“ dargestellt) an dem jewei-
ligen Emissionstag (jeweils „Emissionstag“), wie nachfolgend definiert, ausgegeben und 
geliefert (Lieferung betrifft nur die ausgegebenen Schuldverschreibungen der Tranche 
A).
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Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 8. Juli 2026 bis zum 15. Juli 2026 gezeichne-
ten und eingezahlten bzw. umgetauschten Schuldverschreibungen ist der 21. Juli 2026. 
Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 16. Juli 2026 bis zum 31. Juli 2026 gezeich-
neten und eingezahlten bzw. umgetauschten Schuldverschreibungen ist der 5. August 
2026. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 1. August 2026 bis zum 15. August 2026 
gezeichneten und eingezahlten bzw. umgetauschten Schuldverschreibungen ist der 20. 
August 2026. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 16. August 2026 bis zum 31. Au-
gust 2026 gezeichneten und eingezahlten bzw. umgetauschten Schuldverschreibungen 
ist der 5. September 2026. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 1. September 2026 
bis zum 15. September 2026 gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen 
ist der 19. September 2026. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 15. September 
2026 bis zum 30. September 2026 gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibun-
gen ist der 6. Oktober 2026. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 1. Oktober 2026 
bis zum 15. Oktober 2026 gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist 
der 20. Oktober 2026. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 16. Oktober 2026 bis 
zum 31. Oktober 2026 gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist der 5. 
November 2026. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 1. November 2026 bis zum 
15. November 2026 gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist der 20. 
November 2026. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 16. November 2026 bis zum 
30. November 2026 gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist der 5. 
Dezember 2026. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 1. Dezember 2026 bis zum 
14. Dezember 2026 gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist der 19. 
Dezember 2026. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 15. Dezember 2026 bis zum 
31. Dezember 2026 gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist der 5. Ja-
nuar 2027. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 1. Januar 2027 bis zum 15. Januar 
2027 gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist der 20. Januar 2027. 
Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 16. Januar 2027 bis zum 31. Januar 2027 ge-
zeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist der 5. Februar 2027. Der Emis-
sionstag für die im Zeitraum vom 1. Februar 2027 bis zum 15. Februar 2027 gezeichne-
ten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist der 20. Februar 2027. Der Emissionstag 
für die im Zeitraum vom 15. Februar 2027 bis zum 28. Februar 2027 gezeichneten und 
eingezahlten Schuldverschreibungen ist der 5. März 2027. Der Emissionstag für die 
im Zeitraum vom 1. März 2027 bis zum 15. März 2027 gezeichneten und eingezahlten 
Schuldverschreibungen ist der 20. März 2027. Der Emissionstag für die im Zeitraum 
vom 16. März 2027 bis zum 31. März 2027 gezeichneten und eingezahlten Schuldver-
schreibungen ist der 7. April 2027. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 1. April 
2027 bis zum 15. April 2027 gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist 
der 20. April 2027. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 16. April 2027 bis zum 30. 
April 2027 gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist der 5. Mai 2027. 
Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 1. Mai 2027 bis zum 15. Mai 2027 gezeichne-
ten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist der 20. Mai 2027. Der Emissionstag für 
die im Zeitraum vom 16. Mai 2027 bis zum 31. Mai 2027 gezeichneten und eingezahlten 
Schuldverschreibungen ist der 4. Juni 2027. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 
1. Juni 2027 bis zum 15. Juni 2027 (14:00 Uhr) gezeichneten und eingezahlten Schuldver-
schreibungen ist der 21. Juni 2027. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 16. Juni 
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2027 bis zum 30. Juni 2027 gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist 
der 5. Juli 2027. Der Emissionstag für die im Zeitraum vom 1. Juli 2027 bis
zum 7. Juli 2027 (14:00 Uhr) gezeichneten und eingezahlten Schuldverschreibungen ist 
der12. Juli 2027 (siehe „IX. EINZELHEITEN ZUM ANGEBOT, 3. Zuteilung, Lieferung und 
Abrechnung der Schuldverschreibungen“).

11. Warnhinweis zur Steuergesetzgebung

Die Steuergesetzgebung des Mitgliedsstaates des Anlegers und die Steuergesetzgebung 
des Gründungsstaates der Emittentin können sich auf die Erträge aus den Wertpapieren 
auswirken. Die Schuldverschreibungen ziehen keine für diese Art von Anlagen gedach-
te Steuerregelung nach sich.
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XI. Anleihebedin- 
gungen der Tranche A

Anleihebedingungen

der

10 % p.a. Unternehmensanleihe 2026/2033

der

DN Group AG
Frankfurt am Main, Deutschland

im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 60 Mio.
(„Tranche A“)

ISIN: DE000A46ZYM0 – WKN: A46ZYM

§ 1
Allgemeines

1.1 	 Nennbetrag und Stückelung. Die Anleihe der DN Group AG, Frankfurt am 
Main, Deutschland, („Emittentin“), im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 60 
Mio. („Gesamtnennbetrag“) ist eingeteilt in gleichberechtigte auf den Inhaber 
lautende Schuldverschreibungen im Nennbetrag zu je EUR 1.000,00 (jeweils 
„Schuldverschreibung“ und zusammen „Schuldverschreibungen“). Jedem 
Inhaber einer Schuldverschreibung („Anleihegläubiger“) stehen daraus die in 
diesen Anleihebedingungen („Anleihebedingungen“) bestimmten Rechte zu.

1.2 	 Verbriefung. Die Schuldverschreibungen werden durch eine oder mehrere 
Globalurkunden („Globalurkunde“) verbrieft, die auf den Inhaber lauten.

	 Die Globalurkunde trägt entweder die Unterschrift(en) des Vorstands der Emit-
tentin oder von Bevollmächtigten oder der von der Emittentin zur Ausstellung 
der Globalurkunde bevollmächtigten Clearstream Europe AG (Mergenthale-
rallee 61, 65760 Eschborn; „Clearstream“), jeweils in vertretungsberechtigter 
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Zahl.

	 Ein Anspruch auf Ausdruck und Auslieferung effektiver Schuldverschreibun-
gen oder Zinsscheine ist während der gesamten Laufzeit der Schuldverschrei-
bungen ausgeschlossen.

1.3 	 Clearingsystem, Verwahrung. Die Globalurkunde wird von Clearstream 
oder einem Funktionsnachfolger (zusammen „Clearingsystem“) verwahrt, 
bis sämtliche Verpflichtungen der Emittentin aus den Schuldverschreibungen 
erfüllt sind. Die Globalurkunde verbrieft die Schuldverschreibungen, die für 
die Depotbanken (wie in § 12.2 definiert) verwahrt werden, die beim Clearing-
system ein Konto führen lassen.

1.4 	 Clearing. Die Schuldverschreibungen sind übertragbar. Den Anleihegläubi-
gern stehen Miteigentumsanteile oder Rechte an der Globalurkunde zu, die 
nach Maßgabe des anwendbaren Rechts und der Regeln und Bestimmungen 
des Clearingsystems übertragen werden.

1.5 	 Begebung weiterer Schuldverschreibungen. Die Emittentin behält sich vor, 
von Zeit zu Zeit und ohne Zustimmung der Anleihegläubiger, weitere In-
haberschuldverschreibungen mit gleicher Ausstattung (gegebenenfalls mit 
Ausnahme des Verzinsungsbeginns und/oder des Ausgabepreises) in der Weise 
zu begeben, dass sie mit den Schuldverschreibungen zusammengefasst wer-
den, eine einheitliche Anleihe mit ihnen bilden und ihren Gesamtnennbetrag 
erhöhen („Aufstockung“). Der Begriff „Schuldverschreibungen“ umfasst im 
Falle einer solchen Erhöhung auch solche zusätzlich begebenen Schuldver-
schreibungen. Die Begebung von weiteren Anleihen, die mit den Schuldver-
schreibungen keine Einheit bilden, oder ähnlichen Finanzinstrumenten bleibt 
der Emittentin vorbehaltlich der nachfolgenden Regelungen dieser Anleihebe-
dingungen ebenfalls unbenommen.

§ 2
Verzinsung, Zinsstundungsoption der Emittentin

2.1 	 Zinssatz und Zinszahlungstage. Die Schuldverschreibungen werden ab dem 
8. Juli 2026 (einschließlich) („Verzinsungsbeginn“), vorbehaltlich der Regelun-
gen nach § 2.3., mit jährlich 10 % („Zinssatz“) auf ihren ausstehenden Nennbe-
trag verzinst. Die Zinsen sind quartalsweise nachträglich jeweils am 15. März, 
15. Juni, 15. September und 15. Dezember eines jeden Jahres (jeweils „Zinszah-
lungstag“) zahlbar. Dabei ist der Zeitraum ab dem Verzinsungsbeginn (ein-
schließlich) bis zum ersten Zinszahlungstag (ausschließlich) und danach der 
Zeitraum von jedem Zinszahlungstag (einschließlich) bis zum nächstfolgenden 
Zinszahlungstag (ausschließlich) jeweils eine „Zinsperiode“. Die erste Zinszah-
lung ist am 15. September 2026 und die letzte Zinszahlung ist am 15. Dezember 
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2033 fällig. Im Falle der Verschiebung des Endfälligkeitstags (wie in § 3.2 defi-
niert) ist die letzte Zinszahlung am 15. Dezember 2034 fällig. Der Zinslauf der 
Schuldverschreibungen endet mit Ablauf des Tages, der dem Tag vorausgeht, 
an dem die Schuldverschreibungen zur Rückzahlung fällig werden. Tage im 
Sinne dieser Anleihebedingungen sind Kalendertage, soweit nicht abweichend 
bezeichnet.

2.2 	 Zinsstundungsoption. Die Emittentin ist nach freiem Ermessen berechtigt, die 
Zahlung der in den letzten zwei Jahren vor dem Endfälligkeitstag (wie in § 3.1 
definiert) bzw. vor dem Verlängerten Endfälligkeitstag (wie in § 3.2 definiert) 
fällig werdenden Zinsen („Gestundete Zinsen“) bis zum Endfälligkeitstag bzw. 
bis zum Verlängerten Endfälligkeitstag auszusetzen („Zinsstundungsoption“). 
Die Ausübung der Zinsstundungsoption erfolgt durch unwiderrufliche Er-
klärung der Emittentin durch die Bekanntmachung gemäß § 9 gegenüber den 
Anleihegläubigern. Die Erklärung muss spätestens 30 Kalendertage vor dem 
ersten von der Stundung betroffenen Zinszahlungstag („Erster Aufgeschobe-
ner Zinszahlungstag“) erfolgen. Die Zinsstundungsoption kann unabhängig 
von der Verlängerungsoption gemäß § 3.2 ausgeübt werden.

	 Übt die Emittentin die Verlängerungsoption nach der Ausübung der Zinsstun-
dungsoption aus, bezieht sich die Zinsstundung auf den Zeitraum vom Ersten 
Aufgeschobenen Zinszahlungstag bis zum Verlängerten Endfälligkeitstag.

2.3 	 Erhöhter Zinssatz. Übt die Emittentin die Zinsstundungsoption aus, so erhöht 
sich der Zinssatz für die Schuldverschreibungen um 1 % p.a. („Erhöhter Zins-
satz“). Der Erhöhte Zinssatz beträgt somit 11% p.a. Die Schuldverschreibungen 
werden ab dem Ersten Aufgeschobenen Zinszahlungstag bis zum Endfällig-
keitstag bzw. bis zum Verlängerten Endfälligkeitstag zum Erhöhten Zinssatz 
verzinst. Die Gestundeten Zinsen werden zusammen mit dem Nennbetrag der 
Schuldverschreibungen am Endfälligkeitstag bzw. am Verlängerten Endfällig-
keitstag zur Zahlung fällig.

2.4 	 Zahlungsverzug. Sofern die Emittentin den jeweiligen ausstehenden Nennbe-
trag einer Schuldverschreibung nicht gemäß § 3.1 Satz 1 am Endfälligkeitstag 
(wie in § 3.1 definiert) zurückzahlt, wird der jeweilige ausstehende Nennbetrag 
einer jeden Schuldverschreibung über den Endfälligkeitstag hinaus mit dem 
gesetzlichen Verzugszinssatz gemäß § 288 Abs. 1 Satz 2 BGB (oder der entspre-
chenden Nachfolgevorschrift) verzinst.

2.5 	 Zinstagequotient. Zinsen, die auf einen Zeitraum von weniger als einem Jahr 
zu berechnen sind, werden auf Basis der tatsächlich verstrichenen Tage, geteilt 
durch 365, berechnet (bzw. falls ein Teil dieses Zeitraums in ein Schaltjahr fällt, 
auf der Grundlage der Summe von (i) der tatsächlichen Anzahl von Tagen des 
Zeitraums, die in dieses Schaltjahr fallen, dividiert durch 366, und (ii) der tat-
sächlichen Anzahl von Tagen des Zeitraums, die nicht in das Schaltjahr fallen, 
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dividiert durch 365).

§ 3
Endfälligkeit; Verlängerungsoption der Emittentin; Rückerwerb; Entwertung

3.1 	 Endfälligkeit.. Endfälligkeitstag ist der 15. Dezember 2033 („Endfälligkeits-
tag“). Die Schuldverschreibungen werden am Endfälligkeitstag, im Falle der 
Verschiebung des Endfälligkeitstages nach § 3.2, am Verlängerten Endfällig-
keitstag (wie in § 3.2 definiert) zu ihrem Nennbetrag zuzüglich aufgelaufener 
Zinsen, einschließlich der möglichen Gestundeten Zinsen (wie oben unter 2.2 
definiert) zurückgezahlt, sofern sie nicht vorzeitig zurückgezahlt oder zurück-
erworben worden sind.

3.2 	 Verschiebung des Endfälligkeitstages.Die Emittentin hat die Möglichkeit, 
nach freiem Ermessen durch einseitige Erklärung den Endfälligkeitstag ein-
malig um ein Jahr, d.h. auf den 15. Dezember 2034 („Verlängerter Endfällig-
keitstag“) zu verschieben. Die Erklärung über die Verschiebung des Endfällig-
keitstages ist nur dann wirksam, wenn sie spätestens 14 Kalendertage vor dem 
Endfälligkeitstag nach Maßgabe von § 9 bekanntgemacht wird. Die Schuldver-
schreibungen werden bis zum Verlängerten Endfälligkeitstag mit dem jährli-
chen Zinssatz in Höhe von 10% nach § 2.1 verzinst. Für den Fall der Ausübung 
der Zinsstundungsoption nach § 2.2 werden die Schuldverschreibungen bis 
zum Verlängerten Endfälligkeitstag mit dem Erhöhten Zinssatz von 11% p.a. 
gemäß § 2.3 verzinst.

3.3 	 Rückerwerb. Die Emittentin und/oder ein mit ihr verbundenes Unternehmen 
(im Sinne des § 15 AktG) ist/sind berechtigt, jederzeit im Markt oder auf andere 
Weise Schuldverschreibungen zu erwerben. Schuldverschreibungen, welche 
gemäß dem vorstehenden Satz erworben wurden, können entwertet, gehalten 
oder wiederveräußert werden.

§ 4
Währung; Zahlungen

4.1 	 Währung. Sämtliche Zahlungen auf die Schuldverschreibungen werden in 
Euro geleistet.

4.2 	 Zahlungen von Kapital und Zinsen. Zahlungen von Kapital und Zinsen auf 
die Schuldverschreibungen erfolgen am jeweiligen Zahlungstag (wie in § 4.3 
definiert) über die Zahlstelle an das Clearingsystem oder an dessen Order in 
Euro zur Gutschrift auf die Konten der jeweiligen Kontoinhaber des Clearing-
systems. Sämtliche Zahlungen der Emittentin an das Clearingsystem oder des-
sen Order befreien die Emittentin in Höhe der geleisteten Zahlungen von ihren 
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Verbindlichkeiten aus den Schuldverschreibungen.

4.3 	 Zahlungstag und Fälligkeitstag. Im Sinne dieser Anleihebedingungen ist ein 
„Zahlungstag“ der Tag, an dem, gegebenenfalls aufgrund einer Verschiebung 
gemäß § 4.6, eine Zahlung tatsächlich zu leisten ist, und ein „Fälligkeitstag“ ist 
der in diesen Anleihebedingungen vorgesehene Zahlungstermin ohne Berück-
sichtigung einer solchen Verschiebung.

4.4 	 Zahlstelle.Die Emittentin hat die mwb fairtrade Wertpapierhandelsbank AG, 
Rottenbucher Straße 28, 82166 Gräfelfing, Deutschland, zur anfänglichen Zahl-
stelle („Zahlstelle“) bestellt. Die Emittentin stellt sicher, dass für die gesamte 
Zeit, in der Schuldverschreibungen ausstehen, eine Zahlstelle unterhalten 
wird, um die ihr in diesen Anleihebedingungen zugewiesenen Aufgaben zu 
erfüllen, und wird zudem, solange die Schuldverschreibungen an einer Börse 
notiert sind, eine Zahlstelle mit bezeichneter Geschäftsstelle an dem von den 
Regeln dieser Börse vorgeschriebenen Ort unterhalten. Die Emittentin behält 
sich das Recht vor, jederzeit die Bestellung der Zahlstelle zu ändern oder zu 
beenden und eine Nachfolger-Zahlstelle zu ernennen. Den Anleihegläubigern 
werden Änderungen in Bezug auf die Zahlstelle oder deren Geschäftsstelle um-
gehend gemäß § 9 bekannt gemacht.

	 Auf keinen Fall dürfen sich die Geschäftsräume einer Zahlstelle in den Ver-
einigten Staaten befinden.

4.5 	 Rechtsverhältnis der Zahlstelle zu den Anleihegläubigern. Die Zahlstelle 
handelt ausschließlich als Beauftragte der Emittentin und übernimmt keinerlei 
Verpflichtungen gegenüber den Anleihegläubigern. Es wird kein Auftragsver-
hältnis zwischen der Emittentin und den Anleihegläubigern begründet.

	 Alle Bescheinigungen, Mitteilungen, Gutachten, Festsetzungen, Berechnungen, 
Quotierungen und Entscheidungen, die von der Emittentin nach Maßgabe 
dieser Anleihebedingungen gemacht, abgegeben, getroffen oder eingeholt wer-
den, sind (sofern nicht ein offensichtlicher Irrtum vorliegt) für die Zahlstelle 
und die Anleihegläubiger bindend.

4.6 	 Bankarbeitstage. Ist ein Fälligkeitstag für Zahlungen von Kapital und/oder 
Zinsen auf eine Schuldverschreibung kein Bankarbeitstag, so wird die be-
treffende Zahlung erst am nächstfolgenden Bankarbeitstag geleistet, ohne 
dass wegen dieser Zahlungsverzögerung weitere Zinsen fällig werden. „Bank-
arbeitstag“ bezeichnet dabei jeden Tag (mit Ausnahme von Samstag und 
Sonntag), an dem Kreditinstitute in Deutschland (Referenzort ist Frankfurt 
am Main) für den Publikumsverkehr geöffnet sind und der auch ein T2-Tag 
ist. Samstage und Sonntage sind keine Bankarbeitstage. T2-Tag bezeichnet 
einen Tag, an dem Zahlungen in Euro über T2 (Abkürzung für Trans-European 
Automated Realtime Gross Settlement Express Transfers System 2) abgewickelt 
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werden.

4.7 	 Hinterlegung. Die Emittentin kann die von den Anleihegläubigern innerhalb 
von zwölf Monaten nach Endfälligkeit nicht erhobenen Beträge an Kapital und 
Zinsen sowie alle anderen gegebenenfalls auf die Schuldverschreibungen zu 
zahlenden Beträge beim für den Sitz der Emittentin zuständigen Amtsgericht 
hinterlegen. Soweit die Emittentin auf das Recht zur Rücknahme der hinterleg-
ten Beträge verzichtet, erlöschen die betreffenden Ansprüche der Anleihegläu-
biger gegen die Emittentin. Nach Verjährung des Anspruchs der entsprechen-
den Anleihegläubiger erhält die Emittentin die hinterlegten Beträge zurück.

§ 5
Steuern

5.1 	 Quellensteuern. Alle Zahlungen, insbesondere Kapitalrückzahlungen und 
Zahlungen von Zinsen, erfolgen ohne Abzug und Einbehaltung von gegen-
wärtigen oder zukünftigen Steuern, Abgaben, Veranlagungen und sonstigen 
Gebühren, die von oder in der Relevanten Steuerjurisdiktion (wie in § 5.4 
definiert) oder für deren Rechnung oder von oder für Rechnung einer dort 
zur Steuererhebung ermächtigten Gebietskörperschaft oder Behörde gegen-
über der Emittentin an der Quelle auferlegt, erhoben oder eingezogen werden 
(jeweils „Quellensteuer“ und zusammen „Quellensteuern“), es sei denn, die 
Emittentin ist zum Abzug und/oder zum Einbehalt gesetzlich verpflichtet.

5.2 	 Zusätzliche Beträge. Im Fall des Abzugs oder des Einbehalts einer Quellen-
steuer wird die Emittentin diejenigen zusätzlichen Beträge an Kapital und 
Zinsen („Zusätzlichen Beträge“) zahlen, die erforderlich sind, damit die den 
Anleihegläubigern zufließenden Nettobeträge nach diesem Einbehalt oder Ab-
zug jeweils den Beträgen entsprechen, die ohne einen solchen Einbehalt oder 
Abzug von den Anleihegläubigern empfangen worden wären. Solche Zusätzli-
chen Beträge sind jedoch nicht zahlbar im Hinblick auf Steuern und Abgaben, 
die:

	 a) von einer als depotführender Stelle oder Inkassobeauftragter des Anleihe-
gläubigers handelnden Person oder sonst auf andere Weise zu entrichten sind 
dadurch, dass die Emittentin von den von ihr zu leistenden Zahlungen von 
Kapital oder Zinsen einen Abzug oder Einbehalt vornimmt, oder

	 b) wegen einer gegenwärtigen oder früheren persönlichen oder geschäftlichen 
Beziehung des Anleihegläubigers zu der Relevanten Steuerjurisdiktion zu 
zahlen sind, und nicht allein deshalb, weil Zahlungen auf die Schuldverschrei-
bungen aus Quellen in der Relevanten Steuerjurisdiktion stammen (oder für 
Zwecke der Besteuerung so behandelt werden) oder dort besichert sind, oder
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	 c) aufgrund (i) einer Richtlinie oder Verordnung der Europäischen Union be-
treffend die Besteuerung von Zinserträgen oder (ii) einer zwischenstaatlichen 
Vereinbarung über deren Besteuerung, an der die Relevante Steuerjurisdiktion 
oder die Europäische Union beteiligt ist, oder (iii) einer gesetzlichen Vorschrift, 
die diese Richtlinie, Verordnung oder Vereinbarung umsetzt oder befolgt, ab-
zuziehen oder einzubehalten sind, oder

	 d) wegen einer Rechtsänderung zu zahlen sind, welche später als 30 Tage nach 
Fälligkeit der betreffenden Zahlung oder, wenn dies später erfolgt, ordnungsge-
mäßer Bereitstellung aller fälligen Beträge und einer diesbezüglichen Bekannt-
machung gemäß § 9 wirksam wird, oder

	 e) von einer Zahlstelle einbehalten oder abgezogen werden, wenn die Zahlung 
von einer anderen Zahlstelle ohne Einbehalt oder Abzug hätte vorgenommen 
werden können.

5.3 	 Benachrichtigung. Die Emittentin wird die Zahlstelle unverzüglich benach-
richtigen, wenn sie zu irgendeiner Zeit gesetzlich verpflichtet ist, von aufgrund 
dieser Anleihebedingungen fälligen Zahlungen Abzüge oder Einbehalte vor-
zunehmen (oder wenn sich die Sätze oder die Berechnungsmethode solcher 
Abzüge oder Einbehalte ändern).

5.4 	 Relevante Steuerjurisdiktion. Relevante Steuerjurisdiktion bezeichnet die 
Bundesrepublik Deutschland.

5.5 	 Weitere Verpflichtungen. Soweit die Emittentin oder die durch die Emitten-
tin bestimmte Zahlstelle nicht gesetzlich zum Abzug und/oder zur Einbehal-
tung von Steuern, Abgaben oder sonstigen Gebühren verpflichtet ist, trifft sie 
keinerlei Verpflichtung im Hinblick auf abgaberechtliche Verpflichtungen der 
Anleihegläubiger.

§ 6
Vorzeitige Fälligstellung durch die Anleihegläubiger

6.1 	 Ausschluss der ordentlichen Kündigung. Das ordentliche Kündigungsrecht 
der Anleihegläubiger ist ausgeschlossen.

6.2 	 Außerordentliche Kündigung. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung 
des jeweiligen Anleihegläubigers aus wichtigem Grund bleibt unberührt und 
kann ganz oder teilweise ausgeübt werden. Ein wichtiger Grund liegt insbe-
sondere bei den nachstehend genannten Fällen vor, in denen jeder Anleihe-
gläubiger berechtigt ist, eine oder mehrere seiner Schuldverschreibungen zu 
kündigen und fällig zu stellen und deren sofortige Rückzahlung zu verlangen, 
wenn
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	 a) die Emittentin einen Betrag, der nach diesen Anleihebedingungen fällig 
ist, nicht innerhalb von sieben (7) Tagen nach dem betreffenden Zahlungstag 
zahlt, oder

	 b) die Emittentin allgemein ihre Zahlungen einstellt, ihre Zahlungsunfähigkeit 
bekannt gibt oder in Liquidation tritt, außer im Zusammenhang mit einer Ver-
schmelzung, Konsolidierung oder einer anderen Form des Zusammenschlusses 
mit einer anderen Gesellschaft oder im Zusammenhang mit einer Umwand-
lung, und diese andere oder neue Gesellschaft alle aus den Schuldverschrei-
bungen folgenden oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen 
bestehenden Verpflichtungen der Emittentin übernimmt, oder

	 c) gegen die Emittentin Zwangsvollstreckungsmaßnahmen wegen Nichtbeglei-
chung von Zahlungsverpflichtungen in Höhe von mindestens EUR 750.000,00 
eingeleitet werden und ein solches Verfahren nicht innerhalb von 30 Tagen 
aufgehoben oder ausgesetzt worden ist, oder

	 d) ein Gericht in der Bundesrepublik Deutschland oder in einem anderen Land 
ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren über das Vermö-
gen der Emittentin eröffnet und ein solches Verfahren nicht innerhalb von 30 
Tagen aufgehoben oder ausgesetzt worden ist, oder die Emittentin ein solches 
Verfahren über ihr Vermögen beantragt, oder

	 e) die Emittentin sonstige wesentliche Vertragsverpflichtungen nach diesen 
Anleihebedingungen verletzt und diese Verletzung auch nach 30 Tagen noch 
besteht.

6.3 	 Erlöschen des außerordentlichen Kündigungsrechts. Das Recht, Schuld-
verschreibungen außerordentlich nach § 6.2 zu kündigen, erlischt, falls der 
jeweilige Kündigungsgrund vor Ausübung des Kündigungsrechts entfallen ist.

6.4 	 Rechtsfolge. Tritt ein Kündigungsgrund nach § 6.2 oder ein anderer, nicht 
in diesen Anleihebedingungen ausdrücklich normierter außerordentlicher 
Kündigungsgrund ein, hat jeder Anleihegläubiger das Recht, seine Schuldver-
schreibungen gemäß den Bestimmungen dieses § 6 einzeln oder vollständig 
zu kündigen und die Rückzahlung seiner Schuldverschreibungen durch die 
Emittentin zu verlangen.

6.5 	 Formelle Voraussetzungen der außerordentlichen Kündigung. Eine Kündi-
gung nach § 6.2 ist durch den Anleihegläubiger schriftlich in deutscher Spra-
che gegenüber der Emittentin zu erklären und zusammen mit dem Nachweis 
in Form einer Bescheinigung der Depotbank oder in einer anderen geeigneten 
Weise, dass der Benachrichtigende zum Zeitpunkt der Benachrichtigung An-
leihegläubiger ist, persönlich oder durch einfachen Brief an die Emittentin zu 
übermitteln. Der Anleihegläubiger muss entweder den Grund der Kündigung 
nach § 6.2 benennen, oder, sofern der Anleihegläubiger die außerordentliche 
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Kündigung auf einen nicht in den Anleihebedingungen ausdrücklich be-
nannten Kündigungsgrund stützt, die Umstände darlegen, aus denen sich die 
vorzeitige Fälligstellung nach § 6.2 ergibt. Die Ausübung einer Kündigung wird 
jeweils mit Zugang bei der Emittentin wirksam.

§ 7
Kündigungsrechte der Emittentin; Positivverpflichtung

7.1 	 Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Emittentin. Die Emittentin ist be-
rechtigt, nachdem sie im Einklang mit § 7.8 die Kündigung mit einer Frist von 
mindestens 30 Tagen und höchstens 60 Tagen zum Wahlrückzahlungstag (wie 
nachstehend definiert) erklärt hat, die ausstehenden Schuldverschreibungen 
insgesamt oder teilweise zum Ablauf von drei Jahren nach dem Verzinsungs-
beginn und danach jederzeit zu dem Wahl-Rückzahlungsbetrag (wie nach-
stehend definiert) nebst etwaigen bis zum relevanten Wahl-Rückzahlungstag 
(ausschließlich) aufgelaufener und noch nicht gezahlter Zinsen zurückzuzah-
len. Eine teilweise Rückzahlung kann nur unter der Voraussetzung erfolgen, 
dass Schuldverschreibungen mit einem Gesamtnennbetrag von mindestens 
EUR 2.000.000,00 gekündigt und zurückgezahlt werden. Eine teilweise vorzei-
tige Rückzahlung hat nach den Regeln des Clearingsystems zu erfolgen. Sofern 
es zu einer teilweisen Rückzahlung durch Reduzierung des ausstehenden 
Nennbetrags der einzelnen Schuldverschreibungen kommt, wird klargestellt, 
dass sich Bezugnahmen auf den Nennbetrag der Schuldverschreibungen in 
diesen Anleihebedingungen jeweils auf den dann noch ausstehenden Nennbe-
trag beziehen.

7.2 	 Vorzeitiges Kündigungsrecht der Emittentin aus steuerlichen Gründen. 
Falls infolge einer am oder nach dem Verzinsungsbeginn der Schuldverschrei-
bungen wirksam werdenden Änderung oder Ergänzung der in der Relevan-
ten Steuerjurisdiktion geltenden Rechtsvorschriften oder einer vor diesem 
Zeitpunkt nicht allgemein bekannten Anwendung oder amtlichen Auslegung 
solcher Rechtsvorschriften Quellensteuern auf die Zahlung von Kapital oder 
Zinsen nach diesen Anleihebedingungen anfallen oder anfallen werden und 
die Emittentin aus diesem Grund zur Zahlung Zusätzlicher Beträge verpflich-
tet ist, ist die Emittentin berechtigt, die gesamten Schuldverschreibungen des 
betreffenden Anleihegläubigers (aber nicht nur einzelne davon) unter Einhal-
tung einer Kündigungsfrist von mindestens 30 Tagen jederzeit zum Vorzeitigen 
Rückzahlungsbetrag (wie in § 7.6 definiert) am Vorzeitigen Rückzahlungstag 
(wie in § 7.7 definiert) zurückzuzahlen. Eine solche Rückzahlung darf jedoch 
nicht früher als 90 Tage vor dem Zeitpunkt erfolgen, an dem die Emittentin 
erstmals Quellensteuern einbehalten oder zahlen müsste, falls eine Zahlung in 
Bezug auf diese Anleihebedingungen dann geleistet würde.

7.3 	 Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Emittentin auf Grund Geringfügig-
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keit des ausstehenden Gesamtnennbetrags. Die Emittentin ist berechtigt, die 
noch ausstehenden Schuldverschreibungen insgesamt, nicht jedoch teilweise, 
jederzeit mit einer Frist von mindestens 30 Tagen und höchstens 60 Tagen 
durch Bekanntmachung zu kündigen und vorzeitig zum Vorzeitigen Rückzah-
lungsbetrag (wie in § 7.6 definiert) am Vorzeitigen Rückzahlungstag zurückzu-
zahlen, falls der Gesamtnennbetrag der ausstehenden Schuldverschreibungen 
zu irgendeinem Zeitpunkt unter 20 % des Gesamtnennbetrags der ursprüng-
lich begebenen Schuldverschreibungen (einschließlich etwaiger nach § 1.5 
ausgegebener Schuldverschreibungen) fällt.

7.4	  Wahl-Rückzahlungsbetrag. Der Wahl-Rückzahlungsbetrag entspricht 101 % 
des Nennbetrags.

7.5 	 Wahl-Rückzahlungstag. Der Wahl-Rückzahlungstag ist derjenige Tag, mit Wir-
kung zu dem die Schuldverschreibungen nach Maßgabe von § 7.1 gekündigt 
wurden

7.6 	 Vorzeitiger Rückzahlungsbetrag. Vorzeitiger Rückzahlungsbetrag für Zwecke 
des § 7.2 und des § 7.3 bedeutet 100 % des Nennbetrags zzgl. aufgelaufener 
Zinsen bis zum Vorzeitigen Rückzahlungstag (ausschließlich) (wie in § 7.7 defi-
niert).

7.7 	 Vorzeitiger Rückzahlungstag. Vorzeitiger Rückzahlungstag für Zwecke des § 
7.2 und des § 7.3 ist der 15. Tag nach dem letzten Tag der Frist, innerhalb derer 
eine Kündigung nach § 7.2 oder § 7.3 ausgeübt werden kann.

7.8	 Bekanntmachung. Die Kündigung der Schuldverschreibungen nach § 7.1, § 7.2 
und § 7.3 durch die Emittentin ist den Anleihegläubigern nach den Bedingun-
gen des § 9 bekanntzumachen. Sie ist unwiderruflich und beinhaltet im Falle 
der Kündigung nach § 7.1 die Angabe des Wahl-Rückzahlungstags, eine Erklä-
rung, ob die Schuldverschreibungen ganz oder teilweise zurückgezahlt werden 
und im letzteren Fall den Gesamtnennbetrag der ausstehenden Schuldver-
schreibungen sowie des Kündigungsbetrages und den Nennbetrag sowie eine 
Angabe, ob die Kündigung durch Reduzierung des Nennbetrages oder durch 
Auslosung von Schuldverschreibungen erfolgt.

7.9 	 Positivverpflichtung. Die Emittentin verpflichtet sich, auf ihrer Homepage 
ein Investment Framework zu veröffentlichen, welches den Prozess zur Be-
wertung und Auswahl von Unternehmen, in die sie investiert, im Hinblick 
auf die Berücksichtigung messbarer positiver Auswirkungen des jeweiligen 
Geschäftsmodells auf die Umwelt und/oder die Gesellschaft beschreibt. Die 
Emittentin verpflichtet sich, mindestens 85 % ihrer Mittel aus den Schuldver-
schreibungen in Investments in Zielunternehmen zu tätigen, deren Geschäfts-
modell solche positiven Auswirkungen im Sinne des Investment Frameworks 
hat (klarstellend: das Investment Framework sieht vor, dass die Emittentin 
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im Umfang von 20 % auch in andere Unternehmen investieren kann – diese 
Investitionen, wenn es sie denn gibt, erfolgen jedoch nicht mit den Mitteln der 
Schuldverschreibungen). Die Emittentin verpflichtet sich außerdem, jährlich 
bis zum 30. Juni eines Jahres einen durch einen qualifizierten externen Dienst-
leister im Auftrag von und in Zusammenarbeit mit der Emittentin erstellten 
Impact Bericht auf ihrer Homepage zu veröffentlichen. Der Bericht wird in zu-
mindest zusammengefasster Form einen Überblick geben über den Status der 
Emittentin und ihrer wesentlichen Beteiligungen in Bezug auf die Einhaltung 
des Investment Frameworks einschließlich der Nachhaltigkeitsziele, welche 
die Emittentin sich und ihren wesentlichen Beteiligungsgesellschaften gesetzt 
hat. Wesentliche Beteiligungen sind alle Beteiligungen, die 10 % oder mehr der 
Bilanzsumme der Emittentin ausmachen. Die Emittentin macht sich den jähr-
lichen Impact Bericht jeweils zu eigen, so dass es sich nicht um einen externen 
Sachverständigenbericht im eigentlichen Sinne handelt.

§ 8
Status

Die Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen stellen unmittelbare, unbedingte, 
nicht besicherte und nicht nachrangige Verpflichtungen der Emittentin dar und stehen 
im gleichen Rang mit allen anderen nicht besicherten und nicht nachrangigen derzeiti-
gen und zukünftigen Verbindlichkeiten der Emittentin, soweit nicht zwingende gesetz-
liche Bestimmungen etwas anderes vorschreiben.

§ 9
Bekanntmachungen

Bekanntmachung. Bekanntmachungen der Emittentin, welche die Schuldverschreibun-
gen betreffen, werden auf der Internetseite der Emittentin unter https://dn-ag.com42 im 
Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033“ (oder einer ande-
ren Internetseite, die mindestens sechs Wochen zuvor in Übereinstimmung mit diesen 
Vorschriften von der Emittentin bekanntgemacht wurde), veröffentlicht. Eine solche 
Bekanntmachung wird gegenüber den Anleihegläubigern mit dem Tag ihrer Veröffent-
lichung (oder bei mehreren Mitteilungen mit dem Tage der ersten Veröffentlichung) 
wirksam, falls die Bekanntmachung kein späteres Datum vorsieht. Falls und soweit die 
bindenden Vorschriften des geltenden Rechts oder die Regularien einer Börse, an der 
die Schuldverschreibungen notiert sind, andere Arten der Veröffentlichung vorsehen, 
müssen solche Veröffentlichungen zusätzlich und wie vorgesehen erfolgen.

42 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden

https://dn-ag.com
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§ 10
Vorlegungsfrist; Urkundenvorlage

Die in § 801 Abs. 1 Satz 1 BGB bestimmte Vorlegungsfrist wird für die Schuldverschrei-
bungen auf fünf Jahre verkürzt. Erfolgt die Vorlegung, so verjährt der Anspruch in zwei 
Jahren von dem Ende der Vorlegungsfrist an. Erfolgt die Vorlegung nicht, so erlischt der 
Anspruch mit dem Ablauf der Vorlegungsfrist. Anstelle der Pflicht zur Aushändigung 
der Schuldverschreibung nach § 797 BGB tritt die Vorlage eines Depotauszugs, der das 
Miteigentum an der oder den Globalurkunde(n), in der/den die Schuldverschreibun-
gen verbrieft sind, nachzuweisen geeignet ist, sowie ein Auftrag an die depotführende 
Bank, die diesen Depotauszug ausgestellt hat, in dem Umfang, in dem Verpflichtungen 
auf Schuldverschreibungen vollständig erfüllt wurden, die entsprechenden Schuldver-
schreibungen frei von Zahlung in ein von der Emittentin zu bestimmendes Depot zu 
übertragen.

§ 11
Änderungen der Anleihebedingungen

11.1 	 Änderung der Anleihebedingungen. §§ 5 bis 22 des Gesetzes über Schuldver-
schreibungen aus Gesamtemissionen (Schuldverschreibungsgesetz - SchVG) 
findet auf die Schuldverschreibungen und diese Anleihebedingungen Anwen-
dung. Infolgedessen können die Anleihegläubiger Änderungen der Anleihebe-
dingungen - einschließlich der einzelnen oder aller Maßnahmen nach § 5 Abs. 
5 des Schuldverschreibungsgesetzes - durch Mehrheitsbeschluss zustimmen 
und einen gemeinsamen Vertreter für die Wahrnehmung ihrer Rechte bestel-
len.

11.2 	 Abstimmung ohne Versammlungen. Alle Abstimmungen gemäß dem Schuld-
verschreibungsgesetz werden ausschließlich im Wege der Abstimmung ohne 
Versammlung durchgeführt, sofern die Emittentin nicht im Einzelfall etwas 
anderes entscheidet. Eine Gläubigerversammlung findet des Weiteren statt, 
wenn der Abstimmungsleiter diese gemäß § 18 Abs. 4 Satz 2 des Schuldver-
schreibungsgesetzes einberuft.

11.3 	 Stimmrechtsausübung. Zur Ausübung der Stimmrechte bei einer Abstim-
mung ohne Versammlung bzw. Teilnahme an der Gläubigerversammlung und 
Ausübung der Stimmrechte in der Gläubigerversammlung sind nur diejenigen 
Anleihegläubiger berechtigt, die sich innerhalb der gesetzlichen Frist bei der 
in der Einberufung bezeichneten Stelle in Textform (§ 126b BGB) in deutscher 
oder englischer Sprache angemeldet haben. In der Einberufung können weite-
re Voraussetzungen für die Ausübung der Stimmrechte bzw. Teilnahme an der 
Gläubigerversammlung, insbesondere das Erbringen eines geeigneten Identi-
tätsnachweises und die Festlegung eines Stichtags für diesen Nachweis, der 
auch bis zu 14 Tage vor dem Tag der Gläubigerversammlung liegen darf (re-
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cord date in Anlehnung an § 121 AktG), durch die Emittentin geregelt werden.

§ 12
Verschiedenes

12.1 	 Anwendbares Recht. Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie 
sämtliche sich aus den Schuldverschreibungen und diesen Anleihebedingun-
gen ergebenden Rechte und Pflichten der Anleihegläubiger und der Emittentin 
bestimmen sich in jeder Hinsicht nach deutschem Recht.

12.2 	 Gerichtliche Geltendmachung. Jeder Anleihegläubiger ist berechtigt, in 
jedem Rechtsstreit gegen die Emittentin oder in jedem Rechtsstreit, in dem 
der Anleihegläubiger und die Emittentin Partei sind, seine Rechte aus diesen 
Schuldverschreibungen im eigenen Namen auf der folgenden Grundlage zu 
schützen oder geltend zu machen: der Anleihegläubiger bringt eine Bescheini-
gung der Depotbank bei, bei der er für die Schuldverschreibungen ein Wertpa-
pierdepot unterhält, welche (a) den vollständigen Namen und die vollständige 
Adresse des Anleihegläubigers enthält, (b) den Gesamtnennbetrag der Schuld-
verschreibungen bezeichnet, die unter dem Datum der Bestätigung auf dem 
Wertpapierdepot verbucht sind und (c) bestätigt, dass die Depotbank gegen-
über dem Clearingsystem eine schriftliche Erklärung abgegeben hat, die die 
vorstehend unter (a) und (b) bezeichneten Informationen enthält. Für die Zwe-
cke des Vorstehenden bezeichnet „Depotbank“ jede Bank oder ein sonstiges 
anerkanntes Finanzinstitut, das berechtigt ist, das Wertpapierverwahrungs-
geschäft zu betreiben und bei der / dem der Anleihegläubiger ein Wertpapier-
depot für die Schuldverschreibungen unterhält, einschließlich des Clearing-
systems. Unbeschadet des Vorstehenden kann jeder Anleihegläubiger seine 
Rechte aus den Schuldverschreibungen auch auf jede andere Weise schützen 
oder geltend machen, die im Land des Rechtsstreits prozessual zulässig ist.

12.3 	 Erfüllungsort. Erfüllungsort für die Verpflichtungen aus den Schuldverschrei-
bungen ist der Sitz der Emittentin, soweit nicht zwingende gesetzliche Vor-
schriften etwas anderes bestimmen.

12.4 	 Gerichtsstand. Nichtausschließlicher Gerichtsstand für alle Rechtsstreitig-
keiten aus den in diesen Anleihebedingungen geregelten Angelegenheiten ist 
der Sitz der Emittentin, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften etwas 
anderes bestimmen.

12.5 	 Teilunwirksamkeit. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Anleihebedingun-
gen insgesamt oder teilweise unwirksam sein oder unwirksam werden oder 
eine an sich notwendige Regelung nicht enthalten, so wird hierdurch der übri-
ge Inhalt dieser Anleihebedingungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen 
Bestimmung oder zur Ausführung der Regelungslücke soll, soweit rechtlich 



136

möglich, eine dem wirtschaftlichen Sinn und Zweck der unwirksamen Be-
stimmung bzw. dem Sinn dieser Anleihebedingungen entsprechende Regelung 
erfolgen.
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XII. Anleihebedin- 
gungen der Tranche B

Anleihebedingungen

der

10 % p.a. Unternehmensanleihe 2026/2033

der

DN Group AG
Frankfurt am Main, Deutschland

im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 110 Mio.
(„Tranche B“)

ISIN: DE000A46ZYN8 – WKN: A46ZYN

§ 1
Allgemeines

1.1	 Nennbetrag und Stückelung. Die Anleihe der DN Group AG, Frankfurt am 
Main, Deutschland, („Emittentin“), im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 110 
Mio. („Gesamtnennbetrag“) ist eingeteilt in gleichberechtigte auf den Inhaber 
lautende Schuldverschreibungen im Nennbetrag zu je EUR 1.000,00 (jeweils 
„Schuldverschreibung“ und zusammen „Schuldverschreibungen“). Jedem 
Inhaber einer Schuldverschreibung („Anleihegläubiger“) stehen daraus die 
in diesen Anleihebedingungen („Anleihebedingungen“) bestimmten Rechte 
zu.

1.2 	 Begebung. Die Schuldverschreibungen werden für ihre gesamte Laufzeit 
durch Bewirkung der Eintragung in ein elektronisches Wertpapierregister in 
der Form eines Kryptowertpapierregisters im Sinne des § 4 Absatz 1 Nr. 2 des 
Gesetzes über elektronische Wertpapiere („eWpG“) als elektronische Wertpa-
piere im Sinne des § 2 Absatz 1 eWpG begeben. Die Eintragung in das Krypto-
wertpapierregister erfolgt im Wege der Einzeleintragung gemäß § 8 Absatz 1 
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Nr. 2 eWpG. Ein Anspruch auf Ausreichung einzelner Schuldverschreibungs-
urkunden ist ausdrücklich ausgeschlossen. Auf die Schuldverschreibungen 
finden die Regelungen des eWpG in der jeweils gültigen Fassung Anwendung.

1.3 	 Registerführende Stelle. Die Emittentin benennt die Smart Registry GmbH, 
Uhlandstraße 32 c/o Mindspace, 10719 Berlin, als registerführende Stelle im 
Sinne des § 16 Absatz 2 Satz 1 eWpG. Die Emittentin behält sich für die gesam-
te Laufzeit der Schuldverschreibungen einen Wechsel der registerführenden 
Stelle ohne Zustimmung der Anleihegläubiger ausdrücklich im Sinne des § 16 
Absatz 2 Satz 3 eWpG vor.

1.4 	 Qualifizierter Kryptoverwahrer

	 a) Mit der Eintragung in Bezug auf eine Schuldverschreibung im Kryptowert-
papierregister wird gleichzeitig für jede Schuldverschreibung ein digitaler 
Token geschaffen. Anleihegläubiger sind verpflichtet, vom Qualifizierten 
Kryptoverwahrer (wie nachfolgend definiert) ein Wallet (wie nachfolgend de-
finiert) führen zu lassen, in das der Token geliefert werden kann. Dazu bedarf 
es des Abschlusses eines entsprechenden Nutzungsvertrages zwischen dem 
Qualifizierten Kryptoverwahrer und dem jeweiligen Anleihegläubiger, der mit 
der Zeichnung der Schuldverschreibungen automatisch beantragt wird. Der 
Qualifizierte Kryptoverwahrer entscheidet nach eigenem Ermessen über den 
Abschluss eines solchen Vertrages. „Wallet“ ist eine vom Qualifizierten Krypto-
verwahrer angebotene digitale „Adresse“ auf der Blockchain, der die Token 
bei ihrer Lieferung oder nach einer Übertragung zugewiesen werden.

	 b) Die Emittentin benennt die Tangany GmbH, Brienner Straße 53, 80333 Mün-
chen, als qualifizierten Kryptoverwahrer im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 6 
KWG („Qualifizierter Kryptoverwahrer“). Der Qualifizierte Kryptoverwah-
rer ist für die Sicherung der privaten kryptografischen Schlüssel zuständig, 
die dazu dienen, die Schuldverschreibungen zu speichern oder darüber zu 
verfügen.

	 (c) Die Emittentin behält sich für die gesamte Laufzeit der Schuldverschrei-
bungen ausdrücklich einen Wechsel des Qualifizierten Kryptoverwahrers 
ohne Zustimmung der Anleihegläubiger vor, sofern der neue Qualifizierte 
Kryptoverwahrer über die erforderliche Erlaubnis zum Betreiben des quali-
fizierten Kryptoverwahrgeschäfts gemäß § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 6 KWG verfügt. 
Die Emittentin hat die Anleihegläubiger hierüber spätestens einen Monat vor 
Beendigung des Nutzungsvertrags mit dem bisherigen Qualifizierten Krypto-
verwahrer unter Benennung des neuen Qualifizierten Kryptoverwahrers zu 
informieren und ihnen anzubieten, einen neuen Nutzungsvertrag beim neuen 
Qualifizierten Kryptoverwahrer abzuschließen.

	 (d) Verliert der Qualifizierte Kryptoverwahrer die Erlaubnis zum Betreiben 
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des qualifizierten Kryptoverwahrgeschäfts gemäß § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 6 
KWG, wird über ihr Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet oder bean-
tragt, oder ist sie aus sonstigen Gründen dauerhaft nicht in der Lage, ihre 
Pflichten aus diesen Anleihebedingungen zu erfüllen, hat die Emittentin un-
verzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 15 Bankarbeitstagen, einen neuen 
Qualifizierten Kryptoverwahrer zu benennen, der über die erforderliche Er-
laubnis zum Betreiben des qualifizierten Kryptoverwahrgeschäfts gemäß § 1 
Abs. 1a Satz 2 Nr. 6 KWG verfügt. Die Emittentin hat die Anleihegläubiger über 
den Wegfall und die Benennung des neuen Qualifizierten Kryptoverwahrers 
unverzüglich gemäß § 9 (Bekanntmachungen) zu informieren.

1.5 	 Legitimationswirkung. Gegenüber der Emittentin gilt diejenige Person als 
Anleihegläubiger, die im Kryptowertpapierregister als Inhaber eingetragen ist. 
Die Emittentin ist zur Rückzahlung der Schuldverschreibungen nur verpflich-
tet, wenn der jeweilige Anleihegläubiger gegenüber der registerführenden 
Stelle eine Weisung zur Umtragung auf die Emittentin bei Zahlungsnachweis 
erteilt. Die Vorlegung gemäß § 801 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) wird 
ersetzt durch ausdrückliches Verlangen der Leistung und Glaubhaftmachung 
der Berechtigung.

1.6 	 Übertragung. Die Schuldverschreibungen sind übertragbar. Übertragungen 
erfolgen nach den Regelungen des eWpG betreffend Verfügungen über elekt-
ronische Wertpapiere in Einzeleintragung. Zur Übertragung des Eigentums an 
einer Schuldverschreibung ist es erforderlich, dass das elektronische Wert-
papier auf Weisung des Veräußerers im Kryptowertpapierregister auf den 
Erwerber umgetragen wird und beide sich darüber einig sind, dass das Eigen-
tum übergehen soll. Die Übertragung der Schuldverschreibung von Wallet zu 
Wallet beinhaltet (i) die Einigung über den Eigentumsübergang und (ii) die 
Weisung des Veräußerers an die Registerführende Stelle, die Schuldverschrei-
bung im Kryptowertpapierregister auf den Erwerber umzutragen. Für den 
Fall einer Ersatzverbriefung erfolgt die Übertragung des Eigentumsrechts an 
den verbrieften Schuldverschreibungen nach den anwendbaren Regelungen 
z.B. von Clearstream (wie nachfolgend unter § 1.8 definiert).

1.7 	 Änderung der Begebungsform. Die Emittentin behält sich gemäß § 6 Abs. 
2 Nr. 2 eWpG ausdrücklich vor, jederzeit während der Laufzeit der Schuld-
verschreibungen ohne Zustimmung der Anleihegläubiger die Begebung der 
Schuldverschreibungen als elektronisches Wertpapier durch ein inhaltsglei-
ches mittels Urkunde begebenes Wertpapier zu ersetzen. Eine Änderung der 
Begebungsform sowie die entsprechenden Anpassungen der Anleihebedin-
gungen werden den Anleihegläubigern nach § 9 dieser Anleihebedingungen 
bekanntgegeben.

1.8 	 Ersatzverbriefung. Als alternative Begebungsform kommt insbesondere die 
konventionelle Verbriefung und Verwahrung der Schuldverschreibungen in 
Betracht („Ersatzverbriefung“). In diesem Fall werden die Schuldverschrei-
bungen zur Gänze durch eine veränderbare Sammelurkunde gemäß § 9a 



140

Depotgesetz („Sammelurkunde“) verbrieft. Einzelurkunden oder Zinsscheine 
werden nicht ausgegeben. Die Sammelurkunde ist daher eine Dauer-Globalur-
kunde gemäß § 9a Abs. 3 S. 2 1. HS Depotgesetz. Den Anleihegläubigern stehen 
bei einer Ersatzverbriefung Miteigentumsanteile an der Sammelurkunde zu. 
Die Sammelurkunde wird im Falle einer Ersatzverbriefung für die Dauer der 
Laufzeit der Schuldverschreibungen von der Clearstream Europe AG (Mer-
genthalerallee 61, 65760 Eschborn; „Clearstream“) verwahrt.

1.9	 Begebung weiterer Schuldverschreibungen. Die Emittentin behält sich vor, 
von Zeit zu Zeit und ohne Zustimmung der Anleihegläubiger, weitere Inha-
berschuldverschreibungen mit gleicher Ausstattung (gegebenenfalls mit Aus-
nahme des Verzinsungsbeginns und/oder des Ausgabepreises) in der Weise zu 
begeben, dass sie mit den Schuldverschreibungen zusammengefasst werden, 
eine einheitliche Anleihe mit ihnen bilden und ihren Gesamtnennbetrag erhö-
hen („Aufstockung“). Der Begriff „Schuldverschreibungen“ umfasst im Falle 
einer solchen Erhöhung auch solche zusätzlich begebenen Schuldverschrei-
bungen. Die Begebung von weiteren Anleihen, die mit den Schuldverschrei-
bungen keine Einheit bilden, oder ähnlichen Finanzinstrumenten bleibt der 
Emittentin vorbehaltlich der nachfolgenden Regelungen dieser Anleihebedin-
gungen ebenfalls unbenommen.

§ 2
Verzinsung, Zinsstundungsoption der Emittentin

2.1 	 Zinssatz und Zinszahlungstage. Die Schuldverschreibungen werden ab 
dem 8. Juli 2026 (einschließlich) („Verzinsungsbeginn“), vorbehaltlich der 
Regelungen nach § 2.3., mit jährlich 10 % („Zinssatz“) auf ihren ausstehen-
den Nennbetrag verzinst. Die Zinsen sind quartalsweise nachträglich jeweils 
am 15. März, 15. Juni, 15. September und 15. Dezember eines jeden Jahres 
(jeweils „Zinszahlungstag“) zahlbar. Dabei ist der Zeitraum ab dem Verzin-
sungsbeginn (einschließlich) bis zum ersten Zinszahlungstag (ausschließlich) 
und danach der Zeitraum von jedem Zinszahlungstag (einschließlich) bis zum 
nächstfolgenden Zinszahlungstag (ausschließlich) jeweils eine „Zinsperiode“. 
Die erste Zinszahlung ist am 15. September 2026 und die letzte Zinszahlung ist 
am 15. Dezember 2033 fällig. Im Falle der Verschiebung des Endfälligkeitstags 
(wie in § 3.2 definiert) ist die letzte Zinszahlung am 15. Dezember 2034 fällig. 
Der Zinslauf der Schuldverschreibungen endet mit Ablauf des Tages, der dem 
Tag vorausgeht, an dem die Schuldverschreibungen zur Rückzahlung fällig 
werden. Tage im Sinne dieser Anleihebedingungen sind Kalendertage, soweit 
nicht abweichend bezeichnet.

2.2 	 Zinsstundungsoption. Die Emittentin ist nach freiem Ermessen berechtigt, 
die Zahlung der in den letzten zwei Jahren vor dem Endfälligkeitstag (wie 
in § 3.1 definiert) bzw. vor dem Verlängerten Endfälligkeitstag (wie in § 3.2 
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definiert) fällig werdenden Zinsen („Gestundete Zinsen“) bis zum Endfällig-
keitstag bzw. bis zum Verlängerten Endfälligkeitstag auszusetzen („Zinsstun-
dungsoption“). Die Ausübung der Zinsstundungsoption erfolgt durch unwi-
derrufliche Erklärung der Emittentin durch die Bekanntmachung gemäß § 9 
gegenüber den Anleihegläubigern. Die Erklärung muss spätestens 30 Kalen-
dertage vor dem ersten von der Stundung betroffenen Zinszahlungstag („Ers-
ter Aufgeschobener Zinszahlungstag“) erfolgen. Die Zinsstundungsoption 
kann unabhängig von der Verlängerungsoption gemäß § 3.2 ausgeübt werden. 
Übt die Emittentin die Verlängerungsoption nach der Ausübung der Zinsstun-
dungsoption aus, bezieht sich die Zinsstundung auf den Zeitraum vom Ersten 
Aufgeschobenen Zinszahlungstag bis zum Verlängerten Endfälligkeitstag.

2.3 	 Erhöhter Zinssatz. Übt die Emittentin die Zinsstundungsoption aus, so erhöht 
sich der Zinssatz für die Schuldverschreibungen um 1 % p.a. („Erhöhter Zins-
satz“). Der Erhöhte Zinssatz beträgt somit 11% p.a. Die Schuldverschreibun-
gen werden ab dem Ersten Aufgeschobenen Zinszahlungstag bis zum Endfäl-
ligkeitstag bzw. bis zum Verlängerten Endfälligkeitstag zum Erhöhten Zinssatz 
verzinst. Die Gestundeten Zinsen werden zusammen mit dem Nennbetrag der 
Schuldverschreibungen am Endfälligkeitstag bzw. am Verlängerten Endfällig-
keitstag zur Zahlung fällig.

2.4 	 Zahlungsverzug. Sofern die Emittentin den jeweiligen ausstehenden Nennbe-
trag einer Schuldverschreibung nicht gemäß § 3.1 Satz 1 am Endfälligkeitstag 
(wie in § 3.1 definiert) zurückzahlt, wird der jeweilige ausstehende Nennbe-
trag einer jeden Schuldverschreibung über den Endfälligkeitstag hinaus mit 
dem gesetzlichen Verzugszinssatz gemäß § 288 Abs. 1 Satz 2 BGB (oder der 
entsprechenden Nachfolgevorschrift) verzinst.

2.5 	 Zinstagequotient. Zinsen, die auf einen Zeitraum von weniger als einem 
Jahr zu berechnen sind, werden auf Basis der tatsächlich verstrichenen Tage, 
geteilt durch 365, berechnet (bzw. falls ein Teil dieses Zeitraums in ein Schalt-
jahr fällt, auf der Grundlage der Summe von (i) der tatsächlichen Anzahl von 
Tagen des Zeitraums, die in dieses Schaltjahr fallen, dividiert durch 366, und 
(ii) der tatsächlichen Anzahl von Tagen des Zeitraums, die nicht in das Schalt-
jahr fallen, dividiert durch 365).

§ 3
Endfälligkeit; Verlängerungsoption der Emittentin; Rückerwerb; Entwertung

3.1 	 Endfälligkeit. Endfälligkeitstag ist der 15. Dezember 2033 („Endfälligkeits-
tag“). Die Schuldverschreibungen werden am Endfälligkeitstag, im Falle der 
Verschiebung des Endfälligkeitstages nach § 3.2, am Verlängerten Endfällig-
keitstag (wie in § 3.2 definiert) zu ihrem Nennbetrag zuzüglich aufgelaufener 
Zinsen, einschließlich der möglichen Gestundeten Zinsen (wie oben unter 2.2 
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definiert) zurückgezahlt, sofern sie nicht vorzeitig zurückgezahlt oder zurück-
erworben worden sind.

3.2 	 Verschiebung des Endfälligkeitstages. Die Emittentin hat die Möglichkeit, 
nach freiem Ermessen durch einseitige Erklärung den Endfälligkeitstag ein-
malig um ein Jahr, d.h. auf den 15. Dezember 2034 („Verlängerter Endfäl-
ligkeitstag“) zu verschieben. Die Erklärung über die Verschiebung des End-
fälligkeitstages ist nur dann wirksam, wenn sie spätestens 14 Kalendertage 
vor dem Endfälligkeitstag nach Maßgabe von § 9 bekanntgemacht wird. Die 
Schuldverschreibungen werden bis zum Verlängerten Endfälligkeitstag mit 
dem jährlichen Zinssatz in Höhe von 10% nach § 2.1 verzinst. Für den Fall der 
Ausübung der Zinsstundungsoption nach § 2.2 werden die Schuldverschrei-
bungen bis zum Verlängerten Endfälligkeitstag mit dem Erhöhten Zinssatz 
von 11% p.a. gemäß § 2.3 verzinst.

3.3	 Rückerwerb. Die Emittentin und/oder ein mit ihr verbundenes Unterneh-
men (im Sinne des § 15 AktG) ist/sind berechtigt, jederzeit im Markt oder auf 
andere Weise Schuldverschreibungen zu erwerben. Schuldverschreibungen, 
welche gemäß dem vorstehenden Satz erworben wurden, können entwertet, 
gehalten oder wiederveräußert werden.

§ 4
Währung; Zahlungen

4.1 	 Währung. Sämtliche Zahlungen auf die Schuldverschreibungen werden in 
Euro geleistet.

4.2 	 Zahlungen von Kapital und Zinsen. Zahlungen von Kapital und Zinsen auf 
die Schuldverschreibungen erfolgen am jeweiligen Zahlungstag (wie in § 4.3 
definiert) durch die Zahlstelle.

4.3 	 Zahlungstag und Fälligkeitstag. Im Sinne dieser Anleihebedingungen ist ein 
„Zahlungstag“ der Tag, an dem, gegebenenfalls aufgrund einer Verschiebung 
gemäß § 4.6, eine Zahlung tatsächlich zu leisten ist, und ein „Fälligkeitstag“ ist 
der in diesen Anleihebedingungen vorgesehene Zahlungstermin ohne Berück-
sichtigung einer solchen Verschiebung.

4.4 	 Zahlstelle. Zahlstelle ist die Emittentin („Zahlstelle“). Die Berechnung von 
Zahlungen aufgrund der Schuldverschreibungen erfolgt durch die Zahlstelle. 
Die Emittentin stellt sicher, dass für die gesamte Zeit, in der Schuldverschrei-
bungen ausstehen, eine Zahlstelle unterhalten wird, um die ihr in diesen 
Anleihebedingungen zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen, und wird zudem, 
solange die Schuldverschreibungen an einer Börse notiert sind, eine Zahlstelle 
mit bezeichneter Geschäftsstelle an dem von den Regeln dieser Börse vorge-
schriebenen Ort unterhalten. Die Emittentin behält sich das Recht vor, jeder-
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zeit die Bestellung der Zahlstelle zu ändern oder zu beenden und eine Nach-
folger-Zahlstelle zu ernennen. Den Anleihegläubigern werden Änderungen 
in Bezug auf die Zahlstelle oder deren Geschäftsstelle umgehend gemäß   § 9 
bekannt gemacht.

	 Auf keinen Fall dürfen sich die Geschäftsräume einer Zahlstelle in den Ver-
einigten Staaten befinden.

4.5 	 Rechtsverhältnis der Zahlstelle zu den Anleihegläubigern. Die Zahlstelle 
handelt ausschließlich als Beauftragte der Emittentin und übernimmt keiner-
lei Verpflichtungen gegenüber den Anleihegläubigern. Es wird kein Auftrags-
verhältnis zwischen der Emittentin und den Anleihegläubigern begründet.

	 Alle Bescheinigungen, Mitteilungen, Gutachten, Festsetzungen, Berechnungen, 
Quotierungen und Entscheidungen, die von der Emittentin nach Maßgabe die-
ser Anleihebedingungen gemacht, abgegeben, getroffen oder eingeholt wer-
den, sind (sofern nicht ein offensichtlicher Irrtum vorliegt) für die Zahlstelle 
und die Anleihegläubiger bindend.

4.6 	 Bankarbeitstage. Ist ein Fälligkeitstag für Zahlungen von Kapital und/oder 
Zinsen auf eine Schuldverschreibung kein Bankarbeitstag, so wird die be-
treffende Zahlung erst am nächstfolgenden Bankarbeitstag geleistet, ohne 
dass wegen dieser Zahlungsverzögerung weitere Zinsen fällig werden. „Bank-
arbeitstag“ bezeichnet dabei jeden Tag (mit Ausnahme von Samstag und 
Sonntag), an dem Kreditinstitute in Deutschland (Referenzort ist Frankfurt am 
Main) für den Publikumsverkehr geöffnet sind und der auch ein T2-Tag ist. 
Samstage und Sonntage sind keine Bankarbeitstage. T2-Tag bezeichnet einen 
Tag, an dem Zahlungen in Euro über T2 (Abkürzung für Trans-European Auto-
mated Realtime Gross Settlement Express Transfers System 2) abgewickelt 
werden.

4.7 	 Hinterlegung. Die Emittentin kann die von den Anleihegläubigern innerhalb 
von zwölf Monaten nach Endfälligkeit nicht erhobenen Beträge an Kapital 
und Zinsen sowie alle anderen gegebenenfalls auf die Schuldverschreibungen 
zu zahlenden Beträge beim für den Sitz der Emittentin zuständigen Amts-
gericht hinterlegen. Soweit die Emittentin auf das Recht zur Rücknahme der 
hinterlegten Beträge verzichtet, erlöschen die betreffenden Ansprüche der 
Anleihegläubiger gegen die Emittentin. Nach Verjährung des Anspruchs der 
entsprechenden Anleihegläubiger erhält die Emittentin die hinterlegten Beträ-
ge zurück.
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§ 5
Steuern

5.1 	 Quellensteuern. Alle Zahlungen, insbesondere Kapitalrückzahlungen und 
Zahlungen von Zinsen, erfolgen ohne Abzug und Einbehaltung von gegen-
wärtigen oder zukünftigen Steuern, Abgaben, Veranlagungen und sonstigen 
Gebühren, die von oder in der Relevanten Steuerjurisdiktion (wie in § 5.4 
definiert) oder für deren Rechnung oder von oder für Rechnung einer dort 
zur Steuererhebung ermächtigten Gebietskörperschaft oder Behörde gegen-
über der Emittentin an der Quelle auferlegt, erhoben oder eingezogen werden 
(jeweils „Quellensteuer“ und zusammen „Quellensteuern“), es sei denn, die 
Emittentin ist zum Abzug und/oder zum Einbehalt gesetzlich verpflichtet.

5.2	 Zusätzliche Beträge. Im Fall des Abzugs oder des Einbehalts einer Quellen-
steuer wird die Emittentin diejenigen zusätzlichen Beträge an Kapital und 
Zinsen („Zusätzlichen Beträge“) zahlen, die erforderlich sind, damit die den 
Anleihegläubigern zufließenden Nettobeträge nach diesem Einbehalt oder Ab-
zug jeweils den Beträgen entsprechen, die ohne einen solchen Einbehalt oder 
Abzug von den Anleihegläubigern empfangen worden wären. Solche Zusätzli-
chen Beträge sind jedoch nicht zahlbar im Hinblick auf Steuern und Abgaben, 
die:

	 a) von einer als Inkassobeauftragter des Anleihegläubigers handelnden Per-
son oder sonst auf andere Weise zu entrichten sind dadurch, dass die Emit-
tentin von den von ihr zu leistenden Zahlungen von Kapital oder Zinsen einen 
Abzug oder Einbehalt vornimmt, oder

	 b) wegen einer gegenwärtigen oder früheren persönlichen oder geschäftli-
chen Beziehung des Anleihegläubigers zu der Relevanten Steuerjurisdiktion 
zu zahlen sind, und nicht allein deshalb, weil Zahlungen auf die Schuldver-
schreibungen aus Quellen in der Relevanten Steuerjurisdiktion stammen 
(oder für Zwecke der Besteuerung so behandelt werden) oder dort besichert 
sind, oder

	 c) aufgrund (i) einer Richtlinie oder Verordnung der Europäischen Union 
betreffend die Besteuerung von Zinserträgen oder (ii) einer zwischenstaat-
lichen Vereinbarung über deren Besteuerung, an der die Relevante Steuerju-
risdiktion oder die Europäische Union beteiligt ist, oder (iii) einer gesetzlichen 
Vorschrift, die diese Richtlinie, Verordnung oder Vereinbarung umsetzt oder 
befolgt, abzuziehen oder einzubehalten sind, oder

	 d) wegen einer Rechtsänderung zu zahlen sind, welche später als 30 Tage 
nach Fälligkeit der betreffenden Zahlung oder, wenn dies später erfolgt, ord-
nungsgemäßer Bereitstellung aller fälligen Beträge und einer diesbezüglichen 
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Bekanntmachung gemäß § 9 wirksam wird, oder

e) 	 von einer Zahlstelle einbehalten oder abgezogen werden, wenn die Zahlung 
von einer anderen Zahlstelle ohne Einbehalt oder Abzug hätte vorgenommen 
werden können.

5.3	 Benachrichtigung. Die Emittentin wird die Zahlstelle unverzüglich be-
nachrichtigen, wenn sie zu irgendeiner Zeit gesetzlich verpflichtet ist, von 
aufgrund dieser Anleihebedingungen fälligen Zahlungen Abzüge oder Einbe-
halte vorzunehmen (oder wenn sich die Sätze oder die Berechnungsmethode 
solcher Abzüge oder Einbehalte ändern).

5.4 	 Relevante Steuerjurisdiktion. Relevante Steuerjurisdiktion bezeichnet die 
Bundesrepublik Deutschland.

5.5 	 Weitere Verpflichtungen. Soweit die Emittentin oder die durch die Emitten-
tin bestimmte Zahlstelle nicht gesetzlich zum Abzug und/oder zur Einbehal-
tung von Steuern, Abgaben oder sonstigen Gebühren verpflichtet ist, trifft sie 
keinerlei Verpflichtung im Hinblick auf abgaberechtliche Verpflichtungen der 
Anleihegläubiger.

§ 6
Vorzeitige Fälligstellung durch die Anleihegläubiger

6.1 	 Ausschluss der ordentlichen Kündigung. Das ordentliche Kündigungsrecht 
der Anleihegläubiger ist ausgeschlossen.

6.2	 Außerordentliche Kündigung. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung 
des jeweiligen Anleihegläubigers aus wichtigem Grund bleibt unberührt und 
kann ganz oder teilweise ausgeübt werden. Ein wichtiger Grund liegt insbe-
sondere bei den nachstehend genannten Fällen vor, in denen jeder Anleihe-
gläubiger berechtigt ist, eine oder mehrere seiner Schuldverschreibungen zu 
kündigen und fällig zu stellen und deren sofortige Rückzahlung zu verlangen, 
wenn

	 a) die Emittentin einen Betrag, der nach diesen Anleihebedingungen fällig 
ist, nicht innerhalb von sieben (7) Tagen nach dem betreffenden Zahlungstag 
zahlt, oder

	 b) die Emittentin allgemein ihre Zahlungen einstellt, ihre Zahlungsunfähig-
keit bekannt gibt oder in Liquidation tritt, außer im Zusammenhang mit einer 
Verschmelzung, Konsolidierung oder einer anderen Form des Zusammen-
schlusses mit einer anderen Gesellschaft oder im Zusammenhang mit einer 
Umwandlung, und diese andere oder neue Gesellschaft alle aus den Schuld-
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verschreibungen folgenden oder im Zusammenhang mit den Schuldverschrei-
bungen bestehenden Verpflichtungen der Emittentin übernimmt, oder

	 c) gegen die Emittentin Zwangsvollstreckungsmaßnahmen wegen Nichtbeglei-
chung von Zahlungsverpflichtungen in Höhe von mindestens EUR 750.000,00 
eingeleitet werden und ein solches Verfahren nicht innerhalb von 30 Tagen 
aufgehoben oder ausgesetzt worden ist, oder

	 d) ein Gericht in der Bundesrepublik Deutschland oder in einem anderen 
Land ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren über das 
Vermögen der Emittentin eröffnet und ein solches Verfahren nicht innerhalb 
von 30 Tagen aufgehoben oder ausgesetzt worden ist, oder die Emittentin ein 
solches Verfahren über ihr Vermögen beantragt, oder

	 e) die Emittentin sonstige wesentliche Vertragsverpflichtungen nach diesen 
Anleihebedingungen verletzt und diese Verletzung auch nach 30 Tagen noch 
besteht.

6.3 	 Erlöschen des außerordentlichen Kündigungsrechts. Das Recht, Schuld-
verschreibungen außerordentlich nach § 6.2 zu kündigen, erlischt, falls der 
jeweilige Kündigungsgrund vor Ausübung des Kündigungsrechts entfallen ist.

6.4 	 Rechtsfolge. Tritt ein Kündigungsgrund nach § 6.2 oder ein anderer, nicht 
in diesen Anleihebedingungen ausdrücklich normierter außerordentlicher 
Kündigungsgrund ein, hat jeder Anleihegläubiger das Recht, seine Schuldver-
schreibungen gemäß den Bestimmungen dieses § 6 einzeln oder vollständig 
zu kündigen und die Rückzahlung seiner Schuldverschreibungen durch die 
Emittentin zu verlangen.

6.5 	 Formelle Voraussetzungen der außerordentlichen Kündigung. Eine Kündi-
gung nach § 6.2 ist durch den Anleihegläubiger schriftlich in deutscher Spra-
che gegenüber der Emittentin zu erklären und zusammen mit dem Nachweis 
in Form eines Registerauszugs, dass der Benachrichtigende zum Zeitpunkt der 
Benachrichtigung Anleihegläubiger ist, persönlich oder durch einfachen Brief 
an die Emittentin zu übermitteln. Der Anleihegläubiger muss entweder den 
Grund der Kündigung nach § 6.2 benennen, oder, sofern der Anleihegläubiger 
die außerordentliche Kündigung auf einen nicht in den Anleihebedingungen 
ausdrücklich benannten Kündigungsgrund stützt, die Umstände darlegen, aus 
denen sich die vorzeitige Fälligstellung nach § 6.2 ergibt. Die Ausübung einer 
Kündigung wird jeweils mit Zugang bei der Emittentin wirksam.
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§ 7
Kündigungsrechte der Emittentin; Positivverpflichtung

7.1 	 Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Emittentin. Die Emittentin ist be-
rechtigt, nachdem sie im Einklang mit § 7.8 die Kündigung mit einer Frist von 
mindestens 30 Tagen und höchstens 60 Tagen zum Wahlrückzahlungstag (wie 
nachstehend definiert) erklärt hat, die ausstehenden Schuldverschreibungen 
insgesamt oder teilweise zum Ablauf von drei Jahren nach dem Verzinsungs-
beginn und danach jederzeit zu dem Wahl-Rückzahlungsbetrag (wie nach-
stehend definiert) nebst etwaigen bis zum relevanten Wahl-Rückzahlungstag 
(ausschließlich) aufgelaufener und noch nicht gezahlter Zinsen zurückzuzah-
len. Eine teilweise Rückzahlung kann nur unter der Voraussetzung erfolgen, 
dass Schuldverschreibungen mit einem Gesamtnennbetrag von mindestens 
EUR 2.000.000,00 gekündigt und zurückgezahlt werden. Im Fall einer teil-
weisen Kündigung erfolgt eine Reduzierung des Nennbetrages aller Schuld-
verschreibungen pro rata. Sofern es zu einer teilweisen Rückzahlung durch 
Reduzierung des ausstehenden Nennbetrags der einzelnen Schuldverschrei-
bungen kommt, wird klargestellt, dass sich Bezugnahmen auf den Nennbetrag 
der Schuldverschreibungen in diesen Anleihebedingungen jeweils auf den 
dann noch ausstehenden Nennbetrag beziehen.

7.2 	 Vorzeitiges Kündigungsrecht der Emittentin aus steuerlichen Gründen. 
Falls infolge einer am oder nach dem Verzinsungsbeginn der Schuldverschrei-
bungen wirksam werdenden Änderung oder Ergänzung der in der Relevan-
ten Steuerjurisdiktion geltenden Rechtsvorschriften oder einer vor diesem 
Zeitpunkt nicht allgemein bekannten Anwendung oder amtlichen Auslegung 
solcher Rechtsvorschriften Quellensteuern auf die Zahlung von Kapital oder 
Zinsen nach diesen Anleihebedingungen anfallen oder anfallen werden und 
die Emittentin aus diesem Grund zur Zahlung Zusätzlicher Beträge verpflich-
tet ist, ist die Emittentin berechtigt, die gesamten Schuldverschreibungen 
des betreffenden Anleihegläubigers (aber nicht nur einzelne davon) unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von mindestens 30 Tagen jederzeit zum 
Vorzeitigen Rückzahlungsbetrag (wie in § 7.6 definiert) am Vorzeitigen Rück-
zahlungstag (wie in § 7.7 definiert) zurückzuzahlen. Eine solche Rückzahlung 
darf jedoch nicht früher als 90 Tage vor dem Zeitpunkt erfolgen, an dem die 
Emittentin erstmals Quellensteuern einbehalten oder zahlen müsste, falls eine 
Zahlung in Bezug auf diese Anleihebedingungen dann geleistet würde.

7.3 	 Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Emittentin auf Grund Geringfü-
gigkeit des ausstehenden Gesamtnennbetrags. Die Emittentin ist berech-
tigt, die noch ausstehenden Schuldverschreibungen insgesamt, nicht jedoch 
teilweise, jederzeit mit einer Frist von mindestens 30 Tagen und höchstens 60 
Tagen durch Bekanntmachung zu kündigen und vorzeitig zum Vorzeitigen 
Rückzahlungsbetrag (wie in § 7.6 definiert) am Vorzeitigen Rückzahlungstag 
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zurückzuzahlen, falls der Gesamtnennbetrag der ausstehenden Schuldver-
schreibungen zu irgendeinem Zeitpunkt unter 20 % des Gesamtnennbetrags 
der ursprünglich begebenen Schuldverschreibungen (einschließlich etwaiger 
nach § 1.9 ausgegebener Schuldverschreibungen) fällt.

7.4 	 Wahl-Rückzahlungsbetrag. Der Wahl-Rückzahlungsbetrag entspricht 101 % 
des Nennbetrags.

7.5 	 Wahl-Rückzahlungstag. Der Wahl-Rückzahlungstag ist derjenige Tag, mit 
Wirkung zu dem die Schuldverschreibungen nach Maßgabe von § 7.1 gekün-
digt wurden.

7.6 	 Vorzeitiger Rückzahlungsbetrag. Vorzeitiger Rückzahlungsbetrag für Zwe-
cke des § 7.2 und des § 7.3 bedeutet 100 % des Nennbetrags zzgl. aufgelaufener 
Zinsen bis zum Vorzeitigen Rückzahlungstag (ausschließlich) (wie in § 7.7 
definiert).

7.7 	 Vorzeitiger Rückzahlungstag. Vorzeitiger Rückzahlungstag für Zwecke des 
§ 7.2 und des § 7.3 ist der 15. Tag nach dem letzten Tag der Frist, innerhalb 
derer eine Kündigung nach § 7.2 oder § 7.3 ausgeübt werden kann.

7.8 	 Bekanntmachung. Die Kündigung der Schuldverschreibungen nach § 7.1, § 
7.2 und § 7.3 durch die Emittentin ist den Anleihegläubigern nach den Be-
dingungen des § 9 bekanntzumachen. Sie ist unwiderruflich und beinhaltet 
im Falle der Kündigung nach § 7.1 die Angabe des Wahl-Rückzahlungstags, 
eine Erklärung, ob die Schuldverschreibungen ganz oder teilweise zurückge-
zahlt werden und im letzteren Fall den Gesamtnennbetrag der ausstehenden 
Schuldverschreibungen sowie des Kündigungsbetrages und den Nennbetrag 
sowie eine Angabe, ob die Kündigung durch Reduzierung des Nennbetrages 
oder durch Auslosung von Schuldverschreibungen erfolgt.

7.9 	 Positivverpflichtung. Die Emittentin verpflichtet sich, auf ihrer Homepage 
ein Investment Framework zu veröffentlichen, welches den Prozess zur Be-
wertung und Auswahl von Unternehmen, in die sie investiert, im Hinblick 
auf die Berücksichtigung messbarer positiver Auswirkungen des jeweiligen 
Geschäftsmodells auf die Umwelt und/oder die Gesellschaft beschreibt. Die 
Emittentin verpflichtet sich, mindestens 85 % ihrer Mittel aus den Schuldver-
schreibungen in Investments in Zielunternehmen zu tätigen, deren Geschäfts-
modell solche positiven Auswirkungen im Sinne des Investment Frameworks 
hat (klarstellend: das Investment Framework sieht vor, dass die Emittentin 
im Umfang von 20 % auch in andere Unternehmen investieren kann – diese 
Investitionen, wenn es sie denn gibt, erfolgen jedoch nicht mit den Mitteln 
der Schuldverschreibungen). Die Emittentin verpflichtet sich außerdem, 
jährlich bis zum 30. Juni eines Jahres einen durch einen qualifizierten exter-
nen Dienstleister im Auftrag von und in Zusammenarbeit mit der Emittentin 
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erstellten Impact Bericht auf ihrer Homepage zu veröffentlichen. Der Bericht 
wird in zumindest zusammengefasster Form einen Überblick geben über den 
Status der Emittentin und ihrer wesentlichen Beteiligungen in Bezug auf die 
Einhaltung des Investment Frameworks einschließlich der Nachhaltigkeitszie-
le, welche die Emittentin sich und ihren wesentlichen Beteiligungsgesellschaf-
ten gesetzt hat. Wesentliche Beteiligungen sind alle Beteiligungen, die 10 % 
oder mehr der Bilanzsumme der Emittentin ausmachen. Die Emittentin macht 
sich den jährlichen Impact Bericht jeweils zu eigen, so dass es sich nicht um 
einen externen Sachverständigenbericht im eigentlichen Sinne handelt.

§ 8
Status

Die Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen stellen unmittelbare, unbedingte, 
nicht besicherte und nicht nachrangige Verpflichtungen der Emittentin dar und stehen 
im gleichen Rang mit allen anderen nicht besicherten und nicht nachrangigen derzeiti-
gen und zukünftigen Verbindlichkeiten der Emittentin, soweit nicht zwingende gesetz-
liche Bestimmungen etwas anderes vorschreiben.

§ 9
Bekanntmachungen

Bekanntmachungen der Emittentin, welche die Schuldverschreibungen betreffen, wer-
den auf der Internetseite der Emittentin unter https://dn-ag.com43 im Bereich „Investor 
Relations“ unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033“ (oder einer anderen Internetseite, die 
mindestens sechs Wochen zuvor in Übereinstimmung mit diesen Vorschriften von der 
Emittentin bekanntgemacht wurde), veröffentlicht. Eine solche Bekanntmachung wird 
gegenüber den Anleihegläubigern mit dem Tag ihrer Veröffentlichung (oder bei mehre-
ren Mitteilungen mit dem Tage der ersten Veröffentlichung) wirksam, falls die Bekannt-
machung kein späteres Datum vorsieht. Falls und soweit die bindenden Vorschriften 
des geltenden Rechts oder die Regularien einer Börse, an der die Schuldverschreibun-
gen notiert sind, andere Arten der Veröffentlichung vorsehen, müssen solche Veröffent-
lichungen zusätzlich und wie vorgesehen erfolgen.

§ 10
Vorlegungsfrist; Vorlegung

Die in § 801 Abs. 1 Satz 1 BGB bestimmte Vorlegungsfrist wird für die Schuldverschrei-
bungen auf fünf Jahre verkürzt. Erfolgt die Vorlegung, so verjährt der 

43 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden

https://dn-ag.com
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 Anspruch in zwei Jahren von dem Ende der Vorlegungsfrist an. Erfolgt die Vorlegung 
nicht, so erlischt der Anspruch mit dem Ablauf der Vorlegungsfrist. Die Vorlegung einer 
Schuldverschreibung im Sinne des § 801 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) erfolgt  
 
durch ausdrückliches Verlangen der Leistung unter Glaubhaftmachung der Berechti-
gung.

§ 11
Änderungen der Anleihebedingungen

11.1 	 Änderung der Anleihebedingungen. §§ 5 bis 22 des Gesetzes über Schuldver-
schreibungen aus Gesamtemissionen (Schuldverschreibungsgesetz - SchVG) 
findet auf die Schuldverschreibungen und diese Anleihebedingungen Anwen-
dung. Infolgedessen können die Anleihegläubiger Änderungen der Anleihebe-
dingungen - einschließlich der einzelnen oder aller Maßnahmen nach § 5 Abs. 
5 des Schuldverschreibungsgesetzes sowie einem Wechsel des Kryptowertpa-
pierregisters im Sinne des § 22 eWpG - durch Mehrheitsbeschluss zustimmen 
und einen gemeinsamen Vertreter für die Wahrnehmung ihrer Rechte bestel-
len.

11.2 	 Abstimmung ohne Versammlungen. Alle Abstimmungen gemäß dem 
Schuldverschreibungsgesetz werden ausschließlich im Wege der Abstimmung 
ohne Versammlung durchgeführt, sofern die Emittentin nicht im Einzelfall 
etwas anderes entscheidet. Eine Gläubigerversammlung findet des Weiteren 
statt, wenn der Abstimmungsleiter diese gemäß § 18 Abs. 4 Satz 2 des Schuld-
verschreibungsgesetzes einberuft.

11.3 	 Stimmrechtsausübung. Zur Ausübung der Stimmrechte bei einer Abstim-
mung ohne Versammlung bzw. Teilnahme an der Gläubigerversammlung und 
Ausübung der Stimmrechte in der Gläubigerversammlung sind nur diejenigen 
Anleihegläubiger berechtigt, die sich innerhalb der gesetzlichen Frist bei der 
in der Einberufung bezeichneten Stelle in Textform (§ 126b BGB) in deut-
scher oder englischer Sprache angemeldet haben. In der Einberufung können 
weitere Voraussetzungen für die Ausübung der Stimmrechte bzw. Teilnahme 
an der Gläubigerversammlung, insbesondere das Erbringen eines geeigneten 
Identitätsnachweises und die Festlegung eines Stichtags für diesen Nachweis, 
der auch bis zu 14 Tage vor dem Tag der Gläubigerversammlung liegen darf 
(record date in Anlehnung an § 121 AktG), durch die Emittentin geregelt wer-
den.
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§ 12
Verschiedenes

12.1 	 Anwendbares Recht. Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie 
sämtliche sich aus den Schuldverschreibungen und diesen Anleihebedingun-
gen ergebenden Rechte und Pflichten der Anleihegläubiger und der Emit-
tentin bestimmen sich in jeder Hinsicht nach Recht des Staates, unter dessen 
Aufsicht die registerführende Stelle steht, in deren elektronischem Wertpa-
pierregister die Schuldverschreibungen eingetragen sind. Steht die register-
führende Stelle nicht unter Aufsicht, so ist der Sitz der registerführenden 
Stelle maßgebend. Ist der Sitz der registerführenden Stelle nicht bestimmbar, 
so ist der Sitz der Emittentin maßgebend.

12.2 	 Erfüllungsort. Erfüllungsort für die Verpflichtungen aus den Schuldver-
schreibungen ist der Sitz der Emittentin, soweit nicht zwingende gesetzliche 
Vorschriften etwas anderes bestimmen.

12.3 	 Gerichtsstand. Nichtausschließlicher Gerichtsstand für alle Rechtsstreitig-
keiten aus den in diesen Anleihebedingungen geregelten Angelegenheiten ist 
der Sitz der Emittentin, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften etwas 
anderes bestimmen.

12.4 	 Teilunwirksamkeit. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Anleihebedingun-
gen insgesamt oder teilweise unwirksam sein oder unwirksam werden oder 
eine an sich notwendige Regelung nicht enthalten, so wird hierdurch der übri-
ge Inhalt dieser Anleihebedingungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen 
Bestimmung oder zur Ausführung der Regelungslücke soll, soweit rechtlich 
möglich, eine dem wirtschaftlichen Sinn und Zweck der unwirksamen Be-
stimmung bzw. dem Sinn dieser Anleihebedingungen entsprechende Regelung 
erfolgen.
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XIII. Gründe für das 
Angebot, Verwendung 
der Erlöse und 
gegebenenfalls ESG-
bezogene Informationen

Dieser Prospekt wurde zum Zweck des öffentlichen Angebots der Schuldverschreibun-
gen erstellt.

Den Inhabern der Umtauschschuldverschreibungen (wie oben im Abschnitt II.5 f) 
definiert) wird angeboten, anstelle einer Bareinzahlung des Ausgabebetrags ihre Um-
tauschschuldverschreibungen während der Umtauschfrist (wie oben im Abschnitt „IX. 
EINZELHEITEN ZUM ANGEBOT, 1. Gegenstand des Angebots“ definiert) in mit diesem 
Prospekt angebotene Schuldverschreibungen der Tranche B umzutauschen. Grund für 
diese Umtauschoption ist es, auf diese Weise die bei Fälligkeit der Umtauschschuldver-
schreibungen entstehenden Rückzahlungspflichten und einen daraus resultierenden, 
potentiellen Liquiditätsabfluss zu verringern. Ein weiterer Grund für die Umtausch-
option ist die wertneutrale 1:1-Umstellung der bestehenden Umtauschschuldver-
schreibungen auf eine nach dem eWpG begebene Tranche B, um die Verwaltung und 
Übertragbarkeit zu vereinfachen. Anleger erhalten eine unmittelbare, registerbasier-
te Inhaberschaft mit Sicherung der privaten kryptografischen Schlüssel durch den 
Qualifizierten Kryptoverwahrer im persönlichen Wallet und schnellen, papierlosen 
Übertragungen (Wallet-zu-Wallet). Zugleich soll durch die Einbettung in das deutsche 
eWpG-Recht sowie die mögliche Option einer späteren Ersatzverbriefung die Anschluss-
fähigkeit an die klassische Verwahrung sichergestellt werden. Die Laufzeit der Schuld-
verschreibungen verlängert sich im Fall des Umtauschs. Endfälligkeitstag der Um-
tauschschuldverschreibungen ist der 15. Dezember 2030, wohingegen Endfälligkeitstag 
der mit diesem Prospekt angebotenen Schuldverschreibungen der Tranche B grund-
sätzlich erst der 15. Dezember 2033 ist. Die Emittentin hat darüber hinaus ein Recht, 
den Endfälligkeitstag um ein Jahr, mithin auf den 15. Dezember 2034, zu verschieben. 
Die Mehrheitsaktionärin der Emittentin, die SP 1 Equity GmbH, hält Umtauschschuld-
verschreibungen der Unternehmensanleihe 2025/2030 im Gesamtnennbetrag von EUR 
3,55 Mio. Diese Umtauschschuldverschreibungen hat die SP 1 Equity GmbH im Wege 
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eines Umtausches ihrer Schuldverschreibungen der Unternehmensanleihe 2024/2029 
der Emittentin (ISIN: DE000A383C76) gegen die Umtauschschuldverschreibungen er-
worben. Im Rahmen der Zeichnungen durch die SP1 Equity GmbH der Schuldverschrei-
bungen der Unternehmensanleihe 2024/2029 wurde der Kaufpreis für die erworbenen 
Schuldverschreibungen der Unternehmensanleihe 2024/2029 in Höhe von EUR 4,2 Mio. 
nicht in bar erbracht, sondern durch Aufrechnung mit Verbindlichkeiten der Emitten-
tin gegenüber der SP1 Equity GmbH aus einem Verrechnungskonto, das zwischen der 
Emittentin und der SP 1 Equity GmbH geführt wurde, so dass eine Barzahlung an die 
Emittentin weder für den Erwerb der Schuldverschreibungen der Unternehmensanlei-
he 2024/2029 noch bei dem Umtausch gegen die Umtauschschuldverschreibungen von 
der SP 1 Equity GmbH erfolgte. Die Zinsen aus diesen Umtauschschuldverschreibungen 
stehen der SP 1 Equity GmbH als Anleihegläubigerin nach Maßgabe der Anleihebedin-
gungen zu und sind bei Fälligkeit von der Emittentin an die SP 1 Equity GmbH auszu-
zahlen. Es ist- nach Kenntnisstand der Emittentin von der SP 1 Equity GmbH –nicht 
beabsichtigt, von der Umtauschoption Gebrauch zu machen.

Der Emittentin fließt im Rahmen des öffentlichen Angebots bei Vollplatzierung durch 
Barzeichnung bei der Tranchen A und B ein Bruttoemissionserlös in Höhe von EUR 125 
Mio. abzüglich der von der Emittentin zu tragenden Emissionskosten zu. Im Falle des 
Umtauschs statt Barzahlung für die gezeichneten Schuldverschreibungen der Tranche B 
werden der Emittentin keine Erlöse zufließen. Soweit Inhaber der Umtauschschuldver-
schreibungen von der Umtauschoption Gebrauch machen, reduziert dies den maxima-
len Bruttoemissionserlös sowie Nettoemissionserlös entsprechend. Die von der Emit-
tentin zu tragenden Emissionskosten belaufen sich im Falle der Vollplatzierung durch 
Barzeichnung beider Tranchen A und B auf ca. EUR 13.183.850,00. Davon sind ca. EUR 
12,5 Mio. geschätzte Vertriebsprovisionen, ca. EUR 400.000,00 Kosten der Ownity AG 
für die Tokenisierung der Schuldverschreibungen der Tranche B sowie für die Entwick-
lung und Abbildung der digitalen Zeichnungsstrecke, ca. EUR 50.000,00 die geschätzten 
Kosten für Marketing, ca. EUR 33.850,00 Gebühren der BaFin und ca. EUR 200.000,00 
sonstige Berater- und Bankenkosten. Bei einem Bruttoemissionserlös in Höhe von 
EUR 125 Mio. ist der Nettoemissionserlös daher - bei vollständiger Platzierung – EUR 
111.816.150,00. Sollten nicht alle Schuldverschreibungen platziert werden, fällt der Net-
toemissionserlös entsprechend niedriger aus.

Der Nettoemissionserlös soll zu 15 % in das Working Capital der Emittentin und zu 85% 
in bestehende und/oder neue Beteiligungsunternehmen der Emittentin, die die Krite-
rien des Investment Frameworks erfüllen, investiert werden, und zwar in Form von 
Kapitalerhöhungen oder Anleihen oder in Einzelfällen durch Gesellschafterdarlehen. 
Ziel ist es, die Marktpositionen der Beteiligungen zu stärken, um eine positive finan-
zielle Entwicklung der Portfoliounternehmen zu fördern und langfristig eine profitable 
Veräußerung zu ermöglichen. Die Investition in Beteiligungen soll dabei ausschließlich 
in solche Beteiligungen erfolgen, die gemäß dem auf der Homepage der Emittentin 
veröffentlichten Investment Framework der Emittentin eine messbare positive Wir-
kung auf Umwelt und/oder Gesellschaft haben (vgl. dazu die Darstellung im Abschnitt 
„V.WACHSTUMSSTRATEGIE UND ÜBERSICHT ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT“ mit 
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weiteren Einzelheiten). Das Investment Framework sieht vor, dass die Emittentin im 
Umfang von 20 % auch in andere Unternehmen investieren kann – diese Investitionen, 
wenn es sie denn gibt, erfolgen jedoch nicht aus dem Nettoemissionserlös. Es gibt noch 
keine konkreten Verwendungspläne und demgemäß auch keine Priorisierung einzelner 
Verwendungen.

Die Emittentin beabsichtigt, die Nettoemissionserlöse grundsätzlich innerhalb eines 
Zeithorizonts von maximal 3-6 Monaten nach Begebung der Anleihe 2026/2033 voll-
ständig den vorgesehenen Verwendungen zuzuteilen. Keine Zwischenanlagen sowie 
kein Ring Fencing (separate Bank- oder Buchhaltungskonten) und Tracking sind für 
die Verwaltung des Nettoemissionserlöses vorgesehen. Der jährliche Impact Bericht 
fokussiert sich darauf, ob die Beteiligungen der Emittentin dem Investment Framework 
entsprechen und wie diese sich entwickeln. Er enthält keine Angaben dazu, zu welchem 
Anteil die Erlöse aus der Anleihe 2026/2033, der Gegenstand dieses Prospekts ist, bereits 
Zielunternehmen mit positiven Auswirkungen im Sinne des Investment Frameworks 
zugeteilt sind. Der Vorstand der Emittentin berichtet dem Aufsichtsrat regelmäßig zur 
Mittelverwendung gemäß dem Investment Framework. Es wird sichergestellt, dass es 
vor einem Investment eine entsprechende Bewertung eines Unternehmens gibt. In dem 
jeweiligen Jahresabschluss der Emittentin werden die entsprechenden Investmentgrö-
ßen abgebildet. Der Jahresabschluss der Emittentin wird durch einen unabhängigen 
Wirtschaftsprüfer geprüft.
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XIV. Interessen- 
konflikte

Die SP 1 Equity GmbH als Hauptaktionärin der Emittentin mit der Beteiligung von 87,25 
% an dem Grundkapital der Gesellschaft hat ein geschäftliches Interesse an der Durch-
führung des Angebotes, da die Emissionserlöse zur Finanzierung des weiteren Wachs-
tums der Emittentin eingesetzt werden sollen.

Die swisspartners Versicherung AG mit Sitz in Vaduz, Liechtenstein (Reg. Nr. FL-
0002.057.024-5) ist alleinige Gesellschafterin der SP 1 Equity GmbH. Die swisspartners 
Group AG mit Sitz in Zürich, Schweiz (Reg. Nr. CHE-407.083.638), hält wiederum 100 % 
der Aktien an der swisspartners Versicherung AG. Beide Gesellschaften halten daher 
mittelbar die Mehrheitsbeteiligung an der Emittentin und haben ebenfalls ein Eigen-
interesse an der Durchführung der angebotsgegenständlichen Anleiheemission wegen 
der Verbesserung der Liquiditätssituation der Emittentin bei einer ganzen oder teilwei-
sen Durchführung des Angebots.

Die Emittentin hat mit der IISII AG mit Sitz in Wiesbaden (HRB 36079) eine Vermitt-
lungsvereinbarung im Zusammenhang mit der Ausgabe der Anleihe geschlossen. Die 
IISII AG wird nach diesem Vertrag eine Platzierungsgebühr in Höhe von 10 % des 
jeweiligen Emissionserlöses im Rahmen des Angebotes erhalten. Die IISII AG handelt 
als vertraglich gebundener Vermittler gemäß § 3 Abs. 2 des Wertpapierinstitutsgesetzes 
(WpIG) unter dem Haftungsdach der Anton v. Below GmbH & Co KG mit Sitz in Ham-
burg. Es besteht ein möglicher Interessenkonflikt, da die IISII AG eine erfolgsabhängige 
Vergütung erhält und damit ein wirtschaftliches Eigeninteresse an einer möglichst 
hohen Platzierung der Schuldverschreibungen hat, das nicht notwendigerweise mit den 
Interessen der Anleger übereinstimmt.

Insofern haben die vorgenannten Unternehmen auch ein wirtschaftliches Interesse an 
der erfolgreichen Durchführung des Angebots, aus dem sich ein möglicher Interessen-
konflikt ergeben kann. Dieses Eigeninteresse stimmt nicht notwendigerweise mit den 
Interessen der Anleger überein, da die Anleger vorrangig an der sicheren Verzinsung 
und Rückzahlung ihrer Schuldverschreibungen interessiert sind, während die Hauptak-
tionärin und ihre mittelbaren Gesellschafter primär an der Wertsteigerung und Ent-
wicklung der Emittentin und deren Beteiligungsportfolio interessiert sind. Zudem hält 
die SP 1 Equity GmbH selbst Umtauschschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag 
von EUR 3,55 Mio., sodass sie auch als Anleihegläubigerin ein wirtschaftliches Eigenin-
teresse an der Durchführung des Umtauschangebots hat.



156

Weitere Interessen von Seiten natürlicher und juristischer Personen, die an der Emis-
sion bzw. dem öffentlichen Angebot beteiligt sind, sind nicht bekannt.
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XV. Verfügbare 
Dokumente

Während der Gültigkeitsdauer des Prospekts können folgende Unterlagen auf der Inter-
netseite der Emittentin unter https://dn-ag.com44 im Bereich „Investor Relations“ einge-
sehen werden:

(i) 	 die aktuelle Satzung der Emittentin;
(ii) 	 der geprüfte Jahresabschluss der Gesellschaft für das Geschäftsjahr zum 31. 

Dezember 2025;
(iii) 	 das Investment Framework;
(iv) 	 der Impact Bericht 2026.

Dieser Wertpapierprospekt kann für die Dauer von zehn Jahren nach seiner Veröffent-
lichung auf der Internetseite der Emittentin unter https://dn-ag.com44 im Bereich „In-
vestor Relations“ unter der Rubrik „Anleihe 2026/2033“ eingesehen werden. Falls die 
Emittentin einen Nachtrag zu diesem Prospekt gemäß Artikel 23 Prospektverordnung 
erstellt und von der BaFin billigen lässt, kann dieser in derselben Art und Weise wie 
dieser Prospekt eingesehen werden.

44 Die Angaben auf der Webseite sind nicht Teil des Prospekts, sofern diese nicht mittels Verweises in den 
Prospekt aufgenommen wurden

https://dn-ag.com
unter https://dn-ag.com


158

XVI. Aufnahme mit- 
tels Verweis gemäß 
Artikel 19 der (EU) 
2017/1129

Folgende Finanzdaten der DN Group AG, welche zuvor oder gleichzeitig auf elektroni-
schem Wege von der Emittentin veröffentlicht und bei der BaFin in einem durchsuch-
baren elektronischen Format vorgelegt wurden, werden anstelle eines gesonderten 
Finanzteils als historische Finanzinformationen im Sinne von Punkt VIII. des Anhangs 
VIII. der Prospektverordnung per Verweis gemäß Art. 19 Abs. 1 lit. d) der Verordnung 
(EU) 2017/1129 in diesen Prospekt einbezogen und sind Teil davon:

Nach nationalen deutschen Rechnungslegungsstandards gemäß den Vorgaben 
des Handelsgesetzbuches (HGB) aufgestellter, geprüfter Jahresabschluss für das 
Geschäftsjahr zum 31. Dezember 2025 unter Verweis auf das Dokument Jahresab-
schluss 2025.

Eine elektronische Version der mittels Verweis aufgenommenen Informationen ist auch 
auf der Webseite der Emittentin verfügbar und kann über folgenden Hyperlink abgeru-
fen werden:

https://deutsche-nachhaltigkeit.com/assets/documents/DN-Group_JAP2025_Bestaeti-
gungsvermerk_20260424_FINAL.pdf

Bilanz .......................................................................................................... Seite* 8f. des Dokuments
Gewinn- und Verlustrechnung .............................................................. Seite*10 des Dokuments
Anhang………………. ................................................................... Seiten* 11 bis 16 des Dokuments
Bestätigungsvermerk .................................................................... Seiten* 3 bis 6 des Dokuments

* Die Seitenzahlen beziehen sich auf den gesamten Umfang des Jahresabschlusses zum 
31. Dezember 2025 und nicht auf die Seitenzahlen der einzelnen Bestandteile des Doku-
ments.

Die in dem Abschluss weiteren enthaltenen Informationen, die über die vorgenannten, 
in diesen Prospekt einbezogenen Informationen hinausgehen, sind für den Anleger 
nicht relevant und werden nicht per Verweis in diesen Prospekt einbezogen.

https://deutsche-nachhaltigkeit.com/assets/documents/DN-Group_JAP2025_Bestaetigungsvermerk_20260424_FINAL.pdf
https://deutsche-nachhaltigkeit.com/assets/documents/DN-Group_JAP2025_Bestaetigungsvermerk_20260424_FINAL.pdf
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